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Vorwort 

Sowohl in der wissenschaftlichen als auch in der öffentlichen  Diskussion stehen 
Fragen der Umgestaltung des Βildungswesens ganz oben auf der Tagesordnung. 
Das hat vielfältige Ursachen. Diese gründen sich nicht nur auf den klassischen 
Zielkonflikt zwischen Effizienz  und Gerechtigkeit, sondern reflektieren  auch Fol-
gewirkungen des technischen Fortschritts sowie die zunehmende Internationalisie-
rung der Bildungssysteme. Die in der Bundesrepublik Deutschland stattfindende 
Reformdiskussion folgt damit auch einem Anpassungszwang des „Marktes für 
Humankapital" an die Gegebenheiten des wirtschaftlichen Wettbewerbs innerhalb 
und zwischen hochentwickelten Industrieländern. 

Mit welchem Ziel und auf welche Weise sollte das Bildungssystem verändert 
werden? Offensichtlich  haben gesamtwirtschaftliche und institutioneninterne Effi-
zienzziele eine hohe Priorität. Mögliche Wege dorthin berühren in zentraler Weise 
die Themen Deregulierung und Finanzierung, was häufig in die nicht immer hilf-
reiche bildungspolitische Grundsatzdebatte Markt versus Staat hinüberführt.  Die 
ökonomische Theorie benennt eine Reihe von Faktoren, die einen staatlichen Ein-
griff  rechtfertigen  könnten, wobei übrigens Produktion und Finanzierung stets aus-
einandergehalten werden sollten. Stichworte sind: positiver externer Effekt,  un-
vollkommener Kapitalmarkt sowie Unsicherheit. Doch diese vogelperspektivische 
Sicht läßt offen,  wie weit der staatliche Einfluß eigentlich gehen soll. Nimmt 
man betriebswirtschaftliche  Aspekte der Organisation sowie soziologische und 
selbst politikwissenschaftliche Aspekte hinzu, und berücksichtigt man neben den 
Schwierigkeiten einer klaren Zieldefinition des Β ildungs wesens überdies die oft 
unklare Relation zwischen Inputs und Output, so wird die Vielschichtigkeit der 
hier in einem sich ständig wandelnden Umfeld zu klärenden Fragen deutlich. Es ist 
ein Anliegen dieses Bandes, die bildungsökonomische Rolle des Staates vor die-
sem Hintergrund in einigen Ausschnitten neu zu beleuchten. 

Die vorgelegten Beiträge greifen aktuelle Probleme der Deregulierung und 
Finanzierung des Bildungswesens auf vier verschiedenen Ebenen auf: der der 
Schule, der des Dualen Systems, der der Hochschule und der der Weiterbildung. 

Die Erörterungen zur Schulebene werden eröffnet  durch den Aufsatz „Schul-
autonomie im Licht mikroökonomischer Bildungsforschung" von Manfred  Weiß. 
Deregulierung, Dezentralisierung und Autonomisierung gehören inzwischen zu 
den Kernbegriffen  einer steuerungsstrategischen Umorientierung im staatlichen 
Schulwesen. Der Autor gibt einen Überblick über die bisher vorliegenden nationa-
len und internationalen Reformerfahrungen,  wobei er sich insbesondere auf Ver-
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6 Vorwort 

änderungen in den Bereichen Mittelaufbringung, interne Ressourcenallokation und 
Wettbewerb konzentriert. Eine vor dem Hintergrund der Mikro-Bildungsökonomie 
erfolgende Bewertung kommt u.a. zu dem Schluß, daß die vielerorts eingeleitete 
Umstellung der institutionellen Finanzierung auf budgetorientierte Verfahren  so-
wie die Erweiterung der einzelschulischen Dispositionsfreiheit  über Ressourcen zu 
einer Verbesserung der Effizienz  beitragen konnten. Kaum ausgeschöpft seien da-
gegen bisher Rationalisierungspotentiale, die die schulische Produktionsfunktion 
betreffen.  Das Denken in Kostenwirksamkeitskategorien sei der Schulpraxis weit-
gehend fremd. Dies ließe sich dadurch ändern, daß Handlungsalternativen for-
muliert sowie eine Kosten und Effektivität  abwägende Bewertung im Prozeß der 
schulinternen Programm- und Haushaltsplanung institutionalisiert würden. Der in 
einigen angelsächsischen Ländern eingeschlagene Weg, Qualitätssicherung durch 
die gezielte Schaffung  von Quasi-Märkten dem Wettbewerb zu übertragen, wird 
vom Verfasser  eher kritisch beurteilt. 

Uschi  Backes-Gellner  und Heiko  Weckmüller  befassen sich mit einem in die 
Diskussion geratenen Schultyp: „Ist das Ende der Hauptschule aufzuhalten?" Den 
seit den sechziger Jahren abnehmenden Hauptschüleranteil im deutschen Schul-
system untermauern die Autoren mit Hilfe eines informationsökonomischen 
Modells des Schul wähl Verhaltens. Der Schulabschluß wird dabei als ein Produk-
tivitätssignal gewertet, das maßgeblichen Einfluß auf das erwartete Lebenseinkom-
men ausübt und als Richtschnur elterlicher Entscheidungen dient. Im Gegensatz 
zu einem System mit intertemporal stabilen Qualitätsstandards an den höheren 
Schulen führten schülerzahlenabhängige Anreize zu einer kontinuierlichen Erosion 
der Leistungsanforderungen.  Die resultierende Tendenz zur Wahl höherer Schul-
abschlüsse sei, so die Autoren, eine wesentliche Ursache der Krise der Haupt-
schule. Empirische Befunde zur Leistungsfähigkeit von Beruf seinsteigern bestä-
tigen diese Abwärtsspirale. Falls ein Ende der Hauptschule politisch nicht ge-
wünscht ist, sollten sich regulierende Eingriffe  nicht auf die Hauptschulen allein, 
sondern insbesondere auch auf die höheren Schulen konzentrieren. Dazu ent-
wickeln die Verfasser  mehrere Ansatzpunkte, die hier unter den Stichworten Siche-
rung der Qualitätsstandards in weiterführenden Schulen (Beispiel: Zentralabitur), 
Kosteninternalisierung alternativer Schultypen und Präzision der Leistungsmes-
sung zusammengefaßt seien. 

Mit der Abhandlung „Dualisierung des Bildungssystems: Vollzogene und an-
visierte Einschränkungen des Staatsmonopols" von Hermann  Schmidt  wird die 
Ebene des Dualen Systems in der Bundesrepublik Deutschland betreten. Der Bei-
trag enthält eine detaillierte Analyse der Dualen Ausbildung, ihrer unterschied-
lichen Ausprägungen, ihrer Organisation und ihrer Kostenstruktur. Frühere Über-
legungen zur Dualisierung eines Teils des Bildungssystems im Anschluß an die 
Pflichtschule verfolgten in erster Linie die Strategie, die Durchlässigkeit vom be-
ruflichen ins allgemeine Bildungswesen zu erhöhen. Vor dem Hintergrund der ins-
gesamt eher enttäuschenden Erfahrungen in der bildungspolitischen Praxis, hier 
eine wirkliche Gleichwertigkeit zu erreichen, stellt der Autor neue Überlegungen 
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zu einem eigenständigen dualisierten Bildungssystem an, das sich u.a. an folgen-
den Thesen orientiert: Dualität von Lernen und Arbeiten sei für berufliche Aus-
und Weiterbildung die optimale Organisationsform,  die Rahmenbedingungen des 
Dualen Systems der Berufsausbildung ließen sich auf andere Teilbereiche des 
Bildungssystems übertragen (Weiterbildung, Hochschule), und die Dualisierung 
des Bildungssystems übe einen positiven Effekt  auf die Zeit- und Kostenökonomie 
des gesamten Bildungswesens aus. 

Der Ausbildungsstellenmarkt im Dualen System der Bundesrepublik Deutsch-
land ist Kerngegenstand einer umfassenden theoretischen und empirischen Ana-
lyse von Renate Neubäumer.  In ihrem Beitrag »„Ausbildung über oder unter 
Bedarf4 und die Finanzierung der Dualen Ausbildung - theoretische Erklärungen, 
empirische Ergebnisse und wirtschaftspolitische Schlußfolgerungen" wendet die 
Verfasserin  einen um Aspekte der Transaktionskostentheorie erweiterten Human-
kapitalansatz auf das Konzept des segmentierten Arbeitsmarktes an, um das Phä-
nomen von Ausbildung über und unter Bedarf  zu erklären. Ihre empirische Unter-
suchung verdeutlicht, daß große berufsspezifische  Kostenunterschiede sowie die 
mit der Höhe der Ausbildungskosten zusammenhängenden Arbeitsmarktchancen 
der Ausgebildeten (Beschäftigungsrisiken, Einkommensaussichten, Arbeitsbedin-
gungen) zentrale Ursachen einer Ausbildung über oder unter Bedarf  sind. Daraus 
ergäbe sich für die Wirtschaftspolitik, daß etwa eine Pauschalförderung  des Lehr-
stellenangebots abzulehnen sei, eine berufsspezifische  Ausbildungsumlage dage-
gen sinnvoll wäre. Der Staat sollte gezielt diejenigen Ausbildungsberufe fördern, 
bei denen positive externe Effekte  trotz einer Ausbildung über Bedarf  zu einem 
Fachkräftemangel führen und die den Absolventen vergleichsweise gute Arbeits-
marktchancen bieten. 

Der hohen bildungspolitischen Aktualität des Hochschulbereichs wird im vorlie-
genden Band durch fünf  eigene Beiträge nur zu dieser Ebene Rechnung getragen. 
In seinem Papier „Mehr Zukunftsfähigkeit  durch ein neues Verhältnis des Staates 
zu Bildung und Wissenschaft" tritt Ulrich  van Lith  für eine stärkere Einbindung 
marktwirtschaftlicher  Elemente in die institutionelle Ausgestaltung des Bildungs-
systems ein. Da der volkswirtschaftliche Humankapitalbestand als Folge der Glo-
balisierung und des schnellen technischen Fortschritts einer beschleunigten Ab-
schreibungsrate unterläge, komme der Qualität, der Leistungsfähigkeit, der Flexi-
bilität und der Innovationskraft  des Bildungs- und Wissenschaftssystems eine im-
mer wichtiger werdende Bedeutung zu. Die staatlichen Schulen und Universitäten 
täten sich schwer, den neuen Anforderungen  zu entsprechen. Der Autor plädiert 
daher für die Einrichtung des Wettbewerbs als institutionelles Entdeckungsverfah-
ren von Bildungs- und Wissenschaftszielen sowie von Mitteln und Methoden. Der 
Staat solle im Kern nur eine ordnungsgebende Funktion sowie gewisse Aufsichts-
funktionen übernehmen. Neben einer theoretischen Begründung des von ihm 
vorgeschlagenen neuen Regulierungsrahmens stellt der Verfasser  eine Reihe von 
praktischen Einzelmaßnahmen zur schrittweisen Verwirklichung seines Konzeptes 
vor. 
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Sowohl der nationale intertemporale Trend als auch ein internationaler Ver-
gleich verdeutlichen, daß sich die Finanzausstattung der Hochschulen in Deutsch-
land seit langem auf einem sehr niedrigen Niveau bewegt. Gerd  Grözinger  identi-
fiziert  in seinem Aufsatz „Hochschulen in Deutschland - Unterfinanzierung  und 
Fehllenkung'4 ein föderatives Politikversagen, das eine institutionelle Fehlorgani-
sation der verfügbaren  Bildungsressourcen zur Folge hat. Die daran anknüpfen-
den, faktennah erarbeiteten Lösungsmöglichkeiten berühren drei Bereiche: erstens 
die Verteilung der Hochschulkosten auf die einzelnen Länder und den Bund (ein-
schließlich einer möglichen Neudefinition der Rolle des Bundes als virtuelles 
Bundesland für auswärtige Studierende), zweitens ein möglicher finanzieller Bei-
trag der Studierenden (nachträgliche Studiengebühren nach dem australischen 
Modell) sowie drittens die Frage, ob und wie eine Trennung von allgemeiner Stu-
dienberechtigung und konkretem Hochschulzugang sinnvoll ist (Auktion knapper 
Studienplätze). 

Eine weitere Dimension der Neudefinition der Rolle des Staates im Bildungswe-
sen wird von Friedrich  Buttler  in seinem Beitrag „Anreizkompatibilität in Hoch-
schulorganisation und Hochschulrecht" angesprochen. Auf der Grundlage einer or-
ganisationsökonomischen Analyse der bundesdeutschen Hochschulen konstatiert 
der Verfasser  einen wachsenden Problemdruck bei unterproportional zunehmenden 
bis abnehmenden Ressourcen, dessen Kernursache eine unzureichend anreizkom-
patible Organisation sei. In seine Defizitdiagnose fließt nicht nur die Expertise 
eines Ökonomen, sondern auch die praktische Erfahrung  eines Staatssekretärs für 
Bildung und Wissenschaft ein. Unter explizitem Einbezug der hochschulrecht-
lichen Voraussetzungen werden eine Reihe von systematischen Reformvorschlägen 
entwickelt, die an Deregulierungsideen anknüpfen, dort aber nicht stehenbleiben. 
Mit Blick auf eine bessere Anreiz Verträglichkeit sieht der Autor mögliche Ansatz-
punkte für eine Veränderung der Hochschulorganisation in einer höheren Transpa-
renz und einem dadurch ausgelösten Wettbewerb um Reputation und Studierende, 
in einer leistungsorientierten Ressourcenzuweisung (einschließlich der dazu nöti-
gen Leistungs- und Kontrollstrukturen) sowie in einem Abbau staatlicher Regulie-
rung. Entscheidungsbefugnis und Ergebnisverantwortung gehörten dabei in eine 
Hand. Eine effizientere  Organisation der Hochschule sei ferner  auch unter der 
Nebenbedingung von Mitwirkungsrechten im Dialog, einer Offenhaltung  der 
Hochschulen für einkommensschwache und bildungsferne Bevölkerungsschichten 
sowie einer demokratischen Kontrolle nötig und möglich. 

Der Beitrag von Thomas  Schmid-Schönbein  mahnt ebenfalls eine Organisations-
reform der deutschen Hochschulen an. „Produktgestaltung der deutschsprachigen 
Hochschule, oder: Über eine allfällige Organisationsreform' 4 macht das Ziel einer 
größeren Produktdifferenzierung  der Hochschule zum Leitfaden zahlreicher Re-
formvorschläge.  Die Koexistenz von hoher Autonomie auf der Arbeitsebene und 
weitgehenden Eingriffsrechten  der Ministerialbürokratie charakterisieren, so der 
Verfasser,  die spezielle Arbeitsteilung von Staat und Hochschule in der Bundes-
republik Deutschland. Diese sei zu reorganisieren, indem Kompetenzen der Büro-
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kratie hinsichtlich der Produktgestaltung der Hochschule auf die einzelnen Fach-
bereiche verlagert werden, bei gleichzeitiger Stärkung der Entscheidungsbefug-
nisse der Fachprofession - um nur einen der Vorschläge zu nennen. 

Klaus  Hüfner  rundet mit seiner Abhandlung „Die Hochschulpolitik der Welt-
bank in Theorie und Praxis" die Erörterungen der aktuellen Probleme zur Hoch-
schulebene durch einen Blick in die internationale Sphäre ab. Die Weltbank ist der 
größte multilaterale Geldgeber für Bildungsinvestitionen weltweit; ihre Kredite 
machen rund 60 % aller multilateralen Ausgaben aus. Dies verdeutlicht nicht nur 
die zunehmende Priorität von Bildungsinvestitionen im weltweiten Entwicklungs-
prozeß, sondern unterstreicht auch im Kontext der Globalisierung die Bedeutung 
der angewandten Bildungsforschung der Weltbank für die Forschungsarbeiten und 
hochschulpolitischen Empfehlungen der Industrieländer. Der Autor analysiert 
die Hochschulpolitik der Weltbank, wobei er insbesondere auf den Ertragsraten-
Ansatz als bildungspolitische Entscheidungsregel eingeht. Diese Regel dient in der 
Folge auch der Prüfung der Frage, ob sich die Hochschulpolitik der Weltbank tat-
sächlich nach den empirischen Ergebnissen eines ökonomischen Ansatzes richtet, 
oder ob es sich hier lediglich um ein politisches Instrument in internen Weltbank-
Auseinandersetzungen handelt - entfernte Analogien zur nationalen Problematik 
dürften aus der Sicht der Public Choice Schule naheliegen. Im Mittelpunkt der 
neuesten Weltbankstudie zum Hochschulwesen stehen vier Reformziele, die auch 
für die bundesdeutsche Diskussion große Relevanz besitzen: eine stärkere all-
gemeine Differenzierung  im Hochschulbereich (einschließlich möglicher Grün-
dungen privater Institutionen), eine Diversifizierung  von Finanzierungsquellen, 
eine stärkere institutionelle Autonomie und Leistungsbewertbarkeit sowie schließ-
lich eine explizite politische Prioritätsbestimmung von Qualitätsstandards und 
Chancengleichheit. 

Im letzten Beitrag des Bandes wird die wichtige Ebene der Weiterbildung nach 
Deregulierungsmöglichkeiten durchforstet.  Edgar  Sauter  liefert  in „Pro und Contra 
von Regulierungen im Weiterbildungsbereich" zunächst eine detaillierte Beschrei-
bung der Weiterbildung in Deutschland, identifiziert  sodann eine fehlende Regulie-
rungssystematik und entwickelt darauf aufbauend und insbesondere am Subsidiari-
tätsprinzip anknüpfend Reformvorschläge.  In sieben Thesen werden Aspekte und 
Phasen der ordnungspolitischen Entwicklung im Weiterbildungsbereich erarbeitet. 
Dabei verläßt der Autor die oft übliche, holzschnittartige Gegenüberstellung von 
staatlicher Regulierung und marktkonformer  Deregulierung und entwickelt ein 
pragmatisches staatliches Handlungsmuster. 

Die in diesem Band zusammengefaßten zehn Beiträge können das komplexe 
Feld des öffentlichen  Bildungswesens natürlich nur aus einer jeweils gewählten 
Perspektive beleuchten. Die präsentierten Ausschnitte greifen jedoch zentrale Pro-
bleme sowohl der wissenschaftlichen als auch der bildungspolitischen Diskussion 
auf, an die sich nach einer Analyse auf allen vier Ebenen, der der Schule, der des 
Dualen Systems, der der Hochschule und der der Weiterbildung, Lösungsvorschlä-
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ge anschließen, durch die sich die Stichworte Deregulierung und Finanzierungs-
reform wie ein roter Faden ziehen - Hinweis und Anregung vielleicht auch für die 
praktische Politik. 

Heidelberg, im Mai 1998 Robert  K.  von Weizsäcker 
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Schulautonomie im Licht 
mikroökonomischer Bildungsforschung 

Von Manfred  Weiß,  Frankfurt 

Abstract 

In zahlreichen Ländern ist als Reaktion auf die nachlassende staatliche Steuerungsfähig-
keit seit einiger Zeit eine steuerungsstrategische Umorientierung im Bildungsbereich zu be-
obachten, die sich mit den Begriffen  Deregulierung, Dezentralisierung und Autonomisierung 
umschreiben läßt. Darauf gerichtete Reforminitiativen sind inzwischen aus dem Stadium pro-
grammatischer Entwürfe in die Phase der Erprobung und Implementation konkreter Konzepte 
getreten. Der damit einhergehende Zugewinn an erfahrungswissenschaftlichen  Forschungs-
möglichkeiten hat insbesondere der Mikro-Bildungsökonomie neue Impulse gegeben. In dem 
vorliegenden Beitrag werden durch die im staatlichen Schulwesen eingeleitete Dezentralisie-
rungs- und Autonomisierungspolitik eingetretene Veränderungen in drei zentralen Bereichen 
- Mittelaufbringung, interne Ressourcenallokation, Ergebnisse und kontextuelle Bedingun-
gen der schulischen Leistungserstellung - skizziert und im Lichte vorliegender Befunde der 
mikroökonomischen Bildungsforschung bewertet. 

Die vielerorts eingeleitete Umstellung der institutionellen Finanzierung auf budget-orien-
tierte Verfahren  ist in der Bundesrepublik bislang auf die Schulträgerebene beschränkt. Kon-
zepte output-orientierter Steuerung, die die Verbindung von Finanzzielen und vereinbarten 
schulspezifischen Leistungszielen vorsehen, sind erst in der Diskussion. Die Erweiterung der 
einzelschulischen Dispositionskompetenz über Ressourcen hat nach bisher vorliegenden in-
ternationalen Erfahrungen insbesondere durch eine wirtschaftlichere  und zielgenauere Mittel-
verwendung zur Effizienzverbesserung  beigetragen. Kaum ausgeschöpft sind bislang dage-
gen die „schulische Produktionsfunktion" betreffende  Rationalisierungspotentiale. Dezentra-
lisierung und Autonomisierung werden das Schulwesen variantenreicher machen, zugleich 
dürften aber auch die Qualitätsdisparitäten zunehmen. Eine wirkungsvolle Qualitätssicherung 
setzt Informationssysteme voraus, die eine kontextualisierte Beurteilung des institutionellen 
Leistungsstandes (einschließlich der Effizienz)  erlauben. Skeptisch zu beurteilen ist nach der 
bisher vorliegenden Forschungsevidenz der in einigen angelsächsischen Ländern eingeschla-
gene Weg, Qualitätssicherung durch die gezielte Schaffung  von Quasi-Märkten der Wettbe-
werbssteuerung zu übertragen. Die durch empirische Analysen gewonnen Einsichten in die 
Funktionsweise und Wirkungen solcher Märkte legen die These nahe, daß sie zu einer Ver-
größerung bestehender Chancenungleichheiten und Leistungsdisparitäten sowie infrastruktu-
rellen Mehrkosten tendieren. 
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Situationshintergrund 

1973 verabschiedete der Deutsche Bildungsrat seine Empfehlungen zur Autono-
misierung der Schulen (Deutscher  Bildungsrat  1973). Edding  /Hüfner  (1975) er-
warteten davon einen Bedeutungszuwachs mikroökonomischer Fragestellungen im 
Bildungsbereich. Dies traf  nicht ein: Die Empfehlungen des Deutschen Bildungs-
rates waren schon bei ihrer Abfassung Makulatur, standen sie doch in fundamenta-
lem Widerspruch zu dem damals herrschenden Paradigma zentralistisch-admini-
strativer Globalplanung und -Steuerung. Damit blieben wichtige Impulse für die 
Weiterentwicklung des in der Bildungsökonomie randständigen mikroökonomi-
schen Forschungsansatzes aus. Ein entscheidendes Manko war auch weiterhin die 
stark restringierte Möglichkeit erfahrungswissenschaftlicher  Forschung. Die Not-
wendigkeit einer eigenständigen „Ökonomie der Schule4' war schwerlich zu ver-
mitteln, solange staatliche Schulen als nichtrechtsfähige öffentliche  Anstalten nur 
in geringem Umfang autonom zu bewältigende ökonomische Probleme aufweisen. 
Der Beitrag der - nur rudimentär existierenden - mikroökonomischen Forschung 
im Schulbereich erschöpft  sich denn im wesentlichen in programmatischen Ent-
würfen, der Erörterung von Problemen der Übertragbarkeit ökonomischer Denkan-
sätze und Konzepte, der Entwicklung schulbetrieblicher Kostenrechnungssysteme 
(die aufgrund fehlender Notwendigkeit in „unselbständigen Gliedhaushalten" im 
staatlichen Schulwesen nie zur Anwendung gelangten) und einigen Kostenberech-
nungen zum schulbetrieblichen Faktoreinsatz. Es dominieren input-orientierte Fra-
gestellungen, solche, die sich auf die Effektivität  der schulischen Leistungserstel-
lung beziehen, bleiben dagegen weitgehend ausgeblendet. Eine Erklärung dafür 
bietet die disziplinäre Arbeitsteilung. Effektivitätsbezogene  Fragestellungen wer-
den schwerpunktmäßig im Forschungsprogramm der Erziehungswissenschaften 
bearbeitet. Für eine handlungsorientierte Zusammenführung ökonomischer und 
pädagogischer Aspekte in integrierten Forschungsprogrammen fehlen indes weit-
gehend die forschungsorganisatorischen  Voraussetzungen1. 

Wenn neuerdings - nicht nur hierzulande - dem fast schon in Vergessenheit ge-
ratenen mikroökonomischen Forschungsansatz im Schulbereich größere Aufmerk-
samkeit geschenkt wird, dann hängt dies mit zwei Entwicklungen zusammen: Er-
stens hat die Verschärfung  der Mittelknappheit binnenökonomischen Themen zu 
einem Bedeutungszuwachs verholfen. Ausgelöst wurde die anhaltende intensive 
Debatte über die „innere Ökonomie" des bundesdeutschen Bildungssystems durch 
die publizistisch vielbeachtete Organisationsuntersuchung der Kienbaum-Unter-
nehmensberatung in Nordrhein-Westfalen  („Kienbaum-Studie" - vgl. Koetz/ 
Jaschke  1991). Diese gutachterliche Studie hat - verstärkt durch zeitgleich erschie-
nene kritische Berichte verschiedener Landesrechnungshöfe (vgl. Weiß  1992) -

1 Dies ist zumindest für die Situation in der Bundesrepublik charakteristisch. In den USA 
z. B. sind Kommunikation und Kooperation zwischen Pädagogik und Ökonomie in erzie-
hungswissenschaftlichen Fakultäten vielfach durch die einen Schwerpunkt darstellende 
Schulverwaltungsausbildung gesichert. 
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den Schulbereich unvermittelt ins Rampenlicht ökonomischer Aufmerksamkeit  ge-
rückt. Seitdem wird erstmals ernsthaft  über die Wirtschaftlichkeit  und Effizienz 
des Ressourceneinsatzes diskutiert, über Sparstrategien und Prioritäten bei der Mit-
telverwendung, über Themen, die vor wenigen Jahren noch einem Sakrileg gleich-
gekommen wären. Dies stellt keineswegs ein auf die Bundesrepublik beschränktes 
Phänomen dar. Auch in anderen Ländern hat die staatliche Finanzkrise eine Sensi-
bilisierung für Fragen der „inneren Ökonomie" des Schulwesens bewirkt, zumal 
auch dort dessen Leistungsfähigkeit in den letzten Jahren zunehmend in die Kritik 
geraten ist. In den USA z. B. hat erst kürzlich eine Gruppe renommierter Ökono-
men mit ihrem Bericht „Making Schools Work - Improving Performance  and Con-
trolling Costs" für Schlagzeilen gesorgt (vgl. Hanushek  1994). In dem Bericht wird 
ein eklatantes Mißverhältnis zwischen Ressourcenaufwand und -ertrag im ameri-
kanischen Schulwesen konstatiert. Mit Nachdruck sprechen sich die Verfasser  für 
mehr Effizienz  und kostenneutrale Reformen aus und entwickeln dazu konkrete 
Vorschläge. 

Zweitens hat der mikroökonomische Forschungsansatz durch die Verlagerung 
von Entscheidungskompetenzen und Verantwortung auf die Einzelschule an Rele-
vanz gewonnen. In dieser Entwicklung manifestiert  sich die als Paradigmenwech-
sel apostrophierte Neuorientierung der Bildungspolitik zahlreicher Industrienatio-
nen. Die sie bestimmenden Leitbilder sind Dezentralisierung, Deregulierung, Au-
tonomisierung und - insbesondere in den angelsächsischen Ländern - Wettbe-
werbssteuerung. Diese Entwicklung ist vor dem Hintergrund einer nachhaltigen 
Schwächung der staatlichen Steuerungsfähigkeit  im Bildungswesen zu sehen (vgl. 
von Recum 1999). Stellt dies den allgemeinen Auslöser des weltweit zu beobach-
tenden Dezentralisierungstrends dar, so können für die Dezentralisierungspolitik in 
den einzelnen Ländern durchaus unterschiedliche (latente) Motive ausschlagge-
bend gewesen sein (vgl. z. B. Lauglo  1996, S. 20 ff):  Legitimationssicherung durch 
Erfüllung von Partizipationserwartungen, Entlastung des politischen Systems von 
Konfliktbewältigung, Vermeidung der Schuldübernahme für soziale Probleme und 
Fehlentwicklungen u.ä. In der offiziellen  Begründung der Dezentralisierungspoli-
tik werden freilich andere Argumente vorgebracht (vgl. Magotsiu-Sckweizerhof 
1996), darunter stets auch zu erwartende Verbesserungen des staatlichen Dienstlei-
stungsangebots (größere Kompatibilität mit Nutzerpräferenzen,  höhere Qualität) 
und eine effizientere  Aufgabenerfüllung. 

Die Erwartung, daß sich diese Effekte  auch im Bildungsbereich einstellen, ist 
theoretisch durchaus zu begründen (vgl. z. B. Chubb/Moe  1990; Malen/Ogawa/ 
Kranz  1990, Cheng 1996, S. 41 ff.).  Herausgestellt wird insbesondere der in der grö-
ßeren „Geschehensnähe" begründete Informationsvorteil  der schulischen Akteure, 
der sich in flexiblem und kontextkonformem Handeln sowie größerer Problem-
lösungskompetenz manifestiere. Unter Rückgriff  auf die Prinzipal-Agent Theorie 
setzt sich z. B. Ferris  (1992) argumentativ mit der Frage auseinander, welche 
Dezentralisierungskonzepte („Vertragsarrangements")  am besten geeignet sind, die 
davon zu erwartenden positiven Produktivitätseffekte  zu sichern - bei gleichzeitiger 

2 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 262 
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Minimierung der sich aus divergierenden Zielen, Informationsasymmetrie  und 
ungewissen Handlungskonsequenzen ergebenden Dezentralisierungsprobleme (op-
portunistisches Verhalten und Risikoaversion der vom politisch-administrativen 
System als Agenten eingesetzten schulischen Akteure). Nach Mohrmann/Lawler 
III/Mohrmann (1992) weist die schulische Leistungserstellung jene Merkmale auf 
(Aufgabenkomplexität, Handlungsinterdependenz, Prozeßunsicherheit), die den 
Erkenntnissen der Organisationsforschung zufolge Effektivitätssteigerungen  durch 
Implementation weitreichender, auf die Erreichung globaler Organisationsziele ge-
richteter Dezentralisierungskonzepte erwarten lassen. Anzustreben ist unter diesen 
Bedingungen ein umfassendes „employee involvement4' durch Schaffung  organisa-
torischer Rahmenbedingungen, „in which individuals care about the performance 
of the organization because they know about it, are able to influence it, are rewarded 
for it, and have the knowledge and skills to contribute to it" (S. 351). 

Den Anspruch, den empirischen  Nachweis für die Effektivitätsüberlegenheit  de-
zentraler gegenüber bürokratischer Steuerung im Schulbereich erbracht zu haben, 
reklamieren Chubb/Moe (1990) mit ihrer vielbeachteten Studie „Politics, Markets 
and America's Schools". Dieser Anspruch stützt sich auf die Ergebnisse einer Un-
tersuchung der Determinanten der Organisationseffektivität  und Leistungswirk-
samkeit amerikanischer Sekundärschulen in staatlicher und privater Trägerschaft. 
Leistungseffektive  Schulen, die vor allem im privaten Sektor anzutreffen  sind, wei-
sen danach im Durchschnitt einen höheren Autonomiegrad auf als ineffektive 
Schulen (gemessen an Einschätzungen der relativen Handlungsautonomie in ver-
schiedenen Bereichen durch Schulleiter). Abgesehen davon, daß das Untersu-
chungsdesign nicht die Bedingungen für eine zweifelsfreie  Ermittlung von Kausal-
beziehungen erfüllt 2, kann das Ergebnis der Studie schon wegen seiner schwachen 
empirischen Basis nicht überzeugen: Die berücksichtigten Schulorganisations-
Variablen erklären lediglich 5 Prozent der gemessenen Schulleistungsvarianz (vgl. 
zu weiteren Kritikpunkten Weiß  1993). Auch sieht sich die Studie von Chubb/Moe 
mit konträren Befunden anderer empirischer Untersuchungen konfrontiert.  Auf der 
Basis von Daten amerikanischer Bundesstaaten gelangen z. B. Smith/Meier 
(1994) zu dem Ergebnis, daß nicht der Bürokratisierungsgrad im Schulwesen mit 
der Systemeffektivität  negativ korreliert, sondern die Belastung der Lehrer mit ad-
ministrativen Aufgaben, die bei stärkerer Dezentralisierung von Entscheidungs-
kompetenzen zunimmt und die pädagogische Arbeit beeinträchtigt. Eine eher zu-
rückhaltende Einschätzung der von einer Stärkung der Schulautonomie zu erwar-
tenden Effektivitätssteigerung  legt auch die Auswertung der empirischen For-
schung zum „school-based management" in den USA nahe (vgl. Malen  /Ogawa/ 
Kranz 1990; Summers / Johnson 1994)3. Dieses Ergebnis steht allerdings unter 

2 Ein höherer Autonomiegrad kann auch die Wirkung  effektiver  Schulen sein, wenn die 
hohe Leistungswirksamkeit von der staatlichen Schulverwaltung zum Anlaß genommen wird, 
den Schulen einen größeren Handlungsspielraum zu gewähren. 

3 „ . . . there is little evidence to support the notion that SBM (school-based management, 
M.W.) is effective  in increasing student performance"  (Summers / Johnson 1994, S. 14). 
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dem Vorbehalt, daß jegliche Versuche einer Verallgemeinerung angesichts höchst 
differenter  Dezentralisierungs- und Autonomiekonzepte zum Scheitern verurteilt 
sind. 

Dieser Aspekt gewinnt vor allem im internationalen Vergleich an Gewicht. Die 
Bandbreite konkreter Umsetzungen der neuen bildungspolitischen Leitbilder ist 
beträchtlich: Gewinnorientierte Schulen nach dem Modell des amerikanischen 
Medienunternehmers Whittle („Edison Project")4 stellen eine Extremposition dar; 
eher in der Nähe des anderen Pols bewegen sich die bei uns diskutierten und in der 
neuen Schulgesetzgebung mehrerer Bundesländer bereits umgesetzten moderaten 
Reformen. Auch sie beinhalten - wenn auch weniger weitreichend als in den an-
gelsächsischen Ländern5 - die Verlagerung von pädagogischen, organisatorischen 
und finanziellen Entscheidungen an die einzelne Schule. Eine Art Vorreiterrolle 
haben dabei Hessen, Bremen und Hamburg übernommen. 

Mit der Entwicklung zu größerer Selbständigkeit und Verantwortung wachsen 
den Schulen neuartige, nicht zuletzt auch ökonomisch relevante Aufgaben zu: Sie 
werden über die ihnen bereitgestellten öffentlichen  Mittel hinaus Ressourcen ak-
quirieren und bei zugewiesenen Globalhaushalten Entscheidungen über die schu-
linterne Ressourcenverwendung zu treffen  haben; sie werden über größere Spiel-
räume bei der Gestaltung der „schulischen Produktionsstruktur" verfügen, und sie 
werden im Wettbewerb mit anderen Schulen um Klienten stehen und „Marktstrate-
gien" entwickeln müssen. Der mikroökonomischen Bildungsforschung eröffnet 
dies ein weites Feld an neuartigen, erfahrungswissenschaftlich  zu bearbeitenden 
Themen. 

Zur Strukturierung der Fragestellungen sei von der konzeptionellen Vorstellung 
ausgegangen, daß Schulen Ressourcen von ihrer Umwelt erhalten (durch Zu-
weisung und aktive Mobilisierung), die zur Erbringung einer personalen Dienst-
leistung (primär Qualifikationsvermittlung) in einem teils extern vorstrukturierten, 
teils intern gestaltbaren „Produktionsprozeß" Verwendung finden. Daraus lassen 
sich drei Themenfelder ableiten: (1) Mittelaufbringung, (2) Interne Ressourcen-
allokation und (3) Ergebnisse und kontextuelle Bedingungen der schulischen 
Leistungserstellung. 

4 Geplant war mit diesem Projekt die privat finanzierte Einrichtung einer Kette von 200 
Primär- und Sekundärschulen mit 100.000 bis 150.000 Schülerplätzen bis 1996. Als Fernziel 
wurde die Schaffung  von zwei Millionen Schülerplätzen bis zum Jahr 2010 anvisiert. Vorge-
sehen war ein Schulgeld in Höhe von 5.500-6.000 Dollar pro Kopf und Schuljahr. Zwanzig 
Prozent der Schülerplätze hätten Stipendiaten zur Verfügung gestanden. Gewinn sollte vor 
allem durch die Ausnutzung kostensparender Strategien erwirtschaftet  werden: durch weni-
ger Bürokratie, durch den verstärkten Einsatz Freiwilliger (z. B. Tutorendienste der Schüler/ 
innen, Mithilfe der Eltern in der Schulverwaltung) und die Einsparung von Lehrkräften  durch 
Einsatz von Computern. Da sich jedoch nicht genügend Kapitalgeber gefunden haben, wird 
das Projekt in der ursprünglich vorgesehenen Form nicht realisiert werden. 

5 Dies gebietet die verfassungsrechtlich  vorgegebene Verantwortung des Staates für das 
Schulwesen (vgl. Avenarius  1994). 

2* 
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Im folgenden werden durch Dezentralisierung und Autonomisierung entstan-
dene Veränderungen in diesen drei Bereichen - unter besonderer Berücksichtigung 
der Situation in der Bundesrepublik - beschrieben. Ferner werden zu ökonomisch 
relevanten Aspekten vorliegende empirische Befunde skizziert, Hypothesen an-
hand dieser Befunde überprüft,  Forschungsdesiderate benannt und - soweit mög-
lich - politische Handlungsempfehlungen formuliert. 

I. Mittelaufbringung 

Die institutionelle Finanzierung im Schulbereich hat in jüngster Zeit eine grund-
legende Änderung in Richtung einer stärkeren dezentralen Ressourcenverantwor-
tung und Diversifikation der Finanzierungsquellen erfahren.  Die rechtlichen Vor-
aussetzungen dafür sind in einer ganzen Reihe von Bundesländern durch Änderung 
der Schulgesetze, novellierte haushaltsrechtliche Bestimmungen oder entsprechen-
de Regelungen in den Gemeindeordnungen geschaffen  worden. Zwei Entwicklun-
gen treffen  dabei zusammen: die „Schulautonomie-Bewegung" und die vielerorts 
eingeleitete kommunale Verwaltungsmodernisierung. Immer mehr Kommunen 
sind in der letzten Zeit dazu übergegangen, die traditionelle zentrale Detailsteue-
rung der Haushalte auf ein budgetorientiertes Konzept umzustellen. Der Schulbe-
reich fungiert  dabei vielfach als Erprobungsfeld  für dezentrale Ressourcenverant-
wortung. Die Entwicklung verläuft  weitgehend unkoordiniert. Selbst innerhalb ei-
nes Bundeslandes sind höchst unterschiedliche Budgetierungskonzepte anzutref-
fen. Sie unterscheiden sich im Umfang der darin einbezogenen Haushaltsstellen 
und/oder im Grad der Selbständigkeit der Schulen bei der Bewirtschaftung der 
zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel (vgl. Deutscher  Städtetag  1995). Die ver-
änderte Mittelzuweisungspraxis auf Seiten der Schulträger hat auf der Landesebene 
noch kein Pendant; doch sind auch hier z.T. entsprechende Entwicklungen einge-
leitet worden. So sieht z. B. der Entwurf zur Schulgesetznovellierung in Hessen 
auch die Möglichkeit einer Budgetierung von Landesmitteln vor. Nach Inkrafttre-
ten des Gesetzes können Schulen dann z.T. zwischen Stellen- oder Geldzuweisun-
gen wählen. Auch Nordrhein-Westfalen  hat sich im Blick auf die Entlastung des 
Landeshaushalts zu einem Ausbau des „Geld statt Stellen"-Programms entschlos-
sen, das Finanzmittel zur Beschäftigung von Aushilfskräften  oder zur Vergütung 
von nebenamtlichen Tätigkeiten oder von Mehrarbeit bereitstellt (vgl. Bildungs-
kommission  NRW 1995, S. 209). 

Gesamtbudgetierung unter Einschluß von Sach- und Personalausgaben, wie sie 
etwa das Local Management of Schools in England und Wales beinhaltet, ist 
unter den rechtlichen Rahmenbedingungen (Zuständigkeitsteilung in „innere" und 
„äußere" Schulangelegenheiten zwischen Land und Kommunen) hierzulande nicht 
möglich. Auch das in diesen Ländern seit April 1990 mit der Einführung des „for-
mula funding" praktizierte schülergesteuerte System der Schulfinanzierung, bei 
dem mindestens 80 Prozent der zugewiesenen Mittel (ähnlich wie bei Gutschein-
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Modellen) an einen Schüler gebunden sind (vgl. Thomas/Martin  1996)6, hat an 
deutschen Schulen keine Realisierungsperspektive. Die Bildungskommission  NRW 
(1995) erteilt jedenfalls in ihrer Denkschrift  „Zukunft der Bildung - Schule der 
Zukunft" einer solchen „Marktsteuerung" der Ressourcen eine klare Absage: „Die 
zugewiesenen Mittel dürfen nicht ausschließlich an die Schülerzahl gekoppelt sein 
und mit den Schülerinnen und Schülern und deren Anmeldeverhalten von Schule 
zu Schule wandern. Das Land und die Kommunen müssen vielmehr eine ausrei-
chende Grundfinanzierung  sicherstellen, die die Arbeit aller Schulen garantiert" 
(S. 212). Wohl aber sollen die Schulen um zusätzliche öffentliche  Mittel für Schul-
entwicklungsprojekte, die in einem regionalen Fonds bereitstehen, konkurrieren 
können. Wettbewerb wird also nicht, wie in England und Wales, zum Leitprinzip 
der Ressourcenzuweisung, sondern kommt nur punktuell in definierten Bereichen 
zum Tragen. Darin manifestiert  sich das für die gesamte Dezentralisierungspolitik 
im Schulbereich leitende Prinzip, eine Balance zwischen Autonomie und staatli-
cher Gesamtverantwortung herzustellen. In bezug auf die Schulfinanzierung impli-
ziert die Wahrnehmung dieser Verantwortung nicht notwendigerweise eine weitge-
hend standardisierte Ressourcenzuweisung, wie dies derzeit der Fall ist. Im Blick 
auf die Tatsache, daß erhebliche interschulische Unterschiede in den erfolgbestim-
menden Kontextbedingungen (z. B. Sozialstruktur des Einzugsbereichs) existieren, 
könnte die Einführung von Schulbudgets dazu genutzt werden, die institutionelle 
Mittelzuweisung stärker als bisher im Sinne „positiver Diskriminierung" zu diffe-
renzieren (etwa durch Einführung eines „Benachteiligungsindexes" als Bemes-
sungsgrundlage). Koppeln ließe sich dies mit dem Konzept outputorientierter 
Steuerung, das die Vereinbarung und Verbindung schulspezifischer Leistungs- und 
Finanzziele vorsieht (vgl. dazu KGSt  1996). 

Eine solche Differenzierung  bei der Mittelzuweisung bezieht ihre Berechtigung 
auch aus der zunehmenden Diversifikation der Finanzierungsquellen. Angesichts 
der prekären Situation der öffentlichen  Haushalte weisen weitergehende Konzepte 
einer dezentralen Ressourcenverantwortung den Schulen auch eine aktive Rolle 
bei der Mittelaufbringung zu (vgl. z. B. Arbeitsgruppe  des Hamburger  Landes-
schulrats  1993; Bildungskommission  NRW 1995, S. 214). Dagegen bestehen in un-
serem stark etatistisch geprägten Bildungswesen zwar erhebliche Vorbehalte; doch 
kann davon ausgegangen werden, daß bei sich tendenziell weiter verschärfender 
Mittelknappheit der Druck auf die Schulen zunehmen wird, in Selbsthilfeinitiati-
ven zusätzliche Finanzierungsquellen zu erschließen: durch „fund raising", die 
Einwerbung von Sponsorengeldern und die Erzielung von Erlösen aus „Marktakti-
vitäten". Daneben werden die Schulen in Zukunft in verstärktem Maße auch auf 
die Nutzung externer Ressourcen angewiesen sein: die Mitwirkung Freiwilliger7 

6 Die Mittel werden auf der Basis durchschnittlicher altersgewichteter Unitcosts zugewie-
sen. Der besondere Anreiz für die Schulen besteht darin, daß die Durchschnittskosten norma-
lerweise höher als die Grenzkosten sind. 

7 In manchen Ländern wie z. B. den USA stellt diese Ressource fast schon ein konstituti-
ves Element des staatlichen Schulwesens dar (vgl. Michael  1990). 
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und die Kooperation mit anderen Schulen und außerschulischen Einrichtungen 
(z. B. kommunalen Kunst- und Musikschulen, Sportvereinen)8. 

Aufgrund bestehender interinstitutioneller Unterschiede in der Verfügbarkeit 
privater Finanzierungsquellen und anderer externer Ressourcen liegt die Vermu-
tung nahe, daß die Ausstattungsdisparitäten zwischen den Schulen bei stärkerer 
Nutzung dieser Optionen zunehmen werden. Gestützt wird diese Vermutung durch 
die Ergebnisse einer repräsentativen Erhebung an niedersächsischen Gymnasien 
aus dem Jahr 1995 (vgl. Philologenverband  Niedersachsen  1996). Danach existie-
ren inzwischen an fast sämtlichen Schulen Fördervereine, die im Mittel jährlich 
7.500 DM zur Verfügung stellen. Etwa 40 Prozent der Gymnasien erhalten weitere 
Zuwendungen (meist zweckgebundene) von anderen Sponsoren - Privatpersonen, 
der regionalen Industrie, den örtlichen Sparkassen - in der Größenordnung von ei-
nigen tausend bis einigen zehntausend DM. Ferner werden an mehr als der Hälfte 
der Gymnasien von den Eltern in erheblichem Umfang geldwerte Leistungen (z. B. 
Renovierungen) erbracht. Beträchtlich sind die gefundenen interschulischen Unter-
schiede im privaten Mittelaufkommen: So schwankt z. B. das Pro-Kopf-Spenden-
aufkommen zwischen einer Mark und 48 DM. Bei Schulen mit ca. 500 Schülern 
liegt das Spendenaufkommen zwischen 500 und 22.500 DM, bei Schulen mit ca. 
700 Schülern streut es zwischen 1.500 und 35.000 DM. 

Sind schon innerhalb einer (privilegierten) Schulform solche Unterschiede nach-
weisbar, so dürften die Disparitäten zwischen verschiedenen Schulformen noch 
deutlicher ausfallen. Aufschluß darüber soll eine geplante bundesweite Repräsen-
tativerhebung an allgemeinbildenden Schulen durch das Deutsche Institut für Inter-
nationale Pädagogische Forschung geben. Erwartet werden davon insgesamt Hin-
weise auf den bereits bestehenden Privatisierungsgrad der Schulfinanzierung. Die 
regelmäßige Erfassung von Volumen und Struktur des einzelschulischen Mittel-
aufkommens ist nicht nur zur Identifikation disparater Entwicklungen in der 
Ressourcenausstattung der Schulen und eines dadurch eventuell begründeten Inter-
ventionsbedarfs wichtig; sie ist auch eine unabdingbare Voraussetzung für aussage-
fähige Kosten- und Effizienzvergleiche  zwischen Schulen. Herkömmliche aus-
gabenbezogene Unitcost-Berechnungen reichen dazu nicht aus.9 

Die unter verschiedenen Aspekten wünschenswerte Transparenz zumindest 
beim Finanzmittelaufkommen der Schulen ließe sich dadurch herstellen, daß Dritt-
mittel sowie von der Schule selbst erwirtschaftete  Mittel neben allen übrigen Haus-
haltspositionen bei der Aufstellung eines einzelinstitutionellen Gesamtbudgets im 
Rahmen einer Schulfinanzplanung erfaßt werden (vgl. dazu auch Hessischer  Land-
kreistag  1996). Dies würde zugleich aufwendige Sondererhebungen überflüssig 
machen und entspräche auch dem Grundsatz einer geordneten Haushaltsführung. 

8 Die neue Schulgesetzgebung einiger Bundesländer (z. B. Hessen) sieht eine solche Zu-
sammenarbeit zwischen Schulen und externen Einrichtungen bereits ausdrücklich vor. 

9 Mit besonderer Deutlichkeit zeigt sich dies bei Kostenvergleichen zwischen staatlichen 
und privaten Schulen (vgl. Weiß  1988). 
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Die Schulen werden sich zur Offenlegung  ihrer außerordentlichen Einnahmen frei-
lich nur bewegen lassen, wenn sichergestellt ist, daß diese nicht auf die vom Schul-
träger und vom Land bereitzustellenden Mittel angerechnet werden. 

Die eingeleitete Dezentralisierung der Ressourcenverantwortung im Schulbe-
reich wird das Spektrum an erfahrungswissenschaftlich  zu bearbeitenden mikro-
ökonomischen Forschungsthemen erweitern. Im Rahmen der wissenschaftlichen 
Begleitung der schrittweisen Einführung eines neuen Systems der Mittelzuweisung 
können deskriptive Untersuchungen zur institutionellen Umsetzung einzelschu-
lischer Budgetierung durchführungspragmatische  Hinweise liefern und einen Bei-
trag zur Konzeptoptimierung leisten.10 Mikroökonomische Untersuchungen zu Vo-
lumen, Struktur und Disparitäten des privaten Ressourcenaufkommens werden 
wichtige bildungspolitische Informationen liefern ebenso wie Studien etwa zu den 
Folgen einer zunehmenden Abhängigkeit von (instabilen) privaten Finanzierungs-
quellen für die Planungssicherheit und Handlungsautonomie der Schulen. 

I I . Interne Ressourcenallokation 

Die Zuweisung von (vorgegebenen oder vereinbarten) Budgets, die mögliche 
Einwerbung zusätzlicher Mittel sowie eine größere Eigenständigkeit bei der Ver-
wendung global zugewiesener Lehrerarbeitszeit, beim Einsatz nichtlehrenden Per-
sonals und der Nutzung freiwilliger  Mitarbeit haben den Gestaltungsspielraum der 
Schulen bei der internen Ressourcenallokation erheblich erweitert. Leitend für die 
Stärkung der einzelschulischen Dispositionskompetenz über Ressourcen ist die Er-
wartung, daß „vor Ort" getroffene  Allokationsentscheidungen besser den spezifi-
schen Bedürfnissen und intern gesetzten Prioritäten der Schulen Rechnung tragen 
können und einen sparsamen Umgang mit knappen Ressourcen fördern.  Die daraus 
abzuleitende Hypothese, daß größere einzelschulische Entscheidungskompetenz 
bei der Ressourcenverwendung zu einem effektiveren  und wirtschaftlicheren  Mit-
teleinsatz führt,  wird durch die Einschätzung der an Allokationsentscheidungen 
beteiligten Akteure gestützt. In einer Befragung englischer Schulleiter (Arnott/ 
Bullock /Thomas  1992) meinten 83 Prozent, daß die Stärkung der einzelschuli-
schen Autonomie durch das von der Regierung Thatcher eingeführte Konzept des 
Local Management of Schools den Schulen eine wirksamere Mittelverwendung er-
mögliche, und 68 Prozent erwarten davon eine Steigerung der Effizienz  des Res-
sourceneinsatzes. Vergleichbare Umfrageergebnisse  liegen für die Bundesrepublik 
nicht vor; doch werden auch hierzulande ähnliche Erwartungen mit einer Dezen-
tralisierung der Dispositionskompetenz über Ressourcen verknüpft  (z. B. Deut-
scher  Bildungsrat  1973, S. A 77; Bildungskommission  NRW 1995, S. 212). Ob 
diese Erwartungen zu Recht bestehen, werden mikroökonomische Wirkungsstu-

1 0 Beim Aufbau eines schulbetrieblichen Kostenrechnungssystems kann z.T. auf frühere 
konzeptionelle Arbeiten rekurriert  werden (z. B. Siewert  1976). 
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dien zeigen. Theoretisch begründen lassen sie sich mit dem Abbau x-ineffizienter 
Verhaltensweisen (einem rationaleren Entscheidungsverhalten) aufgrund einer grö-
ßeren „Aufgabennähe" der schulischen Akteure und positiver Motivationseffekte 
einer stärkeren Entscheidungspartizipation. Entsprechende Verhaltensmodifikatio-
nen sind von der Institutionalisierung auf Verbesserung der Wirtschaftlichkeit  des 
Mitteleinsatzes zielender Anreizstrukturen (etwa im Rahmen der Budgetierung die 
Schaffung  von Sparanreizen durch Aufhebung des Jährlichkeitsprinzips) und lei-
stungsorientierter Besoldungssysteme zu erwarten. 

Die Nachweisbarkeit solcher Effekte  in der Schulpraxis dürfte allerdings in ho-
hem Maße von situativen Bedingungen abhängen (vgl. z. B. Malen/ Οgawa/Kranz 
1990). Zu nennen sind etwa Gegenstand und Umfang der Entscheidungspartizipa-
tion, das Ausmaß der Kongruenz zwischen individuellen Partizipationserwartun-
gen und faktischen Partizipationsmöglichkeiten (vgl. ζ. B. Alutto / Belasco  1972), 
das Vorhandensein oder Fehlen der qualifikatorischen Voraussetzungen für die 
Übernahme neuer Aufgaben, der Grad der Spezialisierung und die Arbeitsorgani-
sation. Im Blick auf die Situation in der Bundesrepublik ist zu konstatieren, daß 
zumindest die zuletzt genannten Bedingungen eher als „constraints" wirken. We-
der ist die Erweiterung der einzelschulischen Handlungskompetenz in den nicht 
genuinen pädagogischen Bereichen ausreichend qualifikatorisch abgesichert, noch 
bieten die an den Schulen vorfindbare  Spezialisierung und Arbeitsorganisation 
günstige Voraussetzungen für eine wirtschaftliche und effektive  Wahrnehmung der 
ihnen übertragenen Selbstverwaltungsfunktionen.11 Vor dem Hintergrund dieser 
Rahmenbedingungen und der Koinzidenz von Dezentralisierungs- und Sparpolitik 
wird die eher zurückhaltende Reaktion der Schulpraxis und ihrer Repräsentanten 
auf die Stärkung der einzelschulischen Autonomie verständlich. Vermutet wird 
dahinter vielfach die Absicht der bildungspolitisch Verantwortlichen, Finanzpro-
bleme auf die Schulen abzuwälzen und die Mängelverwaltung zu dezentralisieren 
(z. B. GEW  1994). 

Es sind aber nicht nur organisatorische und kontextuelle, sondern auch informa-
tionelle „constraints", die einen Abbau von Ineffizienzen  erschweren. Gemeint 
sind damit die Produktionsfunktion betreffende  Informationsdefizite.  Verantwort-
lich dafür sind neben der in der Spezifik der Leistungserstellung begründeten 
„Technologie-Vagheit" (z. B. Marnane / Nelson  1984) fehlende Anreize für die 
schulischen Akteure und ihnen entstehende Kosten, die die Suche nach bzw. Nut-

11 Die Praxis an deutschen Schulen ist durch eine starke Funktionskonzentration bei den 
Lehrkräften  gekennzeichnet, denen für die Wahrnehmung der unterschiedlichsten administra-
tiven Aufgaben Anrechnungsstunden gewährt werden. Diese Situation kontrastiert mit der ar-
tikulierten Belastung durch administrative Tätigkeiten. Einer verstärkten Übertragung solcher 
Tätigkeiten auf nichtlehrendes Personal steht die Zuständigkeitstrennung in „innere" und „äu-
ßere" Schulangelegenheiten entgegen. Dezentralisierung und Stärkung der einzelschulischen 
Selbstverwaltung werden den Schulen einen Zuwachs an delegierbaren Aufgaben bringen. 
Dies trifft  auf eine Situation, in der die Schulträger aufgrund der schwierigen Haushaltslage 
zu einem Abbau von Verwaltungs- und Wartungspersonal tendieren. 
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zung von effizienten  Technologien beeinträchtigen (Hoenack  1994).12 Die Exi-
stenz informationeller „constraints'4 begünstigt ein Festhalten an „bewährter Pra-
xis44, selbst dann, wenn sie durch empirische Evidenz als widerlegt angesehen wer-
den kann. Ein augenfälliges Beispiel dafür ist die unerschütterliche Überzeugung 
der Schulpraxis, daß die Klassengröße die wichtigste Determinante der Unter-
richtsqualität darstellt und deshalb zusätzliche Finanzmittel bevorzugt zur Senkung 
der Klassenschülerzahlen eingesetzt werden sollten.13 Zumindest in bezug auf die 
Leistungswirksamkeit ist eine generelle Überlegenheit kleiner Klassen durch die 
Befunde der empirischen Klassengrößenforschung nicht zu sichern (vgl. zusam-
menfassend Ingenkamp/ Ρetillon/Weiß  1985; Tomlinson  1989).14 Wird im Rah-
men der erweiterten Dispositionskompetenz der Schulen über Ressourcen auch auf 
dieser Ebene - wie z.T. intendiert (vgl. ζ. B. Arbeitsgruppe  des Hamburger  Lan-
desschulrats  1993) - die Klassengröße zum Gestaltungsparameter, dann ist ange-
sichts der stark ausgeprägten Präferenz  der schulischen Akteure für kleine Klassen 
(dies gilt für Lehrer und Eltern gleichermaßen) zu vermuten, daß alternative Mit-
telverwendungsmöglichkeiten gar nicht erst reflektiert  werden und somit Poten-
tiale zur Verbesserung der Effizienz  des Ressourceneinsatzes ungenutzt bleiben 
(auf die Existenz solcher Potentiale verweisen etwa die Studien von Wolfe  1977 
und Levin/Glass /Meister  1986). Beispielhaft wird damit auf ein grundsätzliches 
Problem aufmerksam gemacht: das im Schulbereich unterentwickelte - in x-inef-
fizientem Verhalten zum Ausdruck kommende - Bewußtsein für Kosten und 
Kostenwirksamkeit. Zu dämpfen ist deshalb die Erwartung, durch Dezentralisie-

1 2 Vor dem Hintergrund der beträchtlichen Fortschritte in der schulischen Produktivitäts-
forschung (vgl. ζ. B. Walberg  1984, Fräser  et al. 1987) ist die vorherrschende Fixierung auf 
die Technologiedefizit-These zur Begründung informationeller „constraints" nicht haltbar. So 
meinen denn auch Boyd/Hartman  (1988, S. 273/274): „While we are far from having the 
technical command of the educational production function .. . we do have useful and impor-
tant knowledge, gleaned from research on instruction and effective  schools . . t h a t makes it 
impossible for educators to avoid responsibility for the practices they choose ...". 

13 Die in zahlreichen Industrieländern zu beobachtende kontinuierliche Zunahme der Ko-
stenintensität im Schulbereich (in den USA z. B. sind die realen Ausgaben pro Schüler zwi-
schen 1960 und 1990 um über 200 Prozent gestiegen - Odden  et al. 1995, S. 163) ist im we-
sentlichen das Ergebnis eines Anstiegs der realen Personalausgaben, verursacht insbesondere 
durch die stetige Verbesserung der Betreuungsrelationen, die vor allem zur Verkleinerung der 
Klassen genutzt wurde. 

1 4 Nach systematischer Aufarbeitung des internationalen Forschungsstandes und ergän-
zender Reanalysen deutscher Datensätze stellen Ingenkamp/  Ρetillon  /Weiß  (1985) resümie-
rend fest: „Die Klassengröße als alleiniger Faktor zeigt innerhalb der Bandbreite, in der die 
Frequenzen in unserem allgemeinbildenden Schulwesen meist liegen, allenfalls einen mini-
malen Zusammenhang mit den durchschnittlichen Schulleistungen" (S. 93). Diese Schlußfol-
gerung findet auch durch die Ergebnisse empirischer „Produktionsfunktions-Studien" Bestä-
tigung (vgl. Hanushek  1989, Weiß  1995). Auch eine kürzlich abgeschlossene amerikanische 
Experimentalstudie zu leistungsbezogenen Klassengrößeneffekten  (Projekt STAR - vgl. 
Finn/Voelkel  1994) konnte keine generelle Überlegenheit kleiner Klassen feststellen. Der 
pädagogische Nutzen kleiner Lerngruppen ist nach dieser Studie auf die untersten Klassen-
stufen beschränkt, wo grundlegende Kenntnisse und Einstellungen vermittelt werden. 
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rung der Dispositionskompetenz über Ressourcen stellten sich automatisch Effi-
zienzverbesserungen ein.15 

Im Blick darauf gewinnt die Schaffung  geeigneter Anreizsysteme an Bedeutung, 
um bei den schulischen Akteuren eine Verhaltensmodifikation in Richtung einer 
stärkeren Kosten- und Effizienzorientierung  ihres Handelns zu erreichen. Wenn 
das Ausmaß an X-Ineffizienz  nachgewiesenermaßen entscheidend von den jeweili-
gen Kontextbedingungen von Organisationen abhängt, insbesondere der Wettbe-
werbsintensität (vgl. Leibenstein  1980), dann ist es naheliegend, zur Förderung ef-
fizienzorientierten  Verhaltens an diesen Bedingungen anzusetzen. Vor allem in den 
angelsächsischen Ländern haben Konzepte der Wettbewerbssteuerung im Schulbe-
reich Einzug gehalten durch Einführung von Bildungsgutscheinen (z. B. Hanus/ 
Cookson  1996), Quasi-Märkten (z. B. Walford  1996) sowie Formen leistungsbezo-
gener Besoldung von Lehrkräften  (z. B. Tomlinson  1992). Auch über Art und Um-
fang der Budgetierung und der Finanzmittelzuweisung wird auf eine Reduzierung 
x-ineffizienten  Verhaltens hingewirkt - mit Erfolg, wie Erfahrungsberichte  aus 
England und Wales belegen. So hat die Zuweisung von Personalmitteln auf der 
Grundlage durchschnittlicher  (anstelle tatsächlicher) Kosten die Schulen z.T. ver-
anlaßt, die Personalrekrutierung stärker an Kostenaspekten auszurichten (vgl. in 
bezug auf nichtlehrendes Personal Mortimore / Mortimore  1992).16 Eine insgesamt 
stärkere Effizienzorientierung  der internen Ressourcenallokation im Gefolge der 
Dezentralisierung von Ressourcenverantwortung durch den Education Act von 
1988 meint Levacic  (1993b) ausmachen zu können: „The evidence .. . shows that 
delegated budgeting and the development of quasi-markets has improved effi-
ciency on the input side of the education production function. School managers are 
seeking and finding new ways of using and combining resource inputs" (S. 25). 
Auch erste Erfahrungen mit eigenverantwortlicher Mittelbewirtschaftung an deut-
schen Schulen berechtigen zu Optimismus: Allgemein wird ein deutlich kosten-
bewußteres Verhalten als Folge der erhöhten Kostentransparenz und ein wirtschaft-
licherer Umgang mit Ressourcen berichtet (vgl. Bartz 1997; Böttcher 1997).17  

Begründet läßt sich deshalb die These vertreten, daß dezentrale Ressourcenverant-
wortung tendenziell zumindest eine kostengünstigere Leistungserstellung (niedri-
gere Unitcosts) erwarten läßt18, zum Teil als Ergebnis von Faktorsubstitution. 

1 5 So meint denn auch Elmore  (1993, S. 49/50): „One cannot assume that just because 
resources are being used at the school level, they are being efficiently  allocated for maximum 
impact on students' learning." 

1 6 Gesamtsystemisch gesehen hat die schülergebundene Mittelzuweisung auf der Grundla-
ge durchschnittlicher Unitcosts zu einem Abbau von „diseconomies of scale" aufgrund der 
Schlechterstellung kleiner und unausgelasteter Schulen mit überdurchschnittlich hohen Uni-
tcosts geführt  (vgl. Levacic  1993a). 

1 7 In Leverkusen z. B. wurden 1995 nach Einführung dezentraler Ressourcen Verantwor-
tung mehr als ein Drittel der den Schulen zugewiesenen Mittel von diesen eingespart bzw. 
angespart (KGSt  1996, S. 17). 

1 8 Die Stärkung einzelschulischer Handlungskompetenz wird zu einer partiellen Kosten-
verlagerung von der externen Verwaltungsebene auf die Schulen führen, insgesamt dürften 
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Wegen des wachsenden Kostendrucks wird die konsequente Ausschöpfung von 
Rationalisierungspotentialen zur kostengünstigeren Gestaltung der schulbetrieb-
lichen Produktions struktur an Wichtigkeit gewinnen. Dabei ist nicht nur an den 
substitutiven Einsatz moderner Informations- und Kommunikationstechnologien 
zu denken, sondern auch an andere kostendämpfende - und zugleich pädagogisch 
sinnvolle - Konzepte wie die Stärkung selbstverantwortlichen Lernens und die in-
tensivere Nutzung von Peer-Tutoring. Intrafaktorielle  Substitutionsmöglichkeiten 
wird das Konzept „Geld statt Stellen'4 eröffnen. 19 

Inwieweit dezentrale Ressourcenverantwortung auch zu einer Steigerung der 
Effektivität  (einer höheren Zielerreichung bei der Aufgabenerfüllung)  beiträgt, läßt 
sich gegenwärtig nicht wissenschaftlich fundiert  abschätzen. Plausibel ist lediglich 
die Annahme einer größeren Zielkonformität des Mitteleinsatzes. Bisher vorliegen-
de empirische Forschungsbefunde legen, wie bereits erwähnt, eher eine zurückhal-
tende Einschätzung der von einer Stärkung der Schulautonomie zu erwartenden 
Steigerung der Leistungswirksamkeit nahe: „ . . . there is little evidence that school-
based management improves student achievement44 (Malen/ Οgawa/ Kranz  1990, 
S. 323). Aussagefähige Effektivitätsuntersuchungen  speziell zur hier im Mittel-
punkt stehenden intraschulischen Ressourcenallokation im Kontext erweiterter 
Gestaltungskompetenz der Schulen liegen bislang kaum vor (vgl. auch Simkins 
1994). Mikroökonomischer Forschungsbedarf  besteht deshalb vor allem in diesem 
Bereich. 

Mikroökonomische Studien zur internen Mittelallokation hätten nicht nur die 
finanziellen, personellen und materiellen Ressourcen in den Blick zu nehmen, son-
dern auch die Ressource „Zeit44, über deren Disposition den Schulen ebenfalls grö-
ßere Entscheidungskompetenz eingeräumt worden ist (ζ. B. mögliche Abkehr vom 
Unterricht im 45-Minuten-Takt, erweiterter Spielraum bei der Gestaltung der Stun-
dentafel und der Verwendung der Lehrerarbeitszeit). Angesprochen ist in diesem 
Zusammenhang aber auch die klasseninterne Zeitdisposition durch den einzelnen 
Lehrer. Unter dem Postulat der „Binnenoptimierung der Ressourcen44 hat die Frage 
nach einem verbesserten Zeitmanagement in Schulen neuerdings verstärkte Auf-

sich durch Verwaltungsvereinfachung die administrativen Kosten jedoch, wie das folgende 
Beispiel (Bartz  1997, S. 51) verdeutlicht, verringern. „Nach einem Bericht des Senators für 
Bildung und Wissenschaft, Referat 23, Bremen Januar 1994, sind an einer Beschaffung  einer 
Videokamera im Wert von 2000,- DM über die Zentrale Beschaffungsstelle  53 Personen mit 
einem Zeitaufwand von 229-300 Minuten und einer Laufzeit von 16-39 Tagen bis zur Auf-
tragserteilung und von 14 bis 17 Tagen ab Rechnungsbearbeitung beschäftigt; bei einer Be-
schaffung  durch die Schule über Schulgirokonto dagegen nur 15 Personen mit einem Zeitauf-
wand von 68 bis 123 Minuten und einer Laufzeit von 2 Tagen bis zur Auftragserteilung  und 
von 2 bis 3 Tagen ab Rechnungsbearbeitung." 

1 9 Mit durchschnittlich etwa 100 DM liegt die Normalarbeitsstunde eines beamteten Voll-
zeitlehrers um mindestens 100 Prozent über den Kosten für eine Überstunde oder die Stunde 
einer Aushilfskraft  (Koetz  1997). Unter den Bedingungen eines dezentralen Ressourcenmana-
gements bestehen deshalb für die Schulen starke Anreize zur Faktorsubstitution außerhalb 
der unterrichtlichen Grundversorgung (ζ. B. im Bereich der Sonder- und Fördermaßnahmen). 
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merksamkeit gefunden. Den Hintergrund dafür bildet die empirisch - vor allem 
durch die anglo-amerikanische Forschung - hinreichend belegte Tatsache, daß 
erhebliche Interschul-, Interklassen- und Intraklassen-Varianzen hinsichtlich der 
Ressourcennutzung bestehen (vgl. die Übersicht bei Treiber  1982), indikatorisiert 
durch verschiedene Zeitparameter: die nominelle Unterrichtszeit, die tatsächliche 
Unterrichtszeit (= nominelle Unterrichtszeit reduziert um Stundenausfall), die 
nutzbare Instruktionszeit (= für Wissensvermittlung genutzter Anteil an der tat-
sächlichen Unterrichtszeit), die Schüleranwesenheit und die aktive Lernzeit 
(= Dauer der Unterrichtsbeteiligung und Aufmerksamkeit  eines Schülers während 
des Unterrichts). Mit Ausnahme der extern festgelegten nominellen Unterrichtszeit 
sind diese Parameter von der Einzelschule bzw. dem einzelnen Lehrer direkt (tat-
sächliche und nutzbare Unterrichtszeit) oder zumindest indirekt (Schüleranwesen-
heit, aktive Lernzeit), über die gezielte Beeinflussung der Zeitnutzung der Schüler, 
gestaltbar. 

Lehr-Lern-Modelle mit zeitdefinierten Variablen rekonstruieren die fachliche 
Schulleistung eines Schülers als das Ergebnis der insgesamt pro Fach erhaltenen 
Instruktionsquantität, der Summe der Zeitmengen je Parameter (Treiber 1982, 
S. 13 f.). Deren Bedeutung als Schulleistungsprädiktoren wird durch zahlreiche 
empirische Wirkungsstudien bestätigt (vgl. z. B. Frederick/Walberg  1980).20 Sie 
relativieren die aus „Produktionsfunktions-Studien" gezogene Schlußfolgerung, 
daß zwischen den darin erfaßten „Ressourcenbeständen" und Leistungskriterien 
kein systematischer und bedeutsamer Zusammenhang nachweisbar ist (vgl. zusam-
menfassend Weiß  1995), und verweisen auf die Möglichkeit von Effizienzverbesse-
rungen durch eine wirkungsvollere Ressourcennutzung. 

Zeitbezogene Allokationsentscheidungen auf Klassenebene bildeten vereinzelt 
auch den Gegenstand mikroökonomischer Analysen. So konnten z. B. Brown/Saks 
(1983, 1987) die Hypothese erfolgreich  testen, daß Lehrer die Verwendung ihres 
Zeitbudgets nicht dem Zufall überlassen, sondern sich durchaus rational verhalten, 
indem sie die knappe Ressource „Zeit" entsprechend präferierten  Verteilungszielen 
bei den Schulleistungen verwenden. Ungleichheit in den Schulleistungen in einer 
Klasse, so das empirische Ergebnis, werden von den Lehrern zwar höchst different 
bewertet; insgesamt gesehen favorisieren  sie jedoch weniger Leistungsvarianz, 
was sie zur Anwendung von Kompensationsstrategien veranlaßt. 

2 0 Einen Rückschluß darauf erlaubt auch die häufig gemachte Beobachtung, daß bedeut-
same Leistungsdifferenzen  zwischen den Klassen innerhalb einer Schule existieren (z. B. 
Ditton/Krecker  1995; Hill/Rowe 1996). Ditton / Krecker  (1995, S. 526) nehmen dieses 
Ergebnis zum Anlaß, die vorherrschende Fixierung auf die Schule als Einheit zu problema-
tisieren: „Schulen sind .. . keineswegs monolitische Blöcke, vielmehr unterscheiden sich die 
einzelnen Schulklassen innerhalb einer Schule erheblich voneinander und bewirken Über-
schneidungen der Qualitätsprofile der Schulen (verschiedener Schularten, M.W.)." 
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I I I . Ergebnisse und kontextuelle Bedingungen 
der schulischen Leistungserstellung 

1. Institutionelle Effektivität  und Effizienz 

Den Preis, den die Schulen für den Autonomiezuwachs zu zahlen haben, ist die 
Übernahme vermehrter (Ergebnis-)Verantwortung und Rechenschaftspflicht.  Um 
dem gerecht zu werden, müssen geeignete Informationssysteme vorliegen, die 
eine Evaluation der institutionellen Performanz  anhand objektiver Indikatoren ge-
statten. Für das politisch-administrative System werden solche Informationen in 
Zukunft insofern an Bedeutung gewinnen, als die Verlagerung von Steuerungs-
kompetenzen auf die operative Ebene zu mehr Diversität - und Disparität - im 
Schulwesen führen wird, was zur Sicherung vergleichbarer Bildungsmöglichkei-
ten und -standards unter Umständen einen höheren Interventionsbedarf  entstehen 
läßt (darauf deuten internationale Erfahrungen hin). Dabei wird die gelegentliche 
Erhebung einiger ausgewählter Leistungsindikatoren nicht ausreichen; vielmehr 
sind auch die Bedingungen der Leistungserbringung - einschließlich des Ressour-
ceneinsatzes - zu erfassen (Indikatorenmodelle dazu liegen vor - z. B. Willms 
1992, OECD  1995). Dies aus drei Gründen: Erstens läßt sich dadurch überprüfen, 
ob - wie vermutet wird - auch bei diesen Bedingungen die interinstitutionellen 
Disparitäten infolge von Dezentralisierung und Autonomisierung zunehmen wer-
den. Zweitens liefern solche Informationen Hinweise auf strategische Ansatz-
punkte für eventuell notwendige Interventionen (der einzelnen Schule für Qua-
litätsverbesserungen). Drittens sind solche Informationen eine unabdingbare 
Voraussetzung für die Beurteilung der Effizienz  von Bildungsinstitutionen, ihres 
Leistungsergebnisses unter Berücksichtigung des dafür benötigten Ressourcenein-
satzes, im Rahmen eines erweiterten „Bildungscontrolling". Gerade unter den 
Bedingungen persistenter Austerität und der dadurch induzierten intensiven Suche 
nach Effektivierungs-  und Rationalisierungspotentialen sind solche Effizienzin-
formationen unverzichtbar. 

Ob es zur Etablierung eines solchen Evaluationssystems kommen wird, ist je-
doch höchst zweifelhaft.  Im Gegensatz zu einigen anderen westlichen Ländern 
werden an deutschen Schulen bislang keine institutionellen Leistungsdaten erho-
ben. Tief verwurzelt sind in der Schulpraxis die Vorbehalte (und Vorurteile) gegen 
standardisierte quantitative Verfahren  der Leistungsmessung; akzeptiert werden sie 
bestenfalls für Zwecke der Diagnose von individuellen Leistungsmängeln bei 
Schülern, nicht hingegen als Instrument zur Evaluation des institutionellen Lei-
stungsstandes (vgl. auch Arbeitsgruppe  Bildungsbericht  am Max-Planck-Institut 
für  Bildungsforschung  1994, S. 117-120).21 

2 1 Erst durch zunehmenden internationalen Druck, etwa im Zusammenhang mit der wach-
senden Bedeutung internationaler Schulleistungsvergleiche und der erwarteten Bereitstellung 
leistungsbezogener Informationen für das Berichtssystem der OECD („Education at a Glan-
ce"), könnte es gelingen, diese Widerstände abzubauen. 
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Ein Blick ins - insbesondere angelsächsische - Ausland zeigt, daß dort die Eva-
luation des einzelschulischen Leistungsstandes vielfach ein konstitutiver Bestand-
teil der Schulaufsicht ist und dafür auch eine entsprechende Datenbasis vorliegt. In 
England und Wales sind seit der Einführung des Education Act von 1980 sämtliche 
staatlichen Schulen zur regelmäßigen Veröffentlichung  von Leistungsdaten ver-
pflichtet, die für Zwecke eines Schul-Ranking („league-tables") genutzt werden. In 
der um die Eignung solcher Leistungsdaten für die institutionelle Performanzmes-
sung entbrannten Debatte wird als zentraler Kritikpunkt die fehlende Berücksich-
tigung differenter Lernvoraussetzungen der Schüler herausgestellt. Inzwischen lie-
gen elaboriertere Evaluationskonzepte vor, die in der Praxis z.T. bereits erprobt 
werden. Sie erlauben eine „kontextualisierte" Beurteilung des einzelschulischen 
Leistungsstandes (vgl. dazu Gray  /Wilcox  1995). Beim Value-added-Konzept wer-
den die aktuell erhobenen Leistungsdaten von Schülern unter Berücksichtigung 
ihres Wissensstandes bei Schuleintritt und / oder (falls darüber keine Daten verfüg-
bar sind) sozioökonomischer Merkmale interpretiert. Auf der Grundlage dieses 
Ergebnisses wird die Effektivität  einer Schule im interinstitutionellen Vergleich 
ermittelt. Die wiederholte Anwendung dieses Verfahrens  liefert  Informationen über 
die Effektivitätsentwicklung  einer Schule (vgl. im einzelnen Gray /Wilcox  1995, 
S. 88-104).22 

Wenig Beachtung gefunden hat bislang in Forschung und Praxis die Frage nach 
der institutionellen Effizienz.  Die Schulqualitätsforschung hat zwar einen beacht-
lichen Wissensfundus zum Profil  leistungswirksamer Schulen erarbeitet (zusam-
menfassend Purkey/Smith  1983; Reynolds /  Cuttanc e 1992; Steffens  / Bargel  1993; 
Mortimore  1997)23; versäumt hat sie es jedoch, nach der Relation von schulischem 

2 2 Unter Verwendung des Value-added Ansatzes haben Gray  /Wilcox  (1995) in einer Meh-
rebenenanalyse zur Schuleffektivität  auf der Basis von Stichprobendaten von sechs engli-
schen Schulbezirken (Local Educational Authorities) die Frage untersucht, auf welche Fakto-
ren Unterschiede in der Leistungswirksamkeit zwischen Sekundärschulen zurückzuführen 
sind (die Untersuchung umfaßt Individualdaten von 14.000 16-jährigen Schülern - Schullei-
stungen, sozioökonomische Merkmale, Leistungsstand bei Wechsel in die Sekundärschule, 
Geschlecht - und 290 Schulen). Schulvariablen leisten danach - in Übereinstimmung mit den 
Ergebnissen früherer  britischer Wirkungsstudien - mit etwa 8 Prozent nur einen geringen 
Beitrag zur Varianzaufklärung.  Ein Grund dafür wird in der relativen Homogenität der Schu-
len vermutet. Dezentralisierung und Autonomisierung könnten längerfristig  für mehr Diversi-
tät im Schulbereich sorgen und damit schulische Erklärungsfaktoren  wichtiger werden lassen 
(ceteris paribus). Konterkarieren könnte dies allerdings die als Effekt  von Quasi-Märkten zu 
erwartende Zunahme an mfraschulischer  Homogenität (bzw. mterschulischer Segregation) 
hinsichtlich der leistungsmäßigen und sozialen Zusammensetzung der Schülerschaft  (näheres 
dazu in Abschnitt 3.2). 

2 3 Häufig identifizierte Merkmale leistungswirksamer Schulen sind danach: 
- Betonung von leistungsbezogenen Zielen und hohe Leistungserwartungen an die Schüler, 
- intensive Teilnahme der Schüler (in verantwortlichen Rollen) am Schulleben, 
- geordnete und lernfördernde Atmosphäre (klare Zielsetzungen und Verhaltensregeln, hoher 

Grad lernbezogener Zeitnutzung, häufige Lernerfolgskontrolle  und -rückmeldung, schul-
weite Anerkennung von Lernerfolgen), 
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Leistungsergebnis und dafür benötigtem Ressourceneinsatz zu fragen, eine Quali-
tätsdimension von Schule, die im Bl ick auf die verschärfte  Ressourcenknappheit in-
zwischen auch Schulforscher  als bedeutsam erachten (z. B. Mortimore  1994, S. 130). 
Dezentralisierung und Autonomisierung haben dazu geführt,  daß Schulen nicht 
mehr nur „pädagogische Handlungseinheit" (Fend), sondern auch „wirtschaftliche 
Handlungseinheit" sind mit - wie dargelegt - weitreichenden Kompetenzen bei der 
Disposition über knappe Ressourcen. Damit wird neben der Effektivität  auch die 
Effizienz  - zumindest partiell - zu einem einzelschulischen Gestaltungsparamter. 

Was die methodischen Voraussetzungen für institutionelle Effizienzmessungen  und -analy-
sen betrifft,  so liegt mit der Data Envelopment Analysis (DEA) ein konzeptionell leistungs-
fähiges Verfahren  vor. Mit Hilfe der DEA läßt sich für einzelne Bildungseinrichtungen (oder 
andere organisatorische Einheiten wie Klassen oder Schulbezirke) der mit den ihnen jeweils 
zur Verfügung stehenden Input-Faktoren maximal zu erzielende Output bestimmen. Das ist 
der Output, der sich ergäbe, wenn die Ressourcen so verwendet würden, wie bei der lei-
stungsfähigsten aller im Vergleich berücksichtigten Bildungsinstitutionen (vgl. ausführlich 
Bessent/Bessent  1980; Walberg  1993; Sheldon  1994). Die DEA basiert also auf einem relati-
ven Effizienzkonzept:  Die Effizienz  einer Bildungseinrichtung wird - im Sinne eines „bench-
marking" - im interinstitutionellen Vergleich ermittelt, d. h. sie wird an der Leistungsfähig-
keit vergleichbarer  Bildungseinrichtungen gemessen und nicht an einem absoluten Effizienz-
standard (der sich ohnehin aufgrund differenter  Ziele und Output-Gewichtungen sowie der 
hohen Abhängigkeit des Produktionsergebnisses von situativen exogenen Faktoren nicht 
bestimmen ließe). Als Ergebnis liefert  das Verfahren  ein Effizienzmaß,  das zwischen 0 und 1 
liegt. Wird für eine Bildungseinrichtung der Wert 1 ermittelt, dann heißt das, daß keine der 
anderen Institutionen mit dem Mitteleinsatz der betreffenden  Bildungseinrichtung diese hin-
sichtlich irgendeiner Bildungsleistung übertreffen  kann. Mit anderen Worten: Die Bildungs-
einrichtung produziert effizient.  Darunter liegende Effizienzgrade  indizieren Ineffizienz.  Die 
auf diese Weise ausgedrückte Leistungsfähigkeit einer Bildungsinstitution hat den entschei-
denden Vorteil, daß die Mehrdimensionalität der Bildungs-Inputs und - Outputs auf ein ein-
dimensionales, leicht interpretierbares Effizienzmaß  reduziert wird. Darüber hinaus liefert 
die DEA Hinweise auf mögliche Ursachen von Ineffizienz.  Dies können sein (vgl. Sheldon 
1994): Mismanagement, diseconomies of scale, (didaktisch-methodisch) ineffektive  Bil-
dungsprozesse, ungünstige (ζ. Β. sozio-ökonomische) Rahmenbedingungen und/oder eine 
zu kostenintensive Inputstruktur. Quantitativ wird bestimmt (durch Berechnung von Einspa-
rungspotentialen - „slack values" - und Opportunitätskosten), wie die (manipulierbaren) 
Faktoren zur Herstellung von Effizienz  zu verändern wären, welche Bildungsleistungen in 
welchem Umfang ohne den Einsatz zusätzlicher Ressourcen gesteigert bzw. welche Inputs in 
welcher Menge ohne Leistungsverlust reduziert werden könnten. Einschränkend ist allerdings 
anzumerken, daß es sich dabei um rein rechnerisch ermittelte und nicht um kausale Zusam-
menhänge handelt. 

- ein Lehrerkollegium, das durch intensive fachliche Kommunikation und Kooperation, Ko-
häsion sowie Konsens über grundlegende Ziele und Konzepte der schulpädagogischen Ar-
beit gekennzeichnet ist, 

- eine Umgangskultur innerhalb der Schule, die von Verständnis, Vertrauen und Verständi-
gung geprägt ist, 

- kompetente, mit „Führungsqualitäten" ausgestattete Schulleitung, 
- intensive Beteiligung der Eltern am Schulgeschehen. 
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Dessen ungeachtet liefert  die DEA sowohl den Verantwortlichen in den einzel-
nen Bildungsinstitutionen als auch der Schulverwaltung und Bildungspolitik wich-
tige Hinweise auf mögliche Ansatzpunkte zur Effizienzverbesserung,  vorausge-
setzt, daß in der Analyse auch alle wesentlichen effizienzrelevanten  Faktoren er-
faßt worden sind. Die Erfüllung dieser Bedingung ist weniger ein Problem man-
gelnden Wissens über Effizienzdeterminanten  als eines der oftmals restriktiven 
Datenlage. Erfahrungen mit der DEA im schulischen Anwendungskontext konnten 
in einer ganzen Reihe von Untersuchungen zur Effizienz  von Schulbezirken, Schu-
len und Klassen in englischsprachigen Ländern gewonnen werden (vgl. die Über-
sicht bei Sheldon  1994, S. 63-66, Walberg  1993). In bezug auf die Akzeptanz der 
DEA als Instrument der Fremdevaluation ist der empirische Befund aufschluß-
reich, daß die Resonanz von amerikanischen Lehrern auf die Anwendung dieses 
Verfahrens  zur Effizienzmessung  auf Klassenebene überraschend positiv ausfiel 
(i Garrett  1993). 

2. Funktionsweise und Wirkungen von „Quasi-Märkten" 

Dezentralisierung und Autonomisierung im Schulbereich zielen nicht zuletzt 
darauf ab, den Schulen Profilbildungsmöglichkeiten zu eröffnen,  um auf diese 
Weise die Angebotsreagibilität auf differenzierte  Bildungspräferenzen  zu verbes-
sern. Dies bedingt auch nachfrageseitig eine Stärkung der Autonomie - der „Kon-
sumentensouveränität" - durch Herstellung von Schulwahlfreiheit.  Zahlreiche 
Länder sind deshalb in den letzten Jahren im Zuge der Umsetzung der neuen bil-
dungspolitischen Leitbilder dazu übergegangen, durch Auflösung fester Einzugs-
bereiche die Wohnortgebundenheit des Schulbesuchs aufzuheben. Für die Schulen 
und ihre „Klienten" sind dadurch partiell marktähnliche Bedingungen (Quasi-
Märkte) entstanden (zum Teil war dies, wie in den angelsächsischen Ländern, er-
klärtes bildungspolitisches Ziel), die auf die beteiligten Akteure in vielfältiger Wei-
se verhaltensprägend wirken - und den Intentionen der Marktapologeten nach auch 
wirken sollen.24 Es ist hier nicht der Ort, die darüber im Rahmen der Markt-Plan-
Kontroverse im bildungsökonomischen Schrifttum geführte Grundsatzdebatte noch 
einmal nachzuzeichnen (vgl. dazu Hegelheimer  1981, Timmermann  1985 und 
1995). Entscheidendes Manko dieser Diskussion ist, daß sie weitgehend theore-
tisch-abstrakt, ohne erfahrungswissenschaftliche  Fundierung durch bildungsbe-
reichsbezogene Forschung geführt  wird, die den Spezifika des Objektbereichs an-
gemessen Rechnung trägt.25 Unberücksichtigt bleibt insbesondere, daß Schulen 

2 4 So heißt es beispielsweise im Parent's Charter  der britischen Regierung: „Your choice 
of school directly affects  that school's budget - every extra pupil means extra money for the 
school. So your right to choose will encourage schools to aim for the highest possible stan-
dard" (DES 1991, zitiert nach Bowe/Gewirtz/Ball  1994, S. 67). 

2 5 Die stagnierende wissenschaftliche Diskussion ist durch die Arbeit von Chubb/Moe 
(1990) belebt worden, die den Anspruch erhebt, den empirischen Nachweis für die Überle-
genheit eines marktgesteuerten Schulwesens liefern zu können. Die Autoren sehen sich dabei 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



Schulautonomie im Licht mikroökonomischer Bildungsforschung 33 

personale (ortsgebundene) Dienstleistungen unter höchst differenten  Angebots-
Nachfrage-Konstellationen und Wettbewerbsbedingungen erbringen (vgl. dazu 
Weiß/Steinen  1996, S. 78/79). Funktionsweise und Wirkungen der Wettbewerbs-
steuerung auf Quasi-Märkten können deshalb nur auf der Mikro-Ebene, der Ebene 
der Einzelschule bzw. des regionalen Schulverbundes, angemessen untersucht 
werden.26 

Dabei ist von dem grundsätzlichen Sachverhalt auszugehen, daß nur bestimmte 
Schulangebots-Konfigurationen als Quasi-Märkte (angebotsseitig) zu qualifizieren 
sind. Im Blick auf die bundesdeutsche Situation lassen sich in Anlehnung an Bar-
gel/Küthe  (1992, S. 46 ff.)  fünf  verschiedene (nicht für sämtliche Bundesländer 
repräsentative) Konfigurationen des kommunalen Schulangebots unterscheiden: 
Kommunen 

(1) ohne jegliches weiterführendes  Schulangebot oder nur mit einem Hauptschul-
angebot; 

(2) mit einem unvollständig gegliederten Schulangebot (Haupt- und Realschule 
oder Hauptschule und Gymnasium) ; 

(3) mit einem gegliederten Schulangebot (Haupt- und Realschule, Gymnasium); 

(4) mit einem integrierten Angebot (Gesamtschulen, z.T. Resten des gegliederten 
Angebots); 

(5) mit einem vielfältigen Schulangebot: hier sind alle Arten von Schulen (in 
öffentlicher  und privater Trägerschaft)  anzutreffen,  häufig mehrfach mit z.T. 
unterschiedlichem Profil  (z. B. Typengymnasien). 

Die ersten beiden Konfigurationen repräsentieren die typische Schullandschaft 
in vielen kleinen Gemeinden in ländlichen Regionen.27 Die dritte und vierte Konfi-
guration umfaßt wenigstens das komplette Angebot an möglichen Schulabschlüs-
sen. Von einem Quasi-Markt mit konkurrierenden Bildungsangeboten kann indes 
nur im Falle der fünften  Konfiguration gesprochen werden, die vornehmlich in 

allerdings mit dem schwerwiegenden Einwand konfrontiert,  daß in der Realität keine voll-
ständig privatisierten, marktgesteuerten Schulsysteme existieren und daß es nicht möglich ist, 
deren Funktionsweise und Leistungsfähigkeit anhand der Ergebnisse von Vergleichen zwi-
schen staatlichen und privaten Schulen in „Mischsystemen" vorherzusagen, wie sie dies in 
ihrer Studie tun. Die von ihnen gefundenen Zusammenhänge beziehen sich auf die spezifi-
sche Konstellation des amerikanischen Schulsystems mit einem Privatschüleranteil von etwa 
12 Prozent. Der besondere Status von Privatschulen in diesem System und ihre ausgewählte 
Klientel verschaffen  ihnen einen - statistisch nur unzulänglich zu kontrollierenden - Lei-
stungsvorteil, der nicht auf die völlig anders gelagerte Situation eines vollständig privatisier-
ten Schulwesens extrapoliert werden kann (vgl. Witte  1990, Weiß  1993). 

2 6 Auch solche, die „Außenbeziehungen" von Schulen betreffende  Analysen werden dem 
Forschungsprogramm der Mikro-Bildungsökonomie zugerechnet (vgl. Edding/Hüfner  1975, 
S. 332). 

2 7 In Baden-Württemberg z. B. verfügten Anfang der 90er Jahre fast drei Viertel der Ge-
meinden über kein Schulangebot in der Sekundarstufe I oder nur über die Hauptschule (vgl. 
Bargel/Küthe  1992, S. 47). 
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größeren Städten und Ballungsgebieten anzutreffen  ist. Die in theoretischen 
Abhandlungen zu „Marktsteuerungsmodellen" im Schulbereich stets unterstellte 
Ubiquität von Wettbewerb ist demnach eine Fiktion. 

Die von der internationalen Bildungsforschung (vgl. z. B. OECD 1994, Walford 
1996) vermittelten Einsichten in die Funktionsweise von Quasi-Märkten und in die 
Wettbewerbswirkungen auf das Anbieter- und Nachfragerverhalten  geben Anlaß 
zu erheblichen Zweifeln an dem der Wettbewerbs Steuerung zugeschriebenen effek-
tivitäts- und effizienzverbessernden  Potential. Auch erweisen sich im Lichte der 
empirischen Befundlage einige der diesem Steuerungsmodell zugrundeliegenden 
Prämissen als nicht haltbar. Dies gilt vor allem für das Nachfrageverhalten  (das 
Schul wähl verhalten der Eltern). Ihm ist in empirischen Analysen von Quasi-Märk-
ten bislang stärkere Beachtung geschenkt worden als dem Anbieterverhalten. 

Anbieterverhalten 

Daß Schulen auf Wettbewerbssituationen reagieren, belegt augenfällig der de-
mographisch bedingte Schülerrückgang Anfang der 80er Jahre, der bei vielen wei-
terführenden Bildungseinrichtungen (trotz der damals noch geringen Handlungs-
autonomie) eine bemerkenswerte Kreativität bei der Entwicklung von „Marktstra-
tegien" zur Bestandssicherung freisetzte. Während dieser Prozeß in der Bundes-
republik nur anekdotisch dokumentiert ist, liegen zur wettbewerbinduzierten 
Marktorientierung von Schulen in einigen angelsächsischen Ländern vereinzelt 
Befunde wissenschaftlicher Begleituntersuchungen vor. So gelangt z. B. Foskett 
(1996) in einer englischen Fallstudie zu dem Ergebnis, daß sich an den untersuch-
ten Schulen insgesamt nur sehr langsam eine „Marktkultur" im Gefolge der Imple-
mentation von Quasi-Märkten herausgebildet hat und der Entwicklungsstand in 
der „Marktakkulturation" zwischen den Schulen - als Ergebnis situativer Markt-
merkmale (z. B. Wettbewerbsintensität) und intraschulischer Bedingungen - er-
heblich differiert. 

Bestätigung findet auch die These, daß die Erstellung personaler Dienstleistun-
gen die Selektion „mitproduzierender" Klienten zu einer erfolgbestimmenden Or-
ganisationsaufgabe der Schulen macht (Sadowski 1989, S. 1431). Darauf verwei-
sen insbesondere die Reanalysen des Datenmaterials der großen Vergleichsstudien 
von Coleman und Mitarbeitern (Coleman / Hoff  er /  Kilgore  1982; Coleman / Hoff  er 
1987) zur Leistungswirksamkeit staatlicher und privater Sekundärschulen in den 
USA (z. B. Murnane  1983). Sofern keine Nachfragemärkte  bestehen, wie in demo-
graphischen Kontraktionsphasen, werden die Schulen bemüht sein, über den Ein-
satz expliziter (z. B. Aufnahmeprüfungen)  oder impliziter (z. B. Profilbildung) 
Selektionsmechanismen die gewünschte Klientenstruktur zu sichern. Streben sie 
dabei - gemäß den Annahmen der Bildungsmarkttheorie - ein möglichst hohes 
Leistungsniveau an, dann gilt angesichts der durch unzählige empirische Unter-
suchungen belegten hohen Erfolgsabhängigkeit  von Sozialstatusmerkmalen, daß 
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„any school entrepreneur acting rationally would seek to exclude pupils (from so-
cially disadvanteged backgrounds, M.W.) who would drag down the overall perfor-
mance score of the school, its major selling point to parents" (Glennerster 1991, 
S. 1271).28 

Im Zuge der partiellen Abschaffung  formaler  Selektionsmechanismen im staat-
lichen Schulwesen29 wird die Selektion durch Programmgestaltung und Profilbil-
dung an Bedeutung gewinnen. Die Möglichkeit dazu eröffnet  den Schulen die er-
weiterte Gestaltungsautonomie. Daß ihnen damit ein wirkungsvolles Selektionsin-
strument an die Hand gegeben wird, das nicht nur die Entstehung von „Wertge-
meinschaften" fördert  (relative Präferenzhomogenität  in der Eltern- und 
Schülerschaft),  sondern daß damit meist auch eine „sekundäre Selektion" nach so-
zialen und ethnischen Kriterien einhergeht, kann als empirisch hinreichend gesi-
chert angesehen werden. Das Beispiel der amerikanischen Magnetschulen (Schu-
len mit einem speziellen curricularen oder pädagogischen Profil  - vgl. Weiß  1989) 
läßt sich dafür ebenso als Beleg anführen wie die evidente soziale und ethnische 
Selektivität von (auch staatlich vollfinanzierten) Schulen in privater Trägerschaft 
mit religiöser oder besonderer pädagogischer Prägung (vgl. für die Niederlande 
z. B. Karsten  1994). Die gesamtsystemischen Folgen der Selektion sind in der Ten-
denz absehbar: ein in verschiedenen Dimensionen (religiös, weltanschaulich, eth-
nisch, sozial) stärker segregiertes Schulwesen, das in geringerem Umfang zur Er-
reichung gesellschaftlicher Ziele (z. B. soziale Kohäsion, Sozialisation für eine 
multikulturelle Gesellschaft) beiträgt (z. B. Levin  1991). 

Der Selektionserfolg der einzelnen Schule ist freilich nur z.T. durch schulische 
Gestaltungsparameter zu sichern. Wesentlichen Anteil daran haben auch außerhalb 
des schulischen Einflußbereichs liegende standortbedingte Faktoren wie etwa die 
Sozialstruktur des Einzugsbereichs, die sowohl direkt (über die soziale Zusammen-
setzung der Schülerschaft)  als auch indirekt (als soziales Umfeld der Schule) wirk-
sam werden kann - als Standortvorteil oder -nachteil. Dies lenkt den Blick auf die 
zentrale Frage nach den Wettbewerbsbedingungen für die Anbieter auf Quasi-
Märkten. Daß diese - Standort- oder schulformbedingt - für die einzelnen Schulen 
höchst ungleich sein können, bedarf  keines besonderen Hinweises. Wie schwer es 
Standort- oder schulformbenachteiligte Schulen haben, sich im Wettbewerb zu be-
haupten, ist durch empirische Marktanalysen hinreichend dokumentiert (vgl. z. B. 
Klemm/Rolff  1988; auf Mikroebene Rauin/Weishaupt  1991; Weiß/Steinen  1996). 

2 8 Auch Marktapologeten wie Chubb/Moe  (1990) sehen dieses Problem. Vorgesehen ist 
in ihrem Wettbewerbs-Modell deshalb, die Schulen durch finanzielle incentives zur Aufnah-
me auch solcher Schüler zu bewegen. 

2 9 In der Bundesrepublik ist in einigen Bundesländern (z. B. Hessen, Rheinland-Pfalz) in-
zwischen der Elternwille beim Übergang auf die weiterführende  Schule freigegeben worden, 
indem sämtliche Einschränkungen, die in Form von Eignungsfeststellungen im Falle eines 
von der Grundschulempfehlung abweichenden Elternwunsches bestanden (Aufnahmeprü-
fung, Probezeit) - und in einer Reihe von Bundesländern noch bestehen - beseitigt worden 
sind (vgl. Avenarius/Jeand'Heur  1992). 

3 : 
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Die Analysen machen aber z.T. auch deutlich, daß es diesen Schulen außerhalb des 
LeistungsWettbewerbs durch „Nischen-Marketing" (z. B. durch besondere Betreu-
ungskonzepte und Unterrichtsangebote) bisweilen gelingt, sich im Präferenzfeld 
der Nachfrager  zu positionieren. Durch dieses Beispiel wird eine weitere Prämisse 
der Bildungsmarkttheorie revisionsbedürftig:  die eines ausschließlich leistungs-
fokussierten Wettbewerbs, der im Gesamtergebnis im Schulbereich für eine Anhe-
bung des Qualitätsniveaus auf breiter Basis sorge. Erhebliche Zweifel daran lassen 
auch die Ergebnisse von Untersuchungen zum Verhalten der zweiten Gruppe von 
Marktteilnehmern aufkommen: der Eltern und Schüler als Bildungsnachfrager. 

Nachfragerverhalten 

Zu den Bildungspräferenzen  der Eltern liegt zwar ein umfangreicher  Wissens-
fundus aus Makrostudien (insbesondere zur Bildungsaspiration) vor, wie sich diese 
Präferenzen  aber auf der Mikro-Ebene konkretisieren, welche situativen Faktoren 
„moderierend" wirksam werden, darüber liegen für die Bundesrepublik kaum For-
schungsbefunde vor, sieht man einmal von dem Einfluß der Angebotsstruktur auf 
die Bildungsbeteiligung ab (z. B. Bargel/Küthe  1992). Ergiebiger ist auch hier die 
ausländische Forschung, insbesondere aus dem angelsächsischen Raum. In den 
letzten Jahren sind dort zahlreiche Studien zum elterlichen Schulwahlverhalten 
entstanden (vgl. Maddaus  1990; Carnegie-Stiftung  1992; OECD 1994; Martinez / 
Thomas /Kerne re r  1994), deren Ergebnisse sich wie folgt resümieren lassen: 

- Die Forschungsbefunde vermitteln kein konsistentes Bild zum Schulwahlverhal-
ten. Selbst innerhalb einzelner Länder differieren  z.T. die Ergebnisse, was auf 
einen relativ starken Einfluß situativer Faktoren hindeutet. Gleichwohl lassen 
sich einige übereinstimmende Tendenzen beobachten. So ist offenbar  das Lei-
stungsniveau von Schulen („academic success") nur eines von vielen schulwahl-
relevanten Kriterien, die Eltern bei der Beurteilung der Schulqualität heranzie-
hen (vgl. dazu die referierten  Befragungsergebnisse  aus verschiedenen Ländern 
in OECD 1994, S. 23-30). In einem Bericht der Carnegie-Stiftung  (1992) heißt 
es dazu: „Many parents who do decide to send their children to another school 
appear to do so for nonacademic reasons" (S. 12). Bei einem Großteil der Eltern 
bestehen ausgeprägte Präferenzen  für wohnortnahe Schulangebote.30 Ein wich-
tiges Schulwahlmotiv ist auch die Plazierung der Kinder in das gewünschte So-
zialmilieu (z. B. Willms / Echols  1992). Insgesamt legen die Befunde zu den 
Schulwahlmotiven die These nahe, daß Eltern (und Schüler) offensichtlich  nicht 

3 0 Der Modellversuch mit Bildungsgutscheinen in Alum Rock/ Kalifornien z. B. ergab, 
daß über 70 Prozent der nach ihrem Schulwahlverhalten befragten Eltern den Schulstandort 
als ausschlaggebendes Kriterium nannten (Bridge/ Βlackman  1978). In einer britischen Stu-
die zum elterlichen Schulwahl verhalten im Sekundarbereich (Woods  1993) wurden die 
Wohnortnähe bzw. verkehrsgünstige Lage der Schule am zweithäufigsten als wichtiger Ein-
flußfaktor der Schulwahl genannt. 
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die „idealen Konsumenten" sind, von denen Bildungsmarkt-Theoretiker in ihren 
Modellen ausgehen, wenn sie das schulische Leistungsniveau zum entscheiden-
den Selektionskriterium erklären. 

- Zu den auffallenden  Phänomenen zählt, daß - selbst unter den Bedingungen 
schulwahlfördernder  Politik - der Anteil „aktiv" wählender Eltern vielfach rela-
tiv gering ist. Lokale Gebundenheit kann dafür ebenso verantwortlich sein wie 
geringe Markttransparenz, zu hohe Transaktionskosten (Informationsbeschaf-
fung, lange Schulwege etc.) und/oder angebotsseitige Restriktionen: das Fehlen 
präferenzkompatibler  Angebote (aufgrund mangelnder Angebotsreagibilität, Be-
schränkungen des Marktzugangs für private Anbieter, fehlender Einflußmög-
lichkeiten der Bildungsnachfrager  auf die Angebotsgestaltung u.ä.). Impulse in 
Richtung eines aktiveren Schulwahlverhaltens der Eltern gehen insbesondere 
von einem variantenreicheren Schulangebot aus, wie es von dem Prozeß der 
Schulautonomisierung tendenziell zu erwarten ist. Darauf verweisen Beobach-
tungen auf differenzierten  Märkten mit „echten" Alternativen wie z. B. reform-
pädagogischen Schulen (Montessori-, Waldorfschulen),  Magnet- oder Charter 
Schools (USA), City Technology Colleges (England) und Profilschulen (Schwe-
den). Positive Wirkungen auf das Schul wähl verhalten sind auch von einer Ver-
besserung der Markttransparenz durch Schaffung  von Informations- und Bera-
tungssystemen zu erwarten. 

- Bei Schulwahlentscheidungen kommen in vielfältiger Weise Statusmerkmale 
ins Spiel. Sie manifestieren sich in einem statusabhängigen Informationsstand 
ebenso wie in schichtspezifischen Selektionskriterien (z. B. Maddaus  1990; 
OECD  1994, S. 24/25; Woods  1996). Beispielhaft sei eine englische Studie 
(Ball/Bowe/Gewirtz  1992) zitiert: „ . . . many working-class parents want and 
value different  things from their schools; localness is often a value in its own 
right. The priorities and possibilities of choice are significantly different  for 
middle-class and working-class choosers" (S. 5). Hinter diesen Verhaltensmu-
stern stehen Unterschiede in der Ausstattung mit kulturellem und sozialem Ka-
pital (Bourdieu), die nur schwierig zu korrigieren sind. Dem Problem asymme-
trischer Information läßt sich indes, wie etwa Beispiele aus den USA zeigen 
(z. B. Glenn/McLaughlin /Salganik  1993), bis zu einem gewissen Grad durch 
die Einrichtung geeigneter Informationssysteme beikommen. 

Quasi-Märkte im Schulbereich entstehen nicht durch Zufall. Sie sind das Ergeb-
nis politischer Entscheidungen, die explizit oder implizit auf eine Anhebung des 
Leistungsniveaus des gesamten Schulsystems abzielen. „Achieving higher stan-
dards in all schools" (Department  of  Education  1992, S. 2) steht z. B. als Leitprin-
zip hinter der in England und Wales eingeführten Wettbewerbssteuerung im Schul-
bereich. Nach der bisher vorliegenden Forschungsevidenz ist dieser Anspruch 
nicht einzulösen. Stellvertretend für zahlreiche gleichlautende Folgerungen sei das 
ernüchternde Restìmée des OECD-Berichts „School: a Matter of Choice" (OECD 
1994) angeführt: „There is no direct evidence that... competition improves school 
performance ... In practice .. . the main impact of choice has been on things other 
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than school effectiveness 4' (S. 7). Aus einzelinstitutioneller Sicht sind zwar wettbe-
werbinduzierte EffektivitätsVerbesserungen  nachweisbar; dabei zeigt sich aller-
dings, daß vor allem ohnehin schon überdurchschnittlich leistungseffektive  Schu-
len begünstigt werden (empirisch belegt z. B. durch die Studie von Hardman / 
Levacic 1996). Leistungsineffektive  Bildungseinrichtungen erfahren  dagegen viel-
fach ein weiteres „downgrading44 durch den Verlust leistungsfähiger Schüler 
(„creaming effect 44). In eine solche Situation geraten sie oftmals unverschuldet in-
folge standortbedingter Wettbewerbsnachteile, insbesondere eines sozialstrukturell 
ungünstigen Umfeldes. Auf dieses Problem macht etwa eine schottische Studie 
aufmerksam  (Adler / Ρetch/ Tweedie  1989). Nach Einführung von Schulwahlfrei-
heit durch den Education Act von 1981 kam es vor allem bei Schulen in sozial 
benachteiligten Wohnmilieus zu einem massiven Schülerschwund durch „exit44  

(Hirschman). Die Wettbewerbssituation hat die Lage an diesen Schulen drastisch 
verschlechtert, „Restschulen44 entstehen lassen ähnlich unseren Hauptschulen in 
vielen städtischen Ballungsgebieten. Da dies auch durch die Befunde anderer 
Mikroanalysen gestützt wird (für englische Schulbezirke ζ. B. Hardman/Levacic 
1996), läßt sich im Blick auf die gesamtsystemischen Wirkungen von Quasi-Märk-
ten begründet die These vertreten, daß größere Anbieterautonomie und Schulwahl-
freiheit  tendenziell bestehende Chancenungleichheiten verstärken und die Ent-
stehung größerer Leistungvarianzen - im Extrem eine Leistungspolarisierung -
begünstigen. 

Wenn die Quasi-Märkten zugeschriebene Effizienzverbesserung  nicht durch 
einen gesamtsystemischen Effektivitätszuwachs  zustande kommt, dann wird die 
Kostenseite zum „Hoffnungsträger 44. Plausibilität und partielle empirische Evidenz 
liefern dafür allerdings keine Begründung. So wird meist übersehen, daß funk-
tionsfähige Quasi-Märkte eine aufwendige Infrastruktur  in Form leistungsfähiger 
Informations-, Transport- und Evaluationssysteme voraussetzen (vgl. auch Levin 
1991). Auch stellen sich auf solchen Märkten häufig Kostennachteile als Folge 
von diseconomies of scale ein (empirisch belegt z. B. durch die Studie von Adler/ 
Petch/Tweedie  1989), deren Korrektur bisweilen administrative Interventionen 
(z. B. Rückkehr zu festen Einzugsbereichen) notwendig macht. 

Das in der Tendenz eher negative Fazit hinsichtlich des effizienzverbessernden 
Potentials von Quasi-Märkten werden jene Marktbefürworter  nicht gewillt sein zu 
akzeptieren, die mit Chubb/Moe (1990) die Funktion von Schule darauf reduzie-
ren, „to please their clients44 (S. 189) und diesbezüglich eine Überlegenheit der 
Wettbewerbssteuerung aufgrund einer größeren Präferenzkompatibilität  des Bil-
dungsangebots geltend machen. Die empirische Befundlage ist indes ambivalent, 
was angesichts partiell bestehender Nutzenrivalität nicht überrascht: Während die 
realisierte Bildungsnachfrage bestimmten Gruppen einen positiven Wohlfahrtsbei-
trag - und damit eine größere „Klientenzufriedenheit44 - verschafft  (empirische 
Hinweise dafür finden sich z. B. bei Witte  1991), sehen sich andere Gruppen da-
durch unter Umständen in der Durchsetzung ihrer Präferenzen  in wohlfahrtsmin-
dernder Weise beeinträchtigt. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn - was auf realen 
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Quasi-Märkten im Schulbereich häufig zu beobachten ist - ein Nachfrageüberhang 
bei bestimmten Bildungsangeboten und (damit vielfach einhergehend) angebots-
seitige Selektionsmechanismen existieren.31 Auch in bezug auf das Kriterium 
„Klientenzufriedenheit"  ist demnach ein eindeutiger Effektivitätsvorteil  von 
Quasi-Märkten im Schulbereich nicht nachweisbar. 

Zusammenfassung und Folgerungen 

In zahlreichen Ländern ist als Reaktion auf die nachlassende staatliche Steue-
rungsfähigkeit  seit einiger Zeit eine steuerungsstrategische Umorientierung im 
Bildungsbereich zu beobachten, die sich mit den Begriffen  Deregulierung, Dezen-
tralisierung und Autonomisierung umschreiben läßt. Darauf gerichtete Reform-
initiativen sind inzwischen aus dem Stadium programmatischer Entwürfe in die 
Phase der Erprobung und Implementation konkreter Konzepte getreten. Der damit 
einhergehende Zugewinn an erfahrungswissenschaftlichen  Forschungsmöglich-
keiten hat insbesondere der Mikro-Bildungsökonomie neue Impulse gegeben. In 
dem vorliegenden Beitrag werden durch die im staatlichen Schulwesen eingeleitete 
Dezentralisierungs- und Autonomisierungspolitik eingetretene Veränderungen in 
drei zentralen Bereichen - Mittelaufbringung, interne Ressourcenallokation, 
Ergebnisse und kontextuelle Bedingungen der schulischen Leistungserstellung -
skizziert und im Lichte vorliegender Befunde der mikroökonomischen Bildungs-
forschung bewertet. 

Zu den Kernelementen zahlreicher Autonomiekonzepte zählt die Dezentralisie-
rung der Ressourcenverantwortung. Die in einer ganzen Reihe von Bundesländern 
eingeleitete Umstellung der institutionellen Finanzierung auf budgetorientierte 
Konzepte ist bislang vornehmlich auf der Schulträgerebene (Kommunen, Kreise) 
realisiert. Die Ausdehnung der Budgetierung auf den pädagogischen Bereich durch 
partielle Einbeziehung von Personalmitteln stellt den nächsten Schritt in Richtung 
einer grundlegenden Neugestaltung der institutionellen Finanzierung im Schul-
bereich dar. Dabei könnte stärker als bisher den höchst unterschiedlichen Aus-
gangslagen der Schulen durch eine indikatorgesteuerte - im Sinne „positiver Dis-
kriminierung" zu konzipierende - Mittelzuweisung entsprochen werden. Unabhän-
gig davon wird der Trend zur einzelschulischen Programmentwicklung eine Diffe-
renzierung der institutionellen Mittelzuweisung nach sich ziehen. An die Stelle 
vorgegebener Pauschalmittel hätten dann ausgehandelte Budgets zu treten, deren 
Vergabe an verbindliche Leistungszusagen gekoppelt ist. Damit wäre der Wechsel 
von einer input- zu einer output-orientierten Steuerung vollzogen. 

3 1 Unter dem Schlagwort „free-market-philosophy gone mad" sind solche Entwicklungen 
in der britischen Presse angeprangert worden (vgl. Times Education Supplement  vom 1. 7. 
1994). 
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Weitere Differenzierungsprozesse  sind von der verstärkten Nutzung externer 
Ressourcen zu erwarten. Einerseits besteht angesichts der prekären Situation der 
öffentlichen  Haushalte ein Interesse daran, Eigeninitiativen zur Ressourcensiche-
rung zu fördern - z. B. durch eine zur Erzielung eigener Einnahmen motivierenden 
Ausgestaltung schulischer Budgetierungskonzepte (durch „Fehlbedarfs-Budgetie-
rung"). Andererseits gebietet die staatliche Gesamtverantwortung, daß sich das 
Schulwesen nicht in einer die Gleichwertigkeit des Bildungsangebots substantiell 
beeinträchtigenden Weise auseinanderentwickelt. Die Akquirierung privater Res-
sourcen mag zur Überwindung temporärer Finanzierungsengpässe taugen; ein 
neues Finanzierungssystem läßt sich darauf jedoch nicht gründen, weil damit die 
Mittelbereitstellung von Zufälligkeiten abhängig würde, die die Planungssicherheit 
beeinträchtigen und die schon jetzt nachweisbaren Disparitäten in der Ressourcen-
ausstattung verstärken würden. 

Die Erweiterung der einzelschulischen Dispositionskompetenz über Ressourcen 
hat nach bisher vorliegenden Erfahrungen insbesondere durch eine wirtschaftliche-
re und zielgenauere Ressourcenverwendung zu Effizienzverbesserungen  geführt. 
Die eigenverantwortliche Mittelbewirtschaftung hat für mehr Kostentransparenz 
gesorgt und kostenbewußterem Verhalten zur Durchsetzung verholfen, was sich 
durch die Einführung einer rudimentären schulbetrieblichen Kostenrechnung noch 
verstärken ließe. Die auf institutioneller Ebene existierenden Rationalisierungspo-
tentiale sind damit keineswegs ausgeschöpft. Die Möglichkeit der partiellen Eigen-
bewirtschaftung von Personalmitteln in Verbindung mit dem Konzept „Geld statt 
Stellen" bietet den Schulen starke Anreize, durch intrafaktorielle  Substitution die 
Personalausgaben zu senken und dadurch Mittel für andere Verwendungsmöglich-
keiten freizusetzen. Über die Reduzierung der Faktorkosten allein sind Effizien-
zverbesserungen freilich nicht zu sichern. Stets sind neben den Kosteneffekten 
auch die Ergebnisse effektivitätsbezogener  Folgenabschätzung ins Kalkül einzu-
beziehen. Das Denken in Kostenwirksamkeits-Kategorien ist der Schulpraxis weit-
gehend fremd. Dies ließe sich ändern, wenn die Formulierung von Handlungsalter-
nativen und eine die Kosten und Effektivität  abwägende Bewertung im Prozeß der 
schulinternen Programm- und Haushaltsplanung institutionalisiert würden. 

Die Erweiterung der einzelschulischen Gestaltungskompetenz wird das Schul-
wesen variantenreicher machen, zugleich aber, so vermuten nicht nur Kritiker, wer-
den die Qualitätsdisparitäten zunehmen. Das Problem der Qualitätssicherung wird 
deshalb - auch im Blick auf die sich tendenziell weiter verschärfende  finanzielle 
Engpaßsituation - einen Bedeutungszuwachs erfahren. Daß das in der Bundesrepu-
blik traditionell dominierende input-orientierte Verfahren  der Qualitätssicherung 
(Input-Standardisierung und -kontrolle) nicht notwendigerweise eine zufriedenstel-
lende Qualifizierungsleistung gewährleistet, haben erst kürzlich die Befunde der 
Dritten Internationalen Mathematik- und Naturwissenschaftsstudie (TIMSS - vgl. 
Baumert  et al. 1997) deutlich gemacht: deutsche Schüler der 8. Jahrgangsstufe er-
reichten danach bei den Leistungen in Mathematik und Naturwissenschaft  nur 
Plätze im mittleren bis unteren Mittelfeld. Dieser Befund verweist auf die Notwen-

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



Schulautonomie im Licht mikroökonomischer Bildungsforschung 41 

digkeit, der Performanz  des Schulsystems in Zukunft stärkere Aufmerksamkeit  zu 
schenken und die informationellen Voraussetzungen für eine regelmäßige output-
bezogene Qualitätskontrolle zu schaffen.  Mit der - gerade auch unter dem Aspekt 
einer verbesserten Qualitätssicherung initiierten - Verlagerung von Entscheidungs-
kompetenzen und Verantwortung auf die Einzelschule werden entsprechende Infor-
mationssysteme, die eine kontextualisierte Beurteilung des institutionellen Lei-
stungsstandes erlauben, auch auf dieser Ebene etabliert werden müssen. Dies ist 
eine unabdingbare Voraussetzung dafür,  daß die Schulaufsicht die sich aus der ge-
samtstaatlichen Verantwortung für eine qualifizierte Schulbildung ergebende Kon-
troll- und Ausgleichsfunktion wirkungsvoll wahrnehmen kann. Nicht zu erwarten 
ist dies von einer sich nur als „Beratungsaufsicht" begreifenden Schulinspektion, 
die auf externe Kontrolle verzichtet und die Wahrnehmung von evaluativen Auf-
gaben (die sich schwerpunktmäßig auf Prozesse der Organisationsentwicklung und 
nicht auf erbrachte Qualifizierungsleistungen beziehen) der einzelnen Schule über-
trägt. 

Skeptisch zu beurteilen ist auch der in einigen angelsächsischen Ländern einge-
schlagene Weg, Qualitätssicherung durch gezielte Schaffung  von Quasi-Märkten 
der Wettbewerbs Steuerung zu übertragen. Die bisher vorliegende Forschungs-
evidenz kann die daran geknüpfte Erwartung einer systemweiten Anhebung des 
Leistungsniveaus nicht stützen. Die Befundlage spricht eher dafür,  daß Quasi-
Märkte zu einer Vergrößerung bestehender Chancenungleichheiten und Leistungs-
disparitäten tendieren. Unter den besonderen schulstrukturellen Gegebenheiten in 
der Bundesrepublik sind Quasi-Märkte noch weniger als qualitätssicherndes Steue-
rungssystem geeignet. Die formale, über die Vergabe unterschiedlicher Abschlüsse 
definierte Hierachisierung des Schulsystems läßt höchst ungleiche Wettbewerbs-
bedingungen für die Anbieter auf Quasi-Märkten entstehen. Mindestvoraussetzung 
für eine Reduzierung der sich daraus ergebenden Dysfunktionalitäten der Wett-
bewerbssteuerung wäre die Angleichung der Wettbewerbsbedingungen der Schu-
len durch Aufhebung der Abschlußdifferenzierung,  d. h., sämtliche Schulen der 
Sekundarstufe I müßten am Ende der Klasse 10 die gleichen Abschlüsse anbieten 
können. Diesem Vorschlag sollten auch die stets auf die Wahrung der Konsumen-
teninteressen bedachten Marktapologeten aufgeschlossen gegenüberstehen, denn: 
Für 9 von 10 Eltern mit Kindern an allgemeinbildenden Schulen stellt der mittlere 
Schulabschluß inzwischen eine qualifikatorische Mindestnorm dar. 
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Ist das Ende der Hauptschule aufzuhalten? 

Ein informationsökonomischer  Beitrag zur Wirkung alternativer 
Schulregulierungsstrategien auf das Schulnachfrageverhalten 

Von Uschi  Backes-Gellner  und Heiko  Weckmüller,  Köln 

Abstract 

Seit den 60er Jahren ist eine durch einen abnehmenden Hauptschüleranteil gekennzeich-
nete Strukturverschiebung im deutschen Schulsystem zu beobachten. Diese wird hier mit 
Hilfe eines informationsökonomischen Modells des Schul wähl Verhaltens erklärt: Grund-
annahme ist, daß die Einkommensmöglichkeiten auf dem von Informationsunvollkommen-
heiten und -asymmetrien gekennzeichneten Arbeitsmarkt wesentlich durch die erworbenen 
Schulabschlüsse bestimmt sind. Die Schulwahl der Eltern ziele außerdem auf die Einkom-
mensmaximierung der Kinder, so daß hinreichend große Einkommensdifferenzen  für Absol-
venten unterschiedlicher Schulformen zu einer Zunahme der Anmeldungen an Realschulen 
oder Gymnasien auch unter bewußter Inkaufnahme einer positiven Scheiternswahrscheinlich-
keit führen. Dabei wird die dynamische Entwicklung des Schulwahlverhaltens durch die bil-
dungspolitische Regulierung bestimmt: Im Gegensatz zu einem System mit im Zeitverlauf 
stabilen Qualitätsstandards an den höheren Schulen führen schülerzahlenabhängige Anreize 
auf der Angebotsseite zu einer kontinuierlichen Erosion der Leistungsanforderungen,  die 
letztlich zum Absterben der Hauptschulen führt.  Empirische Befunde zur Leistungsfähigkeit 
von Berufseinsteigern  bestätigen diese Abwärtsspirale. Darüber hinaus deutet die Betrach-
tung der Einkommensentwicklung von Abiturienten unterschiedlicher Bundesländer auf der 
Basis des SOEP darauf hin, daß das Zentralabitur als ein möglicher stabiler Qualitätsstandard 
angesehen werden kann, der den dargestellten Trend im Schulwahlverhalten stoppen oder 
zumindest verlangsamen kann. 

I. Einleitung 

In den letzten Jahren sind die Hauptschulen in Deutschland aus verschiedenen 
Gründen verstärkt in das öffentliche  Blickfeld geraten. Die regelmäßig vom Dort-
munder Institut für Schulentwicklungsforschung durchgeführten  Befragungen 
bezüglich der Attraktivität der Schulabschlüsse bei den Eltern zeigen eine klare 
Tendenz zur Präferierung  höherer Schulabschlüsse gegenüber einem Hauptschul-
abschluß: 1995 wünschten gerade noch 6 % der befragten Eltern einen Hauptschul-
abschluß für ihr Kind. Beliebtester Abschluß ist eindeutig die Hochschulreife,  auch 
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wenn in den letzen Jahren die Attraktivität mittlerer Abschlüsse gegenüber dem 
Abitur wieder zugenommen hat {Institut  für  Schulentwicklungsforschung  1980, 
1984, 1990, 1994). Tatsächlich besuchen auch immer weniger Schüler die Haupt-
schule: Während 1960 der Anteil der Hauptschüler an allen Schülern noch bei über 
60 % lag, sank er in der Folgezeit kontinuierlich ab und betrug 1984 noch ca. 36 % 
(Hansen/Rolff  1990: 49) und liegt neuerdings nur noch bei ca. einem Viertel (,Sta-
tistisches  Bundesamt  1996: 44). Gleichzeitig ist eine zunehmende Diskrepanz zwi-
schen Elternwunsch und Grundschullehrerempfehlung  beim Übergang zwischen 
Grundschule und Sekundarstufe zu beobachten. So wählten in Schleswig-Holstein 
1971/72 nur 10,1 % der Eltern eine höhere Schulform als die empfohlene, 1988/ 
89 waren es bereits 21,5%. Dagegen spielt die Wahl niedrigerer Schulabschlüsse 
keine Rolle (Hansen/Rolff  1990: 50). Vor dem Hintergrund steigender Schüleran-
teile der höheren Schulen und der verringerten Eignung gemessen an den Grund-
schulgutachten, wären steigende Abbruchquoten bzw. Rückstufungen sowie 
schlechtere Abschlußnoten zu erwarten. Statt dessen ist das genaue Gegenteil zu 
beobachten: So lag z. B. die Gesamterfolgsquote (Abiturienten zu Anfängern eines 
Jahrgangs) an nordrhein-westfälischen  Gymnasien 1959/60 bei 39,2%, im Jahre 
1988/89 aber schon bei 72,5%: Die Verbleibchancen für diejenigen, die einmal 
Aufnahme in ein Gymnasium gefunden haben, sind somit deutlich gestiegen (Han-
sen/Rolff  1990: 51). Parallel zu diesen Entwicklungen in den Schulen wird eine 
immer stärker werdende Entkopplung von Schul- und Berufssystem konstatiert. 
Ein höherer Schul- bzw. ein Hochschulabschluß wird von einer hinreichenden im-
mer mehr zu einer nur noch notwendigen Voraussetzung für den späteren Berufser-
folg und somit für Status- und Einkommenschancen. Dementsprechend sind die 
Beispiele des Verdrängungswettbewerbs zwischen Hauptschülern, Realschülern 
bzw. Gymnasiasten auf dem Ausbildungsmarkt Legion. Nach einer Umfrage des 
DIHT lag im Jahre 1995 der Anteil der Abiturienten unter den Auszubildenden 
schon bei fast 25 % mit steigender Tendenz (ο. V. 1996: 13).1 Einige neue Bundes-
länder führten die Hauptschule von vornherein gar nicht erst ein, sondern setzten 
der westdeutschen Dreigliedrigkeit ein „Zwei-Säulen-System" entgegen. 2 

Dabei sind die bisher gelieferten Erklärungen für den „Niedergang" der Haupt-
schulen vielfältig. Von Pädagogen und Schulpolitikern wird diese Entwicklung häu-
fig mit dem überhöhten Ehrgeiz der Eltern begründet, die sich nicht an den Schul-
laufbahnempfehlungen  am Ende der Grundschule orientierten und aufgrund persön-
licher Prestigeüberlegungen ihre Kinder überforderten. 3 Politisch mündet diese 

1 Vergleiche auch Rösner  (1993): 197 für eine Darstellung der Entwicklung des Abiturien-
tenanteils unter den Auszubildenden der zehn am stärksten besetzten Ausbildungsberufe zwi-
schen 1983 und 1990. 

2 In Sachsen tritt neben das Gymnasium die Mittelschule, in Thüringen die Regelschule 
und in Sachsen-Anhalt die Sekundärschule. 

3 Vgl. z. B. Hurrelmann  (1988a), der als Ursache der Bildungsexpansion überhöhte Bil-
dungs- oder Zertifikatserwartungen  der Eltern verbunden mit hohen psychischen Belastungen 
für die Kinder ausmacht. 
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Argumentation bei eher konservativen Schulpolitikern in der Forderung, die freie 
Schulwahl der Eltern einzuschränken4 und beispielsweise die Zuweisung des 
Schultyps vollständig an die Empfehlung der Grundschullehrer zu koppeln.5 Auf 
der anderen Seite ist der Hinweis auf komplexere Lebenszusammenhänge zu hören, 
die höhere Bildungsabschlüsse notwendig werden ließen. Die fortschreitende  tech-
nologische und soziale Entwicklung erfordere  Fertigkeiten, die traditionell nicht 
auf der Hauptschule vermittelt würden, die Tendenz zur Höherqualifizierung  spie-
gele lediglich die Anforderungen  der modernen Arbeitswelt wider (Althoff  1993: 5; 
Kramer  1993: 18). Ein Aussterben von Hauptschulen wäre dann sehr viel weniger 
bedauerlich. Andere Stimmen wiederum sprechen von einer „systematischen Ruf-
mordkampagne", in der die Hauptschule als „Restschule" und „Auslaufmodell" 
diffamiert  werde6, was die Eltern wiederum in ihren Einschätzungen bestärke. 

In diesem Zusammenhang beschäftigt sich der vorliegende Beitrag mit der Fra-
ge, durch welche individuell rationalen Schulwahlentscheidungen der Eltern (bzw. 
allgemein der Sorgeberechtigten) als Bildungsnachfrager  und durch welche An-
reizstrukturen auf Seiten der Schulen als Bildungsanbieter die beobachteten Ten-
denzen, d. h. die zurückgehenden Schülerzahlen an Hauptschulen, zu erklären sind. 
Vor dem Hintergrund eines solchen Erklärungsmodells soll zweitens die Frage 
beantwortet werden, durch welche Maßnahmen der beobachtete Trend gegebenen-
falls aufgehalten oder umgekehrt werden könnte, wobei offen  gelassen wird, ob 
der Trend aufgehalten werden sollte. 

Die Erklärung erfolgt auf der Basis einer Analyse der Angebots- und Nachfrage-
bedingungen im Bereich der allgemeinen schulischen Bildung. Zunächst wird vor 
dem Hintergrund eines einfachen formalen Modells versucht zu zeigen, wie die 
Schulwahlentscheidung der Eltern modelliert werden könnte, um darauf aufbauend 
zu fragen, durch welche Art der Schulregulierung welche Konsequenzen für die 
Zahl der Schulanmeldungen eines Schultyps, hier also der Hauptschulanmeldun-
gen, zu erwarten sind. 

Dem theoretischen Erklärungsmodell der Nachfrageseite liegt dabei die Annah-
me zugrunde, daß das Entscheidungsverhalten der Eltern ökonomisch rational zu 
erklären ist. D. h. gegeben die arbeitsmarktlichen und schulischen Rahmenbedin-
gungen ist es - unter noch näher zu spezifizierenden individuellen Umständen -
aus Sicht der Eltern durchaus rational, wenn sie ihre Kinder trotz fehlender Emp-
fehlung, d. h. einer anzunehmenden unzureichenden Eignung, für den nächst 
höheren Schultyp anmelden7, selbst wenn sie dadurch eine nennenswerte Schei-

4 Neumann (1994: 237) spricht beispielsweise von der Notwendigkeit der Korrektur der 
an den „Elternwillen gebundenen Auswahlmechanismen". 

5 Ein anderer Vorschlag wäre eine Übergangsprüfung  nach der Grundschule (Hurrelmann 
1988b: 456). 

6 Der Vorsitzende des Deutschen Lehrerverbandes Josef  Kraus  zitiert nach Kölner Stadt-
Anzeiger, Nr. 108, 09. Mai 1996, S. 11. 

7 Die Annahme der individuellen Leistungsfähigkeit als einzige Determinante der Schul-
wahl stellt selbstverständlich eine grobe Vereinfachung des tatsächlichen Schulwahlverhal-

4* 
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ternswahrscheinlichkeit in Kauf nehmen.8 Modelliert wird die Entscheidung der 
Eltern vor dem Hintergrund eines informationsökonomischen Modells des Arbeits-
marktes, das den Abschluß einer Ausbildungsmaßnahme (hier eines Schulab-
schlusses) vorrangig als Produktivitätssignal an zukünftige Arbeitgeber interpre-
tiert. Analog dazu wird auch bei den Entscheidungen der Schulen als Bildungsan-
bieter ökonomisch rationales Verhalten in dem Sinne unterstellt, daß sie gegeben 
die institutionellen Rahmenbedingungen ihre einzelwirtschaftliche Zielfunktion 
maximieren. 

Es ist also das Ziel unserer Analyse, einen theoretischen und empirisch fundier-
ten Beitrag zur Aufdeckung der Wirkungszusammenhänge zu liefern, die hinter 
den beobachteten Schulanmelde- bzw. Schülerstrukturen vermutet werden dürfen. 
Dementsprechend ist es nicht das Ziel, unmittelbar umsetzbare Regulierungs- oder 
Deregulierungsempfehlungen vorzustellen. Vielmehr soll nur anhand von stilisier-
ten Regulierungsstrategien analysiert werden, in welche Richtung Veränderungen 
der einen oder anderen Determinante des Gesamtgefüges wirken. Auf diesem We-
ge soll aufgezeigt werden, unter welchen Bedingungen gegebenenfalls ein Ende 
der Hauptschulen (im Sinne kontinuierlich zurückgehender Schülerzahlen) aufzu-
halten ist. Dabei ist zu beachten, daß es sich bei unserer Analyse um eine vornehm-
lich ökonomische Perspektive handelt, in der die Schulen reduziert werden auf ihre 
Funktion als „Arbeitsmarkt-Lieferant",  was pädagogische und sonstige bildungs-
politische Aspekte zunächst in den Hintergrund treten läßt. Bei der ökonomischen 
Perspektive wird darüber hinaus nicht die Humankapitaltheorie zugrunde gelegt, 
sondern es wird vielmehr die Selektionsfunktion der Schulen (Screening-Perspek-
tive) in den Vordergrund gestellt.9 

Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut: Zunächst werden die wesentlichen Annah-
men und Grundgedanken zur Erklärung des Nachfrageverhaltens  dargelegt und 
darauf aufbauend ein einfaches Entscheidungsmodell zur Rekonstruktion der 
(elterlichen) Schulwahlentscheidung abgeleitet. Danach wird das Verhalten der 

tens dar. Gleichwohl stellt die erwartete Leistungsfähigkeit der Kinder operationalisiert durch 
die Noten im Abschlußjahr der Grundschule nach empirischen Untersuchungen einen we-
sentlichen Bestimmungsfaktor der Schulwahl dar (Hansen 1993: 131-140). Problematisch an 
dieser Vereinfachung erscheint insbesondere die Vernachlässigung des faktischen Schulange-
bots als Voraussetzung für eine rationale Schulwahl. Von einer flächendeckenden Versorgung 
mit alternativen Schuloptionen kann nicht gesprochen werden (Bargel / Küthe  1992). 

8 Gemäß einer für Hessen repräsentativen Stichprobe wechseln 38,7 % der Gymnasiasten 
ohne Empfehlung für diesen Schultyp bis zum Ende der siebten Klasse auf die Realschule, 
49,9 % der Realschüler ohne Realschulempfehlung wechseln auf die Hauptschule. Demge-
genüber liegt der Anteil der Wechsler mit passender Empfehlung bei nur 5,8 % für das Gym-
nasium und nur 5,9 % für die Realschule (Zelazny  1996: 306; ähnliche empirische Ergebnisse 
zur Aussagekraft  der Grundschullehrerempfehlung  für eine Stichprobe Hamburger Schüler 
präsentieren Roeder/Schmitz  (1993) zitiert nach Leschinsky  1994: 971). 

9 Wobei die von der Humankapitaltheorie unterstellte Funktion der Förderung von Quali-
fikationen durch Schulen nicht ausschließt, daß gleichzeitig die Schulen auch eine Selekti-
onsfunktion übernehmen und umgekehrt. 
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Angebotsseite anhand von zwei stilisierten, grundsätzlich verschiedenartigen 
Regulierungsstrategien vorgestellt. Ausgehend von den auf Nachfrage- und Ange-
botsseite unterstellten individuellen Motiven (Micromotives) und Entscheidungs-
modellen werden dann Hypothesen über das aggregierte Schulwahlverhalten 
(Macrobehavior) und die zu erwartenden Leistungsmerkmale zeitlich auseinander 
liegender Schülerkohorten unter alternativen Regulierungsstrategien abgeleitet. 
Die Hypothesen können aufgrund der Datenlage keinen systematischen Tests un-
terzogen werden, sollen aber exemplarisch anhand von Leistungstests bei Berufs-
anfängern im Zeitverlauf und anhand von Einkommensvergleichen für Abiturien-
ten im Bundesländer- und Zeitvergleich untersucht werden. 

I I . Schul wähl verhalten der Eltern als Arbeitsmarktsignaling: 
ein Modell der Nachfrageseite 

1. Die Grundideen des informationsökonomischen Erklärungsansatzes 

Ausgangspunkt der Modellierung des Schulwahlverhaltens als optimale Signa-
lingstrategie ist, daß aufgrund von Informationsimvollkommenheiten des Arbeits-
marktes und zwar insbesondere aufgrund von systematischen Informationsasym-
metrien zuungunsten der Arbeitgeber, bei der Einstellung von Arbeitsmarkteinstei-
gern der Schulabschluß von den Arbeitgebern als wichtiges Produktivitätssignal 
verwendet wird. Die Schüler (bzw. deren Eltern), die um ihre Leistungsfähigkeit 
besser wissen als die Unternehmen, wählen - gegeben die individuell zu erwarten-
den Kosten der Ausbildung und die durchschnittlich zu erwartenden Einkommen je 
Schultyp - den adäquaten Schultyp und offenbaren  damit ihre private Information. 

Das im folgenden noch näher zu spezifizierende informationsökonomische 
Erklärungsmodell des Schulwahlverhaltens basiert damit auf zwei theoretischen 
Säulen: 

1. Der Wert der Ausbildung liege vor allem im erworbenen Produktivitätssignal 
für den späteren Arbeitgeber und weniger im faktisch erworbenen Wissen, d. h. es 
wird eine informationsökonomische (grundlegend Spence [1973]) und keine ori-
ginär humankapitaltheoretische Sichtweise bei vollkommener Information (z. B. 
Becker  1993) gewählt. Konkret bedeutet dies, daß potentielle Arbeitgeber das 
Durchschnittsleistungsvermögen der Absolventen eines Schultyps als Indikator für 
die Fähigkeiten eines individuellen Bewerbers nutzen und demgemäß ihre Lohn-
offerten  gestalten.10 Der am Arbeitsmarkt erzielbare Lohnsatz ist somit, über den 
Umweg der Erwartungsbildung der Arbeitgeber bezüglich der Fähigkeiten der 
Absolventen, eine Funktion des erfolgreich  absolvierten Schultyps. 

1 0 Anstelle des durchschnittlichen Fähigkeitsniveaus kann auch ein Mindestanforderungs-
niveau der Schulen als Lohndeterminante angenommen werden, ohne daß sich die Argumen-
tation wesentlich verändert. 
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2. Die Eltern maximieren den Kapitalwert der Nettoerträge der Schulausbildung 
ihrer Kinder. D.h. sie wählen unter Beachtung der individuellen Wahrscheinlich-
keit eines erfolgreichen  Abschlusses und der mit dem Schulbesuch verbundenen 
individuellen Kosten denjenigen Schultyp für ihre Kinder, welcher deren erwarte-
tes Lebenseinkommen maximiert. Die individuellen Zusatzkosten des höheren 
Schulabschlusses seien z. B. erhöhte „Lernkosten" und psychische Kosten, aber 
auch direkte Kosten im Zusammenhang mit dem Besuch der höheren Schule, seien 
es erhöhte Schulgebühren, erhöhte Ausgaben für Lehrmaterial, erhöhte Aufwen-
dungen für Fahrtkosten und ähnliches, aber auch die Opportunitätskosten in Form 
von entgangenen Löhnen durch die Verlängerung der Schulzeit. 

2. Fähigkeitsniveau der Schüler und Schulwahlverhalten 
im Zeitablauf: Micromotives 

a) Die Modellannahmen 

Heterogene Fähigkeiten der Schüler 

Die Schüler seien bezüglich ihrer feststehenden Fähigkeiten A heterogen. Die 
in einer Schülerpopulation mit i = 1,... η Schülern vorhandenen individuellen 
Fähigkeiten seien Realisationen einer stetig verteilten Zufallsvariablen, verein-
fachend charakterisiert durch amjn = 0 und a m a x = 1. 

Zweigliedriges staatliches Schulsystem 

Das Schulsystem bestehe aus zwei Schultypen,11 wobei Typ 2 gegenüber Typ 1 
einen höheren Schwierigkeitsgrad repräsentiere. Den Eltern sei die freie Wahl des 
Schultyps ihrer Kinder überlassen, wobei für sie die unterschiedlichen Schultypen 
faktisch unterschiedliche Einkommensströme repräsentieren, da Neueinsteiger am 
Arbeitsmarkt einem Screening entlang des erworbenen Schulabschlusses unterwor-
fen werden. Exakter handelt es sich eher um Einkommensoptionen  als um Einkom-
mensströme, da der Erwerb eines höheren Schulabschlusses lediglich den Eintritt 
in einen lukrativeren Teilarbeitsmarkt erlaubt, der höhere Einkommenschancen 
eröffnet,  aber auch mit besseren Weiterbildungsmöglichkeiten und einer höheren 
Arbeitszufriedenheit  verbunden ist.12 Folglich wird der Options wert eines Schul-

11 Die Beschränkung auf zwei Schultypen dient der Vereinfachung, eine Erweiterung auf 
ein drei- oder mehrgliedriges System wäre analog dazu möglich. Auch wenn hier die Schulen 
nur nach der Art des Bildungsabschlusses unterschieden werden, könnte gegebenenfalls auch 
die Entscheidung entlang anderer Dimensionen von Schulen (ζ. B. Spezialisierungen) analog 
modelliert werden. 

1 2 Zur weiteren Diskussion zum Optionswert von Bildungsmaßnahmen vgl. McMahon 
1987b: 131-132. 
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abschlusses auch durch die Mobilität zwischen den Teilarbeitsmärkten und die 
Übergangschancen innerhalb des Bildungssystems beeinflußt.13 Der Abbau von 
Mobilitätsschranken nimmt der Schulwahlentscheidung beim Übergang in die Se-
kundarstufe I ihren irreversiblen Charakter und deren Bedeutung für die Einkom-
menschancen wird verringert. Das durchschnittlich zu erwartende Einkommen 
nach Abschluß des Schultyps 1 sei V\  und liege unterhalb des zu erwartenden Ein-
kommens nach erfolgreichem Abschluß des Schultyps 2 (V2). 

Im Beispiel repräsentiere also Schultyp 1 die Hauptschule und Schultyp 2 die 
weiterführenden Schulen Realschule und/oder Gymnasium. Das zu erwartende 
Einkommen eines Hauptschulabsolventen liege also durchschnittlich unter dem ei-
nes Absolventen mit mittlerer Reife bzw. mit Abitur. 

Zufallsabhängige Prüfungsergebnisse  der Schüler 

Die Wahrscheinlichkeit, einen Abschluß auf einer Schule zu erreichen, sei nicht 
vollständig durch das Fähigkeitsniveau (Intelligenz, Talent, Leistungswille etc.) 
der Schüler determiniert, sondern hänge auch von Zufallsgrößen, wie z. B. Unge-
nauigkeiten der Leistungsmessung ab. D. h. die individuellen Prüfungsergebnisse 
qtj seien Realisationen einer Zufallsvariablen g/, die sich gemäß Formel (1) zu-
sammensetze aus der individuell konstanten Fähigkeit ö; und einer davon unabhän-
gigen stochastischen Komponente ε. 

(1) ß / = f l i + e mit ε ~ (0, σ 2 ) . 

Das tatsächlich realisierte individuelle  Prüfungsergebnis 14 qy  eines Schülers i  in 
der Abschlußprüfung ist folglich eine Realisation einer normalverteilten Zufalls-
variablen Qi mit E(qij)  = at  und Var (qy)  = σ

2 (für alle i=  1,.. . n).15 

1 3 Folglich ist, wenn im folgenden von „erwarteten Einkommen" gesprochen wird, damit 
der Erwartungswert der erworbenen Option gemeint, der auch anschließende Bildungsinve-
stitionen in Form eines Universitätsstudiums oder betrieblicher Weiterbildung umfaßt. Da 
das Abitur nicht nur den Zugang zum Hochschulstudium ermöglicht, sondern gleichzeitig 
eine Option auf eine Lehrstelle darstellt, gewinnt das Abitur den Charakter einer „Generalop-
tion" (Büschel/Helberger  1995: 35-36). 

1 4 Die individuelle Leistung kann beispielsweise in einem Testergebnis bestehen, reprä-
sentiert durch einen Prozentsatz an der möglichen Gesamtpunktzahl in einer Prüfung. 

1 5 Eine der wesentlichen Grundannahmen der Signaling-Theorie besteht in der negativen 
Korrelation zwischen individuellen Fähigkeiten und Ausbildungskosten, beispielsweise auf-
grund von fähigkeitsabhängigen psychischen Lernkosten oder der Notwendigkeit von kosten-
intensiven Nachhilfestunden. Diese Annahme ist in dem hier vorgestellten Modell nicht ex-
plizit eingeführt  worden. Der notwendige negative Zusammenhang ergibt sich vielmehr indi-
rekt durch die Abhängigkeit der Bestehenswahrscheinlichkeit von den individuellen Fähig-
keiten: Je höher die Fähigkeiten, um so höher die Bestehenswahrscheinlichkeit und damit der 
zu erwartende Gewinn einer Entscheidung für eine höhere Schulausbildung. 
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Die individuelle Bestehenswahrscheinlichkeit 

Eine Prüfung sei erfolgreich  abgeschlossen, wenn das realisierte Prüfungsergeb-
nis qtj  oberhalb eines Mindestniveaus Qmjn liegt. D.h. der erfolgreiche  Abschluß 
einer Prüfung kann ebenfalls als Realisation einer Zufallsvariablen angesehen wer-
den. Die individuelle Bestehenswahrscheinlichkeit pi läßt sich unter Beachtung der 
Zufallsabhängigkeit der Prüfungsergebnisse  (1) gemäß Formel (2) spezifizieren: 

(2) P i = P { q i j > ßmin) · 

Zur Veranschaulichung kann dieser Zusammenhang graphisch gemäß 
Abbildung 1 für einen eher leistungsschwachen (a\)  und einen durchschnittlichen 
(02) Schüler im Vergleich dargestellt werden. 

den individuellen Fähigkeiten ai (i  = 1: schwacher Schüler; i  = 2: durchschnittl. Schüler) 
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mit: α,·: individuelles Fähigkeitsniveau des Schülers i 

ßmin· Mindestanforderungen 
qif. individuelle Leistung des Schülers i 
ρ: Bestehenswahrscheinlichkeit 
fqij-  Wahrscheinlichkeit der Leistung q^ 

Da es sich bei ß, u m e i n e normal verteilte Zufallsvariable mit E(Qi)  = ü[  und 
Var (ß,·) = σ^ handelt, kann man die Bestehens Wahrscheinlichkeit in eine stan-
dardnormal verteilte Wahrscheinlichkeitsverteilung überführen  (vgl. Formeln 3-4), 
deren Werte tabellarisch abgelesen bzw. deren Verlauf graphisch leicht veranschau-
licht werden kann (vgl. Abbildung 2). 

(3) p{qij  > ßmin) = 1 -p(qij  < ömin) = 1 ~ ^ ( ö m i n M , ^ ) 

Die Eltern werden als risikoneutrale,17 „wohlwollende Prinzipale" der Kinder 
modelliert, d. h. sie versuchen, gegeben die Kosten einer Schulausbildung, mit der 
Schulentscheidung die besten Voraussetzungen zur Lebenseinkommensmaximie-
rung ihrer Kinder zu schaffen. 

Für die Wahl des Schulsystems ergibt sich für solche Eltern folgendes Entschei-
dungskalkül: Typ 2-Schulausbildung werde genau dann gewählt, wenn der daraus 
resultierende erwartete Einkommensstrom abzüglich der individuellen Kosten 
größer ist als der erwartete Einkommensstrom abzüglich individueller Kosten bei 
der Wahl von Schultyp l . 1 8 

1 6 Eine ähnliche Formalisierung wählen Fuller/ Manski/ Wise  (1982) zur Schätzung der 
Partizipationswahrscheinlichkeit für die Collegeausbildung. 

1 7 Ein zunehmender Risikoaversionsgrad der Eltern würde im Modell zu einer Verstärkung 
der Präferenz  für Schultyp 1 führen. Soweit davon auszugehen ist, daß der Grad der Risiko-
aversion schichtspezifisch variiert, kann dadurch systematisch unterschiedliches Bildungs-
verhalten erklärt werden. Wollte man dies vermeiden, müßte eine höhere Risikoaversion bei-
spielsweise durch Kostenvorteile wettgemacht werden. 

1 8 Auf die differenzierte  Modellierung des Prozesses der Erwartungsbildung bezüglich der 
Bildungsrenditen (McMahon  1987a) soll hier zugunsten der Einfachheit verzichtet werden. 
In einer solchen Modellerweiterung könnten dann aber beispielsweise auch gesellschaftliche 

b) Die Entscheidung  der  Eltern 
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Dabei hängt der erwartete Einkommensstrom bei Wahl von Schultyp 2 von der 
Höhe des Einkommensstromes bei erfolgreichem Abschluß, gewichtet mit der 
Erfolgswahrscheinlichkeit  und dem niedrigeren Einkommen bei Scheitern, ge-
wichtet mit der Scheiternswahrscheinlichkeit ab (vgl. Formel 5). 

(5) E(V/Typ2)=p iV 2 + (\-p i)V l , 

mit pi\ individuelle Typ-2-Bestehenswahrscheinlichkeit 
V2: Einkommen mit Typ-2-Abschluß 
Vi : Einkommen bei Abbruch von Typ-2. 

Der Einfluß hoher Leistungsstandards am Schultyp 2 besitzt also zwei entgegen-
gesetzte Effekte  auf das Schulwahlverhalten: Einerseits steigern hohe Standards 
die Attraktivität über die daraus resultierenden besseren Einkommenschancen nach 
dem erfolgreichen Schulabschluß, andererseits bedeuten hohe Standards aber 
gleichzeitig eine geringere Bestehenswahrscheinlichkeit. 

Der erwartete Einkommensstrom bei Wahl von Schultyp 1 kann zur Vereinfa-
chung als sicherer Einkommensstrom in Höhe von Vi angenommen werden, d. h. 
Schultyp 1 könne auf jeden Fall abgeschlossen werden, so daß gilt: 

(6) £ ( V / T y p l ) = V, . 

Schultyp 2 werde also genau dann gewählt, wenn - gegeben die individuelle Be-
stehenswahrscheinlichkeit - die erwarteten Einkommensströme abzüglich der indi-
viduellen Kosten höher sind als bei Schultyp 1, d. h. wenn gilt: 

(7) E(V/Typ  2) - C2 > E(V/Typ  1 ) - C, . 

Durch Einsetzen von Formel (5) und (6) in Formel (7) ergibt sich daraus die Be-
dingung für die Wahl des Schultyps gemäß Formel (8). 

(8) Pi(V 2 - C2) + (1 -pi){Vy - C2) > Vj - Ci . 

Nach einigen Umformungen läßt sich die Bedingung für die Wahl von Schultyp 
2 gemäß Formel (9) spezifizieren. 

(9) P{qij > ömin) > · 

und politische Einflußfaktoren auf das Schulwahlverhalten abgebildet werden. Zugleich wur-
de zur Vereinfachung auf die Abdiskontierung zukünftiger Einkommensströme verzichtet 
und somit implizit gleiche Diskontierungsraten angenommen. Die explizite Berücksichtigung 
unterschiedlicher Diskontierungsraten würde auch die Abhängigkeit der Schulwahlentschei-
dung von der finanziellen und sozialen Situation der Eltern ermöglichen, die hier jedoch nicht 
weiter untersucht werden soll. 
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C9-C1 

Dabei soll i m folgenden als kritische Kostenertragsrelation (KK) bezeich-

net werden. 
Um den Zusammenhang zwischen individuellen Fähigkeiten a,·, Mindestanfor-

derungsniveau ßmin und Zuverlässigkeit der Prüfungen verdeutlichen zu können, 
kann die in Formel (4) vorgestellte Darstellung der individuellen Bestehenswahr-
scheinlichkeit verwendet werden, so daß aus Formel (9) die Bedingung für die 
Wahl von Schultyp 2 hergeleitet werden kann (Formel 10). 

(10) /O,I) >kk  . 

D. h. wenn für einen Schüler i gegeben sein individuelles Fähigkeitsniveau 
die Bestehenswahrscheinlichkeit größer als die kritische Kostenertragsrelation  KK 
ist, dann wählt Schüler i  den Schultyp 2. Ist der Wert der Verteilungsfunktion aber 
kleiner, dann wählt Schüler i  den Schultyp 1. 

Dies bedeutet, daß die Eltern sich bei ihrer Entscheidung einerseits an den 
Fähigkeiten ihres Kindes α, orientieren, die ja die Erfolgswahrscheinlichkeit  beein-
flussen, und an den Parametern ßmin, V\  und V2, die sie aus Erfahrungen bzw. Be-
obachtungen der Vorperiode gewinnen. 

Die Frage, die sich nun also im Hinblick auf die rückläufige Entwicklung der 
Hauptschulanmeldungen stellt, ist, wie die Summe solcher individuell rationalen 
Entscheidungen zu den aufgezeigten negativen Konsequenzen auf der Makroebene 
führt. 19 

c) Die Entwicklung  des Schulwahlverhaltens: 
ein komparativ-statisches  Modell  als Ausgangspunkt 

Um erkennen zu können, welcher Anteil der Schülerpopulation den Schultyp 2 
im Vergleich zu Schultyp 1 wählen wird, kann man die Verteilungsfunktion der lin-
ken Seite von Formel (10) in Abhängigkeit von at graphisch darstellen und anhand 
des kritischen Wertes KK das Fähigkeitsniveau (kritisches ai) ermitteln, bis zu dem 
die Schüler unter ganz bestimmten, durch C2; Ci; Vi; V2; ßmin und σ deter-
minierten Bedingungen den Schultyp 1 wählen und oberhalb dessen sie Schultyp 2 
wählen. Um eine graphische Darstellung zu ermöglichen, werden die individuellen 
Fähigkeiten <z/ als gleichverteilt im Intervall [0,1] angenommen.20 Da zudem die 
Entscheidungskalküle für alle Eltern gleich seien, die Mindeststandards für alle 

1 9 Zur Idee der Aggregation individueller Entscheidungen zur Erklärung von Makroeffek-
ten vgl. auch Schelling  (1978). 

2 0 Gibt man die Annahme der Gleichverteilung der Fähigkeiten auf und nimmt statt dessen 
beispielsweise eine Normalverteilung an, dann lassen sich anhand der Graphik die Anteile 
nicht mehr unmittelbar ablesen ; der Anteil von Schultyp 1 ließe sich dann über den zu dem 
kritischen α* gehörigen Wert der Verteilungsfunktion der Fähigkeitsverteilung ermitteln. 
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Schüler eines Schultyps gleichermaßen zutreffen  und die Zuverlässigkeit der Er-
gebnisse als unabhängig vom individuellen Fähigkeitsniveau angenommen wurde, 
gibt der kritische Wert von at gleichzeitig auch die Schüleranteile von Schultyp 1 
im Vergleich zu Schultyp 2 wieder. 

Fähigkeiten 

Abbildung 2: Die Aufteilung der Schülerpopulation durch die Elternschulwahlentscheidung 

mit: ömin· Mindestanforderungsniveau  an Schultyp-2 
KK:  Kritische Kostenertragsrelation 
σ: Stochastische Komponente der Leistungsmessung 
ai-krit'. Kritisches Fähigkeitsniveau 

Dargestellt ist hier die Bestehenswahrscheinlichkeit in Abhängigkeit vom indi-
viduellen Fähigkeitsniveau α,. Der Anteil der Schüler, der sich dann tatsächlich für 
den Schultyp 2 entscheidet, wird determiniert durch die Kritische Kostenertrags-
relation und den Verlauf der Verteilungsfunktion (F), die wiederum vom Lei-
stungsstandard ßm in und der Zuverlässigkeit der Prüfungen σ  abhängt. Die Kurven 
F f  und F"  zeigen die Veränderung der Bestehens Wahrscheinlichkeit und der daraus 
resultierenden optimalen Schulwahl bei Absenkung der Leistungsstandards (F') 
bzw. bei einer Verringerung der Genauigkeit der Leistungsmessung {F"). 

d) Die Determinanten  des Schulwahlverhaltens  und erste  Hypothesen 
zur  Entwicklung  von Hauptschulanmeldungen 

Eine komparativ-statische Analyse anhand von Formel (10) bzw. Abbildung 2 
zeigt, daß das individuelle Fähigkeitsniveau «,·, ab dem eine Entscheidung für 
Schultyp 2 sinnvoll wird, ceteris paribus um so geringer sein kann und damit die 
Zahl der Schulanmeldungen für den Typ 1 um so geringer sein wird, 

a) je geringer das geforderte  Qualifikationsniveau Qm-m am Schultyp 2 (Linksver-
schiebung der Verteilungsfunktion von F  nach F')  ist, 
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b) je größer die Störgröße bei der Leistungsmessung in der Schule (er), d. h. je ge-
ringer die Zuverlässigkeit der zur Verfügung stehenden Tests bzw. je loser der 
Zusammenhang zwischen Schulergebnissen und eigenen Leistungsvermögen 
(„Streckung" der Verteilungsfunktion von F  nach F")  ist, 

c) je höher die Einkommenszuwächse vom Schultyp 1 zum Schultyp 2 (V 2 — V\) 
sind (Verschiebung der kritischen Kostenertragsrelation nach unten von KKq 
auf  KK\  ) und 

d) je geringer die zusätzlichen Kosten einer Absolvierung des höheren Schultyps 
(C2 — C\ ) sind (Verschiebung der kritischen Kostenertragsrelation  KK  nach 
unten). 

Aus diesen Überlegungen lassen sich unmittelbar Hypothesen über die Entwick-
lung der Anmeldezahlen von Hauptschulen (Schultyp 1) im Vergleich zu weiter-
führenden Schulen (Schultyp 2) ableiten. 

Die Anmeldungen an Hauptschulen werden um so mehr zurückgehen, je gerin-
ger die wahrgenommenen Qualitätsstandards an weiterführenden Schulen sind, je 
unzuverlässiger die angewendeten Leistungstests sind, je größer die zu erwarten-
den Einkommenssteigerungen durch einen Abschluß an weiterführenden Schulen 
und je geringer die zusätzlichen Kosten der Absolvierung des höheren Schultyps 
sind. Je mehr sich also die schulischen Rahmenbedingungen in die genannten 
Richtungen bewegen, um so weniger wird ein Ende der Hauptschulen aufzuhalten 
sein und je weniger sich die schulischen Rahmenbedingungen in die genannten 
Richtungen bewegen, um so eher hätten die Hauptschulen eine realistische Über-
lebenschance. 

Soweit also tatsächlich ein Interesse daran besteht, die Hauptschulen nicht im-
mer weiter zu Restschulen verkommen zu lassen, ergeben sich aus den vorherge-
henden Analysen folgende Ansatzpunkte für Regulierungsmaßnahmen, wobei den 
Maßnahmen gemeinsam ist, daß sie sehr viel weniger an den Hauptschulen als 
vielmehr an den weiterführenden Schulen ansetzen.21 

Die Zunahme des Anteils der Anmeldungen an weiterführenden Schulen und so-
mit die Abnahme des Anteils der Anmeldungen an den Hauptschulen könnte ge-
bremst werden, wenn erstens die aus einer Anmeldung an weiterführenden Schulen 
resultierenden Ausbildungsmehrkosten in stärkerem Maße auf die individuellen 
Entscheidungsträger, d. h. die Eltern übertragen oder stärker leistungsabhängig ge-
währt würden. Wenn also im Zuge allgemeiner Sparmaßnahmen heute auch die 
Streichung finanzieller Unterstützungen des Schulbesuch diskutiert wird, wie z. B. 
Fahrtkostenzuschüsse, Büchergeld oder ähnliches, dann könnten davon beispiels-
weise Hauptschulen zuungunsten der weiterführenden Schulen ausgenommen wer-

2 1 Was allerdings nicht heißen soll, daß es unnötig wäre, den Hauptschulen auch direkte 
Unterstützung zu gewähren und sie z. B. besser mit Lehrpersonal und mit besseren Lernbe-
dingungen auszustatten, um auch auf diesem Wege eine bessere Konkurrenzfähigkeit  gegen-
über den höheren Schulen zu erreichen, die in dieser Hinsicht oft besser ausgestattet sind. 
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den, und/oder es könnte der Abbau von Zuschüssen im Bereich der weiterführen-
den Schulen stärker leistungsabhängig vorgenommen werden. Zweitens legt die 
Analyse nahe, darüber nachzudenken, inwieweit die Zuverlässigkeit der Leistungs-
messung in den weiterführenden Schulen verbessert werden könnte, ohne daß wir 
im Rahmen unserer ökonomischen Analyse hierzu inhaltliche Empfehlungen ge-
ben könnten. Allerdings ist aus rein statistischen Überlegungen ein Vorstoß wie 
der des nordrhein-westfälischen  Schulministerium, die Zahl der Klassenarbeiten 
zu reduzieren22 in diesem Sinne eher kontraproduktiv, da eine Reduktion der Stich-
probengröße, als die eine solche Maßnahme zu interpretieren ist, nicht zur Verrin-
gerung der Varianz der Stichprobe beitragen kann. Drittens wären die Einkom-
mensdifferenzen  zwischen Hauptschulabsolventen und solchen mit höherwertigen 
Abschlüssen ein möglicher Ansatzpunkt. Solange schlechte Abiturienten bessere 
Berufs- und Karriereaussichten haben als gute Real- oder Hauptschüler, induziert 
diese Differenz  einen beständigen Anreiz zu höheren Schulabschlüssen. Da die Be-
rufs- und Karriereaussichten aber regulierenden Eingriffen  des Staates nicht unmit-
telbar zugänglich sind, soll an dieser Stelle hierauf nicht näher eingegangen wer-
den. Hier könnte der Staat allenfalls mittelbar durch die Tarifstrukturen  im öffentli-
chen Dienst Einfluß nehmen, die aber wiederum nicht losgekoppelt von den Tarif-
strukturen in der Privatwirtschaft  gesehen werden dürfen. Zusätzlich darf  sowohl 
die eine wie auch die andere Tarifstruktur  nicht unabhängig von den beobachteten 
Produktivitätsdifferenzen  der Absolventen des einen oder anderen Schultyps gese-
hen werden, die aber wiederum vom Ausmaß der Leistungsdifferenzierung  zwi-
schen den beiden Schulabschlüssen abhängen und auf den Qualitätsstandard Q des 
höheren Schultyps zurückweisen. D. h. dem Qualitätsstandard des höheren Schul-
typs kommt eine überproportionale Bedeutung für die Zahl der Anmeldungen am 
niedrigeren Schultyp zu, weshalb diesem Aspekt im folgenden verstärkte Auf-
merksamkeit geschenkt werden soll. Insbesondere soll die Frage gestellt werden, 
wie unter verschiedenartigen staatlichen Regulierungen des Schulsystems die lang-
fristigen „Anmelde"-Gleichge wichte aussehen könnten. 

I I I . Zur Wirkungsweise alternativer Regulierungen 
der Angebotsseite: Hypothesen zur Entwicklung 

des Schulwahlverhaltens im Zeitablauf 

Um von diesem individuellen Erklärungsmodell ausgehend die Wirkungsweise 
unterschiedlicher Regulierungsformen auf der Makroebene, d. h. im Hinblick auf 
die Entwicklung des Schulwahlverhaltens herausarbeiten zu können, werden zwei 
idealtypische Regulierungsstrategien unterschieden: 

2 2 In NRW müßten demnach Schüler von Hauptschulen in den Fächern Deutsch und Ma-
thematik statt acht zukünftig nur noch sechs Arbeiten schreiben. Gymnasiasten könnten bis 
zu vier schriftliche Prüfungen pro Jahr einsparen (ο. V. 1997a). 
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Auf der einen Seite wird ein Schulsystem betrachtet, in dem den Schulen durch 
regulierende Eingriffe  vor allem Anreize gesetzt werden, externe Leistungsstan-
dards einzuhalten - und zwar unabhängig von der Schülerzahl und -qualität (Mo-
dell 1: Staatliche Steuerung der Qualitätsstandards). 

Als ein Beispiel aus dem Bereich qualifizierter  Schulabschlüsse könnten Abiturprüfungen 
in Ländern mit Zentralabitur herangezogen werden. Zentrale Prüfungen beim Abitur existie-
ren in den alten Bundesländern in Baden-Württemberg, in Bayern und im Saarland; im Be-
reich der neuen Bundesländer in Sachsen, Thüringen und in Sachsen-Anhalt.23 In diesen 
Bundesländern werden die Prüfungen extern vorgegeben im Gegensatz zum „Haus-Abitur", 
bei dem die Aufgaben für das Abitur von den Einzelschulen jeweils hausintern erstellt wer-
den. 

Als ein Beispiel aus dem Bereich der beruflichen Qualifikationen könnte an die Ab-
schlüsse im dualen Ausbildungssystem gedacht werden. Dort werden die Prüfungen ebenfalls 
nicht von der Ausbildungsinstitution, d. h. vom ausbildenden Unternehmen, sondern von den 
Kammern (bzw. allgemein den zuständigen Stellen) durchgeführt,  wobei eigene Prüfungsaus-
schüsse die unabhängigen Leistungsstandards garantieren. Aus dem Bereich der hochqualifi-
zierten Berufsabschlüsse könnten die Prüfungen für Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer  als 
Beispiele herangezogen werden, bei denen ebenfalls die Qualitätsanforderungen exogen, d. h. 
nicht von der ausbildenden Institution vorgegeben werden. 

Auf der anderen Seite wird ein Schulsystem betrachtet, in dem einerseits auf die 
Schulen schülerzahlabhängige Anreize wirken und in dem andererseits die Lei-
stungsstandards intern von den Schulen festgelegt und angepaßt werden können. 
Schülerzahlabhängige Anreize könnten dadurch entstehen, daß Budgetzuweisun-
gen mit der Schülerzahl steigen.24 Interne Bestimmung der Leistungsstandards 
meint, daß Prüfungsaufgaben  innerhalb der ausbildenden Institution festgelegt 
werden und daß keine objektiven Leistungsvergleiche intra- oder interschulisch 
angewendet werden, sondern - wenn überhaupt - die vergebenen Noten für „Lei-
stungsvergleiche" herangezogen werden. (Modell 2: Schülerzahlabhängige Steue-
rungsanreize bei fehlender Qualitätssicherung). 

Der so geschilderte Schultyp dürfte einen großen Teil an staatlich finanzierten Schulen 
(Hauptschulen, Realschulen, Gymnasien) korrekt charakterisieren. Typischerweise entfalten 
Budgetzuweisungen die o. g. schülerzahlabhängigen Anreize, und „hausgemachte" Prüfun-
gen verhindern direkte Leistungsvergleiche. Wegen der in der deutschen Schulpraxis tief ver-
wurzelten Vorbehalte gegen standardisierte quantitative Verfahren  der Leistungsmessung ins-
besondere als Instrument zur Evaluation institutioneller Leistungsstandards ( Weiß  1997), wer-
den auch indirekte Leistungsvergleiche durch die Ermittlung der relativen Position im Rah-
men standardisierter Tests, verhindert.25 

2 3 Dabei fällt auf, daß diese Länder z.T. erheblich niedrigere Abiturquoten aufweisen (vgl. 
Kraus  1996: 9). 

2 4 Dabei reicht es aus, daß ein nicht vernachlässigbarer Anteil der variabel zugewiesenen 
Mittel schülerzahlabhängig ist, um schülerzahlsteigernde Anreize zu schaffen,  da für budget-
maximierendes Verhalten die marginalen Ertragsraten die entscheidungsrelevanten Größen 
sind. 
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1. Modell: Staatlich bzw. exogen vorgegebene 
stabile Qualitätsstandards Q 

Im Schultyp 2 wird modellexogen ein Mindestqualitätsstandard gm in festgelegt. 
Dies könnte wie aus den anfangs zitierten Beispielen ersichtlich etwa über eine 
staatliche oder parastaatliche exogene Vorgabe von Prüfungsaufgaben  und Punkt-
zahlen zum Bestehen eines Abschlusses geschehen. Aus diesem Qualitätsstandard 
Ömin ergibt sich gemäß Formel (10) bzw. Abbildung 2 das kritische Fähigkeitsni-
veau di, ab dem die Schüler auf dem höheren Schultyp angemeldet werden. Daraus 
resultiert wiederum eine ganz bestimmte Trennung der Schülerkohorten in durch-
schnittlich mehr oder weniger produktive Arbeitnehmer. Anhand eines Rechenbei-
spiels kann dies verdeutlicht werden, wofür zur Vereinfachung wieder eine Gleich-
verteilung der Fähigkeiten in der Schülerpopulation im Intervall [0,1] angenom-
men wird [E{aì)  = 0,5; Var = 1/12] . Wäre dann ß m i n in der Ausgangssitua-
tion beispielsweise so festgelegt, daß die Schüler jeweils hälftig auf Schultyp 1 
und 2 zugeordnet würden, wäre im Schultyp 1 das durchschnittliche Fähigkeits-
niveau ypi) = 0,25 bei einer Varianz von Var (ß/,TyPi) = (0,5 - 0)2/12 
= 1/48. Das durchschnittliche Fähigkeitsniveau in Schultyp 2 läge entsprechend 
bei E(ciijyV2) = 0,75 mit einer Varianz von Var (0,71 ,̂2) = 1/48. D. h. es unter-
scheidet sich nicht nur das durchschnittliche Fähigkeitsniveau zwischen den Grup-
pen, sondern die Varianz innerhalb der Schultypen ist auch deutlich niedriger als 
die Varianz innerhalb der Gesamtschülerschaft.  Ein solches System befindet sich 
in einem stabilen Gleichgewicht, d. h. das Signal des Bildungsabschlusses ist vali-
de, da die von den Arbeitgebern aus den vergangenen Durchschnittsproduktivitäten 
abgeleiteten Lohnofferten  sich durch die Schulabsolventen mit konstantem Quali-
tätsniveau ß m i n bestätigen und da die Eltern aus den Lohnofferten  der Vergangen-
heit in Abhängigkeit vom Fähigkeitsniveau ihrer Kinder jeweils zu den gleichen 
Schulwahlentscheidungen kommen wie die Eltern vorhergehender Schülerko-
horten. 

2. Modell: Schülerzahlabhängige staatliche Steuerungsanreize 

Im vorherigen Abschnitt wurde unterstellt, daß die Schulen ihr Anforderungsni-
veau im Zeitverlauf konstant halten müssen, da ihnen (staatlicherseits) stabile Qua-
litätsstandards ßmin „aufgezwungen4' werden. Als Gegenstück wurde ein Regulie-

2 5 In anderen Industrieländern sind dagegen solche standardisierten Leistungsvergleiche 
sehr weit verbreitet. In Großbritannien wachen das „Office for Standards in Education" und 
das „General Teaching Council" mit Hilfe regelmäßiger standardisierter Tests (Standards As-
sessment Tests SAT) über die Einhaltung von Standards. Die Vereinigten Staaten haben als 
überregionales Testprogramm das Projekt „National Assessment of Educational Progress" in 
dessen Rahmen jährlich 60.000 Schüler eines Jahrgangs getestet werden, inwieweit sie die 
Lehrplanvorgaben erreicht haben. Schweden hat seit langem standardisierte Testverfahren 
und in den Niederlanden gibt es seit 1986 eine systematische Lernerfolgsmessung  (Kraus 
1996: 9). 
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rungsmodell charakterisiert, in dem keine exogenen Qualitätsstandards vorgegeben 
werden, in dem dafür aber durch unterschiedliche Anreizmechanismen explizit 
oder implizit schülerzahlmaximierendes Verhalten belohnt wird. D. h. im Bereich 
der Qualitätsstandards bestehen Spielräume, die die Schulen im Zuge einer schü-
lerzahlmaximierenden Schulpolitik ausnutzen können. Versuchen in einer solchen 
Situation - beispielsweise aufgrund besserer Berufsaussichten - mehr Schüler, 
auch mit geringeren Fähigkeiten, einen Abschluß am Schultyp 2 zu erlangen, ent-
steht für die Schulen insofern ein Anreiz, die Anforderungen  ßmin zu senken, als 
daß dadurch die Zahl der Schüler und Absolventen erhöht werden kann, um mehr 
finanzielle Mittel oder Prestige zu erlangen und gleichzeitig durch konstante 
Durchfallquoten26 dennoch den Schein einer konstanten Qualität zu vermitteln.27 

Werden die Leistungsanforderungen aber nach unten angepaßt, bedeutet dies, daß 
die in den folgenden Perioden auf dem Arbeitsmarkt ankommenden Typ-2-Absol-
venten aber auch die Typ-1-Absolventen durchschnittlich niedrigere Qualifikatio-
nen aufweisen als vorhergehende Jahrgänge, woraufhin die Lohnofferten  der Ar-
beitgeber ebenfalls angepaßt werden müssen. Darüber hinaus werden aber insbe-
sondere auch zukünftige Eltern in Erfahrung  bringen, daß die Qualitätsstandards 
ßmin nach unten angepaßt wurden, so daß es in darauffolgenden  Elterngeneratio-
nen für mehr Schüler einen Anreiz für Typ-2-Anmeldungen gibt. Solange Schulen 
auf gestiegene Anmeldungen mit mehr oder weniger konstanten Durchfallquoten 
reagieren, wird sich der beschriebene Prozeß fortsetzen, da die Abwertung der Ab-
schlüsse einen Trend erzwingt, aus dem sich einzelne Schüler oder Eltern ohne 
Inkaufnahme persönlicher Nachteile nicht abkoppeln können.28 Der daraus resul-
tierende dynamische Prozeß der schrittweisen Erosion des Anforderungsniveaus 29 

kommt erst zum Stillstand, wenn alle Schüler im Schultyp 2 gelandet sind. 

2 6 Verhängnisvoll sind in diesem Zusammenhang auch Regelungen die vorsehen, daß 
Klassenarbeiten neu zu schreiben sind, wenn ein bestimmter Anteil der Kandidaten „unter 
dem Strich" liegt, da dadurch ein Quasi-Automatismus zur Leistungssenkung entsteht. 

2 7 Diese Hypothese steht dabei im Widerspruch zu der in der Bildungsmarkttheorie oft 
vertretenen Annahme, daß die Schulen bestrebt sein werden, vor allem ein hohes Leistungs-
niveau zu halten und deshalb Schülerselektion im dem Sinne betreiben, daß sie Schüler, die 
das allgemeine Leistungsniveau nach unten ziehen, ausschließen (vgl. hierzu auch die Aus-
führungen in Weiß  (1997: 24), der zu ähnlich skeptischen Einschätzungen dieser These 
kommt [ebenda: 25]). Solange schülerzahlabhängige Finanzierungsanreize bestehen und ein 
Leistungsverfall  nicht klar dokumentiert wird, sprechen mikroökonomische Argumente ge-
gen eine solche Annahme. Dabei schließt unsere Hypothese natürlich nicht aus, daß bei einer 
überschüssigen Bewerberzahl eine „Positiv-Selektion" an Schülern stattfinden wird. 

2 8 Vgl. ähnlich argumentierend auch Neumann (1994: 236). 
2 9 Dabei wird dieser Prozeß der Erosion der Leistungsstandards zwar möglicherweise 

dadurch gebremst, daß Lehrer generell eine geringere Leistungsvarianz gegenüber einer grö-
ßeren Leistungsvarianz vorzuziehen scheinen und dementsprechend häufig Kompensations-
strategien zur Anwendung kommen (Weiß  1997), die typischerweise der Anhebung des Lei-
stungsniveaus der Schüler im unteren Teil des Leistungsspektrums dienen. D. h. die Zunahme 
des Anteils solcher Schüler führt  dann zwar nicht zu einem Leistungsverfall  in der gleichen 
Größenordnung; allerdings kann auch nicht von einer vollständigen Erhaltung des Leistungs-

5 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 262 
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Eine einfache Möglichkeit, den Prozeß zu stoppen, bestände darin, die Durch-
fallquoten zu dynamisieren, d. h. den Anteil der nicht bestandenen Prüfungen staat-
licherseits eng an die Entwicklung der Neuanfängerzahlen einer Kohorte zu kop-
peln. Allerdings hat diese Maßnahme den Nachteil, daß sie vollständig kontrapro-
duktiv wäre unter der Annahme, daß die Schulausbildung nicht nur eine Scree-
ning-Funktion sondern auch eine humankapitalsteigernde Funktion hat. Eine 
zweite Möglichkeit bestände natürlich in den oben beschriebenen exogenen Lei-
stungsstandards, die wiederum den Vorteil haben, daß sie auch unter humankapital-
theoretischen Überlegungen keine negativen Auswirkungen haben. Sie würden 
vielmehr auch unter der alternativen Annahme, daß die Schulen neben der Selek-
tionsfunktion auch eine humankapital- bzw. produktivitätssteigernde Funktion ha-
ben, dazu führen, daß diejenigen Schulen, die ihre Bildungsfunktion am besten er-
füllen, am ehesten belohnt werden. 

Solange jedoch weder die eine noch die andere Maßnahme ergriffen  wird, führt 
die zunehmende Varianz der Fähigkeiten im Schultyp 2 und der damit abnehmende 
Durchschnitt der Einkommenserwartungen dazu, daß die besonders leistungsfähi-
gen Schüler im Vergleich zu ihren individuellen Fähigkeiten zunehmend ungünsti-
ger entlohnt werden, so daß damit zu rechnen ist, daß sich neue, elitärere Formen 
von Bildungsabschlüssen herausbilden, die darauf gerichtet sein werden, die oberen 
Segmente des Schultyps 2 wieder trennscharf  von den unteren Segmenten des Typs 
2 abzugrenzen. Erklären ließe sich damit etwa die Entstehung von Eliteschulen,30 

das Auftreten neuer Zusatzqualifikationen31 als Voraussetzung für Einstellungen 
oder die Einführung weiterführender  Abschlüsse, die erst in einem zweiten Schritt 
die Trennung der Hochproduktiven von den weniger Produktiven vornehmen. 

Solange sich solche neuen Institutionen jedoch noch nicht herausgebildet haben, 
ist damit zu rechnen, daß Arbeitgeber zunehmend dazu übergehen, selbst Ein-
gangstests durchzuführen,  anstatt sich auf die Screening-Funktion der Bildungs-
institutionen zu verlassen, was auch eine Erklärung für die Zunahme von Einstel-
lungstests, Assessment-Centern u. ä. sein könnte. Sie könnten in diesem Zusam-
menhang als ein Versuch interpretiert werden, die Erosion schulischer Leistungs-
standards durch eigene objektivere Tests wettzumachen. Analog kann auch die 
zunehmende Forderung nach Universitätseingangsprüfungen als Beleg für die 
Stichhaltigkeit unserer Argumentation angeführt  werden. Zum einen sind diese als 
Ersatz für die Selektionsfunktion des Abiturs Ausdruck der behaupteten Erosion 
der Leistungsstandards im Abitur. Zum anderen zeigen sie an, daß von der aktuel-

standards ausgegangen werden, da dies bedeuten würde, daß es vorher in hohem Maße unge-
nutzte Kapazitäten gegeben hat. 

3 0 Neben exklusiven Privatuniversitäten können dazu beispielsweise auch die mehr als 
200 neu entstandenen Graduiertenkollegs gerechnet werden. 

3 1 Genauso kann auch die Diskussion um das Abitur als Berechtigungs- oder Befähigungs-
nachweis als Hinweis für die unzureichende Selektionsfunktion des Abiturs angesehen wer-
den, die - so die Befürworter  des Abiturs als reiner Befähigungsnachweis - durch universi-
tätsinterne Auswahlverfahren  ersetzt werden soll (vgl. hierzu etwa Meyer  1996). 
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len Schulpolitik keine gegensteuernden Regulierungen erwartet werden, so daß die 
Selektionsfunktion von den Universitäten durch den Einsatz anderer Instrumente 
wahrgenommen werden muß. 

IV. Ergebnisse des Schulwahlverhaltens im Zeitverlauf: 
Empirische Befunde zur Leistungs- und Einkommensentwicklung 

im Kohortenvergleich 

Aus der oben dargestellten theoretischen Analyse des elterlichen Schulwahlver-
haltens vor dem Hintergrund der Schulausbildung als Produktivitätssignal lassen 
sich mehrere Hypothesen zusammenfassen. 

Wenn ein höherer Schulabschluß von Arbeitgebern und Eltern als Produktivi-
tätssignal angesehen wird und die Entwicklung der Einkommen an den erfolgrei-
chen Abschluß höherer Schulniveaus gekoppelt ist, dann ist in Schulsystemen, in 
denen feste Leistungsstandards fehlen, nach einem einmaligen Abweichen vom ei-
nem Gleichgewichtszustand 

1. mit einer fortwährenden Erosion der Leistungsstandards in allen Schultypen, 

2. mit einem fortwährenden Rückgang der Schülerzahlen im untersten Schultyp 
und 

3. einer fortwährenden Zunahme der Schülerzahl in den oberen Schultypen zu 
rechnen. 

4. Gleichzeitig müßten bei solchen aus dem Gleichgewicht geratenen Systemen 
aufgrund der im Zeitablauf kontinuierlich sinkenden Durchschnittsleistungen 
der Schüler in den einzelnen Schultypen auch die relativen Durchschnittsein-
kommen der jeweiligen Absolventen im Zeitablauf sinken. 

Andererseits hat die Analyse auch gezeigt, daß in Schulsystemen mit extern re-
gulierten Leistungsstandards die oben genannten dynamischen Effekte  nicht zu-
stande kommen, da konstante externe Qualitätsstandards (Mindestqualitätsstan-
dards ßmin) verhindern, daß es sich für ein ständig zunehmende Zahl an weniger 
leistungsfähigen Schülern lohnt, eine höhere Schule zu besuchen. D. h. 

5. In Schulsystemen mit extern regulierten Leistungsstandards (zentrale Prüfungen 
oder standardisierte Schulerfolgsmessung) müßten die Durchschnittsqualifika-
tionen im Zeitablauf vergleichsweise konstant bleiben, so daß auch die durch-
schnittlichen Einkommensofferten  weitgehend konstant bleiben müßten. 

Wenn die Theorie weiteren empirischen Überprüfungen standhält, dann wäre 
das anfangs zitierte Aussterben der Hauptschulen gemäß Hypothese 2 als eine un-
mittelbare Folge von besseren Einkommensmöglichkeiten32 bei höheren Schulab-

3 2 Insofern sind auch die Unternehmen bzw. die Arbeitgeber nicht unbeteiligt am Problem 
der Hauptschulen, da sie schon seit langem sowohl beim Berufseinstieg als auch bei den Auf-

5= 
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schlüssen in Kombination mit fehlenden Mindeststandards bei höheren Schulab-
schlüssen erklärbar, so daß es auch für weniger leistungsstarke Schüler zunehmend 
attraktiv wird, einen höheren Schultyp zu besuchen. Gibt es also weitere empiri-
sche Befunde, die die Stichhaltigkeit der oben vorgestellten Theorie und damit der 
Erklärung für den Untergang der Hauptschulen stützen können?33 

1. Leistungstest bei hessischen Berufseinsteigern:  zur Erosion 
von Leistungsstandards bei schülerzahlabhängigen Regulierungsstrategien 

Da es im Bereich der Hauptschulen oder der weiterführenden Schulen in Hessen 
(wie in den meisten anderen Bundesländern und Schultypen auch) keine zentral 
vorgegebenen Prüfungen und Mindestleistungsstandards gibt, kann zur Überprü-
fung der Hypothese 1 ein Datensatz der Industrie- und Handelskammern Hessens 
herangezogen werden. Er umfaßt die Ergebnisse von regelmäßig durchgeführten 
Leistungstests bei Berufsanfängern  seit dem Jahre 1977. Erfaßt wurden und wer-
den die Rechtschreibe- und Rechenfähigkeiten der Ausbildungsanfänger mit Hilfe 
eines in gewissen Jahresabständen gleichbleibenden multiple-choice-Tests, so daß 
die dabei ermittelten durchschnittlichen Fehlerquoten einen guten Indikator für das 
relative Leistungsniveau von zeitlich späteren Schülerkohorten darstellen. Die Er-
gebnisse für einen Test der Rechtschreibefähigkeiten sind in Abbildung 3 wieder-
gegeben, die Ergebnisse der anderen Leistungstests zeigen ein ähnliches Bild. 

stiegschancen Absolventen höherer Schulen systematisch gegenüber Hauptschülern vorgezo-
gen haben. In einer Befragung der Bundes Vereinigung der deutschen Arbeitgeberverbände 
zeigte sich beispielsweise, daß die Berufs- und Aufstiegschancen von Hauptschulabsolven-
ten von fast keinem Unternehmen (je nach Unternehmensgröße zwischen 0,8 % und 3,7 % 
der Unternehmen) als „sehr gut" eingeschätzt wurden, daß aber auf der anderen Seite ca. 
40% der Unternehmen den Hauptschulabsolventen „geringe" Chancen gaben (Kramer 
1993: 22). Das Abitur hat auch auf dem Ausbildungsmarkt „den Charakter einer universal 
einlösbaren Eintrittskarte in jede berufliche Ausbildung angenommen" (Rösner 1993: 197). 
So hat der vielzitierte Verdrängungswettbewerb zwischen Gymnasiasten, Realschülern und 
Hauptschülern möglicherweise den Anstoß für das Ungleichgewicht geliefert,  das den oben 
geschilderten dynamischen Prozeß in Gang setzt und an dessen Ende die Hauptschulen zu 
Restschulen gemacht werden. Vor dem Hintergrund der Prognosen des Qualifikationsbedarfs 
deutscher Betriebe (Tessaring 1992), nach denen es zu einer verstärkten Nachfrage nach 
Fachhochschul- und Universitätsabsolventen kommen wird, sind dem Ende der Hauptschule 
entgegenwirkende Tendenzen aus dem Beschäftigungssystem auch in der Zukunft nicht zu 
erwarten. 

3 3 Die für die Überprüfung  der hier vorgestellten Hypothesen notwendigen Längsschnitt-
daten bezüglich der Leistungsfähigkeit von Schülern alternativer Schultypen liegen für 
Deutschland nicht vor bzw. wurden dort, wo brauchbare Datensätze erhoben wurden, auf po-
litischen Druck hin nicht detailliert veröffentlicht,  wie dies im Rahmen der TIMSS-Studie 
{Max-Planck-Institut  für  Bildungsforschung / Institut  für  die  Pädagogik  der  Naturwissen-
schaften/Humboldt-Universität  1997) der Fall war. Da zudem keine eigene Erhebungen 
durchgeführt  werden konnten und sollten, muß im Rahmen der weiteren empirischen Über-
prüfung mit second best Lösungen und quasi-experimentellen Designs, die versuchen, die 
Rahmenbedingungen der o. g. Hypothesen anzunähern, vorlieb genommen werden. 
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Abbildung 3: Ergebnisse der Leistungstests von Berufsanfängern  im Zeitverlauf 

Quelle:  Eigene Erstellung in Anlehnung an Freytag  (1995) 

Seit 1977 ist eine leichte Zunahme der durchschnittlichen Fehlerzahlen zu beob-
achten, was als Zeichen für die gesunkenen Durchschnittsfähigkeiten der Schüler 
über alle Schultypen angesehen werden kann. Betrachtet man die Testergebnisse 
gesondert für die jeweiligen Schulabschlüsse, treten die sinkenden Durchschnitts-
leistungen teilweise noch klarer zutage. Besonders deutlich zeigen sich zuneh-
mende Fehlerzahlen bei den Berufsanfängern  mit Realschulabschluß, aber auch 
bei den Hauptschulabsolventen ist eine deutlich zunehmende Fehlertendenz festzu-
stellen und bei den Abiturienten läßt sich ein leichter Trend zu mehr Fehlern nicht 
leugnen. Wenn also eine zunehmende Zahl an Fehlern in einem gleichbleibenden 
Test als Ergebnis eines gesunkenen durchschnittlichen Fähigkeitsniveaus der Test-
teilnehmer gewertet werden darf,  dann liefern diese Zahlen unmißverständliche 
Hinweise auf die in Hypothese 1 behaupteten Zusammenhänge. 

2. Einkommensentwicklung bei Abiturienten: 
zur Entwicklung der Durchschnittsabsolventen bei 

exogenen vs. schülerzahlabhängigen Leistungsstandards 

Gemäß Hypothese 4 und 5 müßten die Durchschnittsfähigkeiten der Absolven-
ten von Schulen, die schülerzahlabhängigen Anreizmechanismen unterliegen, im 
Zeitablauf deutlich sinken, während die Durchschnittsfähigkeiten der Absolventen 
von Schulen mit exogenen Leistungsstandards unter sonst gleichen Umständen 
nicht entsprechend sinken dürften. Da die Einkommen der Absolventen gemäß der 
theoretischen Überlegungen als Spiegelbild der Durchschnittsfähigkeiten eines 
Schultyps angesehen werden können, müßten sich Unterschiede in den Durch-
schnittsfähigkeiten des höheren Schultyps auch in unterschiedlichen Einkommens-
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differentialen  für den höheren Schultyp niederschlagen. Überprüft  werden können 
diese Zusammenhänge auf der Basis der Einkommensentwicklung von Abiturien-
ten aus Ländern ohne und mit Zentralabitur, wobei das Zentralabitur als eine Mög-
lichkeit zur Durchsetzung konstanter Mindeststandards angesehen wird. D. h. das 
Einkommensdifferential  zwischen Haupt- bzw. Realschülern und Abiturienten 
müßte in Ländern mit Zentralabitur höher sein als in Ländern ohne Zentralabitur. 
Um dies zu überprüfen,  werden anhand des SOEP34 Einkommensfunktionen für 
die erste Welle 1984 und die letzte Welle 1995 geschätzt. Die Untersuchungsgrup-
pe stellen dabei die deutschen Personen der jeweiligen Befragungszeitpunkte, die 
zwischen 30 und 40 Jahren alt waren, dar. Durch die Auswahl dieser Kohorten 
wird sichergestellt, daß die Befragten einerseits mit hoher Wahrscheinlichkeit un-
abhängig vom gewählten Schulabschluß ihre Ausbildungsphase abgeschlossen ha-
ben und anderseits keine „Überlappungen" der Populationen auftreten, das heißt, 
daß die gleiche Person nicht zu beiden Zeitpunkten in die Analyse eingeschlossen 
wird. Ausgeschlossen werden die in Ausbildung oder im Wehr- bzw. Zivildienst 
befindlichen Personen.35 Insgesamt umfaßt die Untersuchungsgruppe 1347 (1984) 
bzw. 1321 (1995) Personen. 

Für die Schätzung der Einkommensfunktionen wird das logarithmierte monatli-
che Bruttoeinkommen (LNWAGE) als abhängige Variable, die logarithmierte mo-
natliche Arbeitszeit in Stunden (LNARBZEIT), die Betriebszugehörigkeitsdauer in 
Jahren (BTRZUG) und die quadrierte Betriebszugehörigkeit (BTRZUG2) sowie 
eine Dummy-Variable für das Geschlecht (SEX; 1 = männlich; 0 = weiblich) als 
unabhängige Variable verwendet. Zur Abschätzung der Bedeutung des Bildungs-
abschlusses „Abitur" wurde eine Dummy-Variable (ABITUR; 0 = nicht vorhan-
den; 1 = vorhanden) eingeführt. 

In WAGE = ßo + ß\ In ARBZEIT + ftBETRZUG + ftBETRZUG2 + AABITUR + ß5 SEX + u 

Im Gegensatz zu den aus der Humankapitaltheorie abgeleiteten Mincer-Einkom-
mensfunktionen wird die Ausbildungsvariable nicht durch die Anzahl an Jahren in 
Schul- und Berufsausbildung operationalisiert (vgl. zur Operationalisierung Hel-
berger  [1988]) sondern durch eine den Schulabschluß repräsentierende Dummy-
Variable, wobei nur nach dem erfolgreichen Abschluß des Abiturs unterschieden 
wird.36 Eine Interpretation des Koeffizienten  als Bildungsrendite ist deshalb nicht 

3 4 Das Sozio-ökonomische Panel (SOEP) ist eine jährlich durchgeführte  repräsentative Pa-
nelbefragung von privaten Haushalten in Deutschland, für die Daten erstmals aus dem Jahre 
1984 vorliegen. 

3 5 In der Befragung im Jahre 1995 haben sich die Antwortkategorien der Frage bezüglich 
des Erwerbsstatus gegenüber 1984 leicht verändert, so daß zur Vergleichbarkeit der Popula-
tionen die Personen in Kurzarbeit und Mutterschutz bzw. Erziehungsurlaub 1995 aus der Un-
tersuchung herausgelassen wurden. Außerdem wurde 1995 die Untersuchung auf die Befrag-
ten in den alten Bundesländern begrenzt. 

3 6 Daneben wurde auf die sonst übliche Variable zur Messung der Berufserfahrung  (Jahre 
der Erwerbstätigkeit) verzichtet, da aufgrund der hier vorgenommenen Beschränkung auf die 
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möglich. Aus theoretischen Überlegungen heraus sollten die Koeffizienten  ß\ und 
ßi  ein positives und β3 ein negatives Vorzeichen aufweisen. ß$ mißt das Ausmaß 
an Einkommensdiskriminierung gegenüber weiblichen Beschäftigten und weist 
typischerweise ein positives Vorzeichen auf. Gemäß den oben angestellten theore-
tischen Überlegungen müßte auf jeden Fall ein positives Vorzeichen aufweisen, 
wobei der Wert in Ländern ohne Zentralabitur im Zeit verlauf absinken müßte. 

Die obige Regression wurde für 1984 und 1995 getrennt für die Länder mit (Ba-
den· Württemberg und Bayern)37 bzw. ohne Zentralabitur geschätzt,38 die Ergeb-
nisse sind in Tabelle 1 dargestellt. 

Es zeigt sich, daß der Abschuß eines Abiturs - ähnlich wie es die Ergebnisse der 
Leistungstests in Hessen schon vermuten ließen - im Jahre 1995 mit geringeren 
Einkommensdifferentialen  belohnt wurde als im Jahre 1984. Darüber hinaus zei-
gen sich bei diesem generellen Trend doch auch Unterschiede zwischen den Län-
dern mit Zentralabitur und ohne Zentralabitur. Während in Ländern ohne Zentral-
abitur die Einkommensdifferentiale  für Abiturienten 1984 noch deutlich höher wa-
ren als in Ländern mit Zentralabitur, hat sich im Laufe der letzten zehn Jahre die 
Situation genau umgedreht. In Ländern mit Zentralabitur sind die Einkommensdif-
ferentiale für Abiturienten in den letzten zehn Jahren in etwa konstant geblieben, 
während sie in Ländern ohne Zentralabitur deutlich zurückgegangen sind. 1995 la-
gen dementsprechend die Einkommensdifferentiale  für Abiturienten in Ländern 
mit Zentralabitur über denen von Abiturienten in Ländern ohne Zentralabitur. D.h. 
die Ergebnisse deuten darauf hin, daß erstens die theoretisch dargestellte Dynamik 
der Absenkung der Leistungsniveaus im Zeitraum von 1984 bis 1995 stattgefunden 
hat und daß sich zweitens in Schulsystemen mit zentralen Leistungsstandards nicht 
die gleiche Abwärtsdynamik entfaltet.39 

vergleichsweise kurz im Erwerbsleben stehende Alterskohorte der 30-40-jährigen und die 
Integration der Bildungsvariablen und der Betriebszugehörigkeit der zusätzliche Erklärungs-
beitrag der Dauer der Erwerbsbeteiligung gering wäre und zudem Multikollinerarität zu er-
warten wäre. So sind beispielsweise ca. 50% der Untersuchungspopulation noch bei ihrem 
ersten Arbeitgeber beschäftigt (zu den Ergebnissen bei alternativen Operationalisierungen 
bzw. bei Integration sonstiger Variablen vergleiche ζ. B. die Studien von Helberger  (1988), 
Schwarze  (1991) oder Wagner/Lorenz  (1989), die ebenfalls auf den Daten des SOEP basie-
ren). 

3 7 Da dem Saarland und Rheinland-Pfalz im SOEP der gleiche Bundeslandschlüssel zuge-
wiesen ist, mußten aufgrund der unterschiedlichen Regelungen zur Abiturprüfung  beide Län-
der aus der Analyse ausgeschlossen werden. 

3 8 Leider ist es nicht möglich, genau das Bundesland zu bestimmen, in dem der Befragte 
seine Schulbildung abgeschlossen hat. Deshalb kann hier näherungsweise nur der Wohnort 
zum Befragungszeitpunkt genutzt werden. Dies ist solange unproblematisch, wie kein Umzug 
in ein anderes Bundesland seit Abschluß der Schulausbildung stattgefunden hat. 

3 9 Da aber im Bereich der Sekundarstufe 2 eine Vielzahl weiterer Unterschiede zwischen 
den Ländern mit und ohne Zentralabitur besteht, könnte der gezeigte Effekt  auch auf andere 
als die zentralen Leistungsstandards zurückzuführen  sein. Aufgrund mangelnder Daten kann 
dies hier leider nicht überprüft  werden. 
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Tabelle  1 
Schulabschluß und Einkommen 1984 und 1995 

1984 
gesamt 

1995 
gesamt 

1984 ohne 
Zentralabitur 

1995 ohne 
Zentralabitur 

1984 mit 
Zentralabitur 

1995 mit 
Zentralabitur 

Konstante 5,968 
(83,61*) 

3,473 
(25,81*) 

5,837 
(63,89*) 

3,102 
(17,49*) 

6,192 
(53,82*) 

3,994 
19,46*) 

BETRZUG 0,032 
(4,84*) 

0,034 
(5,41*) 

0,042 
(7,77*) 

0,033 
(4,05*) 

0,018 
(1,85+) 

0,034 
(3,49*) 

BETRZUG2 -0,001 
(-3,00*) 

-0,001 
(-3,17*) 

-0,002 
(-3,10*) 

-0,001 
(-2,07**) 

-0,000 
(-0,81+) 

-0,001 
(-2,41**) 

ABITUR 0,348 
(8,99*) 

0,292 
(9,32*) 

0,373 
(7,77*) 

0,275 
(6,88*) 

0,305 
(4,65*) 

0,327 
(6,50*) 

SEX 0,484 
(19,39*) 

0,307 
(11,33*) 

0,464 
(13,21*) 

0,256 
(7,10*) 

0,518 
(13,42*) 

0,370 
(9,11*) 

LN ARBZEIT 0,486 
(18,73*) 

0,842 
(30,26*) 

0,512 
(15,39*) 

0,919 
(24,92*) 

0,413 
(10,65*) 

0,736 
(17,49*) 

R 2 0,48 0,61 0,49 0,63 0,46 0,59 

Ν 1347 1321 821 784 526 537 

+ nicht signifikant 
* ρ < 0,01 
** ρ < 0,05 
t-Werte in Klammern 

Quelle:  Eigene Berechnungen 

Abschließend soll noch versucht werden, einige der in der Einleitung zitierten 
Beobachtungen vor dem Hintergrund des vorgestellten Modells zu rekonstruieren. 
Gemäß der oben vorgestellten Hypothesen zur sukzessiven Erosion der Leistungs-
standards an höheren Schultypen und der daraus resultierenden Veränderungen des 
elterlichen Entscheidungskalküls kann es nicht verwundern, daß die regelmäßig 
vom Dortmunder Institut für Schulentwicklungsforschung durchgeführten  Befra-
gungen eine klare Tendenz zur Präferierung  höherer Schulabschlüsse anzeigen. 
Der Befund, daß trotz steigender Schüleranteile der höheren Schulen die Gesamt-
erfolgsquote deutlich angestiegen ist (von 39% in 1959 auf 73% in 1988), zeigt 
den Eltern ja deutlich an, daß die individuelle Erfolgs Wahrscheinlichkeit sich er-
heblich erhöht hat. Damit läßt sich aber auch der sinkende Anteil der Hauptschüler 
an der Gesamtschülerzahl als Reaktion auf die Erosion der Leistungsstandards in 
höheren Schulen erklären. Die Schüler besuchen, gegeben die in der Vergangenheit 
zu beobachtenden Einkommensdifferentiale  bei sinkenden Leistungsstandards, zu 
deutlich höheren Anteilen die höheren Schulen, wobei es Ironie des Schicksals ist, 
daß die Einkommenschancen damit mittel- bis längerfristig  für nachfolgende 
Schülerkohorten gesenkt werden. So verwundert auch der Befund nicht mehr, daß 
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heute ein höherer Schulabschluß von einer hinreichenden zu einer allenfalls not-
wendigen Voraussetzung für den Berufserfolg  geworden ist. Dies kann als Zeichen 
für die Suche nach alternativen Screening-Instrumenten interpretiert werden, die 
besser als die Schulabschlüsse in der Lage sind, eine trennscharfe  Unterteilung 
nach Fähigkeiten anzuzeigen. 

V. Bildungspolitische Schlußfolgerungen 

Der Kerngedanke des hier gewählten informationsökonomischen Modells liegt 
darin, daß der absolvierte Schulabschluß als Produktivitätssignal gewertet wird, 
der den gesamten lebenslangen Einkommensstrom determiniert, und daß sich die 
Eltern als wohlwollende Prinzipale ihrer Kinder zur Maximierung dieses Einkom-
mensstromes entscheiden. Vor dem Hintergrund des dargestellten Modells lassen 
sich folgende bildungspolitischen Implikationen ableiten: 

Die Tendenz zur Wahl höherer Schulabschlüsse aufgrund abnehmender Lei-
stungsanforderungen der Gymnasien und/oder Realschulen ist eine wesentliche 
Ursache der Krise der Hauptschule. Falls ein Ende der Hauptschulen politisch 
nicht gewünscht ist, sollten sich regulierende Eingriffe  nicht auf die Hauptschulen 
sondern vielmehr auf die höheren Schulen konzentrieren. Dabei wurden mehrere 
Ansatzpunkte für regulierende Eingriffe  herausgearbeitet. Erstens wäre es von zen-
traler Bedeutung, konstante Qualitätsstandards in weiterführenden Schulen sicher-
zustellen, um eine fortlaufende  Erosion der Leistungsstandards zu verhindern. Eine 
Möglichkeit stellen zentrale Prüfungsvorgaben wie beim Zentralabitur dar, eine an-
dere wäre die Verlagerung der Prüfungen auf externe und damit i.d.R. unabhän-
gigere Institutionen (wie z. B. im dualen Berufsausbildungssystem oder bei Wirt-
schaftsprüfern).  Eine dritte Möglichkeit wäre die regelmäßige Durchführung  von 
standardisierten Tests und die Veröffentlichung  schulvergleichender Ergebnisse, 
ähnlich der TIMMS-Studie im internationalen Vergleich. 

Weitere Ansatzpunkte stellen die relativen Kosten des Besuchs alternativer 
Schultypen dar. Dabei müßte es insbesondere darum gehen, bei leistungsschwäche-
ren Schülern die Kosten eines höheren Schulbesuchs stärker zu internalisieren, um 
damit einen niedrigeren Schultyp attraktiver zu machen. D.h., wenn aufgrund all-
gemein angespannter Haushalte auch Zuschüsse im Schulbereich gestrichen wer-
den müssen, dann sollte dies vor dem Hintergrund unserer Überlegungen nicht 
nach dem Gießkannenprinzip erfolgen, sondern von der individuellen Leistung ab-
hängig gemacht werden. 

Ein letzter Ansatzpunkt ist schließlich die Präzision der verwendeten Leistungs-
messungen. Hierbei müßte insbesondere darauf hingewirkt werden, die Fehler-
wahrscheinlichkeit der Leistungsmessung möglichst klein zu halten. Dies kann 
z. B. durch eine größere Stichprobe, d. h. eher mehr statt weniger Klassenarbeiten, 
realisiert werden. 
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Ob das Ende der Hauptschule verhindert werden soll, bleibt letztlich eine politi-
sche Frage, zu der wir hier keine Antwort geben können. Unsere Analysen deuten 
allerdings darauf hin, daß unabhängig von der Wahl der Schulform der Aufrechter-
haltung einer klaren Leistungsdifferenzierung  eine große Bedeutung zukommt. Ob 
dies durch unterschiedliche Schultypen (Hauptschule, Realschule, Gymnasium) 
gewährleistet wird oder klare Leistungsdifferenzierungen  innerhalb einer Gesamt-
schule realisiert werden, scheint dabei irrelevant zu sein. Wenn aber davon auszu-
gehen ist, daß eine Leistungsdifferenzierung  an Gesamtschulen typischerweise we-
niger präzise erfolgt,  dann ist die nach unserem Modell prognostizierte Erosion der 
Leistungsstandards besonders deutlich zu erwarten, womit weder den Schulen 
noch den Schülern ein Gefallen getan wird. 

Im Rahmen der Diskussion um eine größere Autonomie der Schulen sind Be-
strebungen nach einer größeren curricularen Autonomie der einzelnen Schulen in-
sofern kritisch zu sehen, als daß insbesondere in Zeiten sinkender Schülerzahlen 
bei fehlenden exogenen Mindestanforderungen die Gefahr besteht, daß die Schul-
leiter an Realschulen und Gymnasien zur Sicherung der Existenz ihrer Schulen 
über eine Veränderung der curricularen Inhalte das Leistungsniveau senken. Neben 
festen Mindestanforderungen können hier auch sonstige Regulierungsinstrumente 
wie die für Nordrhein-Westfalen  im Rahmen der Selbstevaluation geplanten Mu-
steraufgaben aber auch die gegenseitige Korrektur von Klassenarbeiten durch Leh-
rer der Parallelklassen (o.V. 1997b: 14) oder aber Instrumente zur Verminderung 
der Anreize zur Schülerzahlmaximierung wirksam werden. 

Darüber hinaus verringern bildungspolitische Maßnahmen, die, beispielsweise 
durch die Öffnung  des Hochschulstudiums für Nichtabiturienten, zu einer Verbes-
serung der Aufstieg smobilitai  im Bildungssystem beitragen, die Bedeutung der 
Schulwahlentscheidung beim Übergang vom Primärbereich in die Sekundarstufe I. 
Sie erleichtern den Eltern die Orientierung an der Grundschullehrerempfehlung 
auch wenn dies -zunächst- mit dem Besuch einer Hauptschule verbunden ist. Hin-
gegen führt  eine Verbesserung der Abstiegsmobilität  durch die dadurch induzierte 
Verringerung der Kosten eines Scheiterns zu einer Verstärkung der Anmeldungen 
an Gymnasien und damit zu einer Verschärfung  des Hauptschulaussterbens. 

Insgesamt ließen sich also aus dem Modell die unterschiedlichsten Ansatz-
punkte ableiten, um das Ende der Hauptschule aufzuhalten. Gemeinsam ist diesen 
Maßnahmen, daß sie eher an den weiterführenden Schulen ansetzen, ohne dabei 
jedoch unterstellen zu wollen, daß eine Verbesserung der Qualität der Hauptschul-
en nicht auch eigenständige positive Effekte  haben könnte, da diese indirekt die 
individuellen Kosten des Hauptschulbesuchs (Schulleid) verringern. 
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Dualisierung des Bildungssystems: 
Vollzogene und anvisierte Einschränkungen 

des Staatsmonopols 

Von Hermann  Schmidt,  Berlin 

Abstract/Thesen 

Die Überlegungen zur Dualisierung eines Teils des Bildungssystems im Anschluß an die 
Pflichtschule, die notwendigerweise zu einer Reduzierung des Staatsmonopols und zur Betei-
ligung gesellschaftlicher Gruppen in der Bildungsplanung und bei bildungspolitischen Ent-
scheidungen führen, entspringen langjährigen, enttäuschenden Erfahrungen,  im staatlichen 
Bildungs- und Beschäftigungssystem die Gleichwertigkeit beruflicher  und allgemeiner Bil-
dung herzustellen. Neben die früher  vorwiegend verfolgte Strategie, die Durchlässigkeit vom 
beruflichen ins allgemeine Bildungswesen zu erhöhen, tritt das Konzept eines eigenständigen 
dualisierten Bildungssystems, das durch seine Praxisnähe, seine Motivationskomponenten, 
seine Zeit- und Kostenökonomie überzeugt und - zumindest im Bereich der akademischen 
Berufsausbildung - für viele junge Menschen überzeugendere Lösungen als das derzeitige 
Hochschulstudium anbietet. 

Die Überlegungen zur Dualisierung des Bildungssystems orientieren sich an folgenden 
Thesen: 

1. Die Dualität  von Lernen  und Arbeiten  ist  für  berufliche 
Aus- und Weiterbildung  die  optimale  Organisationsform 

Die Erfahrungen mit dem traditionellen Ausbildungssystem und die Übertragung seines 
Lernprinzips auf andere Bildungssysteme machen überzeugend deutlich, daß die Verknüp-
fung von Lernen und Arbeiten in einem Bildungsgang nachahmenswert ist. Ein „dualisiertes 
Bildungssystem" schränkt das Staatsmonopol zugunsten der Beteiligung gesellschaftlicher 
Gruppen ein. Die Hauptnutznießer einer qualitativ hochwertigen beruflichen Aus- und Wei-
terbildung, die Arbeitgeber und die Gewerkschaften, sind an der Planung, Durchführung, 
Kontrolle und Zertifizierung  der Bildungsprozesse erheblich beteiligt. Das vom Staat in der 
Berufsbildungsplanung und - Ordnung praktizierte Konsensprinzip sichert diesen gesell-
schaftlichen Gruppen eine weitgehende Mitentscheidung über Ziele, Inhalte, Dauer und Ab-
schlüsse in der beruflichen Bildung zu und ermöglicht es ihnen gleichzeitig, eine kontinuier-
liche Anpassung der Curricula an die gesellschaftlichen, technischen und wirtschaftlichen 
Veränderungen mit ihm gemeinsam vorzunehmen. Auf diese Weise werden die üblichen 
quantitativen und qualitativen Friktionen beim Übergang von der Berufsausbildung in die 
Beschäftigung zwar nicht beseitigt, aber im Vergleich zu rein staatlichen Bildungssystemen 
erheblich minimiert. Eine wichtige Komponente der dualen Berufsaubildung bilden die 

6 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 262 
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Abschlußprüfungen in einem staatlich anerkannten Ausbildungsberuf  vor den sogenannten 
zuständigen Stellen, den Kammern. Aus der Sicht des Individuums hat dieser Berufsabschluß 
statusbildende, aber auch mit Blick auf das Tarifrecht  und das Sozialversicherungsrecht so-
wie die Bundeseinheitlichkeit der vermittelten Qualifikationen zukunftssichernde Bedeutung. 

2. Die Rahmenbedingungen  des dualen  Systems  der  Berufsausbildung 
lassen sich  auf  andere  Teilbereiche  des Bildungssystems  übertragen 

Die Dualisierung des gesamten Bildungssystems erfordert  die Übertragung der Rahmenbe-
dingungen des dualen Ausbildungssystems auf die berufliche Weiterbildung und den Hoch-
schulbereich oder zumindest die Anpassung der für diese Teilbereiche kennzeichnenden 
Strukturen an jene der dualen Berufsausbildung. Dies erfordert  genauere Kenntnis der Ent-
scheidungs- und Kostenstrukturen der jeweiligen Lernorte, Unternehmen und Bildungsstätte. 
Das häufig beklagte Informationsdefizit  über Art und Höhe der Kosten für verschiedene Bil-
dungswege ist nicht nur auf unterschiedliche Rechnungssysteme, hier Kameralistik, dort 
kaufmännisches Rechnungswesen, sondern auch auf die mangelnde Bereitschaft  zur Herstel-
lung von Transparenz in den Kostenstrukturen und bei den einzelnen Finanzierungsträgern 
zurückzuführen.  Da für die Planung und Durchführung  von Bildungsmaßnahmen und die 
Prüfung sowie die Bereitstellung der Infrastruktur  Kosten in recht unterschiedlicher Höhe 
entstehen, die von einer Vielzahl von Finanziers getragen werden, sind von einer Dualisie-
rung dieser Ausbildungsgänge erhebliche Synergie- und Kostensenkungseffekte  zu erwarten. 
Die Dualisierung des Bildungssystems muß sich auch deshalb am Konsensprinzip orientie-
ren, dem gemeinschaftlichen Vorgehen von Staat und Wirtschaft  in der Planung und Ordnung 
des Bildungssystems. 

3. Die Dualisierung  schafft  ein transparentes  und 
profiliertes  berufliches  Weiterbildungssystem 

Das System der beruflichen Weiterbildung ist in Deutschland gekennzeichnet durch positi-
ve Eigenschaften wie Vielfalt und Pluralität, aber auch negative Attribute wie Unübersicht-
lichkeit und Profillosigkeit.  Fehlende Konzepte zur Weiterentwicklung der beruflichen Wei-
terbildung in dualisierter Form, z. B. nach dem Vorbild der englischen Further Education Col-
leges oder der amerikanischen Community Colleges, verhindern bis heute - mit Ausnahme 
der handwerklichen Meisterausbildung - eine systematische und inhaltliche Verknüpfung 
von Aus- und Weiterbildung und in vielen Bereichen eine Karriereplanung über den Beruf. 
Ein duales System der beruflichen Weiterbildung, in dem neben regionalen und sektoralen 
Weiterbildungsabschlüssen ein bundeseinheitlicher Rahmen für allgemein anerkannte Weiter-
bildungsabschlüsse und die Förderung entsprechender Weiterbildungsmaßnahmen geschaffen 
wird, gibt dem beruflichen Weiterbildungssystem Transparenz und Profil  und ist die Voraus-
setzung für die Entwicklung eines dualen Bildungssystems über alle Stufen. 

4. Ohne duale  Studiengänge  bleibt  das dualisierte  Bildungssystem  ein Torso 

Zukunftsweisende Modelle eines dualisierten Bildungssystems beinhalten als konsequente 
Weiterentwicklung der Verbindung von Arbeiten und Lernen die Integration eines handlungs-
orientierten Lernens und eine reflektionsorientierten  Studiums im Unternehmen auf der einen 
und an der Hochschule auf der anderen Seite. In einem dualen Studium, in dem der Betrieb 
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als Lern- und Studienort fester Bestandteil ist, gilt es, konkrete Vorstellungen über Inhalte 
und Ziele, Formen und Organisation dieses Studiums zu entwickeln und mit dem Curriculum 
der Hochschule abzustimmen. Ein wesentliches Moment der Gestaltung des betrieblichen 
Studiums ist die zunehmende Übertragung dispositiver Befugnisse und Funktionen auf den 
Studierenden. Von Seiten der Hochschule müssen berufliche Vorbildungen kreditiert sowie 
die Leistungen des Studienortes Betrieb im hochschulischen Curriculum berücksichtigt und 
in ein einheitliches Prüfungssystem integriert werden. 

5. Die Dualisierung  des Bildungssystems  hat einen positiven  Effekt 
auf  die  Zeit-  und Kostenökonomie  des gesamten Bildungssystems 

Die vorhandenen Erfahrungen und wissenschaftlichen Befunde über die Ausbildungsdauer 
und die Kosten dualisierter Bildungsgänge belegen, daß die Unternehmen bei einer Dualisie-
rung von Bildungsgängen aus unterschiedlichen Eigeninteressen den auf sie entfallenden Teil 
der Kosten übernehmen. Gleichzeitig trägt die Motivation der Auszubildenden / Studierenden 
und ihre individuelle Lebensplanung zu einer erheblichen Verkürzung der Studiengänge bei. 
Die Rahmenbedingungen für die Dualisierung des Bildungssystems (z. B. Konsensprinzip, 
Auswahl der Auszubildenden / Studierenden durch die Unternehmen) lassen vermuten, daß 
die quantitativen Dimensionen des dualen Ausbildungssystems (ca. 65 % eines Altersjahrgan-
ges) bei einer Übertragung auf die berufliche Weiterbildung und ein duales Studium bei wei-
tem nicht erreicht werden. Es ist jedoch anzunehmen, daß, wenn auch nur 10 % der Studenten 
ein ausbildungs- und berufsintegriertes  Studium absolvierten, die dabei erreichte Reduzie-
rung der Studienzeiten und der staatlichen Aufwendungen eine nicht unerhebliche Auswir-
kung auf den übrigen Studienbetrieb hätten. 

I. Einleitung 

Die charakteristischen Merkmale eines Bildungssystems sind 

- Regelungsmechanismen, die überwiegend auf gesetzlichen Grundlagen beru-
hen, 

- „natürliche" Bildungswege oder auf Vereinbarungen beruhende Durchlässigkei-
ten (Input-Output-Beziehungen) zwischen den Teilen des Bildungssystems. 

Die Regelungsmechanismen erstrecken sich - ähnlich der Güterproduktion -
auf die 

- Vorbereitung / Planung 

- Durchführung 

- Kontrolle /Beurteilung, der Bildungsprozesse 

Das duale Ausbildungssystem in Deutschland zeichnet sich dadurch aus, daß 
sich die Beteiligung der privaten Unternehmen und öffentlichen  Verwaltungen, 
verkürzt: die Wirtschaft,  auf alle drei Ebenen der Bildungsprozesse erstrecken: bei 
Vorbereitung und Planung durch Vertreter der Arbeitgeber, Gewerkschaften und 
der Kammern; bei der Durchführung  durch die unmittelbare Beteiligung der Unter-
nehmen; bei Kontrolle und Beurteilungen durch die Kammern. 

6* 
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I I . Das „dualisierte" Bildungssystem 

Ein „dualisiertes" Bildungssystem schränkt das Staatsmonopol zugunsten einer 
Beteiligung privater Unternehmen und öffentlicher  Verwaltungen ein. In der Bil-
dungsplanung, Durchführung  und Kontrolle der Lernprozesse und in der Zertifizie-
rung des Bildungsstandes werden die gesellschaftlichen Gruppen, vor allem die 
Arbeitgeberorganisationen und Gewerkschaften, in erheblichem Umfange betei-
ligt. „Dualität" wird auf den verschiedenen Stufen des Bildungssystems oberhalb 
der Pflichtschule in Deutschland mit unterschiedlicher Ausprägung praktiziert. Die 
folgenden Unterscheidungen orientieren sich am dualen System der Berufsaus-
bildung: 

Unterscheidungsmerkmale Privater Sektor Staat 

Rechtsgrundlage Berufsbildungsgesetz Schulgesetze der Länder 
Rechtsverhältnis Ausbildungsvertrag Schulpflicht 
Lernort Betrieb Berufsschule 
Status  des Lernenden Auszubildende / er Schüler/in 
Status  des Lehrenden Ausbilder Lehrer 
Finanzierung Ausbildungsbetrieb Kommune / Land 
Beratung/  Überwachung Kammern Kultusverwaltung 
Beurteilung Prüfungsausschuß Kultusverwaltung 

(Drittelparität) 

I I I . Komponenten des staatlichen Bildungsauftrages 

Im folgenden wird der Versuch unternommen, die unterschiedlichen Komponen-
ten des staatlichen Bildungsauftrages, nämlich Planung , Durchführung , Kontrolle/ 
Zertifizierung  von Bildungsprozessen mit bezug auf die Sekundarstufe II, den ter-
tiären Sektor und die berufliche Weiterbildung darzustellen und die Konsequenzen 
einer Dualisierung für die Kostenverteilung im jeweiligen Bereich aufzuzeigen. 

Ein solcher Versuch kann nicht den Anspruch erheben, die gewiß interessanten 
Folgen einer Dualisierung mancher Teile des Bildungssystems in ihrer ganzen 
Konsequenz aufzuzeigen. Vielmehr dient der Versuch dem Zweck, einmal selbst-
kritisch darzustellen, wie unvollständig unser Kenntnisstand für das planerische 
Durchspielen eines solchen Modelles ist. Vorab müßte geklärt werden, inwieweit 
das „Vorbild" duales System der Berufsausbildung für die anderen Teilbereiche 
des Bildungssystems Verwendung finden kann. Außerdem müßten für besondere 
Probleme der Weiterbildung und des Studiums, auf die Analogien aus dem Ausbil-
dungssystem nicht anwendbar sind, eigene Lösungen gefunden werden. 

In diesem Zusammenhang taucht häufig die Frage auf, ob es opportun sei, alle 
Kostenstrukturen, Kostenträger und Kostenziffern  auszuleuchten, wenn man eine 
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Dualisierung von Bildungssystemen anstrebe. Dahinter verbirgt sich die Sorge, 
daß potentielle Kostenträger im privaten Sektor viel eher bereit seien, Verantwor-
tung und damit auch Kosten für die Aus- und Weiterbildung zu übernehmen, wenn 
sie über die genaue Höhe dieser Kosten im Unklaren blieben; eine solche Ein-
stellung ist sicher verhaltenspsychologisch, ähnlich wie die „Geldillusion" von 
Keynes, verständlich, betriebswirtschaftlich  aber nicht haltbar. 

IV. Duale Berufsausbildung in Deutschland 

1. Betriebliche Berufsausbildung - eine öffentliche  Aufgabe 

Mit dem Berufsbildungsgesetz (1969) wurde die duale Berufsausbildung in 
Deutschland zu einer öffentlichen  Aufgabe und zum Bestandteil des Bildungs-
systems gemacht. Am 13. August 1990 beschloß die Volkskammer die Übernahme 
des Berufsbildungsgesetzes auch für die damals noch bestehende DDR. 

Dieses Gesetz regelt neben weiteren wichtigen Gesetzen für die Berufsausbil-
dung wie dem Berufsbildungsförderungsgesetz,  dem Betriebsverfassungs-  und Per-
sonalvertretungsgesetz, dem Arbeitsförderungsgesetz,  dem Jugendarbeitsschutzge-
setz und dem Kammergesetz das sehr differenzierte  Zusammenspiel der privaten 
und staatlichen Beteiligten an der beruflichen Ausbildung. 

Aus dem in Jahrhunderten gewachsenen Recht der Arbeitgeber, entsprechend 
den eigenen Bedürfnissen den Nachwuchs für ihre Belegschaften heranzubilden, 
erwächst im Rahmen der öffentlichen  Aufgabe auch eine Verpflichtung, genügend 
Ausbildungsplätze bereitzustellen. Das Bundesverfassungsgericht  beschreibt diese 
Verpflichtung im Urteil zum Ausbildungsplatzförderungsgesetz  vom 10. 12. 1980 
folgendermaßen : 

„ Wenn  der  Staat  in Anerkennung  dieser  Aufgabenteilung  den Arbeitgebern  die  praxisbezo-
gene Berufsausbildung  der  Jugendlichen  überläßt,  so muß er  erwarten,  daß die  gesell-
schaftliche  Gruppe  der  Arbeitgeber  diese  Aufgabe  nach Maßgabe ihrer  objektiven  Mög-
lichkeiten  und damit  so erfüllt,  daß grundsätzlich  alle  ausbildungswilligen  Jugendlichen 
die  Chance erhalten,  einen Ausbildungsplatz  zu bekommen.  Das gilt  auch dann, wenn das 
freie  Spiel  der  Kräfte  zur  Erfüllung  der  übernommenen  Aufgabe  nicht  mehr  ausreichen 
sollte.  " 1 

2. Berufsbildungsplanung 

Bildungsplanung ist in Deutschland eine relativ junge Aufgabe des gesamtstaat-
lichen Handelns. Erst 1969 wurde durch die Ergänzung des Grundgesetzes mit 
Artikel 91 b die Grundlage hierfür  gelegt: 

ι Urteil des Bundesverfassungsgerichtes  (BverfG) vom 10. 12. 1980 - 2 BvF 3/77. 
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„Bund und Länder  können aufgrund  von Vereinbarungen  bei der  Bildungsplanung  und bei 
der  Förderung  von Einrichtungen  und Vorhaben  der  wissenschaftlichen  Forschung  von 
überregionaler  Bedeutung  zusammenwirken . Die Aufteilung  der  Kosten  wird  in der  Verein-
barung  geregelt.  " 2 

Seither gibt es mit der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und For-
schungsförderung  ein gemeinsames Instrument des Bundes und der Länder für eine 
gemeinsame Bildungsplanung und Förderung der Entwicklung im Bildungswesen. 

Als besondere Einrichtung für eine auf Forschung und Entwicklung basierende 
gemeinsame Bildungsplanung des Bundes und der Sozialparteien wurde auf der 
Grundlage des Berufsbildungsgesetzes das Bundesinstitut für Berufsbildung 
(BIBB) geschaffen.  Das BIBB stellt eine Plattform für die gemeinsame Berufsbil-
dungsplanung der Bundesregierung, der Arbeitgeber und Gewerkschaften dar, in 
dem auch das vom Berufsbildungsförderungsgesetz  geschaffene  wichtigste Instru-
ment der gemeinsamen Planung, der jährliche Berufsbildungsbericht,  vorbereitet 
und mit den Gruppen diskutiert wird.3 

Als Folge des Berufsbildungsgesetzes entwickelten die Arbeitgeber und Ge-
werkschaften zu Beginn der 70er Jahre Verfahren  für eine innerhalb der Gruppie-
rungen abgestimmte Bildungsplanung. Das Kuratorium der Deutschen Wirtschaft 
für Berufsbildung und eigene Abteilungen für Berufsbildung bei DGB und DAG 
entstanden als Ansprechpartner des Staates. 

Als 1972 zwischen der Bundesregierung und der Kultusministerkonferenz  ein 
Abkommen über die zukünftige Abstimmung von Ausbildungsordnungen für die 
Betriebe und Rahmenlehrplänen für die Berufsschulen abgeschlossen wurden, for-
derten Arbeitgeber und Gewerkschaften von der Bundesregierung eine ähnliche 
Vereinbarung über die gemeinsame Entwicklung von Berufsbildern  und Ausbil-
dungsordnungen. Die Bundesregierung erklärte daraufhin 1974, daß sie wichtige 
Entscheidungen in der Berufsbildungsplanung, insbesondere auf dem Gebiet der 
Ordnung der beruflichen Aus- und Weiterbildung, nicht gegen den erklärten Willen 
einer der beiden Sozialparteien beschließen werde. Auf dieser Grundlage wurde 
ein Verfahren  für die Entwicklung von Ausbildungsberufen vereinbart, nach dem 
seither im Bundesinstitut für Berufsbildung verfahren  wird. Dieses sogenannte 
Konsensprinzip  bestimmt das staatliche Vorgehen in der Bildungsplanung und ist 
erstmalig 1996 von einem der Beteiligten, vom DIHT, mit Blick auf die zukünfti-
gen Herausforderungen  in der beruflichen Bildung infrage gestellt worden. 

Einen wesentlichen Beitrag zur Berufsbildungsplanung leistet im übrigen das 
Institut  für  Arbeitsmarkt  und Berufsforschung  (IAB)  der Bundesanstalt für Arbeit, 
das auf der Grundlage des Arbeitsförderungsgesetzes 1967 gegründet wurde und 
vornehmlich Forschung und Entwicklung zur Vorbereitung von Entscheidungen 
im Bereich der Arbeitsmarktpolitik betreibt. 

2 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland. 
3 Vgl. dazu auch: Bundesinstitut  für  Berufsbildung  (Hrsg.) 1996. 
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3. Durchführung/Kontrolle  der Berufsausbildung 

Die Durchführung  der Berufsausbildung obliegt den Unternehmen und Berufs-
schulen. Die entscheidende Voraussetzung für das Funktionieren der betrieblichen 
Berufsausbildung ist die Infrastruktur  der im Berufsbildungsgesetz sogenannten 
zuständigen  Stellen,  von denen die bekanntesten die rd. 150 Industrie- und Han-
delskammern und Handwerkskammern sind. In ihrer Funktion als „,zuständige  Stel-
len "  sind diese privaten Unternehmenszusammenschlüsse als öffentlich-rechtliche 
Körperschaften  tätig, die vom Staat mit weitgehenden Rechten in der Durchfüh-
rung der beruflichen Bildung beliehen wurden. Kammern dürfen Ausbildungsbe-
triebe akkreditieren; erst mit der Eintragung in ihrem Ausbildungsregister erhält 
der Ausbildungsvertrag seine Rechtsgültigkeit; zuständige Stellen überwachen die 
Berufsausbildung und - wichtigste Aufgabe - nehmen im staatlichen Auftrage 
Zwischenprüfungen und Abschlußprüfungen ab und erteilen staatlich anerkannte 
Zertifikate. 

Die Berufsausbildung selbst geschieht in den Lernorten des dualen Systems: 

- in Unternehmen und öffentlichen  Verwaltungen, Praxen selbständiger Berufe 
etc.; 

- in überbetrieblichen Berufsbildungsstätten, die der Ergänzung der betrieblichen 
Berufsausbildung, vornehmlich in kleineren und mittleren Betrieben, dienen; 

- in Berufsschulen. 

Die Entscheidung über das Angebot an Ausbildungsplätzen liegt ausschließlich 
bei den Unternehmen. Sie bestimmen damit auch die Zahl der Teilzeitplätze in den 
Berufsschulen, weil prinzipiell für jeden Auszubildenden Berufsschulpflicht  be-
steht. 

Wenn auch die Entscheidung über das Ausbildungsplatzangebot den Arbeitge-
bern allein vorbehalten ist, so können die Arbeitnehmer durch ihre Betriebsräte 
Einfluß auf das Angebot und die Durchführungspraxis  der Berufsausbildung neh-
men. Das Betriebsverfassungsgesetz  bzw. Personalvertretungsgesetz räumt ihnen 
Mitsprache- und Mitbestimmungsrechte bei der Planung der betrieblichen Ausbil-
dung, der Bestellung der Ausbilder, der Durchführung  besonderer Bildungsmaß-
nahmen im Betrieb und der Übernahme in ein Beschäftigungsverhältnis ein. 

4. Prüfungen und Zertifizierung 

Wie in allen, auch rein schulischen Bildungssystemen, stellen die Abschlußprü-
fungen im dualen System der Berufsausbildung die heimlichen Lehrpläne dar. Die 
Prüfungsausschüsse  bei den Kammern,  von Arbeitgebern, Gewerkschaften und 
Berufsschullehrern  besetzt, üben deshalb in Zwischenprüfungen und Abschlußprü-
fungen den entscheidenden Einfluß auf die Durchführung  der Berufsausbildung 
aus. Im Rahmen bundeseinheitlicher Musterprüfungsordnungen  formulieren  sie 
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die je aktuellen Prüfungsaufgaben  und nehmen die Prüfungen ab. Die Prüfungsaus-
schüsse der zuständigen Stellen stellen das umfangreichste und differenzierteste 
Prüfungssystem in einem Ausbildungssystem dar. Allein bei den Industrie- und 
Handelskammern bestehen im Ausbildungsbereich rund 26.000 Prüfungsaus-
schüsse mit 130.000 Mitgliedern.4 Es kann angenommen werden, daß im gesamten 
dualen System etwa 50.000 Prüfungsausschüsse mit rd. 250.000 Mitgliedern 
bestehen. 

5. Kosten und deren Verteilung im dualen Ausbildungssystem 

Die Kosten für die duale Berufsausbildung können der Planungs-, Durchfüh-
rungs- und Prüfungsphase zugeordnet werden. Hinzu kommen Kosten für die Be-
reitstellung der Infrastruktur  durch die zuständigen Stellen. 

Bei den öffentlichen  und privaten Bildungsausgaben ist - und dies ist hier vor-
ausgeschickt - auf die Unterschiede des kameralistischen oder des kaufmännischen 
Rechnungssystems zu achten. Das bedeutet, daß im kameralistischen Bereich Aus-
gaben und Einnahmen erfaßt werden, während im kaufmännischen Rechnungswe-
sen Aufwendungen bzw. Kosten nachgewiesen werden. Zwischen den nach kauf-
männischen und den nach kameralistischen Konzepten ermittelten monetären Grö-
ßen können jedoch beträchtliche Unterschiede bestehen. So werden bei den Bil-
dungsausgaben des Staates Ausgaben für Errichtung von Gebäuden in vollem 
Umfang in die Ausgaben der Rechnungsperiode einbezogen, bei den kaufmännisch 
buchenden Einrichtungen aber nur in Höhe der Abschreibungen. Unternehmen 
registrieren als größten Weiterbildungskostenbestandteil die Löhne / Gehälter der 
während der Arbeitszeit an Weiterbildung teilnehmenden Beschäftigten. In der 
kameralistischen Rechnung werden diese Kosten nicht getrennt ausgewiesen, son-
dern nur die Ausgaben für die Maßnahme selbst 

Fremdkapitalzinsen sind in den Aufwendungen enthalten, während in der kame-
ralistischen Buchführung weder Zins- noch Tilgungszahlungen in die Ausgaben 
für die Aufgaben „Bildung" einbezogen werden. 

a) Kosten  der  Ausbildungsplanung  des Bundes 

Der am leichtesten ermittelbare Kostenbestandteil der Ausbildungsplanung des 
Bundes ist der Haushalt des Bundesinstituts für Berufsbildung, der im Jahre 1997 
rd. 48 Millionen DM beträgt. 

Für den Anteil des Instituts für Arbeitsmarkt und Berufsforschung  an For-
schungs- und Entwicklungsarbeiten im Bereich der Berufsbildungsplanung können 
schätzungsweise 6 Millionen DM angesetzt werden. Für das Bundesinstitut für 

4 Vgl.: Deutscher  Industrie-  und Handelstag  1995, S. 69. 
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Berufsbildung sind ständig rd. 400 Experten aus der Wirtschaft  tätig, die von 
Arbeitgebern und Gewerkschaften benannt wurden und die an der Entwicklung 
von Aus- und Fortbildungsordnungen, der Durchführung  von Modellversuchen, an 
der Entwicklung von Materialien für die Weiterbildung der Ausbilder, der Durch-
führung europäischer Programme etc. mitwirken. Schätzungsweise stehen diese 
Experten / innen dem Institut 15 Arbeitstage im Jahr für die Durchführung  dieser 
Aufgaben zur Verfügung. Legt man für einen Tag einen Arbeitswert in Höhe von 
DM 600 zugrunde, können ca. 3,6 Millionen DM für die Mitwirkung dieser Exper-
ten veranschlagt werden, ein Kostenfaktor,  der i.d.R. von den Unternehmen ge-
tragen wird. 

Nicht zu ermitteln sind die nicht unbeträchtlichen Kosten die vom Kuratorium 
der Deutschen Wirtschaft,  dem DGB, der DAG, Fach verbänden und Einzelgewerk-
schaften getragen werden. 

Einen großen Kostenblock stellen die Personalkosten der Ausbildungsabteilun-
gen und -referate  in den Bundesministerien dar. Diese Kosten und die Personalko-
sten der auf Bundesebene an der Berufsbildungsplanung beteiligten Landesmini-
sterien bleiben außer Ansatz. 

b) Kosten  der  Durchführung 

Die Kosten der Durchführung  werden von den Betrieben und vom Staat getra-
gen. 1991 haben die Privatwirtschaft  rd. 40 Milliarden Brutto/24 Milliarden Netto 
und der öffentliche  Dienst geschätzt rd. 6 Milliarden Brutto / Netto für die Berufs-
ausbildung ausgegeben.5 Es kann angenommen werden, daß dieser Betrag unter 
Berücksichtigung der gesunkenen Auszubildendenzahlen und eines höheren An-
teils kleinerer Betriebe trotz gestiegener Ausbildungsvergütungen bis heute ins-
gesamt eher gesunken ist. 

Auf 10,4 Milliarden DM beliefen sich 1993 die Ausgaben der öffentlichen  Hand 
für die beruflichen Schulen6, wobei berücksichtigt werden muß, daß die genauen 
Kosten für die beruflichen Teilzeitschulen im dualen System wegen der komplexen 
Kostenerfassung (für Vollzeitschulen und Teilzeitschulen) und wegen der fehlen-
den Erfassung der beruflichen Weiterbildung der Berufsschullehrer  fehlerhaft 
bleiben muß. Legt man eine Vollkostenrechnung zugrunde, beträgt eine 3jährige 
Berufsausbildung rd. 60.000 DM, von denen der Staat etwa 1/6 trägt. Läßt man 
bei den betrieblichen Ausbildungskosten die Opportunitätskosten (z. B. Kosten für 
einen Beschäftigten, der am Arbeitsplatz ausbildet, ohne Ausbilder zu sein) außer 
acht, nähert sich die Kostenrelation Privat/Staat einem Verhältnis von 2:1 an. 

5 Vgl.: Bardeleben/Beicht /Fehér  1995. 
6 Vgl.: Statistisches  Bundesamt  1993. 
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c) Die Prüfungskosten 

Diese Kosten werden von den zuständigen Stellen nicht gesondert erfaßt. Legt 
man die o.g. Schätzgrößen (50.000 Prüfungsausschüsse mit rd. 250.000 Prüfern/ 
Prüferinnen)  zugrunde und unterstellt man - knapp kalkuliert - einen Arbeitsauf-
wand von 7 Arbeitstagen pro Jahr für Zwischen- und Abschlußprüfungen, so ergibt 
sich für den privatwirtschaftlichen  Bereich mit mindestens 200.000 Prüfungsaus-
schußmitgliedern bei einem Arbeitswert von DM 600 pro Tag eine Kostenbela-
stung der Unternehmen von 840 Millionen DM zusätzlich. Diese Kosten werden 
nur zu einem geringen Teil aus den Prüfungsgebühren  erstattet, die von den Aus-
bildungsbetrieben für jeden Prüfling bei der Kammer zu zahlen sind. Diese Prü-
fungsgebühren variieren zwischen ca. 200 und 500 DM pro Kopf, je nach Prü-
fungsaufwand.  Nimmt man eine Durchschnittsgebühr pro Prüfung von DM 300 an, 
so mußten die Unternehmen 1994 für rd. 630.000 Teilnehmer an Abschlußprüfun-
gen rd. 190 Millionen DM an Prüfungsgebühren  zahlen.7 

d) Infrastrukturkosten  der  zuständigen  Stellen 

Über die Kosten der zuständigen Stellen im dualen System der Berufsausbil-
dung liegen keine gesicherten Daten vor Bei den zuständigen Stellen der Privat-
wirtschaft,  den Kammern, werden die Kosten für die Berufsbildungsverwaltung 
über die allgemeine Kammerumlage erhoben. Da Zwangsmitgliedschaft besteht, 
müssen alle Unternehmen einer Region, ausbildende und nichtausbildende Betrie-
be, die Kammerumlage zahlen. Die Kosten für die Ausbildungsverwaltung sind 
nicht unbeträchtlich. Die Industrie- und Handelskammern gehen davon aus, daß 
rd. ein Drittel der Kammerbeschäftigten im Bereich der Berufsbildung tätig sind. 
Für besondere Dienstleistungen der Kammern, wie die Eintragung ins Verzeichnis 
der Ausbildungsverhältnisse oder die Durchführung  von Zwischen- und Abschluß-
prüfungen, werden - wie bereits erwähnt - möglichst kostendeckende Gebühren 
erhoben. 

e) Übernahme  überbetrieblicher  Kosten  durch  den Staat 

Die das duale System der Berufsausbildung kennzeichnende einzelbetriebliche 
Finanzierung wird in vielfältiger Weise durch staatliche Zuschüsse gestützt. Im 
Rahmen von Bundesprogrammen sind seit den 70er Jahren Zuschüsse für Inno-
vationen und für die Ausbildung benachteiligter Personengruppen durch staatliche 
Zuschüsse gesichert worden. Zu diesen Programmen gehören insbesondere: 

- die Förderung überbetrieblicher Berufsbildungsstätten zur Ergänzung der beruf-
lichen Bildung in kleinen und mittleren Betrieben; 

7 Da zu den Prüfungskosten keine verläßlichen Zahlen vorliegen, mußten an dieser Stelle 
umfangreiche Schätzungen vorgenommen werden. 
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- das Programm für Innovationen in der betrieblichen Berufsausbildung (Wirt-
schaftsmodellversuche) ; 

- das Benachteiligtenprogramm ; 

- das Programm für die Aus- und Weiterbildung der Ausbilder. 

Allein für das Programm zur Förderung überbetrieblicher Berufsbildungsstät-
ten hat der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft im Zeitraum von rd. 
20 Jahren über 2 Milliarden DM, die Länder und die Träger, d. h. die ausbildende 
Wirtschaft,  je eine weitere Milliarde aufgewandt. 

Für das Modellversuchsprogramm dürfte der Bund im gleichen Zeitraum 500 
Millionen DM, die am Modellversuch beteiligten Unternehmen weitere 200 Mil-
lionen DM aufgebracht haben. 

Die nach der Vereinigung der beiden deutschen Staaten beim Aufbau eines dua-
len Systems in Ostdeutschland aufgewendeten staatlichen Mittel zur Förderung 
und zum Ersatz betrieblicher Ausbildungsleistungen sowie die Weiterbildung des 
Ausbildungspersonals gehen in die Milliarden und wurden etwa zur Hälfte aus 
Steuermitteln des Bundes und der Länder sowie über die Bundesanstalt für Arbeit 
aus Beitragsmitteln zur Arbeitslosenversicherung bezahlt. 

V. Duale Formen der Weiterbildung 

1. Die „andere" Struktur der Weiterbildung 

Neben dem ausgeprägten System der dualen Berufsausbildung nimmt sich die 
berufliche Weiterbildung in Deutschland relativ unstrukturiert aus. Mit Ausnahme 
des Handwerks mit seiner traditionellen Meisterlehre und den Fachschulen ist der 
Bereich der Aufstiegsfortbildung  aus dem dualen System in gehobene Funktionen 
von Wirtschaft  und Verwaltung wenig formalisiert  und strukturiert. Das Berufs-
bildungsgesetz sieht für die Weiterbildung im Gegensatz zur Ausbildung keine 
Bildungsgänge und damit keine curricularen Regelungen vor. In seinem § 46 sind 
2 Lösungsmöglichkeiten für die Regelung von beruflichen Aufstiegsprüfungen 
vorgesehen: 

- Regelungen auf Kammerebene, mit denen dem regionalen und sektoralen 
Bedarf  an Aufstiegsweiterbildung entsprochen werden kann. Zwischen 1970 
und 1990 sind in diesem Bereich etwa 1.100 Fortbildungsregelungen eingeführt 
worden. Dieser Bereich gilt auch als Indikator für qualifikatorische Innovatio-
nen in der Berufsbildung. Von 1990 bis 1995 sind nämlich rd. 1.200 neue Kam-
merregelungen entstanden, was die Dynamik der qualifikatorischen Entwick-
lung aufgrund von technischen und arbeitsorganisatorischen Veränderungen, 
aber auch als Folge der deutschen Vereinigung kennzeichnet. 
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- Bundeseinheitliche Fortbildungsregelungen, die als sogenannte Fortbildungs-
ordnungen vom Bundesminister für Bildung und Wissenschaft, Forschung und 
Technologie erlassen werden. Solche bundeseinheitlichen Fortbildungsordnun-
gen bestehen für die 127 Meisterberufe  im Handwerk und für etwa 25 Industrie-
meister-Regelungen. Für den großen Bereich der Dienstleistungsberufe, z. B. 
auf der Ebene der Fachwirte, gibt es bislang noch nicht einmal 30 bundesein-
heitliche Fortbildungsordnungen. 

2. Planung auf dem Gebiet der beruflichen Weiterbildung 

Seit der Verabschiedung des Berufsbildungsgesetzes im Jahre 1969 hat keine 
Bundesregierung ein Konzept zur Entwicklung der beruflichen Weiterbildung vor-
gelegt, das - unter Berücksichtigung der besonderen Bedingungen in der berufli-
chen Weiterbildung - eine Dualisierung  der  beruflichen  Weiterbildung  etwa nach 
dem Vorbild der englischen Further Education Colleges oder der amerikanischen 
Community Colleges zum Ziele gehabt hätte. Der Widerstand der Arbeitgeber 
gegen jegliche Art der Regelung, auch der Aufstiegsfortbildung,  verhinderte eine 
gesamtstaatliche Bildungsplanung auf diesem Gebiet. Dies ist ein Grund dafür, daß 
bis heute eine systematische, inhaltliche Verknüpfung von Aus- und Weiterbildung 
nicht möglich war. 

Als in der zweiten Hälfte der 80er Jahre sichtbar wurde, daß aufstiegsorientierte 
Jugendliche sich mehr und mehr Gymnasium und Studium als der geeigneteren 
Leiter für den beruflichen Aufstieg zuwandten, erklärten sich die Arbeitgeber auf 
Drängen der Gewerkschaften zu bilateralen Verhandlungen über ein Zukunftskon-
zept für die Aufstiegsweiterbildung bereit. Sie bildeten mit den Gewerkschaften 
den „Koordinierungskreis Weiterbildung". Auf Wunsch der Arbeitgeber wurden 
die Beratungen ohne Beteiligung der staatlichen Bildungsplanung und der Berufs-
bildungsforschung durchgeführt.  Nach fast 10jährigen Beratungen haben Arbeit-
geber und Gewerkschaften Ende 1996 ein Strukturkonzept für die berufliche Wei-
terbildung vorgelegt, das Anerkennung verdient.8 Die Kammerregelungen werden 
als innovatorische Indikatoren im Weiterbildungsbereich dazu benutzt, bundesein-
heitliche Regelungen zu vereinbaren und damit Transparenz und Übersichtlichkeit 
in die bisherige Vielfalt von Tausenden von Weiterbildungsregelungen zu bringen. 
So hat man sich zunächst auf 15 bundeseinheitliche Aufstiegsfortbildungen,  vor-
nehmlich im Fachwirtebereich, geeinigt, mit denen rd. 900 Kammerregelungen 
aufgehoben werden können. Die Vereinbarung, die bis zum Thema Qualitätssiche-
rung wichtige Absprachen enthält, formuliert  Kriterien für eine zukünftige staatli-
che Bildungsplanung in der beruflichen Weiterbildung. 

8 Vgl. hierzu: Vereinbarung zur beruflichen Fortbildung gemäß § 46 Berufsbildungsgesetz 
und § 42 Handwerksordnung zwischen DGB, DAG und Spitzenorganisation der Wirtschaft, 
vertreten im Kuratorium der Deutschen Wirtschaft  für Berufsbildung 1997 sowie die Anmer-
kungen von Ehrke/Lübke  1997. 
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3. Durchführung der beruflichen Weiterbildung 

Bei der Durchführung  der beruflichen Weiterbildung handelt es sich bei über 
90 % um Anpassungsfortbildung.9 Der typische Ort der beruflichen Weiterbildung 
ist deshalb auch der Arbeitsplatz und das Unternehmen. Eine Dualisierung der 
beruflichen Weiterbildung in diesem Bereich sieht neben den Unternehmen eine 
Vielzahl von freien Trägern der Weiterbildung, aber auch staatliche Einrichtungen, 
wie Berufsschulen, Fachhochschulen und Universitäten vor. Unter den privaten au-
ßerbetrieblichen Anbietern organisierter Weiterbildung stehen die Kammern, die 
Bildungswerke der Wirtschaft,  aber auch gewerkschaftliche Einrichtungen an 
erster Stelle. Obwohl die Berufsschulen wegen des Widerstandes der Arbeitgeber 
gegen eine analoge Dualisierung in der beruflichen Weiterbildung offiziell  keine 
Rolle spielen, hat sich de facto eine Kooperation zwischen Wirtschaft  und Berufs-
schule entwickelt, die enger nicht sein könnte. In der Regie der Kammern und der 
Arbeitgeber-Fachverbände ist ein Großteil der Berufsschullehrerschaft  in der Mei-
stervorbereitung tätig und werden Aufstiegsfortbildungsprüfungen  in Berufsschu-
len von der Kammer abgenommen. Der Staat spielt in der Durchführung  der beruf-
lichen Weiterbildung keine Rolle. 

4. Zertifizierung 

Mit Ausnahme der staatlichen Zeugnisse der Länder und der von den Trägern 
oder Branchen vergebenen Zertifikaten, liegt die Erteilung von Prüfungszeugnis-
sen in der beruflichen Weiterbildung nach dem Berufsbildungsgesetz bei den Kam-
mern. Die Regelung des Berufsbildungsgesetzes, die für den Ausbildungsbereich 
vorschreibt, daß Leistungen beim dualen Partner Berufsschule in der Abschluß-
prüfung angemessen zu berücksichtigen sind, entfällt in der beruflichen Weiter-
bildung. Nur die Kammern können staatlich anerkannte Abschlüsse vergeben.10 

Das zentrale Problem einer dualisierten Weiterbildung ist die Kreditierung  von 
Berufserfahrung.  Für die Anrechnung von Kompetenzen, die im Rahmen der 
beruflichen Tätigkeit informell  erworben wurden, gibt es keine verbindlichen 
Kriterien. 

5. Kosten 

Während im Ausbildungsbereich prinzipiell der Grundsatz gilt, daß die Ausbil-
dungskosten nicht vom Individuum, sondern vom Staat oder von Ausbildungsbe-

9 Aktuelle Daten zur Weiterbildungsbeteiligung sowie zu Umfang und Struktur der Wei-
terbildung finden sich in: Bundesministerium  für  Bildung,  Wissenschaft,  Forschung  und 
Technologie  (Hrsg.) 1996. 

1 0 Zu den Regelungen im Weiterbildungsbereich vgl. auch: Alt/Sauter/Tillmann  1994, 
insbesondere S. 57-68. 
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trieben übernommen werden, gilt in der Weiterbildung der Grundsatz des Finanzie-
rungsmix, in dem die Kosten nach dem jeweiligen Interessenanteil an Weiterbil-
dungsmaßnahmen übernommen werden müssen.11 

Entsprechend dem hohen Interesse, das die Unternehmen an der Erhaltung ih-
rer Wettbewerbsfähigkeit  haben, trägt deshalb di e. Privatwirtschaft  den größten 
Anteil an den Kosten der beruflichen Weiterbildung. Das Institut der Deutschen 
Wirtschaft  bezifferte 1992 die Aufwendungen der Privatwirtschaft  für die beruf-
liche Weiterbildung mit 36,5 Milliarden DM bei den IHK- und ΗWK-Betrieben. 
Aufgrund von Schätzungen wurden für die übrigen Bereiche der Wirtschaft 
Kosten in Höhe von 6,7 Milliarden DM veranschlagt, womit als Gesamtkosten 
der beruflichen Weiterbildung für die Wirtschaft  rd. 43 Milliarden DM angenom-
men wurden.12 Aufgrund einer Kostenermittlung des Bundesinstituts für Berufs-
bildung im Jahre 1993 im Rahmen des FORCE-Aktionsprogramms wurden hin-
gegen als Gesamtaufwand der Wirtschaft  (ohne Landwirtschaft,  Freie Berufe, 
öffentlicher  Dienst) für berufliche Weiterbildung 24,7 Milliarden DM ermittelt. 
Die Differenz  ist vorwiegend auf unterschiedliche Definitionen von Weiter-
bildung und Weiterbildungskosten sowie auf Unterschiede in der Betriebs wähl 
zurückzuführen. 13 

In beiden Kostenrechnungen sind jedoch die Aufwendungen der Unternehmen 
für die Infrastruktur  und die speziellen Dienstleistungen der Kammern auf dem 
Gebiete der Weiterbildung nicht enthalten. 

Der größte einzelne Auftraggeber  für berufliche Weiterbildung ist die  Bundesan-
stalt  für  Arbeit.  Im Jahre 1992 gab die Bundesanstalt für arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen der beruflichen Fortbildung und Umschulung nach dem Arbeitsförde-
rungsgesetz rd. 19 Milliarden DM aus. Die veränderte Förderpolitik, insbesondere 
der Wegfall der Förderung der Aufstiegsfortbildung,  ließ die Ausgaben der Bun-
desanstalt bis 1995 auf 15 Milliarden DM sinken.14 

Die Bildungsausgaben der öffentlichen  Hand  für berufliche Weiterbildung wur-
den für das Jahr 1992 auf über 10 Milliarden DM geschätzt. Darin enthalten sind 
rd. 1 Milliarde DM für die institutionelle Förderung durch Bund, Länder und 
Gemeinden, rd. 9 Milliarden DM für die Weiterbildung der Bediensteten in Ver-
waltung und Betrieben der Gebietskörperschaften  und rd. V2 Milliarde DM für 
Förderprogramme des Bundes, der Länder und der Europäischen Union.15 Darüber 
hinaus fördert  die öffentliche  Hand die Weiterbildung über steuerliche Vergünsti-

11 Zur Finanzierung der Weiterbildung vgl. auch: Bardeleben / Sauter  1995. 
12 Weiß  1994. 
13 Grünewald/Moraal  1995. 
1 4 Vgl. dazu: Bardeleben/Sauter  1995 sowie die Veröffentlichungen  zu den Einnahmen 

und Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit in den entsprechenden Amtlichen Nachrichten 
der Bundesanstalt für Arbeit. 

15 Bardeleben/Sauter  1995. 
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gungen für Aufwendungen von Privatpersonen in Höhe von schätzungsweise rd. 
1 Milliarde DM. Mit dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz  (AFBG) dem so-
genannten Meisterbafög, wurde 1996 eine gesetzliche Grundlage zur Förderung 
von Lehrgängen geschaffen,  die zu einem anerkannten Fortbildungsabschluß 
führen. Nach Schätzungen des Deutschen Bundestages sollen die Aufwendungen 
im Rahmen des AFBG von rd. 170 Millionen im Jahre 1996 auf rd. 450 Millionen 
im Jahre 2000 steigen.16 

Am Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz  wird deutlich, daß in der Aufstiegs-
fortbildung die Hauptlast der Kosten vom Weiterbildungsteilnehmer  getragen 
werden müssen. So zahlt ein Teilnehmer an einem Vorbereitungslehrgang zum 
Industriemeister Metall im Durchschnitt 6.700 DM an Kursgebühren, Lern- und 
Prüfungsmitteln,  ohne Berücksichtigung der Unterhaltsaufwendungen.17 Im Hand-
werk sind sogar Lehrgangs- und Prüfungskosten von 20.000 DM bei Handwerks-
meisterprüfungen üblich. Die Förderbeträge des AFBG betragen bestenfalls einige 
Tausend DM, wobei die Förderung in der Regel als Darlehen gewährt wird. Wir 
errechneten auf der Grundlage einer empirischen Erhebung, daß die Weiterbil-
dungsteilnehmer 1992 rd. 10 Milliarden DM selbst aufbrachten.18 

Unterstellt man, daß die Kostenverteilung in der Aufstiegsfortbildung  nach der 
Interessenlage erfolgt,  so ist eins eindeutig festzustellen: Trotz gegenteiliger 
Beteuerungen hinsichtlich der Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher 
Bildung scheint der Staat kein Interesse daran zu haben, die berufliche Weiterbil-
dung als eine echte Alternative zum beruflichen Aufstieg gegenüber dem Studium 
aufzubauen. Die Aufwendungen des Staates für einen Studenten betragen ein Viel-
faches dessen, was demjenigen an Unterstützung gewährt wird, der den beruflichen 
Aufstieg aus der Beschäftigung heraus anstrebt. 

VI. Duales Studium 

1. Realisierungen, Ansätze 

Der bekannteste Ansatz zur Realisierung eines ausbildung- und berufsintegrier-
ten Studiums ist die Entwicklung der Berufsakademien in Baden-Württemberg, die 
Mitte der 70er Jahre als Gegenprogramm zur Fachhochschule entstanden.19 Aber 
auch zwischen Fachhochschulen und Unternehmen, seltener zwischen Universitä-
ten und Unternehmen, entwickelten sich Formen ausbildungs- und berufsintegrier-
ten Studiums, wie sie vom Hochschulinformationssystem (HIS) 1996 in 44 Fällen 

16 Deutscher  Bundestag  1996. 
17 Krekel  1997. 
is Bardeleben/Beicht/Herget/Krekel  1996. 
ι
9 Zur Geschichte und zum Stellenwert der Berufsakademien siehe: Zabeck/Zimmermann 

1995. 
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beschrieben worden sind.20 In einigen zukunftsweisenden Modellen wird die Inte-
gration von handlungs- und reflexionsorientem Studium im Unternehmen und an 
der Fachhochschule angestrebt. Von der Verbindung einer Studientätigkeit im 
Unternehmen und dem Studium an der Hochschule werden von den Unternehmen 
und vom Wissenschaftsbetrieb eine höhere Motivation der Studierenden und Leh-
renden, eine Verkürzung der Studienzeit und eine damit verbundene Reduzierung 
der Kosten, eine Qualitätssteigerung und stärkere Bedarfsorientierung  in der Quali-
fikation erwartet. 

2. Planungen 

Ein wichtiger Schritt auf dem Wege zur Dualisierung  des Studiums  wurde durch 
die Empfehlung des Wissenschaftsrates zur Differenzierung  im tertiären  Bereich 
im Jahre 1996 getan.21 Indem der Wissenschaftsrat den Betrieb  als Studienort 
anerkannte, wurden die Unternehmen als gleichberechtigte Partner für die Ent-
wicklung dualisierter integrierter Studiengänge von der Wissenschaft anerkannt. 
Eine enge Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und Hochschulen bei der Ent-
wicklung solcher Studiengänge wurde empfohlen und eine Kreditierung von beruf-
lichen Qualifikationen im Sinne der Verkürzung von Studienzeiten in Aussicht 
gestellt. 

3. Durchführung von dualen Studien 

Auf Seiten der Unternehmen herrscht weitgehend Unklarheit darüber, was die 
Hochschule vom Lernort Betrieb im Studium erwartet. Eine Art Ausbildungsrah-
menplan nach dem Muster des dualen Ausbildungssystems wäre hilfreich, müßte 
aber sehr viel stärker als in der Berufsausbildung den jeweiligen Möglichkeiten 
des Unternehmens angepaßt werden. Es fehlt noch an einer gemeinsamen Pla-
nungssprache für solche Studiengänge. Die Frage nach dem geeigneten Ausbil-
dungspersonal wirft  die Frage nach einem Personalaustausch zwischen Unterneh-
men und Hochschulen auf. Einigkeit besteht darüber, daß gemeinsame Gremien 
gebildet werden müssen, die die Planung und Durchführung  und das Studium 
begleiten, Studienpläne entwerfen und in den Prüfungen zusammenarbeiten. Diese 
Gremien müssen jedoch zunächst auf vertraglicher Basis Zustandekommen, weil 
eine Änderung des Hochschulrahmengesetzes mit diesem Ziel als zu schwere Hür-
de angesehen wird. 

2 0 Hierzu die Presse-Info des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie vom 16. 07. 1996. Weitere Informationen zu dualen Studienangeboten fin-
den sich in Konegen-Grenier / Kramer  1995. 

21 Wissenschaftsrat  1996. Zur allgemeinen Diskussion alternativer Ausbildungsmöglich-
keiten vgl. auch: Bund-Länder-Kommission  für  Bildungsplanung  und Forschungsförderung 
1996. 
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4. Prüfungen und Zertifizierungen 
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Es besteht Einigkeit darüber, daß Prüfungen und Zertifizierungen von ausbil-
dung- und berufsintegrierten  Studien Angelegenheit der Hochschule bleiben, auch 
wenn Unternehmens Vertreter in den Prüfungsgremien  mitwirken. Um den Leistun-
gen des Prüflings am Studienort Betrieb gerecht zu werden, müssen Prüfungsge-
genstände und Prüfungsmethoden erweitert werden. 

5. Kosten 

Der Wissenschaftsrat orientiert sich in seiner Empfehlung zur Dualisierung des 
Studiums an der Kostenverteilung des dualen Systems der Berufsausbildung:  Die 
Kosten  trägt,  wer  die  Regie  führt,  d. h. die Kosten für einen dualen Studiengang 
werden im hochschulischen Teil vom Staat, im betrieblichen Teil vom Unterneh-
men getragen. 

Da für die Kosten dualer Studiengänge an Fachhochschulen oder Universitäten 
keine Angaben vorlagen, sind wir von folgenden Annahmen ausgegangen: Als 
Orientierungsgrößen für die Studienkosten im Unternehmen stehen die vom 
Bundesinstitut für Berufsbildung 1991 ermittelten jährlichen Nettokosten der 
Berufsausbildung in Höhe von rd. DM 18.000 zur Verfügung. Das baden-württem-
bergische Wissenschaftsministerium bezifferte  die staatlichen Aufwendungen für 
einen Studienplatz an einer Berufsakademie mit DM 25.000 und an einer Fach-
hochschule mit DM 50.000.22 

Unter Berücksichtigung der im Vergleich zur dualen Berufsausbildung zu erwar-
tenden höheren Nettoerträge eines dual Studierenden für das Unternehmen, kann 
von einem Jahreskostensatz für den Studienort Betrieb von DM 15.000/18.000 
ausgegangen werden. Als Gesamtkosten für den Studienort Fachhochschule wer-
den jährlich DM 12.000/14.000 angesetzt. Zur Ermittlung der Gesamtstudien-
dauer wird angenommen, daß unter Berücksichtigung der besonderen Lebenssitua-
tion der Studierenden und der Interessenlage der Unternehmen und Fachhochschu-
len mit einer Studiendauer von 6 Semestern gerechnet werden kann. Aufgrund 
dieser Annahmen kann für einen dualen Studiengang grob geschätzt von Kosten in 
Höhe von DM 80.000 bis 100.000 ausgegangen werden. 

Eine abschließende Bewertung der Kosten für duale Studiengänge kann nicht 
ohne einen Hinweis auf den Nutzen dieser Bildungsgänge für die unterschiedlichen 
Nutznießer geschehen. Unternehmen können duale Studiengänge als ein sehr zu-
kunftsorientiertes  Instrument der Personalenrekrutierung und -entwicklung nutzen. 
Sie sparen Einarbeitungskosten für die sogenannte Traineeausbildung von Fach-
hochschul- bzw. Hochschulabsolventen und müssen nicht den Weggang guter Aus-

2 2 Die Angaben des baden-würrtembergisehen Wissenschaftsministeriums wurden in Die 
Zeit vom 20. November 1992 veröffentlicht. 

7 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 262 
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bildungsabsolventen in Richtung Studium beklagen. Gleichzeitig erhalten sie 
praxisnahe Qualifikationen auf Hochschulniveau. Der Zeitgewinn für die Studie-
renden gegenüber herkömmlichen Bildungswegen kann sich in Einkommens-
vorteilen von bis zu 1 bis 2 Jahreseinkommen ausdrücken. Darüber hinaus bieten 
berufsintegrierte  Studien qualifizierten Aufsteigern aus dem dualen System eine 
chancengünstigere Studienmöglichkeit als monostrukturierte Studiengänge bieten 
können.23 

VII. Eine Vision von Arbeiten und Lernen 

Die Überlegungen zur Dualisierung des Bildungssystems oberhalb der Pflicht-
schule, die notwendigerweise zu einer Reduzierung des Staatsmonopols und einer 
stärkeren Beteiligung der gesellschaftlichen Gruppen an der Planung, Durchfüh-
rung und Kontrolle der Bildungsprozesse führen, entspringt den langjährigen 
frustrierenden  Erfahrungen bei zahlreichen Versuchen, die Gleichwertigkeit beruf-
licher und allgemeiner Bildung herzustellen. Nach dem die Arbeitgeber zu Beginn 
der 90er Jahre, nicht aus bildungspolitischen Erwägungen, sondern aus Gründen 
der Selbsterhaltung, auf die alte Gewerkschaftsforderung  nach Gleichwertigkeit 
beruflicher  und allgemeiner Bildung einschwenkten, ergab sich erstmals eine 
gesellschaftspolitische Machtkonstellation, die die Durchsetzung der Gleichwertig-
keitsforderung  mit einer neuen Strategie möglich erscheinen ließ. Nicht mehr die 
Durchlässigkeit vom beruflichen ins allgemeine Bildungswesen, der möglichst 
problemlose Übergang in den akademischen Bereich, der Wechsel vom Trampel-
pfad auf den Königspfad erschien als einzige Möglichkeit. Der Aufbau eines 
eigenständigen dualisierten beruflichen Bildungssystems von der Ausbildung über 
die Weiterbildung in ein duales Studium erscheint plötzlich als realistische Per-
spektive. Als wir 1994 im Bundesinstitut für Berufsbildung ein solches Konzept 
veröffentlichten,  wurde uns Zuspruch auch von Seiten zuteil, von denen wir es 
nicht erwartet hatten.24 Inzwischen ist mit der Empfehlung des Wissenschaftsrates 
ein weiterer wichtiger Schritt getan worden. 

Es gilt nun, mit Rücksicht auf die absehbare Entwicklung im Bildungssystem, 
auf dem Arbeitsmarkt und in der Wirtschaft  für alle Ebenen des dualen Bildungs-
systems neue zukunftsorientierte  Konzepte zu entwickeln: 

Die Hochschulen sind in diese Konzepte einzubeziehen, Aus- und Weiter-
bildung systematisch zu beruflichen Bildungswegen zu verknüpfen. Diese Wege 
müssen modulartige Nachqualifizierungsangebote und duale Studien ermöglichen. 

2 3 Gleichzeitig würde der vermehrten Strategie von Abiturienten zu einer Doppelquali-
fizierung entgegengewirkt werden. Zur Diskussion der Vor- und Nachteile einer Doppelquali-
fizierung siehe insbesondere: Lewin/ Minks /Uhde  1996, Bellmann/Parmentier/ Plichi/ 
Schreyer  1996 sowie Büchel  /Bausch  1997. 

24 Dybowski/Pütz/Sauter/Schmidt  1994. 
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Mi t Bl ick auf die Kostenverteilung  zwischen Staat, Unternehmen und Indivi-
duen wird es in Zukunft im Interesse des Staates und der Unternehmen liegen, die 
vom Staat und von den Unternehmen finanzierten Bildungszeiten nach der Pflicht-
schule stärker von den Ausbildungszeiten vor Beginn des Arbeitslebens in den 
lebensbegleitenden Weiterbildungsprozeß zu verlagern. In diesem Zusammenhang 
ist die von Friedrich Edding bereits vor 15 Jahren vorgeschlagene Finanzierung 
von Bildungszeiten wieder hoch aktuell: In Eddings Modell erhält jeder Schul-
abgänger einen von Staat und Wirtschaft  finanzierten Bildungsanspruch von 6 Jah-
ren, deren Verteilung auf die Lebenszeit er/sie selbst bestimmen kann. Wer in dem 
oben beschriebenen dualen Studiengang nach 12 Jahren das Abitur macht und da-
nach 3 Jahre studiert hat noch einen einjährigen Weiterbildungsbonus für den Rest 
seiner Lebensarbeitszeit. Wer dagegen nach der 10. Klasse eine 3jährige Berufs-
ausbildung absolviert, verfügt noch über einen Weiterbildungskredit von 3 Jahren. 
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„Ausbildung über oder unter Bedarf 4 

und die Finanzierung der Dualen Ausbildung 

Theoretische Erklärungen, empirische Ergebnisse 
und wirtschaftspolitische Schlußfolgerungen 

Von Renate Neubäumer,  Frankfurt 

Abstract 

Bereits der transaktionskostentheoretisch erweiterte Humankapitalansatz, der auf seg-
mentierte Arbeitsmärkte angewandt wird, legt nahe, daß die verschiedenen Ausbildungs-
berufe ganz unterschiedliche Chancen für das spätere Erwerbsleben bieten und dafür „Aus-
bildung über Bedarf'  in Kombination mit den betrieblichen Kosten der Berufsausbildung 
einen geeigneten Indikator darstellt. 

Empirisch lassen sich große berufsspezifische  Kostenunterschiede beobachten, und es läßt 
sich belegen, daß die Höhe der Ausbildungskosten eine wesentliche Rolle für die Arbeits-
marktchancen der Ausgebildeten (Beschäftigungsrisiken, Einkommensaussichten, Arbeits-
bedingungen) spielt. 

Daraus ergibt sich für die Wirtschaftspolitik,  daß Maßnahmen, wie eine allgemeine Aus-
bildungsumlage und/oder Deregulierung, ungeeignet sind, weil sie das Lehrstellenangebot 
unabhängig davon fördern,  daß in bestimmten Berufen losgelöst von den späteren Beschäf-
tigungsmöglichkeiten ausgebildet wird. Statt dessen gilt es, gezielt die Ausbildungsberufe zu 
fördern,  bei denen externe Effekte  trotz „Ausbildung über Bedarf'  zu einem Fachkräfte-
mangel führen und die den Absolventen vergleichsweise gute Arbeitsmarktchancen bieten. 

I. Einleitung 

Vor dem Hintergrund des aktuellen Mangels an Ausbildungsstellen wird - wie-
der einmal - die alte Frage gestellt: „Bi lden wir zu wenig aus?" Ich möchte darauf 
- zumindest für Westdeutschland - mit „nein" antworten und auf die längerfristig 
stark gestiegene Beteiligung der Jugendlichen am Dualen System hinweisen.1 

Spannender und schwieriger zu beantworten erscheint mir dagegen eine andere 
Frage: „Bi lden wir »richtig4 aus?" Ich stelle dabei darauf ab, daß das Ausbildungs-

1 Zur längerfristigen  Entwicklung am Ausbildungsstellenmarkt finden Sie im Anhang in 
Tabelle A. l mehr Informationen. 
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Platzangebot im Dualen System und die Struktur der Arbeitsplätze im Beschäf-
tigungssystem nicht kongruent sind. 

So hat das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung  der Bundesanstalt für 
Arbeit (IAB) anhand der Beschäftigtenstatistik für alle Ausbildungsabsolventen 
des Jahres 1985 erfaßt, in welchen Berufen sie ausgebildet wurden und in welchen 
Berufen sie fünf  Jahre später beschäftigt waren (Tabelle l ) .2 Dabei zeigt sich, daß 
in einer Vielzahl von Berufen die Zahl der Lehrlinge die der später Beschäftigten 
bei weitem übersteigt. Beispielsweise sind von 27 000 jungen Menschen, die zum 
Mechaniker ausgebildet wurden, fünf  Jahre später nur 9500 als Mechaniker 
beschäftigt, und 6000 als Bäcker Ausgebildeten stehen nur 2000 Arbeitnehmer 
gegenüber, die diesen Beruf auch ausüben. Ich bezeichne das als „ Ausbildung  über 
Bedarfohne  damit eine Wertung zu verbinden und/oder eine Aussage darüber 
zu machen, warum einzelne Betriebe mehr Jugendliche ausbilden als zur Deckung 
ihres Personalbedarfs  nötig sind. Das Unternehmen kann seinen Bedarf  falsch vor-
ausgeschätzt haben oder aus gesellschaftspolitischer Verantwortung handeln; es 
kann nur die besten Absolventen auswählen wollen oder auf der anderen Seite 
nicht in der Lage sein, die Ausgebildeten zu „halten". Umgekehrt wird in einer 
Reihe von Berufen „unter  Bedarf"  ausgebildet, d. h., die Zahl der Berufsabsol-
venten liegt dort deutlich unter der Zahl der später Beschäftigten, wie beispiels-
weise bei Gesundheitsdienstberufen, Berufen des Landverkehrs oder Chemiefach-
arbeitern. 

Sie können jetzt natürlich sagen: „Diese Beobachtung ist ebenfalls ,alt"\ und 
ich kann dem nur zustimmen. Diese Diskrepanz zwischen der beruflichen Struktur 
von Lehrlingen und Fachkräften läßt sich über einen langen Zeitraum nahezu 
unverändert beobachten.3 Allerdings mangelt es an theoretischen Erklärungen für 
dieses empirische Phänomen. 

Deshalb habe ich ein Modell - einen transaktionskostentheoretisch erweiterten 
Humankapitalansatz, der auf segmentierte Arbeitsmärkte angewandt wird - ent-
wickelt, das ich Ihnen im ersten  Teil  meines Referats vorstellen möchte. In der 
schriftlichen Fassung finden Sie dazu eine etwas ausführlichere  Darstellung, wäh-
rend ich mich in meinem Vortrag dazu kurzfassen möchte. Denn vor dem Hinter-
grund des Themas dieser Ausschußsitzung sind vor allem die Ergebnisse dieser 
theoretischen (Vor-)Überlegungen interessant: Es sind keine Aussagen über „die" 
Duale Berufsausbildung möglich, sondern es muß zwischen verschiedenen Ausbil-

2 Für die Bereitstellung des Datensatzes und die Unterstützung bei meiner Auswertung 
bedanke ich mich bei L. Bellmann, D. Blaschke, F. Buttler, H. von Henniges, E. Nagel, H. 
Plicht, L. Vandeven sowie den Mitarbeitern der Abteilung „Informationsverarbeitung  und 
Systementwicklung" des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung  der Bundesanstalt 
für Arbeit (IAB). 

3 Vgl. dazu die älteren Untersuchungen von Hofbauer  (1972, 1988) und Hofbauer/Stooss 
(1975), die Artikel von Hoßauer/Nagel (1987) und Neubäumer  (1993) sowie die nur auf 
Facharbeiter abstellende Untersuchungen von Friedrich/von  Henninges (1982) und von 
von Henninges  (1994). 
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Tabelle  1 

Ausbildung über oder unter Bedarf 4 in ausgewählten Berufen3 

Nr. Ausgewählte Berufe Ausgebildete 
1984 

Beschäftigte 
1989 

Relation aus 
Ausgeb. und 
Beschäftigten*» 
in % 

Ausbildung 
"über oder 
unter Bedarf'̂  

01 Landwirte 2 589 128 2 022,7 0,91 
39 Bäcker, Konditoren 6 083 2 063 294,9 0,49 
28 Mechaniker 26 915 9 328 288,5 0,49 
40 Fleischer 4 382 1 814 241,6 0,41 
90 Friseure 714 300 238,0 0,41 
41 Köche 4 251 1 974 215,3 0,37 
44 Maurer, Betonbauer 11 649 5 497 211,9 0,36 
26 Feinblechner, Installateure 14 634 6 925 211,3 0,36 
31 Elektriker 26 133 12 726 205,4 0,35 
51 Maler, Lackierer 8 051 3 919 205,4 0,35 
05 Gärtner, Floristen 3 370 1 687 199,8 0,33 
50 Tischler, Modellbauer 13 180 6 642 198,4 0,33 
29 Werkzeugmacher 7 366 3 872 190,2 0,31 
27 Schlosser 26 525 14 643 181,1 0,29 
45 Zimmerer, Dachdecker 5 888 3 298 178,5 0,28 
68 Warenkaufleute 13 334 9 154 145,7 0,19 
49 Raumausstatter, Polsterer 951 655 145,2 0,18 
78 Büro- u. Verwaltungsfachkr. 14 825 10 986 134,9 0,15 
69 Bank- u. Versicherungskaufl. 9 258 7 298 126,9 0,12 
70 Speditions-, Reiseverkehrs-, 

Werbekaufleute 
1 849 1 608 115,0 0,07 

22 Dreher, Fräser, Schleifer 3 714 5 345 69,5 -0,18 
75 Fachgehilfe in Steuer- und wirt-

schaftsberatenden Berufen 
755 1 325 57,0 -0,27 

24 Schmelzschweißer 465 1 033 45,0 -0,38 
14 Chemiefacharbeiter 1 585 3 542 44,7 -0,38 
93 Reinigungsberufe 273 1 042 26,2 -0,58 
15 KunststoffVerarbeiter 438 1 748 25,1 -0,60 
71 Berufe des Landverkehrs 936 6 333 14,8 -0,74 
77 Datenverarbeitungskaufleute 308 2 080 14,8 -0,74 
21 Kabeljungwerker u.a. 154 1 091 14,1 -0,75 
04 Tierpfleger 139 1 003 13,9 -0,76 
52 Handelsfachpacker 357 2 761 12,9 -0,77 
62 Bau- u. Vermessungstechniker 537 5 029 10,7 -0,81 
85 Übrige Gesundh.dienstberufe 52 731 7,1 -0,87 

Gesamtheit aller Berufe 233 660 156 347 149,4 0,20 

a Auswertung meines Datensatzes für männliche Ausgebildete, der auf der IAB-Unter-
suchung über Berufsverläufe  nach Abschluß der betrieblichen Ausbildung 1984/1989 
basiert. 

b Bei der Interpretation der Relation von Ausgebildeten zu Beschäftigten bzw. der von uns 
berechneten Maßgröße für „Ausbildung über Bedarf'  ist zu bedenken, daß von den 1984 
Ausgebildeten 1989 nur 67% sozialversicherungspflichtig  beschäftigt waren, d. h. für die 
Gesamtheit der Berufe die beiden Maßgrößen die Werte 149,4 bzw. 0,20 annehmen. 
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dungsberufen (und Ausbildungsstellen) differenziert  werden, weil sie ganz 
unterschiedliche  Chancen für das zukünftige  Arbeitsleben,  vor allem hinsichtlich 
der Anwendbarkeit der erworbenen beruflichen Qualifikation, der Beschäftigungs-
sicherheit und der erzielbaren Einkommen, eröffnen  und sich dabei ein enger Zu-
sammenhang zu den Kosten  der betrieblichen Ausbildung herstellen läßt. 

Damit bin ich beim zweiten  Teil  meines Referats,  in dem es um berufsspezifische 
Unterschiede  bei den betrieblichen  Ausbildungskosten  geht. Zum einen werde ich 
zeigen, daß die tatsächlichen Kosten zwischen den verschiedenen Ausbildungs-
berufen (und Ausbildungsbetrieben) noch deutlich stärker differieren  als die empi-
risch ermittelten, wenn man Meßproblemen  Rechnung trägt und nur  die entschei-
dungsrelevanten  Kosten  berücksichtigt. Zum anderen legen meine empirischen 
Ergebnisse nahe, daß zwischen den Kosten der verschiedenen Ausbildungsberufe 
und den Chancen, die sie für das spätere  Erwerbsleben  eröffnen,  ein enger Zusam-
menhang besteht. 

Im dritten  Teil  ziehe ich die wirtschaftspolitischen  Schlußfolgerungen  aus dem 
theoretischen Teil und den empirischen Ergebnissen und muß Sie - vorsorglich -
schon jetzt enttäuschen. Ich werde nicht zu einer einfachen und „griffigen"  wirt-
schaftspolitischen Empfehlung gelangen, sondern zu der unter Ökonomen so be-
liebten Aussage: „Es kommt darauf an . . . . " 

I I . Der theoretische Hintergrund 

Mit meinem Modell möchte ich das Phänomen von „Ausbildung über Bedarf' 
in einer Reihe von Berufen und von „zu wenige" Lehrabsolventen in anderen Be-
rufen erklären. Da es sich dabei nicht  um ein vorübergehendes  Ungleichgewicht  -
etwa als Folge eines Umbruchs am Lehrstellenmarkt - handelt, muß es sich auf die 
Ausbildungsentscheidungen  von Betrieben und Auszubildenden sowie die Mobili-
tätsprozesse  nach Abschluß der Berufsausbildung zurückführen  lassen, so daß ich 
von ökonomisch rationalem Verhalten ausgehe. Dabei analysiere ich den gesamten 
Lehr  stellenmarkt,  d. h. die Ausbildung in allen Berufen und allen Betrieben.4 

1. Der Humankapitalansatz als Basis- und Referenzmodell 

Becker's  work „was the first  to develop a complete price theoretic analysis of 
the individual's (and firms')  investment in education [...] . It is the foundation 
stone on which all succeeding work has been based."5 Vor diesem Hintergrund ver-

4 Ich habe Ihnen im Anhang in Tabelle A.2 die verschiedenen Ansätze zur Erklärung des 
Ausbildungsverhaltens der Unternehmen zusammengestellt. Dabei wird deutlich, daß die 
meisten Modelle auf größere Mittelbetriebe und Großbetriebe bzw. auf Betriebe mit positiven 
Nettokosten abstellen. 
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Ausbildung über oder unter Bedarf' 105 

wende ich die „übliche" Humankapitaltheorie als Basis- und Referenzsystem, um 
das Verhalten im Dualen System zu erklären. Alle Ausbildungs- und Mobilitätsent-
scheidungen von Betrieben und Auszubildenden basieren auf dem Vergleich von 
Kosten  und (erwarteten) Erlösen  der Berufsausbildung. 

Für die Berufsausbildung fallen in der Anfangsperiode 0 folgende Kosten  ( Κ ) 
an: 

- Kosten, die sich seitens des Betriebes direkt der Ausbildung zurechnen lassen 
wie beispielsweise Löhne und Gehälter hauptberuflicher  Ausbilder oder 

Kosten der Lehrwerkstatt 

- Kosten, die dem Betrieb in Form von Opportunitätskosten (K® pp) entstehen, 
weil aufgrund der Lehre seine Produktion geringer ausfällt, beispielsweise weil 
die Auszubildenden die Zeit anderer Mitarbeiter beanspruchen und Anlagen und 
Werkzeuge mitbenutzen 

- Opportunitätskosten beim Auszubildenden (GPq ), weil seine Arbeitsleistung 
durch die Ausbildung in der Berufsschule und im Unternehmen sinkt6 

(2.1) GPü = GP°0
L - Gl* 

GPq = Wertgrenzprodukt während der Ausbildung in Periode 0 
GPqL = Wertgrenzprodukt ohne Ausbildung in einer vergleichbaren Tätigkeit in Periode 0 

- Kosten, die beim Staat aufgrund der Berufsschulausbildung, der Subventionie-
rung überbetrieblicher Ausbildungsstätten und durch Steuermindereinnahmen 
auftreten. 

Öffentliche  Kosten werden im weiteren aus der Betrachtung ausgeschlossen, 
weil sie keinen Einfluß auf die Entscheidungen von Betrieben und Auszubildenden 
haben, so daß für die Gesamtkosten der Ausbildung gilt: 

(2.2) Κ = Κ*} τ + K° pp + GP~ . 

Wie diese Kosten zwischen Betrieben und Auszubildenden aufgeteilt werden, 
d. h. die Frage der Finanzierung  der  Berufsausbildung,  hängt von der Höhe der 
Ausbildungsvergütung  (w(j)  ab. Für die Kosten der Betriebe (Κ υ) bzw. die der Aus-
zubildenden (Ka z)) gilt: 

(2.3) Ku = 4 + K*)T + - GP% 

(2.4) K A z = G P l L - ^ = w t - ^ . 

5 Freeman  (1986), S. 367, bezieht sich auf Beckers  Buch „Human Capital" von 1964, das 
auf seinem Aufsatz „Investment in Human Capital" von 1962 aufbaut. 

6 Allerdings besteht auch für Jugendliche, die keine Lehre absolvieren, eine Berufsschul-
pflicht. 
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106 Renate Neubäumer 

Beispielsweise finanziert  ein Jugendlicher seine Berufsausbildung vollständig 
selbst, wenn sein Produktionsbeitrag die Ausbildungsvergütung und die sonstigen 
betrieblichen Kosten der Lehre deckt = + Kfj T  + £°pp). 

Diesen Kosten der Berufsausbildung steht ein Erlös (.E)  gegenüber, der dem 
Gegenwartswert des ausbildungsbedingten Anstiegs des Wertgrenzprodukts wäh-
rend der Nutzungsdauer der betrieblichen Ausbildung entspricht: 

(2.5) E = GPL- GP°L 

GPL, GP°L = Gegenwartswert des Wertgrenzprodukts mit bzw. ohne Ausbildung.7 

Über die Aufteilung dieses Erlöses zwischen Betrieben (Ey)  und Ausgebildeten 
(Eaz)  entscheiden die während des Erwerbslebens gezahlten Löhne: 

w L, w oL = Gegenwartswert des Lohns mit bzw. ohne Ausbildung. 

Im langfristigen  Gleichgewicht  stimmen die Kosten und die (erwarteten) Erlöse 
der Ausbildung insgesamt sowie aus Sicht der Betriebe und der Auszubildenden 
überein. 

Um mit diesem Ansatz „Ausbildung über oder unter Bedarf 4 erklären zu kön-
nen, wird er auf zwei Sektoren erweitert, die stellvertretend für zwei Ausbildungs-
berufe oder Wirtschaftsbereiche  stehen. In A wird „über Bedarf  ausgebildet; im 
Dualen System gilt das insbesondere für Lehrberufe,  die in kleineren Betrieben im 
Handwerk, dem Handel und den Freien Berufen anzutreffen  sind. Dagegen gibt es 
in B, gemessen an der Zahl der später Beschäftigten, „zu wenige4' Lehrabsolven-
ten; dabei handelt es sich vor allem um Berufe, für die Großbetriebe bestimmter 
Branchen Arbeitsplätze bieten.8 

Die Analyse innerhalb dieses Zwei-Sektoren-Ansatzes führt  zu dem Ergebnis, 
daß „Ausbildung über oder unter Bedarf',  wie sie in der Realität zu beobachten ist, 
dauerhaft  sektorspezifische  Unterschiede  bei den Kosten  und Erlösen  der beruf-
lichen Ausbildung voraussetzt, die es zu erklären gilt. 

7 Dabei wird ein vollkommener Kapitalmarkt und eine einheitliche Nutzungsdauer der be-
trieblichen Ausbildung unterstellt. 

8 Abbildung Α. 1 im Anhang gibt Ihnen eine Übersicht, wie sich die männlichen Ausgebil-
deten und Beschäftigten auf Betriebe unterschiedlicher Größe verteilen. So werden 53 % aller 
Jugendlichen in Betrieben mit weniger als 50 Beschäftigten ausgebildet, die nur 39 % der Ar-
beitnehmer beschäftigen. Umgekehrt entfallen auf Unternehmen mit 500 und mehr Mitarbei-
tern nur 17 % der Ausgebildeten, aber 26 % der Beschäftigten. 

(2.6) Ev = (GP L - GP° l) - (w L - w oL) 

(2.7) Eaz = W l — W c 
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Damit bin ich bei einem Dilemma, das sich auf dem Humankapitalmodell und 
den ihm zugrundeliegenden Annahmen ergibt. Becker's  Konzept schließt an die 
neoklassische Tradition an.9 Entsprechend unterstellt er vollkommenen Wettbe-
werb an allen Märkten sowie - sowohl kurz- wie langfristig - die Existenz eines 
Konkurrenzgleichgewichts. Wenn man das konsequent zu Ende denkt, dürfte es 
langfristig  keine  Unterschiede  bei den Kosten  und Erlösen  der Berufsausbildung 
und damit keine „Ausbildung über Bedarf 4 geben. Allerdings steht Becker  in ähn-
licher Weise vor einem Dilemma: Er unterstellt vollkommene Märkte, obwohl 
betriebsspezifische Qualifikation „per definitionem" zu Monopolstellungen an 
(Teil-)Arbeitsmärkten führen, 10 und umgekehrt nennt er Marktunvollkommen-
heiten als Ursache für Spezifität, ohne sie allerdings in seine formale Analyse ein-
zubeziehen. 

2. Die Erweiterung um die Annahmen des Transaktionskostenansatzes 

a) Die zugrundeliegenden  Annahmen 

Als Konsequenz berücksichtige ich Marktunvollkommenheiten explitzit und 
umfassend, indem ich bei meinem Modell von den Annahmen des Transaktions-
kostenansatzes  ausgehe (Abbildung l ) .1 1 

Abbildung 1 : Der Bezugsrahmen für die Transaktionskostenanalyse 

9 Die Ursprünge des Humankapitalansatzes reichen bis zu den Klassikern der ökonomi-
schen Theorie zurück. Bereits bei Adam Smith  ist die Idee einer Analogie von Kenntnissen 
und Fertigkeiten und Sachkapital zu finden. 

10 Darauf hat Sadowski  (1980), S. 29, hingewiesen. 
11 Vgl. Williamson  (1981, 1984), Bösmann (1981, 1982) und Grote  (1990). 
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108 Renate Neubäumer 

b) Eine  transaktionskostentheoretisch  geprägte  Sicht  der  Unternehmung 

Diese Annahmen haben weitreichende Konsequenzen für die Sicht  der  Unter-
nehmung, denn damit bleiben langfristige Entscheidungen und Investitionen nicht 
- wie im neoklassischen Modell - auf den Produktionsbereich beschränkt, sondern 
treten in nahezu allen Bereichen der Unternehmung auf und determinieren neben 
der Art der Leistungserstellung auch die Organisationsstruktur des Unternehmens 
und vor allem seine Marktstellung bei der Beschaffung  und beim Absatz der von 
ihm erstellten Güter und Dienstleistungen. Entsprechend gewinnen Investitionen 
in Forschung und Entwicklung, das Organisations- und Informationssystem, den 
Aufbau längerfristiger  Lieferbeziehungen, Produktinnovationen oder die Erschlie-
ßung neuer Marktsegmente an Bedeutung (Tabelle 2). 

Allerdings sind die Annahmen des Transaktionskostenansatzes und damit solche 
längerfristigen  Entscheidungen nicht für alle Unternehmen gleichermaßen rele-
vant.12 Eine zentrale Rolle spielt, welche Art von Leistungen die Unternehmung 
anbietet und somit, welcher Branche13 sie angehört. Davon werden Stetigkeit, Vor-
aussehbarkeit und Umfang ihrer Nachfrage bestimmt und damit, inwieweit hohe 
spezifische Investitionen im Produktions-, Organisations-, Beschaffungs-  und 
Absatzbereich lohnend (und möglich) sind, denn nur bei einer großen Wieder-
holungshäufigkeit von Transaktionen kommen „Economies of scale", „Economies 
of scope" und eine erfahrungsbedingte Kostendegression (Lerneffekte)  zum Tra-
gen. Weiterhin hängt von der Art der Produkte und der Branche ab, in welchem 
Ausmaß dem technischen Fortschritt, Produktinnovationen oder spezifischem Wis-
sen über Gesetze und andere Institutionen Bedeutung zukommt. Schließlich hat 
die Branchenzugehörigkeit nicht nur auf die Stellung des Unternehmens an seinen 
Absatzmärkten, sondern auch auf seine Verhandlungsposition gegenüber Lieferan-
ten und Arbeitnehmern Einfluß. 

Insgesamt kommt es unter den Annahmen des Transaktionskostenansatzes zu 
weit größeren Unterschieden zwischen den Unternehmen und den Arbeitsplätzen, 
die sie bieten (können). Dabei spielt auch eine Rolle, daß nur für einen Teil der 
Unternehmen betriebsspezifisches  Humankapital  und dauerhafte  Beschäftigungs-
verhältnisse  zentrale Bedeutung haben. Zudem spielen jetzt mit Beschäftigungs-
verhältnissen verbundene Transaktionskosten eine Rolle. So treten ex ante-Trans-
aktionskosten  für die Suche und Auswahl geeigneter Mitarbeiter auf und - davon 
nicht unabhängig - ex post-Transaktionskosten  für die Kontrolle der Beschäftigten, 
durch unzureichende Arbeitsleistungen (partielle Nichteinhaltung von Verträgen) 

1 2 Hier gebe ich nur eine kurze Übersicht über die Argumentationskette. 
1 3 Ich schließe mich der Definition von Porter  (1992), S. 27, an, derzufolge eine Branche 

eine „Gruppe von Unternehmen (ist), die Produkte herstellen, die sich gegenseitig nahezu er-
setzen können". Sie deckt sich einigermaßen mit der Branchenabgrenzung der Amtlichen 
Statistik, auf die im empirischen Teil zurückgegriffen  wird. Zum Zusammenhang von Bran-
chendefinition und Strukturanalyse vgl. ebenda,  S. 60. 
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und / oder unzureichende Flexibilität der Mitarbeiter (hohe Anpassungskosten bzw. 
Fehlanpassungskosten). 

Tabelle  2 
Langfristige Entscheidungen der Unternehmungen 

Zusammenhang der 
Entscheidungen 

Langfristige Entscheidungen, die größtenteils erst unter den Annahmen des 
Transaktionskostenansatzes Bedeutung erhalten und interdependent sind 

Stellung der Unter-
nehmung an ihren 
Absatzmärkten 

• Produktinnovationen und/oder Erschließung neuer Marktsegmente 
• Art, Qualität und Differenzierung  der Produkte8 

• Aufbau längerfristiger  Lieferbeziehungen und eines eigenen Vertriebs-
systems 

• Werbemaßnahmen zur Schaffung von Marken sowie zur Verbesserung 
ihres Bekanntheitsgrads und ihrer Reputation 

• Investitionen in Markteintrittsschranken gegenüber potentiellen Konkur-
renten (neue Anbieter, Substitutionsprodukte) 

• Vergeltungsmaßnahmen gegenüber "Newcomera", die sich insbesondere 
bei Unternehmungen, die an mehreren Märkten anbieten, als "Investitio-
nen in die Marktsicherung" interpretieren lassen 

Leistungserstellung 
und Struktur der 
Unternehmung 

• Eigene Forschung und Entwicklung 
• Bau von Produktionsanlagen mit sdir spezifischem Charakter 
• Aufbau von betriebsspezifischem Humankapital 

(u.a. Wissen über Herstellungsverfahren,  Leistungsprogramm, Kunden 
und Lieferanten, die Organisation selbst) 

• Organisations- und Kommunikationsstruktur 
Stellung der Unter-
nehmung an ihren 
Beschaflungs-
märkten 
- Arbeitsmarkt- und 

Personalpolitik 

- Sonstige Beschaf-
fungsmarkte 

• Anteil und Ausgestaltung von Dauerarbeitsplätzen 
• Altersaufbau der Belegschaft 
• Qualifizierungsmaßnahmen und Befördenmgspolitik 
• Arbeitszeiten und Arbeitsbedingungen 
• Lohnsetzung und -struktur sowie freiwillige soziale Leistungen 

• Art und Spezifität der bezogenen Leistungen 
• Investitionen in dauerhafte Lieferbeziehungen 

a Damit eng verknüpft  ist die Heterogenität von Produkten und das Fehlen kurzfristigen 
(Preis-) Wettbewerbs. 

c) Das erweiterte  Modell  und sein Erklärungsbeitrag  zu 
den Kosten-  und Erlösunterschieden  bei der  Dualen Ausbildung 

Vor diesem Hintergrund bedarf  der Humankapitalansatz zur Erklärung von 
„Ausbildung über oder unter Bedar f  der Modifikation und Erweiterung, die ich 
hier nicht mit dem entsprechenden „Formelapparaf,  sondern nur verbal und auch 
nur aus Sicht der Betriebe zusammenfassen möchte : 1 3 a 
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- Den Unternehmen entstehen im Zusammenhang mit der Ausbildung zusätzlich 
Kosten für die Suche und Auswahl geeigneter Auszubildender. 

- Als umfassende Maßgröße für die Erlöse der Berufsausbildung wird die human-
kapitalbedingte Erhöhung  des Deckungsbeitrages  verwandt, die gleichzeitig Ver-
änderungen der hergestellten Mengen, der Produktqualität, der Absatzpreise 
sowie der Produktions- und Transaktionskosten widerspiegeln soll.14 Eine beson-
dere Rolle spielen dabei Einsparungen von Transaktionskosten im Zusammen-
hang mit Arbeitsverträgen im Ausbildungsbetrieb oder einem anderen Betrieb. 

- Entsprechend ist jetzt bei der Einstellung von Ausgebildeten anderer Betriebe 
zu unterscheiden, ob die anschließende Beschäftigung im erlernten Beruf oder 
als Hilfsarbeiter  oder Angelernter erfolgt,  denn niedrigere Transaktionskosten 
können auch bei unqualifizierten Tätigkeiten die Entscheidung für Arbeitnehmer 
mit Berufsausbildung lohnend machen. 

- Für die Betriebe besteht Unsicherheit hinsichtlich ihres zukünftigen Fachkräfte-
und Beschäftigtenbedarfs. 

Dagegen möchte ich - zumindest in der schriftlichen Fassung - ausführlich be-
gründen, warum vor dem Hintergrund des Transaktionskostenansatzes sehr große 
berufs-  und betriebsspezifische  Unterschiede  bei den Kosten  und Erlösen  der 
Humankapitalinvestition auftreten und damit „Ausbildung über oder unter Bedarf' 
wahrscheinlicher wird. 

Dazu knüpfe ich an Abbildung 2 an, die einen Überblick gibt, welche Kosten 
den Betrieben an den verschiedenen Lernorten entstehen und die auf dem Konzept 
der „Sachverständigenkommission  Kosten  und Finanzierung  der  beruflichen  Bil-
dung "  basiert. 

Die verschiedenen Kosten  der betrieblichen Ausbildung werden zunächst we-
sentlich davon beeinflußt, welche Tätigkeiten im Mittelpunkt des angestrebten Be-
rufes  stehen und welche Kenntnisse und Fertigkeiten er erfordert.  Davon hängt vor 
allem ab, in welchem Ausmaß die Ausbildung eine spezielle fachtheoretische Un-
terweisung und/oder bestimmte Maschinen, Anlagen oder EDV-Geräte nötig 
macht, und damit auch, ob ein großer Teil des Lernens am Arbeitsplatz erfolgen 
kann oder in betrieblichen Unterricht und Lehrwerkstätten „ausgelagert" werden 
muß. Aus der Kostenuntersuchung des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) 
von 1980 geht hervor, daß je nach Beruf (und Betrieb) die Anteile der beiden Lern-
orte „Lehrwerkstatt" und „fachtheoretischer  Unterricht" ganz unterschiedlich aus-
fallen und davon die Ausbildungskosten wesentlich beeinflußt werden: Je höher 
diese Anteile sind, um so teurer ist die Lehre für die Betriebe. Ausbildung am Ar-
beitsplatz führt  zum einen zu niedrigen Kosten, weil damit i.d.R. ein Produktions-

1 3 a Vgl. ausführlich Neubäumer (1998). 
1 4 Dabei bleiben allerdings Veränderungen der Löhne aufgrund der Berufsausbildung 

unberücksichtigt, um die Aufteilung des Erlöses zwischen Betrieb und Ausgebildeten nicht 
vorwegzunehmen. 
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beitrag der Lehrlinge verbunden ist, und zum anderen, weil die Kosten von Ausbil-
dern und Anlagen in spezifischen Ausbildungseinrichtungen meist deutlich höher 
ausfallen als die entsprechenden Opportunitätskosten am Arbeitsplatz, denn dort 
lassen sich „Leerzeiten4' für die Unterweisung von Lehrlingen nutzen. Allerdings 
dürfte in vielen Fällen durch betriebliche Schulung und Lehrwerkstätten auch die 
Ausbildungsqualität (und damit der zu erwartende Erlös der Humankapitalinvesti-
tion) erhöht werden. 

Zusätzlich sind die Größe  und - eng damit verknüpft - die Branche  des Ausbil-
dungsbetriebs  wichtige Kostendeterminanten.16 So herrschen in Klein- und Mittel-
betrieben gut überschaubare Organisationsstrukturen und wenig(er) komplizierte 
und komplexe Arbeits- und Produktionsvorgänge vor, so daß die Auszubildenden 
leichter in den Prozeß der betrieblichen Leistungserstellung eingebunden werden 
können. Zudem ist dort eher mit einem unstetigen Arbeitsanfall  aufgrund saiso-
naler und /oder konjunktureller Schwankungen zu rechnen, so daß die Opportuni-
tätskosten der Betriebe für die Ausbildung gering ausfallen und umgekehrt Auf-
tragsspitzen durch die produktive Leistung der Lehrlinge abgedeckt werden kön-
nen. Demgegenüber sind in Großbetrieben überwiegend kapitalintensive(re) und 
häufig auch störanfällige Produktionsprozesse anzutreffen.  Dann führt  eine un-
sachgemäße Bedienung der Maschinen durch die Auszubildenden zu erhöhter Aus-
schußproduktion und / oder Schäden an den teuren Anlagen, oder ein Teil der Aus-
bildung muß auf Lehrwerkstätten mit hohen Personal- und Anlagekosten und we-
nig betriebsverwertbaren Leistungen verlagert werden. Aufgrund der hohen Kapi-
talintensität ist eine Schulung an Maschinen und EDV-Anlagen oft mit hohen 
Opportunitätskosten verbunden. 

Zudem gewinnt für Unternehmen, bei denen die Modernität, Zuverlässigkeit 
und Qualität ihrer Güter und Dienstleistungen sowie die Anpassung an die spezia-
lisierten Wünsche ihrer Kunden zählt, eine über die Mindestanforderungen des 
Dualen Systems hinausgehende allgemeine Ausbildung sowie die zusätzliche Ver-
mittlung betriebsspezifischer  Kenntnisse und Fertigkeiten an Bedeutung. (Nach 
meiner Einschätzung sind hier allgemeine und betriebsspezifische Kenntnisse und 
Fertigkeiten nicht substitutiv, sondern komplementär, und die gleichzeitige be-
triebsspezifische Qualifizierung erfordert  kaum zusätzliche Kosten.17) 

Schließlich spielen institutionelle  Faktoren  eine Rolle; sie können nicht losge-
löst vom sozialen  Kontext , in den Transaktionen eingebettet sind, gesehen werden. 
So ist beipielsweise die Überwachung durch die Gewerbeaufsicht, daß die Vor-
schriften des Jugendschutzgesetzes eingehalten werden, in kleineren Betrieben 
und/oder Branchen mit wenig formalisierten  Arbeitsabläufen und wechselnden 
Einsatzorten, wie dem Baugewerbe und dem Dienstleistungsbereich, schwieriger. 

1 6 Empirisch läßt der Einfluß von Größe und Branche des Betriebs auf die Kosten kaum 
von der des Ausbildungsberufs trennen, weil die Qualifizierung in bestimmten Berufen häu-
fig auf Betriebe bestimmter Größe, Branche und Ausbildungsbereiche beschränkt bleibt. 

17 Vgl. ähnlich Franz/Soskice  (1993). 
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Hinzu kommt, daß in diesen Betrieben zum Teil keine Arbeitnehmervertretung exi-
stiert oder der Betriebsrat im Zusammenhang mit der Berufsausbildung nicht aktiv 
wird, so daß Ausbildungsverordnungen weniger Aufmerksamkeit  geschenkt wer-
den kann; oft fehlt ein Ausbildungsplan.18 In mittleren und insbesondere größeren 
Betrieben kommt der Kooperation mit den Arbeitnehmern und ihren Vertretern 
insbesondere dann Bedeutung zu, wenn betriebsspezifisches Wissen eine hohe Re-
levanz hat und nur dann „reibungslos" an neue, meist jüngere Beschäftigte weiter-
gegeben wird, wenn bestimmte „Spielregeln" eingehalten werden. Dazu zählt häu-
fig auch eine sorgfältige betriebliche Ausbildung mit hohem Formalisierungsgrad, 
zu der die Kinder von Mitarbeitern leichter Zutritt haben. Durch gezielte Ausbil-
dungsanstrengungen kann ein Unternehmen darüber hinaus seine Reputation als 
Arbeitgeber verbessern und dadurch seine Transaktionskosten für Suche, Auswahl, 
Kontrolle und unvollständige Vertragserfüllung  reduzieren. 19 

Auf der anderen Seite ergeben sich unter den Annahmen des Transaktionsko-
stenansatzes größere Unterschiede bei den Erlösen,  die die Unternehmen durch 
den Einsatz besser qualifizierter  (und motivierter) Mitarbeiter erzielen können. Zu-
nächst hängt wesentlich von den Beschäftigten, ihrem Wissen und ihrem Engage-
ment ab, inwieweit die Umsetzung längerfristiger  Entscheidungen, wie Innovatio-
nen, Inventionen oder Verbesserungen der Organisationsstruktur, gelingt und damit 
auch, ob das Unternehmen seine Marktstellung halten oder verbessern kann. Zu-
dem spielt für die Möglichkeiten einer Unternehmung, durch die Beschäftigung 
von Fachkräften eine höhere Leistung zu erzielen und / oder die Produktionskosten 
zu senken, die Kapitalintensität eine wichtige Rolle. Bleiben - wie beim Transak-
tionskostenansatz - Investitionen nicht auf den Produktionsbereich beschränkt, 
sondern erfolgen z. B. auch in Forschung und Entwicklung, die Erschließung neuer 
Märkte oder das Organisations- und Informationssystem, so kommt es zu weit grö-
ßeren Unterschieden in der Kapitalintensität, die eng mit der Größe und Branche 
der Unternehmung verknüpft  sind. 

Weiterhin - und das darf  nicht unterschätzt werden - resultieren Erlöse der Be-
rufsausbildung aus niedrigeren  ex-ante-  und ex post-Transaktionskosten 

- bei der Suche von Fachkräften 20 

- bei der Auswahl von Mitarbeitern, bei der es nicht nur um ihre fachliche Eig-
nung, sondern auch um ihre soziale Qualifikation geht21 

1 8 Über das Fehlen eines Ausbildungsplans beschweren sich in kleineren und mittleren 
Betrieben (weniger als 10 bzw. 10 bis 99 Beschäftigte) 25 % bzw. 29% der Ausgebildeten, 
während es bei Großbetrieben nur 11 % sind. Vgl. Hecker  (1989). 

1 9 Vgl. dazu den Ansatz von Sadowski  (1980). 
2 0 In Kleinbetrieben fallen aufgrund eines hohen „Job-Turnovers4' und „Labour-Turn-

overs" häufig Suchkosten an, die auch in Form eines entgangenen Gewinns aufgrund des 
Fachkräftemangels auftreten können. Vgl. Neubäumer  (1995). 

21 Blaschke  (1986) bezeichnet damit die Leistungsbereitschaft  von Mitarbeitern, ihre Ein-
stellung zu Arbeit und Beruf sowie ihre Fähigkeit im Umgang mit anderen. 

8 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 262 
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- für Kontrollen, die besonders bei langen Kommunikationswegen und unüber-
sichtlichen Leistungserstellungsprozessen schwierig sind, und 

- durch unzureichende Arbeitsleistung. 

Entsprechend läßt sich die berufliche  Ausbildung  nicht nur als Investition in Hu-
mankapital, sondern auch als Prozeß  der  Gewinnung  von Informationen  über Ar-
beitnehmer, ihre fachliche und soziale Qualifikation sowie ihre Eignung für be-
stimmte Arbeitsplätze interpretieren, so daß der Erlös einer eigenen Ausbildung 
auch im Wegfall von Auswahlkosten, einem besseren „Matching" und niedrigeren 
Kosten der Kontrolle und Anpassung sowie durch eine unvollständige Vertragser-
füllung bestehen kann. 

Vor diesem Hintergrund läßt sich „Ausbildung über oder unter Bedar f  darauf 
zurückführen,  daß sich in den beiden Sektoren Betriebe mit deutlichen Unterschie-
den hinsichtlich der Größe und Kapitalintensität, der Ausgestaltung der Leistungs-
erstellungsprozesse, des Produktprogramms und der Wettbewerbsstellung konzen-
trieren. Entsprechend haben Betriebs Spezifität und - eng damit verknüpft  - dauer-
hafte Beschäftigungsverhältnisse nur bei einem Teil der Betriebe große Bedeutung, 
und auch innerhalb desselben Sektors und desselben Betriebs ergeben sich Unter-
schiede zwischen den Arbeitsplätzen. Die Folge sind Einkommensdifferentiale,  die 
zwischen und innerhalb der Sektoren auftreten und sich auch auf längere Sicht 
nicht einebnen. 

3. Die Anwendung des Modells auf segmentierte Arbeitsmärkte 

Segmentationsansätze knüpfen an solche empirisch beobachtbaren Unvollkom-
menheiten von Arbeitsmärkten an. Sie werden mit dem Ansatz des Instituts für So-
zialwissenschaftliche Forschung (ISF), an den ich bei meiner Analyse anknüpfe, 
auf rationales Verhalten von Betrieben und Arbeitnehmern im Kontext der institu-
tionellen Rahmenbedingungen in der Bundesrepublik Deutschland zurückgeführt. 
Dabei wird deutlich, daß in der Bundesrepublik nicht - wie beispielsweise in den 
USA oder Japan22 - zwischenbetriebliche, sondern innerbetriebliche Segmentation 
dominiert. 

a) Realtypische  Teilarbeitsmärkte  und „Mobilitätspfade" 

Aufgrund verschiedener empirischer Untersuchungen23, die auf dem ISF-Ansatz 
basieren, lassen sich vier realtypische  Teilarbeitsmärkte  ableiten, die durch Mobili-
tätsschranken  abgeschottet sind, so daß sich dauerhaft  das folgende Attraktivitäts-
gefälle beobachten läßt: 

22 Vgl. Sengenberger  (1987) und auch Lutz  (1987). 
23 Vgl. Biehler/Brandes  (1981), Wenger  (1984) und Szydlik  (1990). 
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Dabei unterscheiden sich die Arbeitsplätze nicht nur hinsichtlich der erzielbaren 
Einkommen, sondern auch hinsichtlich der Weiterqualifizierungs-  und Aufstiegs-
möglichkeiten, der Beschäftigungssicherheit  und der Arbeitsbedingungen. 

Um mein Modell zur Erklärung von „Ausbildung über oder unter Bedarf 4 auf 
segmentierte Arbeitsmärkte anzuwenden, habe ich zunächst die „Mobilitätspfade", 
die von den Ausbildungsstellen der verschiedenen Teilarbeitsmärkte zu Arbeits-
plätzen mit ganz unterschiedlichen Chancen für das spätere Erwerbsleben führen, 
herausgearbeitet (Abbildung 3). Entsprechend wurde es notwendig, das Modell um 
den Übergang  in unqualifizierte  Tätigkeiten  im externen Segment auszuweiten, der 
nicht das Ergebnis eines gezielten Wechsels der Lehrabsolventen aufgrund einer 
besseren Bezahlung und/oder einer höheren Arbeitsplatzsicherheit darstellt, son-
dern auf einen Mangel an adäquaten Beschäftigungsmöglichkeiten zurückzuführen 
ist. 

Zudem führt  das Attraktivitätsgefälle  zwischen den verschiedenen Teilarbeits-
märkten zu einem veränderten  Entscheidungskalkül  der  Jugendlichen:  Bei einer 
Lehre bzw. einem Arbeitsplatzwechsel spielt nicht nur eine Rolle, ob die Berufs-
ausbildung selbst zu Erlösen führt,  sondern auch ob durch den Zutritt zu einem 
wettbewerbsfähigeren  Arbeitsplatz ein Wechselgewinn  erzielt werden kann bzw. 
ob der Übergang in einen weniger wettbewerbsfähigen Teilarbeitsmarkt und damit 
ein Wechselverlust  „droht". Die Ausbildungsentscheidungen und anschließende 
Mobilitätsprozesse werden damit zusätzlich von segmentabhängigen Unterschie-
den in der Wettbewerbsfähigkeit  von Arbeitsplätzen beeinflußt. Mobilitätsschran-
ken machen eine Berufsausbildung auch deshalb lohnend, weil sie die Chancen für 
den Zutritt zu attraktiveren Teilarbeitsmärkten wesentlich verbessert, und führen 
damit gesamtwirtschaftlich zu einer höheren Nachfrage nach Lehrstellen.24 

Ich möchte bereits an dieser Stelle darauf hinweisen, daß diese potentiellen 
Wechselgewinne durch eine Berufsausbildung weitreichende Konsequenzen ha-
ben: 

- Einzel wirtschaftlich rationales Verhalten muß jetzt nicht mehr zum gesamtwirt-
schaftlich besten Ergebnis führen. Es sind jetzt Ausbildungsverhältnisse mög-
lich, deren Kosten höher sind als ihre Erlöse in Form niedrigerer Produktions-
und Transaktionskosten. 

2 4 Die Jugendlichen können mit einer betrieblichen Ausbildung - losgelöst von einem 
konkreten Beruf - bestimmte Eigenschaften, wie Arbeitsdisziplin, Durchhaltevermögen und 
Teamfähigkeit, signalisieren, die von den Unternehmen mit dem Abschluß einer Lehre in 
Verbindung gebracht werden. Umgekehrt wird vor dem Hintergrund einer zunehmenden 
beruflichen Qualifikation bei jüngeren Arbeitnehmern allein das fehlende Interesse an einer 
Berufsausbildung als negativ eingestuft. 
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- Für bestimmte Berufe und Wirtschaftsbereiche  verliert die Qualität und Spezi-
fität der betrieblichen Ausbildung an Bedeutung. 

Ausbildung 

Berufsausbil-
dung in Klein-
betrieben mit 
ausgeprägtem 
berufs-
fachlichen 
Segment 

(und in sehr 
geringem 
Umfang in 
Klein- und 
Mittelbe-
trieben des 
externen 
Segments) 

Keine Berufs-
ausbildung 

Mobilitätspfade 
unseres Modells* 

AQ 

AV 

Beschäftigung 

Großbetriebe mit ausgeprägtem 
internen Segment 

•Stammbelegschaft 
Obere Einstiegspunkte 

ABQ t 
•Randbelegschaft 
Untere(r) Einstiegspunkt(e) 

Großbetriebe mit 
ausgeprägtem externen 
Segment 

Sektor 
Β 

Kleinbetriebe mit ausgeprägtem 
internen Segment 

•Arbeitsplätze, die einen 
Berufsabschluß voraussetzen 

•Hilfsarbeiter-  und Anlernstellen 

Sektoi 
Klein- und Mittelbetriebe mit 
ausgeprägtem externen Segment 
und überwiegend Hilfsarbeiter-
und Anlernstellen I 

*B = Ausbildung und qualifizierte Beschäftigung in Β 
AB = Ausbildung in A, Beschäftigung in Β 
A = Ausbildung und Beschäftigung in A 
Q, U = Qualifizierte bzw. unqualifizierte Beschäftigund in A oder Β 

Abbildung 3: Die modellmäßige Erfassung von Ausbildung, Beschäftigung und 
„Mobilitätspfaden" bei Arbeitsmarktsegmentation 
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b) Schlußfolgerungen  aus dem Modell 

Aus dem Rationalkalkül von Betrieben und  Auszubildenden, bei dem die Kosten 
der Dualen Ausbildung den erwarteten Erlösen während des gesamten Erwerbs-
lebens gegenübergestellt werden, läßt sich ableiten, daß zum einen sehr große be-
ruf  s- und betriebsspezifische  Unterschiede  bei den Kosten  und Erlösen  der Unter-
nehmen "Ausbildung  über  oder  unter  Bedarf  " verursachen. Sie lassen sich vor 
dem Hintergrund des Transaktionskostenansatzes auf die Größe  und Branche  der 
Betriebe zurückführen.  Zum anderen spielen Unterschiede in der Wettbewerbs-
fähigkeit  von Arbeitsplätzen,  dadurch ausgelöste Wanderungsprozesse sowie Mobi-
litätsschranken zwischen den Teilarbeitsmärkten, wie sie der Segmentationsansatz 
zum Gegenstand hat, eine nicht zu unterschätzende Rolle. 

„Ausbildung  unter  Bedarf"  ist charakteristisch für größere Unternehmen, für 
deren Wettbewerbsposition an ihren Absatz-, Beschaffungs-  und Arbeitsmärkten 
neben einer hohen Kapitalintensität und modernen Produktionsverfahren  sowie 
einer gleichbleibend hohen Qualität ihrer Güter und Dienstleistungen die Qualifi-
kation und das Engagement ihrer Mitarbeiter eine wesentliche Rolle spielen, so 
daß i.S. von Williamson  bei Arbeitsbeziehungen Fragen der Mitbestimmung und 
der Kooperation, die Identifikation mit dem Betrieb und der „Ru f 4 des Unterneh-
mens als Arbeitgeber größere Bedeutung erhalten.25 Sie repräsentieren in meinem 
Modell den Sektor Β und lassen sich weitgehend mit empirisch beobachtbaren 
Großbetrieben  mit  ausgeprägtem  internen  Segment  gleichsetzen. Eine Lehre hier 
verursacht so hohe Kosten,  daß sie nicht über den Produktionsbeitrag der Lehrlinge 
gedeckt werden können und zum nicht unerheblichen Teil von den Betrieben getra-
gen werden müssen. Dennoch erweist sich eine eigene qualitativ hochwertige Aus-
bildung als lohnend, wenn der Betrieb davon entsprechend hohe Erlöse  erwarten 
kann und die Wahrscheinlichkeit, daß sich diese Erlöse auch realisieren lassen, 
hoch is t .2 6 Bei Unsicherheit über ihren zukünftigen Fachkräftebedarf  werden Un-
ternehmen vor allem „ unter  Bedarf  "  ausbilden, wenn sie die betreffenden  Arbeits-
plätze ersatzweise mit anderen Beschäftigten besetzen können und eine NichtÜber-
nahme von Ausgebildeten mit weiteren Kosten verbunden ist. Dies trifft  insbeson-
dere für Großbetriebe zu, die über verschiedene interne Teilarbeitsmärkte und 
damit über ein „Reservoir" von Beschäftigten mit allgemeiner und insbesondere 
betriebsspezifischer  Qualifikation verfügen, so daß Personalengpässe durch 
schnellere Beförderungen ausgeglichen werden können. Hinzu kommt, daß sich 
aus Motivationsgründen einem bestimmten Anteil „weiter unten" eingestellter 
Arbeitnehmer der Aufstieg auf überwiegend mit selbst Ausgebildeten besetzten 
Arbeitsplätzen eröffnen  muß. Solche Unternehmen unterliegen zudem einem ge-
wissen „Zwang", jeweils alle geeigneten Ausgebildeten zu übernehmen, weil 

25 Vgl. Williamson /Wachtner/Harris  {1975). 
2 6 Entsprechend werden solche Betriebe ihre Auszubildenden sehr sorgfältig auswählen 

und dafür relativ hohe Kosten in Kauf nehmen, so daß sie einen Jugendlichen nach Abschluß 
der Lehre selten als „ungeeignet" einstufen. 
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andernfalls ihr Ruf als guter Arbeitgeber und Ausbildungsbetrieb leiden würde und 
weil die Arbeitnehmervertreter - nicht zuletzt aufgrund des hohen Anteils von Mi t -
arbeiterkindern - darauf drängen. 

Die meisten der in Unternehmen und Berufen von Sektor Β Ausgebildeten blei-
ben im Ausbildungsbetrieb oder wechseln in vergleichbare (Groß-)Betriebe dessel-
ben Wirtschaftsbereichs.  Ihnen eröffnen  sich Dauerarbeitsplätze mit ausbildungs-
adäquaten Tätigkeiten und vergleichsweise sehr guten Einkommensaussichten, die 
oft auch Weiterbildungs- und Aufstiegsmöglichkeiten bieten. 

Au f der anderen Seite gibt es in Betrieben von Sektor Β auch andersgeartete Ar-
beitsplätze, für die sich eine teure eigene Ausbildung nicht auszahlt und  für die 
Lehrabsolventen aus A eingestellt werden. Neben Arbeitsplätzen, die keine hohen 
fachlichen Anforderungen  stellen und vor allem aufgrund der starken Arbeitstei-
lung in Β eine breite berufliche Ausbildung überflüssig machen, handelt es sich 
um Anlerntätigkeiten und einfache Angestelltenstellen, bei denen die notwendigen 
allgemeinen und betriebsspezifischen Kenntnisse und Fertigkeiten am Arbeitsplatz 
vermittelt werden; sie könnten gleichermaßen mit beruflich nicht Qualifizierten 
besetzt werden. Dennoch ziehen die Betriebe in Β Arbeitnehmer mit Berufsausbil-
dung aus A vor, weil sie mit Transaktionskostenersparnissen  rechnen. Zudem kann 
der innerbetriebliche Aufstieg diese Mitarbeiter auf Arbeitsplätze führen, bei 
denen die Berufsausbildung als Basis für eine Weiterqualifizierung  genutzt werden 
kann oder zumindest als Nachweis für die dort erforderliche  Flexibilität gesehen 
wird. Für solche Stellen gibt es viele Bewerber mit abgeschlossener Lehre, die sich 
davon den „Sprung" in das interne Segment erhoffen,  so daß ihnen keine oder 
kaum höhere Löhne als nicht beruflich Qualifizierten gezahlt werden müssen. 

Bei „Ausbildung  über  Bedarf "  und - eng damit verknüpft - hoher Abwande-
rung wäre es weder aus Sicht der Betriebe noch der ihrer qualifizierten Arbeitneh-
mer sinnvoll, wenn die Ausbildungsbetriebe einen Teil der Ausbildungskosten 
übernähmen. Denn das lohnte sich nur, wenn dem bei den anderen Fachkräften der 
Betriebe ein entsprechend höherer Erlös der Humankapitalinvestition gegenüber-
stünde. Somit erzielten die im Ausbildungsbetrieb Verbleibenden ein niedrigeres 
Einkommen und/oder hätten schlechtere Arbeitsbedingungen und bezahlten zu-
mindest teilweise für die Ausbildung der „Abwanderer" mit. Dadurch würden die 
Arbeitsplätze dort (noch) weniger wettbewerbsfähig. Deshalb ist für die Unterneh-
men und Arbeitnehmer in A gleichermaßen rational, daß bei hoher Abwanderung 
die Lehrlinge ihre Ausbildungskosten selbst tragen.27 

Entsprechend ist eine gemessen an der Beschäftigtenzahl „zu hohe" Lehrlings-
zahl typisch für Berufe mit arbeitsplatznaher Ausbildung, die vor allem in Klein-
betrieben  mit ausgeprägtem berufsfachlichen  Segment  im Handwerks- und Dienst-
leistungsbereich stattfindet. Allerdings können oder wollen nicht alle Ausbildungs-
absolventen im berufsfachlichen  Segment bleiben. Ein Teil von ihnen muß direkt 

2 7 Bei den hier betrachteten unvollkommenen Märkten kann die Kostenbeteiligung auch 
zu Lasten der nicht beruflich qualifizierten Arbeitnehmer gehen. 
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oder nach Phasen der Arbeitslosigkeit und / oder Nichterwerbstätigkeit eine Hilfs-
arbeiter- oder Anlernstelle in Betrieben mit berufsfachlichem  Segment oder in 
Betrieben mit ausgeprägtem externen Segment akzeptieren. Andere wandern auf 
wettbewerbsfähigere  Stellen in betriebsinternen Arbeitsmärkten von Großbetrieben 
ab. Dabei läßt sich zwischen den im berufsfachlichen  Segment ausgebildeten 
Berufen  eine Rangfolge  ausmachen, die in engem Zusammenhang mit der Höhe 
der Ausbildungskosten und der sie beeinflussenden Faktoren, aber auch mit der 
Relevanz dieser beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten für die Leistungserstel-
lung im berufsfachlichen  Segment sowie mit der Nachfrage bestimmter Qualifika-
tionen durch Großbetriebe aus Β steht. 

Betriebe in A werden für  die  Berufe  unabhängig von späterem Bedarf  und 
Beschäftigungsmöglichkeiten ausbilden, bei denen der Produktionsbeitrag der 
Lehrlinge die gesamten Ausbildungskosten deckt oder sogar übersteigt. Dazu kön-
nen neben bestimmten  Eigenschaften  der  Betriebe,  wie eine übersichtliche nach-
vollziehbare Leistungserstellung und starke Nachfrageschwankungen, die zu einer 
arbeitsplatznahen kostengünstigen Lehre führen, auch institutionelle  Rahmen-
bedingungen  beitragen, zu denen keine tarifvertraglich  vereinbarten Ausbildungs-
vergütungen, vergleichsweise geringe Anforderungen  an den Ablauf der Berufs-
ausbildung und die dabei vermittelten Qualifikationen und wenig Kontrollen der 
Einhaltung gesetzlicher Vorschriften  zählen. Aufgrund der niedrige(re)n Qualität 
der vermittelten Kenntnisse und Fertigkeiten, aber insbesondere aufgrund der 
hohen Ausgebildetenzahlen führen solche Lehrstellen und Berufe häufig nicht in 
das berufsfachliche  Segment, sondern auf externe Teilarbeitsmärkte (und von dort 
nur in wenigen Fällen in das interne Segment von Großbetrieben). Die Ausgebil-
deten üben dort meist Hilfsarbeitertätigkeiten  aus und konkurrieren mit beruflich 
nicht Qualifizierten, so daß sie einem ähnlich hohen Arbeitslosigkeitsrisiko aus-
gesetzt sind und sich ihnen schlechte Einkommensaussichten eröffnen. 

Es kommt allerdings nur zu „Ausbildung über Bedar f  in größerem Umfang, 
wenn die Betriebe ausreichend Jugendliche zur Besetzung solcher wenig attrakti-
ven Lehrstellen finden. Dies wird vor dem Hintergrund von Arbeitsmarktsegmen-
tation wesentlich wahrscheinlicher, wenn aus Sicht der Lehrlinge zum Erlös der 
„eigentlichen" Humankapitalinvestition noch ein „potentieller Wechselgewinn" 
kommt, der aus der Überwindung von Mobilitätsschranken resultiert. Entspre-
chend muß einzelwirtschaftlich  rationales Verhalten nicht  zum gesamtwirtschaft-
lich  besten Ergebnis  führen. Es sind Ausbildungsverhältnisse möglich, bei denen 
die - vom Lehrling zu tragenden - Ausbildungskosten die Erlöse in Form von spä-
ter höheren Deckungsbeiträgen von Unternehmen übersteigen. Dies liegt beson-
ders nahe, wenn die Ausgebildeten später Hilfsarbeitertätigkeiten  ausüben, bei 
denen sie ihre beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten nicht anwenden können. Ex 
post zahlt sich dann für sie die Lehre nicht aus, weil sie keinen Gewinn durch 
einen wettbewerbsfähigeren  Arbeitsplatz verbuchen konnten. Zusätzlich spielen 
demographische und konjunkturelle Entwicklungen, die die Angebots- und Nach-
frage-Relation am Ausbildungsstellenmarkt bestimmen, eine Rolle. In Zeiten eines 
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Lehrlingsmangels werden die Betriebe für die Besetzung solcher wenig attraktiven 
Ausbildungsstellen nicht ausreichend viele Bewerber finden. 

Bei anderen überwiegend in A ausgebildeten Berufen lassen betriebliche und 
institutionelle Faktoren eine vollständige  „ Überwälzung  "  der  Kosten  auf die Aus-
zubildenden nicht  oder nur für eine begrenzte Zahl von Lehrstellen zu. Das stellt 
Betriebe im berufsfachlichen  Segment vor allem vor Probleme, wenn in diesen Be-
rufen Ausgebildete eine wichtige Rolle für ihr Güter- und Dienstleistungsangebot 
spielen, beispielsweise weil sie sich gerade durch Facharbeit von anderen Anbie-
tern unterscheiden, und ein Fachkräftemangel auftritt.  Eine wesentliche Ursache 
dafür kann die Abwanderung in Großbetriebe in Β sein, die allgemein wettbe-
werbsfähigere  Arbeitsplätze bieten, insbesondere wenn auch Beschäftigungssicher-
heit, Aufstiegsmöglichkeiten oder das Prestige, Mitarbeiter bestimmter Großbetrie-
be zu sein, in das Kalkül einbezogen werden. Dazu kann es auch kommen, obwohl 
der durch die Ausbildung zusätzlich erzielbare Deckungsbeitrag in A größer als in 
Β is t .2 8 Entscheidend dafür ist, daß die Ausgebildeten zusätzlich noch einen Wech-
selgewinn erzielen, der für sie einen Weggang lohnend macht. Auch in diesem Fall 
führt  einzelwirtschaftlich  rationales  Verhalten  nicht  zum gesamtwirtschaftlich 
besten Ergebnis.  Betriebe mit ausgeprägtem berufsfachlichen  Segment können 
trotz guter Ausbildung und hohem humankapitalbedingten Deckungsbeitrags-
anstieg ihre Lehrabsolventen teilweise „nicht halten", so daß ihnen in diesen Beru-
fen auch bei „Ausbildung über Bedarf 4 Fachkräfte fehlen. 29 

Solche Berufe eröffnen  den Lehrlingen trotz hoher Ausbildungsleistung ver-
gleichsweise gute Chancen für das spätere Erwerbsleben, weil die betreffende  fach-
liche Qualifikation gesucht ist. Wie empirische Ergebnisse zeigen, ist ein Verbleib 
im erlernten Beruf meist mit hoher Zufriedenheit  mit der ausgeübten Tätigkeit ver-
bunden30 und mit Einkommen, die zwar deutlich unter denen von selbst Ausgebilde-
ten in Großbetrieben, aber z.T. über denen der Randbelegschaft in Großbetrieben 
liegen und vor allem höher als bei Berufen mit hoher Arbeitslosigkeit von Fachkräf-
ten sind. Der Wechsel in einen Großbetrieb bietet nach einer bestimmten Zeit auch 
beim Verbleib in der Randbelegschaft Beschäftigungssicherheit,  und ein beruflicher 
Aufstieg ist mit zunehmendem Einkommen und Status verbunden. 

2 8 Empirisch spricht dafür,  daß die Ausgebildeten in diesen Berufen die Anwendbarkeit 
ihrer erlernten Kenntnisse und Fertigkeiten bei einem Verbleib als hoch einstufen. 

2 9 Dabei spielt allerdings auch eine Rolle, daß sich zeitweilig aus konjunkturellen und 
zum Teil auch saisonalen Gründen die aggregierte Nachfrage auf bestimmten berufsfach-
lichen Teilarbeitsmärkten stark rückläufig entwickelt, so daß den betreffenden  Fachkräften 
der Wechsel in eine Hilfsarbeitertätigkeit  und / oder Arbeitslosigkeit droht. Deshalb wechseln 
sie häufig bereits in konjunkturell günstigen Zeiten auf stabilere Arbeitsplätze in Großbetrie-
ben. Zudem steht einem Wiedereinstieg in den alten Beruf nach Phasen von Arbeitslosigkeit 
oder nicht qualifizierter  Tätigkeit der damit verbundene Humankapitalverlust entgegen. In 
den betreffenden  Berufen tritt nur zeitweilig - bei konjunkturbedingt hoher oder zumindest 
durchschnittlicher Arbeitskräftenachfrage  - ein Fachkräftemangel auf. 

3 0 Die Auswertung meines Datensatzes hat ergeben, daß in solchen Berufen vor allem die 
Zufriedenheit  mit Art und Inhalt der Tätigkeit und dem Betriebsklima hoch ist. 
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Schließlich ist „Ausbildung unter Bedarf 4 allein noch kein Indikator für gute 
Arbeitsmarktchancen; dies gilt nur, wenn sie mit hohen Kosten und einem ent-
sprechend hohen Finanzierungsbeitrag von (Groß-)Betrieben verbunden ist. Es gibt 
auch Berufe mit wenig Ausgebildeten und vergleichsweise vielen Beschäftigten in 
kleinen und mittleren Betrieben mit ausgeprägtem externen Segment. Ihre Ausbil-
dung verursacht keine  hohen Kosten  bzw. unterbleibt, wenn aufgrund der Produk-
tionsbedingungen eine kostengünstige, arbeitsplatznahe Lehre unmöglich ist .31 Zu-
dem wird eine Ausbildung oft als überflüssig angesehen, weil diese Betriebe und 
Berufe das „Auffangbecken"  für Ausgebildete, für die Arbeitsplätze im berufsfach-
lichen Segment fehlen, darstellen. 

Insgesamt zeigt mein Modell, daß es nicht ausreicht, nur zwischen „über Be-
d a r f  und „unter Bedar f  ausgebildeten Berufen zu unterscheiden, sondern daß 
die von den Unternehmen zu leistenden Finanzierungsbeiträge und damit die 
Höhe der Ausbildungskosten eine wesentliche Rolle für die Arbeitsmarktchancen 
der Ausgebildeten spielen. Ich habe das in Tabelle 3 noch einmal zusammen-
gefaßt. Danach eröffnen  die Berufe mit dem höchsten Finanzierungsbeitrag  auch 
die besten Chancen für das zukünftige Erwerbsleben, nicht zuletzt weil sie zu 
Arbeitsplätzen im betriebsinternen Segment von (Groß-)Unternehmen führen. 
Umgekehrt besteht bei Berufen mit niedrigen Ausbildungskosten, bei denen kein 
Finanzierungsbeitrag  der Betriebe erforderlich  ist und sogar Nettoerlöse anfallen 
können, die Gefahr,  daß die Unternehmen unabhängig davon Lehrstellen schaffen, 
ob sich damit später auch ein höherer Deckungsbeitrag realisieren läßt, d. h. ins-
besondere in Berufen und Wirtschaftsbereichen  ausbilden, in denen die Zahl der 
arbeitslosen oder als Hilfsarbeiter  beschäftigten Fachkräfte bereits hoch ist. Ent-
sprechend schlecht sind die Arbeitsmarktchancen  der Ausgebildeten. Sie finden 
häufig nur eine Anstellung im externen Segment als Hilfsarbeiter  oder in „Auf-
nahmeberufen",  wie Berufskraftfahrer  oder Reinigungskraft,  für die „unter Be-
d a r f  ausgebildet wird. Eine mittlere  Position hinsichtlich der Chancen für das 
spätere Erwerbsleben eröffnen  schließlich Berufe, bei denen eine vollständige 
Überwälzung der Kosten auf die Auszubildenden nicht oder nur für eine begrenzte 
Zahl von Lehrstellen möglich ist, so daß bei Abwanderung in Großbetriebe ein 
Fachkräftemangel auftreten kann. 

Bereits an dieser Stelle möchte ich festhalten, daß es eine „Hierarchie der 
Berufsbildungsgrade"  gibt, die mit Finanzierung der Dualen Ausbildung eng ver-
knüpft ist und aus der „eine Hierarchie der Beschäftigungschancen resultiert" 32. 

3 1 Dies gilt insbesondere bei Industriebetrieben mit Massenproduktion und entsprechend 
streng reglementierten Arbeitsabläufen. 

32 Sengenberger (Ì9S7),  S. 312. 
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I I I . Empirische Ergebnisse zur Finanzierung 
der Berufsausbildung und deren Folgen 

Im theoretischen Teil wurde abgeleitet, daß die Höhe der Ausbildungskosten 
und - eng damit verknüpft  - die Finanzierungsbeiträge der Betriebe wesentlichen 
Einfluß darauf haben, wieviele Lehrstellen für einen bestimmten Beruf gemessen 
an den späteren Beschäftigungsmöglichkeiten angeboten werden, und daß sie 
gleichzeitig auch ein „Indikator" dafür sind, zu welcher Art von Arbeitsplätzen die 
verschiedenen Berufe führen und welche Chancen sie damit für das spätere Er-
werbsleben eröffnen. 

Vor diesem Hintergrund gilt es, in der Empirie zwei Fragen zu beantworten: 

- Inwieweit lassen sich große berufsspezifische  (und betriebsspezifische) Kosten-
unterschiede nachweisen? 

- Inwieweit läßt sich ein Zusammenhang zwischen solchen Kostenunterschieden 
und „Ausbildung über Bedar f  sowie den Chancen für das spätere Berufsleben 
belegen? 

1. Die Datenbasis 

Im Mittelpunkt des empirischen Teils steht die Untersuchung  des BIBB zu den 
Kosten  und Erträgen  der betrieblichen Ausbildung von 1980, bei der berufsspezifi-
sche Kostenunterschiede im Mittelpunkt standen. Die Grundlage dieser detaillier-
ten Kostenuntersuchung bildete das Modell der Sachverständigenkommission 
(1974).33 Bei der Erhebung der verschiedenen Kostenkomponenten (Abbildung 2) 
bereiteten dem einzelnen Auszubildenden unmittelbar zurechenbare Kosten, wie 
Personalausgaben, Gebühren für externe Kurse oder Ausgaben für Lehrmateria-
lien, keine großen Probleme. Die entsprechenden Zahlen konnten dem Rechnungs-
wesen entnommen werden und dürften relativ genau sein. Schwieriger gestaltete 
sich die Schätzung von Kosten, die dem einzelnen Auszubildenden nur mit Hilfe 
von Schlüsseln zugerechnet werden können, vor allem die anteiligen Kosten von 
haupt- und nebenberuflichen Ausbildern sowie anteilige Anlage- und Sachkosten. 
Diese Kosten setzen sich aus einer Preis- und einer Mengenkomponente zusam-
men. Während die Preiskomponente - bei einem ausbildenden Mitarbeiter bei-
spielsweise sein Bruttolohn und seine Personalnebenkosten - meist wieder dem 
Rechnungswesen entnommen werden kann, ist die Angabe der Mengenkompo-
nente - beispielsweise die kostenrelevante Zeit des für die Ausbildung zuständigen 
Mitarbeiters - weit schwieriger. Da es dazu i.d.R. keinerlei Aufzeichnungen gibt, 
ist man auf subjektive Schätzwerte, die durch Befragung von mit der Ausbildung 
Betrauten (Inhaber, Ausbilder) gewonnen wurden, angewiesen. 

33 Vgl. Sachverständigenkommission  (1974), S. 42 ff.,  und Noll  u.a. (1983), S. 37 ff. 
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Untersuchungseinheiten: 
45 stark besetzte Ausbildungsberufe des 3-Stellers, die 74% der bei den Kammern am 
31. 12.1980 erfaßten Ausbildungsverhältnisse repräsentieren. 

Untersuchungsmethode: 
• Kombiniert schriftliche und mündliche Befragung von 2 141 Ausbildungsbetrieben, 

die nach einem zweistufigen Verfahren zufällig ausgewählt worden waren. 
• Rücklaufquote von 65%, der bei der Hochrechnung durch vom Wirtschaftszweig und 

der Betriebsgrößenklasse abhängige Gewichtungsfaktoren Rechnung getragen wurde. 

Theoretischer Hintergrund: 
Kostenmodell der Sachverständigenkommission  Kosten  und Finanzierung  der 
beruflichen  Bildung. 

Untersuchungsmerkmale: 
• Bruttokosten der Ausbildung 

- Personalkosten des Auszubildenden 
• Ausbildungsvergütung 
• Gesetzliche, tarifvertragliche  und freiwillige Sozialleistungen 

- Kosten des Ausbildungspersonals 
- Anlage- und Sachkosten 
- Sonstige Kosten (u.a. Lehrmaterialien, Berufskleidung, Kosten externer Kurse) 

• Erträge der Ausbildung durch den Produktionsbeitrag des Auszubildenden 

Abbildung 4: Die Untersuchung des BIBB zu den Kosten und Erträgen 
der betrieblichen Ausbildung 198 0 3 3 a 

Für 1991 hat das BIBB ein weiteres Mal die Kosten der betrieblichen Ausbil-
dung erhoben und dabei weitgehend auf das gleiche theoretische Konzept zurück-
gegriffen  und die gleichen Untersuchungsmethoden und -merkmale verwandt.34 

Zusätzlich zu den Vollkosten  wurden auch Teilkosten , „die unmittelbar durch die 
Ausbildung verursachten Kosten, d. h. im wesentlichen die variablen Kosten"3 5 , 
erhoben, und die Angaben liegen für vier Beschäftigtengrößenklassen sowie nach 
ausgewählten Wirtschaftsgruppen vor. Allerdings kann diese Erhebung die Ergeb-
nisse der Untersuchung von 1980 nicht ersetzen, weil sie zu wenige Ausbildungs-
berufe repräsentiert; sie umfaßt nur die Ausbildungsbereiche „Industrie und Han-
del" und „Handwerk". 

Die Erfassung von „Ausbildung über oder unter Bedarf 4 erfolgt  anhand einer 
Untersuchung des IAB: Aus der Beschäftigtendatei wurden alle  Personen  aus-
gewählt, für die erfaßt werden konnte, daß sie 1984 eine betriebliche  Berufsaus -

33a Vgl. Noll  u.a. (1983). 
34 Vgl. Bardeleben/Beicht/Stockmann  (1991) sowie Bardeleben/Beicht /Fehér  (1995). 
35 Bardeleben/Beicht/ Fehér  (1993), S. 4. 
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bildung  mit  Erfolg  abgeschlossen hatten.36 Für verschiedene spätere Zeitpunkte 
- j ewe i l s Ende 1984, 1985 und 1989 - wurde erfaßt,  ob die Ausbildungsabsolven-
ten zu dem Zeitpunkt beschäftigt,  arbeitslos  oder aus anderen Gründen nicht  so-
zialversicherungspflichtig  beschäftigt  waren; bei den Beschäftigten konnten weite-
re Merkmale, wie Bruttoarbeitsentgelt, Stellung im Betrieb, Branchenzugehörig-
keit und vor allem der von ihnen ausgeübte  Beruf  erhoben werden. Daraus wurden 
für die verschiedenen Ausbildungsberufe Kennziffern,  wie z. B. der Anteil von 
Abiturienten an den Auszubildenden, das später erzielte Durchschnittseinkommen 
oder der Anteil als Hilfsarbeiter  Beschäftigter,  sowie eine Maßzahl für „Ausbil-
dung über oder unter Bedarf 4 berechnet.37 Zusätzlich wurden aus der Unter-
suchung des BIBB und des IAB zur Erwerbstätigkeit 38 für die verschiedenen (Be-
schäftigungs-)Berufe  das Auftreten belastender Arbeitsbedingungen, die Zufrie-
denheit mit der beruflichen Tätigkeit und die Verwertbarkeit der während der Aus-
bildung erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten erfaßt. 

2. Berufs- und betriebsspezifische Unterschiede 
bei den Ausbildungskosten 

Bei den von uns erfaßten Ausbildungsberufen 39 entstanden für die Ausbildung 
1980 im Durchschnitt Bruttokosten in Höhe von fast 18000 D M pro Jahr, von 
denen der Hauptanteil mit 47% bzw. 41 % auf die Personalkosten des Auszubil-
denden sowie die seiner haupt- und nebenberuflichen Ausbilder entfiel. Nach dem 
Abzug von 7 000 D M für die produktive Leistung während der Lehre blieben im-
mer noch Nettokosten von 11 000 D M pro Jahr, die sich während der gesamten 
Ausbildung zu rund 33 000 D M addierten. Dabei traten große berufsspezifische 
Kostenunterschiede auf, die sich zunächst an hohen Spannweiten (19 300 bei den 
Bruttokosten, 22500 bei den Nettokosten) und Variationskoeffizienten  von 22% 
bzw. 38 % ablesen lassen. 

Hohe Nettokosten zwischen 18000 und mehr als 25 000 D M verursacht vor 
allem die Ausbildung in Berufen des Öffentlichen  Dienstes sowie in technischen 
und bestimmten, nur in der Industrie vorkommenden Facharbeiterberufen.  Dage-
gen ist insbesondere die Lehre in landwirtschaftlichen Berufen und als Verkäufer 
sowie die Ausbildung in einer Reihe von Handwerksberufen  mit niedrigen Netto-
kosten verbunden (Tabelle 4 ) . 4 0 

3 6 Personen, für die in der Jahresmeldung von 1983 im Tätigkeitsschlüssel „in Ausbil-
dung" angegeben war und bei denen 1984 aus einer Meldung eindeutig zu erkennen war, daß 
sie die Ausbildung mit Erfolg abgeschlossen hatten. 

3 7 Die Auswertung erfolgte nur für männliche Ausgebildete. 
38 Vgl. Jansen/Stooss  (1993). 
3 9 Die sich bei uns ergebenden Kostenwerte liegen um etwa 5 % über denen des BIBB, 

weil die Ergebnisse über die Berechnung von Näherungswerten auf alle Berufe unseres 
Datensatzes ausgeweitet wurden. 
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Tabelle  4 
Die Berufe mit den höchsten und den niedrigsten Ausbildungskosten 

Ausbildungsberuf Bruttokosten Erträge Nettokosten 
in DM in DM in DM 

Fernmeldehandwerker 25 965 764 25 201 
Dreher 30 698 5 720 24 987 
Chemielaboranten 27 101 5 234 21 867 
Sozialversicherungsfachangestellte 27 754 6 230 21 525 
Industriemechaniker Betriebstechnik 26 257 6 332 19 925 
Werkzeugmacher 23 743 5 654 18 089 

Apothekenhelfer 12 505 6 637 5 868 
Verkäufer  im Nahrungsmittelhandwerk 13 693 7 886 5 807 
Maler und Lackierer 14 622 9 492 5 130 
Einzelhandelskaufmann 13 528 8 441 5 087 
Landwirte 15 525 10 809 4 716 
Gärtner 11 858 9 453 2 405 

Quelle:  BIBB-Kostenuntersuchung 1980 (Noll  u.a. [1983]). 

Von noch größeren Diskrepanzen zwischen den verschiedenen Ausbildungsbe-
rufen (und Ausbildungsstellen) ist auszugehen, wenn man 

- Problemen bei der Messung der Kosten Rechnung trägt und 

- von den entscheidungsrelevanten Kosten ausgeht. 

Bei der in Abschnitt I I I . 1 beschriebenen Methode der Kostenerfassung durch 
das BIBB eröffneten  sich immer dann Fehlerspielräume, wenn nicht auf Zahlen 
des Rechnungswesens oder andere Aufzeichnungen zurückgegriffen  werden 
konnte, sondern Schätzungen der für die Ausbildung verantwortlichen Personen 
notwendig wurden. Ihre subjektiven Vorstellungen über Aufbau und Ablauf einer 
„guten Berufsausbildung" dürften dazu geführt  haben, daß die Dauer der Unter-
weisungen und Übungen der Lehrlinge über- und der Zeitanteil für ihre produktive 
Tätigkeit unterschätzt wurde. Dafür spricht auch die Untersuchung der Sachver-
ständigenkommission  (1974), bei der neben Ausbildungsleitungen und Ausbildern 
auch Lehrlinge befragt worden waren; deren Angaben über den Zeitanteil für Aus-
bildungsmaßnahmen lagen einheitlich immer unter denen der mit der Ausbildung 
Betrauten, während sie ihre produktive Zeit höher ansetzten. Dabei erwies es sich 
insbesondere in kleineren Betrieben als schwierig, zuverlässige Angaben zu erhal-
ten, weil es selten einen Ausbildungsplan gab und die Ausbildungsprozesse nicht 
räumlich getrennt von der Leistungserstellung stattfanden. 41 

4 0 Im Handwerk verursachen auch die Berufe Bäcker, Elektroinstallateur, Landmaschinen-
mechaniker, Radio- und Fernsehtechniker und Tischler Nettokosten von unter 7 000 DM. 

4 1 Vgl. Sachverständigenkommission  (1974), S. 49 ff. 
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Der idealtypischen Sichtweise meines Modells zufolge sind nur die Kosten  ent-
scheidungsrelevant,  die entweder der Ausbildung direkt zugerechnet werden kön-
nen - wie Personalkosten hauptberuflicher  Ausbilder, Kosten der Lehrwerkstatt, 
Ausbildungsvergütungen - oder in Form von Opportunitätskosten entstehen, wenn 
durch die Ausbildung der Deckungsbeitrag sinkt, weil die Lehrlinge EDV-Geräte 
oder Maschinen belegen und insbesondere die Zeit anderer Arbeitnehmer bean-
spruchen. Sie dürften vor allem in den Betrieben unter den statistisch erfaßten 
Kosten liegen, bei denen die Lehrlinge in starkem Maße an der Produktion von 
Gütern und Dienstleistungen beteiligt sind, der Anteil nebenberuflicher  Ausbilder 
hoch ist und Nachfrageschwankungen einerseits Raum für Ausbildung lassen und 
andererseits die Mitarbeit des Lehrlings erfordern. 42 Dies ist insbesondere bei klei-
nen und mittleren Betrieben und damit im Handwerk und den Freien Berufen der 
Fall, so daß bei dort überwiegend anzutreffenden  Ausbildungsberufen die entschei-
dungsrelevanten Kosten in stärkerem Maße überschätzt werden. 

Das verdeutlicht zum einen eine Modellrechnung des BIBB, bei der von der An-
nahme ausgegangen wurde, daß für die Ausbildung am Arbeitsplatz meist auf das 
vorhandene Personal und die bestehenden Anlage- und Sachmittelkapazitäten zu-
rückgegriffen  werden kann, und die Bruttokosten entsprechend um die Personal-
und Sachkosten am Arbeitsplatz gekürzt wurden. Dadurch ergaben sich im Hand-
werk um 45 % und den Freien Berufen um 49 % niedrigere „variable Brutto-
kosten", während die Reduktion in der Industrie und im Handel nur 35% und im 
Öffentlichen  Dienst nur 20 % betrug 4 3 

Zum anderen legen das die Ergebnisse der zweiten Kostenuntersuchung des 
BIBB für 1991 nahe, bei der zwischen Voll- und Teilkosten unterschieden wird; 
bei den Teilkosten bleiben die gesamten Kosten nebenberuflicher  Mitarbeiter 
sowie die Kosten der Ausbildungsverwaltung unberücksichtigt, so daß sich eine 
Annäherung an meinen Kostenbegriff  ergibt (Abbildung 2). Wie Tabelle 5 zeigt, 
besteht 1991 nicht nur ein enger Zusammenhang zwischen der Betriebsgröße und 
den Vollkosten der Ausbildung, sondern sinkt auch der Anteil der (entscheidungs-
relevanten) Teilkosten an den Vollkosten mit der Beschäftigtenzahl: Während bei 
Großbetrieben die Teilkosten knapp vier Fünftel der Vollkosten ausmachen, sind es 
bei kleinen und mittleren Betrieben nur noch gut die Hälfte. Der Hauptgrund dafür 
ist, daß es in Betrieben mit weniger als 50 Beschäftigten fast keine hauptberuf-
lichen Ausbilder gibt und entsprechend bei der Teilkostenrechnung Kosten des 
Ausbildungspersonals nahezu vollständig entfallen. 44 Weiterhin tragen zu den 

4 2 Entsprechend wurde in den österreichischen Studien zu den Kosten der betrieblichen 
Ausbildung für 1981 und 1991 auch der Auslastungsgrad des Betriebes erhoben und in die 
Berechnung der für das Ausmaß der Lehrlingsausbildung relevanten Kosten einbezogen. Vgl. 
Bardeleben/Beicht/Stockmann  (1991) sowie Stephan/Ortner  (1995). 

« Vgl. Noll  (1986), S. 147 f. 
4 4 Gemessen mit dem Kostenbegriff  unseres Modells werden die Kosten in Klein- und 

Mittelbetrieben nicht ganz so stark überschätzt, weil die nebenberufliche Ausbildung mit 
Opportunitätskosten verbunden ist. 
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niedrigeren Kosten kleiner und mittlerer Betriebe im Bereich des Handwerks auch 
überbetriebliche Ausbildungsstätten bei; deren Kosten werden überwiegend nicht 
direkt vom ausbildenden Betrieb, sondern in erster Linie von Kammern, Kreis-
handwerkschaften und Innungen sowie von der Arbeitsverwaltung und der öffent-
lichen Hand, die Zuschüsse zahlt, getragen.45 

Tabelle  5 
Voll- und Teilkosten der betrieblichen Ausbildung 1991 

Anzahl der 
Beschäftigten 

Vollkosten 
in DM 

Teilkosten 
in D M a b 

Erträge 
in D M 

Teilkc 
jeweili| 

Kosten des 
Ausbildungs-
personals3 

>sten in % d< 
zen Vollkost 

Sonstige 
Kostenb 

5Γ 

en 

Insgesamt 

1 bis 9 27 473 13 868 12 221 1,0 38,3 50,5 
10 bis 49 28 176 15 075 11 465 1,1 37,1 53,5 
50 bis 499 30 344 20 283 12 099 16,4 64,3 66,8 

500 und mehr 35 692 28 197 10311 51,3 54,0 79,0 
Insgesamt 29 573 18 051 11 711 11,8 49,1 61,0 

a Ohne Kosten für nebenberufliche Ausbilder 
b Ohne Kosten der Ausbildungsverwaltung 

Quelle: BIBB-Kostenuntersuchung 1991 (Bardeleben/Beicht/Fehe'r  [1995]). 

Insgesamt kommt die BIBB-Untersuchung von 1991 bei Zugrundelegung von 
Teilkosten zu dem Resultat, daß die Ausbildung in gewerblich-technischen Beru-
fen in Industrie und Handel 11 600 D M kostet, während bei den kaufmännischen 
Berufen im Handwerk die Betriebe jährlich einen „Ausbildungsgewinn" von fast 
3 000 D M erzielen.46 Ähnlich kommt Maier  (1986) aufgrund von Expertenbefra-
gungen zu dem Ergebnis, „daß sich [ . . . ] im Durchschnitt aller Handwerksberufe 
die Kosten der Ausbildung bereits im Verlauf der Lehrzeit in etwa amortisieren". 

Damit lassen sich die in meinem Modell für die Erklärung von „Ausbildung 
über oder unter Bedarf 4 „notwendigen" berufsspezifischen  Kostenunterschiede in 
der Realität beobachten, und es wird auch deutlich, daß bei vielen Ausbildungs-
verhältnissen die Betriebe keinen oder zumindest keinen bedeutsamen Beitrag zur 
Finanzierung leisten. 

45 Vgl. Kath(  1981). 
46 Vgl. Bardeleben/Beicht /Fehér  (1995), S. 131 f. (Tabellen 7 und 8). 
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3. Der Zusammenhang zwischen den Kosten, „Ausbildung über Bedarf 4 

und den Chancen für das spätere Erwerbsleben 

Um den Einfluß der Kosten auf die Relation von für einen bestimmten Beruf 
Ausgebildeten zu den in diesem Beruf später Beschäftigten zu untersuchen, wur-
den verschiedene gewichtete Regressionsrechnungen durchgeführt,  bei denen die 
zu erklärende Variable (>/) die Maßzahl für „Ausbildung über oder unter Bedarf 4 

in den 62 untersuchten Ausbildungsberufen des 2-Stellers ist: 

Λ 84, —#89/  
= A84; + £89; ' < y i < 

mit A84/ = Zahl der Ausbildungsabsolventen 1984 im ten Beruf 
£89/ = Zahl der Beschäftigten 1989 im /-ten Beruf 4 7 

Aufgrund des Modells müßte „Ausbildung über Bedarf'  um so eher auftreten 
und die abhängige Variable um so größere positive Werte annehmen, je niedriger 
die Kosten sind, so daß für die verschiedenen  Kostenkomponenten  negative  Vorzei-
chen zu erwarten sind. Dies trifft  für die Bruttokosten ohne Ausbildungsvergütung 
(und auch für die gesamten Bruttokosten48) zu, deren Erklärungsbeitrag in der Re-
gressionsgleichung dominiert (mit einem Beta von - 0 , 5 6 gegenüber - 0 , 1 4 bei 
den Erträgen [Tabelle 6]). 

Bei etwas detaillierterer Analyse, bei der die Bruttokosten durch ihre Bestand-
teile - Kosten für Ausbildungspersonal, Anlage- und Sachkosten, sonstige Kosten 
und Personalkosten des Auszubildenden - ersetzt werden, steigt der Anteil 
der durch die Regressionsgleichung erklärten Streuung noch (R2 = 0,40 bzw. 
R2

a = 0,35). Dabei ist der Einfluß der Kosten des Ausbildungspersonals am größ-
ten. Das „falsche" Vorzeichen beim Regressionskoeffizienten  für die Anlage- und 
Sachkosten führen wir darauf zurück, daß keine Messung von Opportunitätskosten 
möglich ist, so daß am Arbeitsplatz (und nicht in Lehrwerkstätten) Ausgebildeten 
auch Leerkosten der Werkzeuge und Anlagen zugerechnet werden, wie sie ins-
besondere bei starken Nachfrageschwankungen auftreten. 49 

4 7 Diese Maßzahl nimmt positive (negative) Werte an, wenn die Zahl der Ausgebildeten 
größer (kleiner) als die der Beschäftigten ist. Sie ist um den Nullpunkt symmetrisch und hat 
den Vorteil, daß sich bei zunehmender Abweichung zwischen Ausgebildeten und Beschäftig-
ten in einem Beruf ein weiterer Anstieg immer weniger auswirkt. Vor diesem Hintergrund 
wurde ein linearer Regressionsansatz gewählt, bei dem mit Ausgebildeten gewichtet wird. 

4 8 Eine weitere nicht abgedruckte Regressionsrechnung mit den gesamten Bruttokosten er-
gab für den Regressionskoeffizienten  ( - 2,98), sein Beta ( - 0,567) und den Erklärungswert 
der gesamten Gleichung (R 2

a = 0.299) nahezu die gleichen Werte. 
4 9 Das zunächst nicht plausible Ergebnis, daß „Ausbildung über Bedarf'  sich um so häufi-

ger beobachten läßt, je niedriger der Ertrag der Ausbildung, d. h. der Produktionsbeitrag der 
Lehrlinge, ist, läßt sich vor allem auf die Messung der Erträge zurückführen:  Sie ergeben sich 
aus einer Mengenkomponente, dem Zeitanteil des Lehrlings für produktive Tätigkeiten und 
seinem Leistungsgrad, sowie einer Preiskomponente, den Personalkosten eines vergleich-

9 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 262 
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Tabelle  6 
Der Einfluß von Kosten und Erträgen der betrieblichen Ausbildung, 

Gewichtung mit Ausgebildeten 

Variable Regressions-
koeffizient 

Beta Toleranz Regressions-
koeffizient 

Beta Toleranz 

KBoAv -3,59968 E-5 -,564378 ,817530 
KAv * -1,12110E-5 -,078093 ,806251 
KAvV -1,51083 E-5 -,135601 ,836889 
KMa -5,82193 E-5 -,679016 ,389037 
KAnl 8,46775 E-5 ,253685 ,438077 
KSo -9,78033 E-5 -,150468 ,770677 
KE -2,28490 E-5 -,139072 ,805326 -1,78062 E-5 -,108379 ,807982 
Konstante ,930831 ,934858 

R2= ,3321 R2a = ,2976 F = 9,6167 R2= ,4032 R2a = ,3499 F = 7,568 

KBoAv = Bruttokosten ohne Ausbildungsvergütung 
KAv = Ausbildungsvergütung 
KAvV = Personalkosten des Auszubildenden (Ausbildungsvergütung + Sozialleistungen) 
KMa = Kosten für Ausbildungspersonal 
KAnl = Anlage- und Sachkosten 
KSo = Sonstige Kosten 
KE = Erträge der Ausbildung. 

* Nicht signifikant auf dem 5%-Niveau 
P?a = Korrigiertes Bestimmtheitsmaß nach Theil. 

Insgesamt ist von einem eindeutigen Zusammenhang zwischen „Ausbildung 
über Bedar f  und den Kosten der Ausbildung auszugehen. Dennoch ist dem Vor-
wurf zu begegnen, daß bei Berufen mit einer (zu) hohen Ausbildungsleistung die 
Betriebe Lehrlinge allgemein als „bil l ige Arbeitskräfte"  nutzen. Mein Modell hat 
deutlich gemacht, daß es auch aus Sicht der qualifizierten Arbeitnehmer in A nicht 
sinnvoll wäre, wenn die Ausbildungsbetriebe bei hoher Fluktuation nach Β einen 
Teil der Ausbildungskosten übernähmen. 

Niedrige Kosten für die Lehre in bestimmten Berufen und eine fehlende Finan-
zierungsbeteiligung der Betriebe sind nicht generell als problematisch einzustufen, 
sondern nur, wenn die Ausbildung losgelöst von der Existenz adäquater Beschäfti-
gungsmöglichkeiten sowohl im Ausbildungsberuf  als auch in anderen Berufen und 
Wirtschaftsbereichen  und damit unabhängig von der Realisierbarkeit der Erlöse 
der Humankapitalinvestition erfolgt.  Entsprechend gilt es, empirisch zu überprü-
fen, inwieweit die Ausbildungskosten in Kombination mit „Ausbildung über oder 

baren Facharbeiters. Eröffnet  der Lehrberuf  schlechte Einkommensaussichten, wie das bei 
„Ausbildung über Bedarf  tendenziell der Fall ist, so fällt die Preiskomponente der Erträge 
niedrig aus. Hinzu kommt, daß relativ hohe Erträge zumindest teilweise durch eine höhere 
Ausbildungsvergütung abgegolten werden. 
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unter Bedarf'  einen „Indikator" für die mit der Ausbildung in einem bestimmten 
Beruf verbundenen Arbeitsmarktchancen darstellen. 

Zunächst ließ sich beobachten, daß bei vielen der „über Bedarf'  ausgebildeten 
Berufe das Risiko von Arbeitslosigkeit überdurchschnittlich hoch ist. Von allen 
Ausgebildeten meines Datensatzes waren 10,5% am Ende des Jahres des Berufsab-
schlusses arbeitslos. Bei 5 der 15 am stärksten „über Bedar f  ausgebildeten Berufe 
lag dieser Anteil um 30% höher, und bei 2 war er sogar mehr als doppelt so hoch 
(Tabelle 1). Dagegen lag diese Arbeitslosenquote bei keinem der Berufe, in denen 
etwa „dem Bedar f  entsprechend oder weniger ausgebildet wurde, so stark über 
dem Durchschnitt. Daß dabei auch den betrieblichen Ausbildungskosten Bedeu-
tung zukommt, spiegelt die negative Korrelation zwischen den Bruttokosten und 
dem Anteil der nach der Lehre Arbeitslosen wider (j"kb,qali = — 0,372) .5 0 

Zudem besteht ein enger Zusammenhang zwischen den Ausbildungskosten und 
den Einkommensaussichten. Bei niedrigen Kosten muß, insbesondere bei einem 
Verbleib im Ausbildungsberuf,  längerfristig  mit einem niedrigen Arbeitsentgelt ge-
rechnet werden (^kb,evbo = 0,663), aber auch bei einem Wechsel wird nur ein un-
terdurchschnittliches Einkommen erzielt (t"kb,ewbd = 0,528). Lediglich bei einer 
Tätigkeit als Hilfsarbeiter  spielen die Kosten der Lehre für das spätere Einkommen 
nahezu keine Rolle (rKB,EHa3 = 0,164).5 1 

Schließlich ist bei „Ausbildung über Bedar f  ein Berufswechsel überdurch-
schnittlich häufig mit dem Wechsel in eine Hilfsarbeitertätigkeit  kurz nach dem 
Lehrabschluß verbunden, so daß die erlernten beruflichen Kenntnisse und Fertig-
keiten nicht angewandt und damit gefestigt und ausgebaut werden können. Dies 
belegt eine Faktorenanalyse für die verschiedenen Merkmale für Mobil i tät und 
Mobilitätsgründe sowie die Verwertbarkeit der beruflichen Qualifikation (Faktor 1 
in Tabelle 7). 

Ein solcher „beruflicher  Abstieg" tritt verstärkt bei Berufen mit niedrigen Aus-
bildungskosten auf (rKB,MHai = — 0,234, rKB,MHa3 = — 0,443) und bestätigt das 
Ergebnis meines Modells, daß es eine Reihe von Berufen gibt, bei denen die Unter-
nehmen sich nicht an den Kosten der Ausbildung beteiligen und  es nicht ausrei-
chend viele adäquate Beschäftigungsmöglichkeiten gibt, so daß die Absolventen 

50 r  steht für einen gewichteten Korrelationskoeffizienten  zwischen den Bruttokosten 
(KB) der verschiedenen Ausbildungsberufe und dem Anteil der Ausbildungsabsolventen die-
ser Berufe, die im Zeitpunkt 1 (Ende 1984, dem Jahr, in dem die Ausbildung abgeschlossen 
wurde) arbeitlos waren (QAL1). 

5 1 E.3 = Durchschnittseinkommen im Zeitraum 3 (5 Jahre nach Abschluß der Ausbil-
dung) bei einem Verbleib im Beruf (VBf), bei einem Berufswechsel (WBf) und/oder der 
Annahme einer Hilfsarbeitertätigkeit  (Ha). Zum gleichen Ergebnis führt  eine Faktorenana-
lyse, die ich mit allen Merkmalen meines Datensatzes durchgeführt  habe. Dort lädt der Fak-
tor, der hoch auf die Bruttokosten lädt, gleichzeitig hoch auf die verschieden abgegrenzten 
Durchschnittseinkommen (mit/ohne Wechsel des Berufs,  des Betriebs und der Wirtschafts-
gruppe) sowie - mit negativem Vorzeichen - auf den Anteil von Betrieben mit weniger als 50 
Beschäftigten. 

* 
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verstärkt mit Arbeitslosigkeit und/oder einer Tätigkeit als Hilfsarbeiter  rechnen 
müssen. Wie die Korrelationsbeziehungen zu anderen Merkmalen zeigen, handelt 
es sich dabei überwiegend um in den Wirtschaftsbereichen  „Stahl- und Maschinen-
bau" und „Fahrzeugbau und -reparatur" ausgebildete Berufe, die vor allem jünge-
ren Jugendlichen mit Haupt- und Realschulabschluß offenstehen. 

Tabelle  7 
Faktorenanalyse von Mobilität und Mobilitätsgründena 

Variable Faktorenb Variable 
1 2 3 4 

MWBfl ,90141 ,12948 -,17082 -,12230 
MWBf3 ,87121 ,27079 ,05617 ,16125 
MHal ,69919 ,18199 ,46053 -,19870 

WGhEin ,11976 ,83198 ,23448 ,03569 
MWWg3 ,43342 ,80374 ,19128 -,06275 
MWWgl ,47101 ,78775 ,02804 -,24122 
VQV -,16811 ,58701 -,10182 ,52956 

WGalnt -,00743 -,23005 - , 82660 ,22794 
VbSdW ,04566 ,01578 - ,77257 ,01869 
MHa3 ,44865 ,27154 ,73884 ,26758 

WGkSt -,14480 ,10751 ,28083 - ,76364 
VQAW -,27980 -,00414 ,45608 ,68820 

a Gewichtung mit Ausgebildeten und Beschäftigten, 
b Faktoren mit einem Eigenwert > 1. 

MWBf. MWWg. = Wechsel des Ausbildungsberufs bzw. der Wirtschaftsgruppe 
MHa. = Wechsel in eine Hilfsarbeitertätigkeit 
1 bzw. 3 steht für einen Wechsel bis Ende 1984 bzw. bis Ende 1989. 
WG.. = Mobilitätsgründe 
..hEink = höheres Einkommen 
..alnt = andere Interessen 
..kSt = keine Stelle im Ausbildungsberuf. 
VbSdW = Verbesserung der beruflichen Situation durch den Wechsel. 
VQ.. = Verwertbarkeit der beruflichen Qualifikation 
..V = beim Verbleib im Beruf 
..AW = Abnahme bei Wechsel. 

„Ausbildung über Bedarf 4 findet aber umgekehrt auch deshalb statt, weil Be-
rufsabsolventen in andere Branchen mit besseren Einkommenschancen abwandern, 
obwohl bei einem Verbleib im Ausbildungsberuf  die erworbene Qualifikation in 
hohem Maße verwertbar ist (Faktor 2 in Tabelle 7). Meinem Modell zufolge verur-
sacht in diesen Fällen die Lehre zwar deutlich niedrigere Kosten als eine Ausbil-
dung in der Beschäftigungsbranche erfordern  würde, aber dennoch muß ein Teil 
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der Betriebe einen Finanzierungsbeitrag leisten bzw. die Ausweitung des Lehrstel-
lenangebots mit Kosten verbunden sein. (Andernfalls käme es in diesen Berufen 
nicht zu einem Fachkräftemangel.)  Diese Form von „Ausbildung über Bedarf 4 läßt 
sich vor allem bei Berufen beobachten, die verstärkt in ganz kleinen Betrieben (bis 
zu 9 Beschäftigten) ausgebildet werden und häufig mit belastenden Arbeitsbedin-
gungen verbunden sind. 

Auf der anderen Seite bestätigen die empirischen Ergebnisse die Schlußfolge-
rungen, daß mit hohen Kosten verbundene Ausbildungsverhältnisse gleichbedeu-
tend mit guten Einkommensaussichten, niedrigem Arbeitslosigkeitsrisiko und Wei-
terbildungs- und Aufstiegsmöglichkeiten sind. In den betreffenden  Lehrberufen  ist 
die Zahl der Ausgebildeten gemessen an der Zahl der dort später Beschäftigten re-
lativ gering. Absolventen wechseln ihren Beruf meist nur, wenn sie sich davon eine 
Verbesserung ihrer beruflichen Situation versprechen, nicht zuletzt, weil die neue 
Tätigkeit mehr ihren persönlichen Interessen entgegenkommt (Faktor 3) .5 2 

Schließlich sei betont, daß „Ausbildung unter Bedarf 4 allein nicht als Beleg für 
gute Arbeitsmarktchancen ausreicht. Hinzukommen muß eine qualifizierte und 
meist mit hohen Kosten verbundene Ausbildung der Lehrlinge, die i.d.R. auch 
betriebsspezifische Kenntnisse und Fertigkeiten umfaßt. Andernfalls handelt es 
sich um im externen Arbeitsmarktsegment angesiedelte Berufe, die die Ausgebil-
deten aller möglichen anderen Berufe mit zu wenigen Beschäftigungsmöglich-
keiten „aufnehmen"; in der Empirie gilt das beispielsweise für die Berufe Reini-
gungskraft  und Berufskraftfahrer 53. Entsprechend erfolgt ein Wechsel dorthin 
meist, weil die betreffenden  Arbeitnehmer ansonsten keine Stelle bekommen 
hätten (Faktor 4). Häufig werden sie als Hilfsarbeiter  eingestellt und konkurrieren 
anschließend mit Beschäftigten ohne Berufsausbildung. 

Insgesamt hat die empirische Analyse das Ergebnis meines Modells bestätigt, 
daß „Ausbildung über oder unter Bedarf 4 in einem Beruf erst in Kombination mit 
der Höhe der Ausbildungskosten eine Aussage über die mit diesem Beruf verbun-
denen Chancen für das spätere Erwerbsleben erlaubt. 

IV. Wirtschaftspolitische Schlußfolgerungen 

Vor dem Hintergrund meiner theoretischen (Vor-)Überlegungen und der empiri-
schen Ergebnisse möchte ich im folgenden deutlich machen, warum eine Förde-
rung der Dualen Ausbildung, die pauschal  auf eine Senkung der Ausbildungs-

5 2 Die Untersuchung der Korrelationsbeziehungen (u.a. mit einer Faktorenanalyse) zeigt, 
daß diese Art des Berufswechsels vor allem bei Abiturienten und Ausgebildeten der Alters-
gruppe 20 bis 24 Jahre auftritt  und mit einer hohen Zufriedenheit,  was Aufstiegs- und Weiter-
bildungsmaßnahmen betrifft,  sowie überdurchschnittlichen Einkommen einhergeht. 

5 3 Die geringe Auszubildendenzahl bei Berufskraftfahrern  ist auch auf das Mindestalter 
von 18 Jahren für eine Lehre zurückzuführen. 
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kosten oder ihre teilweise Verlagerung auf nicht oder wenig ausbildende Betriebe 
oder den Staat abzielt, ungeeignet ist. Sie kann keinen Beitrag leisten, um das 
Duale System auf Dauer attraktiv für Betriebe und  Auszubildende zu machen. 

Dazu beschreibe ich zunächst drei häufig diskutierte wirtschaftspolitische Vor-
schläge und gehe dabei auf die institutionellen Rahmenbedingungen der Berufs-
ausbildung ein: 

- den Abbau von gesetzlichen Regulierungen der Dualen Ausbildung 

- eine Ausbildungsumlage 

- eine stärkere Beteiligung des Staates an den Kosten der Berufsausbildung. 

Anschließend analysiere ich, wie sich diese Maßnahmen auf die Ausbildung in 
den von mir theoretisch und empirisch herausgearbeiteten „Arten" von Berufen 
auswirken würden, auf 

- Berufe, bei denen losgelöst von späteren Beschäftigungsmöglichkeiten ausgebil-
det wird und die schlechte Arbeitsmarktchancen bieten 

- Berufe, bei denen trotz „Ausbildung über Bedarf'  ein Fachkräftemangel auftre-
ten kann 

- Berufe, die in Großbetrieben „unter Bedarf'  ausgebildet werden und gute Chan-
cen für das spätere Erwerbsleben eröffnen. 54 

1. Verschiedene wirtschaftspolitische Maßnahmen 

a) Deregulierung  und der  institutionelle  Hintergrund 

Unter Deregulierung  der Dualen Ausbildung  verstehe ich den Abbau gesetz-
licher Vorschriften,  die es für einen Teil der Betriebe unmöglich oder „unattraktiv" 
machen, Ausbildungsstellen anzubieten, 

- weil sie die Vorschriften  nicht erfüllen können oder 

- weil die Erfüllung der Vorschriften  nur mit hohen betrieblichen Kosten möglich 
ist und / oder den Produktionsbeitrag der Auszubildenden senkt. 

Dabei möchte ich betonen, daß die Duale Ausbildung genauso aus Sicht der 
Jugendlichen lohnen muß, so daß nicht unberücksichtigt bleiben darf,  inwieweit 
eine Deregulierung den Spielraum für höhere Ausbildungsvergütungen erhöht 
und / oder zu einer niedrigeren Qualität der Ausbildung führt  und damit die poten-
tiellen Erlöse der Humankapitalinvestition senkt. 

5 4 Nicht in meine Analyse einbeziehen möchte ich Berufe, die die „zuviel" Ausgebildeten 
anderer Berufe „aufnehmen" und ihnen meist nur Hilfsarbeiter-  und Anlernstellen bieten, um 
die Lehrabsolventen mit beruflich nicht Qualifizierten konkurrieren. 
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Diese Definition ist vor dem Hintergrund der institutionellen  Rahmenbedingun-
gen für die Ausbildung im Betrieb zu sehen, die vor allem im Berufsbildungsgesetz 
von 1969 (BBiG) festgelegt sind.55 M i t der Berufsausbildung wird nach §1 (2) 
BBiG eine „breit angelegte berufliche Grundbildung'4 intendiert, bei der die „für 
die Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit notwendigen fachlichen 
Fertigkeiten und Kenntnisse" sowie „die erforderliche  Berufserfahrung"  vermittelt 
werden. Das Ausbildungsverhältnis basiert auf einem Vertrag  zwischen Ausbilden-
dem und Auszubildendem (§3 BBiB), bei dem bestimmte Auflagen hinsichtlich 
des Vertragsinhalts, wie beispielsweise die Vereinbarkeit mit Vorschriften  des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes, einzuhalten sind, und der den Betrieb dazu verpflich-
tet, die Lehre entsprechend der AusbildungsVerordnung durchzuführen.  Es gibt für 
jeden anerkannten Ausbildungsberuf  eine detaillierte Ausbildungsverordnung,  die 
eine geordnete und einheitliche Berufsausbildung sicherstellen soll, indem sie 

- die Bezeichnung des Ausbildungsberufs 

- die Ausbildungsdauer 

- die Fertigkeiten und Kenntnisse, die Gegenstand der Berufsausbildung sind 
(Ausbildungsberufsbild) 

- die Anleitung zur sachlichen und zeitlichen Gliederung der Ausbildung (Ausbil-
dungsrahmenplan) 

- die Prüfungsanforderungen 

festlegt. 

M i t der Regelung und Kontrolle der betrieblichen Ausbildung sind die Zustän-
digen  Stellen"  - Industrie- und Handelskammern, Handwerks- und Landwirt-
schaftskammern, Ärzte- und Rechtsanwaltskammern - beauftragt,  denen paritä-
tisch mit Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern  sowie Lehrern besetzte Berufs-
ausbildungsausschüsse  zugeordnet sind.56 Die Zuständigen Stellen überprüfen,  ob 
die Ausbildungsstätten und die Ausbilder geeignet s ind5 7 und ob die Ausbildungs-
bestimmungen eingehalten werden. Weiterhin zählt zu ihren Aufgaben, durch 
Beratung der Betriebe und der Auszubildenden die Berufsausbildung zu fördern 
und Prüfungen durchzuführen.  Au f diese Weise wird nicht nur eine Selbstkontrolle 

5 5 Ergänzende Anordnungen sind in den Berufseignungsanforderungen,  den Prüfungs-
anforderungen und den vom BIBB erstellten Berufsbildungsplänen enthalten. Für Auszu-
bildende in Betrieben des Handwerks kommt die Handwerksordnung (HWO) hinzu. 

5 6 Nach Münch  (1987), S. 79 ff.,  haben die Arbeitgebervertreter  trotz der paritätischen 
Besetzung des Berufsausbildungsausschusses potentiell eine stärkere Stellung als die Arbeit-
nehmervertreter,  weil sie über den Haushalt der Zuständigen Stelle entscheiden und damit 
kostenverursachende Beschlüsse des Ausschusses aufheben können. 

5 7 §20 BBiG fordert  vom Ausbilder eine persönliche und fachliche Eignung. Die notwen-
dige fachliche Qualifikation ist in den Bestimmungen der Ausbildereignungsverordnung 
näher erläutert und kann im Rahmen der Meisterprüfung  nachgewiesen werden. Nach §22 
BBiG gelten Eignungsanforderungen auch hinsichtlich der betrieblichen Ausbildungsstätten. 
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der Wirtschaft  gewährleistet, das Bestehen der Abschlußprüfung dokumentiert 
auch eine Mindestqualifikation für einen bestimmten Beruf und führt  zu einem all-
gemein anerkannten Zertifikat. 

Die Ausbildung  in der  Berufsschule  wird in den Schulgesetzen der Länder gere-
gelt. Bis zum 18. Lebensjahr besteht Schulpflicht,  auch wenn keine Berufsaus-
bildung absolviert wird. Die berufstheoretischen  und -praktischen sowie die all-
gemeinbildenden Inhalte sind Gegenstand von Rahmenlehrplänen. 59 Da die Aus-
bildungsinhalte für die beiden Lernorte des Dualen Systems von verschiedenen 
Stellen festgelegt werden, müssen die Ausbildungsverordnungen für den betrieb-
lichen Bereich und die Rahmenlehrpläne für die Berufsschulen aufeinander abge-
stimmt werden. Diese Aufgabe wird von einem Koordinierungsausschuß  von Bun-
des- und Ländervertretern wahrgenommen. Abbildung 5 faßt die grundlegenden 
Charakteristika des Dualen Systems der Berufsausbildung und seine pädagogische 
Struktur zusammen. 

Daraus ergeben sich als Ansatzpunkt für eine Deregulierung vor allem 

- das Jugendarbeitsschutzgesetz 

- die Schulgesetze der Länder und vor allem 

- das Berufsbildungsgesetz und die es ergänzenden Anordnungen, wie z. B. die 
Ausbildereignungsverordnung, Berufsbildungspläne oder Prüfungsordnungen. 

Sowohl bei der Lockerung des Jugendarbeitsschutzgesetzes als auch bei den 
vorgeschlagenen Veränderungen der Schulgesetze der Länder geht es vor allem 
darum, die Anwesenheitszeit der Lehrlinge im Betrieb zu verlängern, indem 

- die Jugendlichen morgens früher  und insgesamt länger arbeiten 

- die Befreiung von der Anwesenheitspflicht im Betrieb an Berufsschultagen auf-
gehoben w i rd 6 0 

- der Berufsschulunterricht  verkürzt wird. 

Damit würde mehr Zeit für das Lernen im Betrieb zur Verfügung stehen und 
gleichzeitig der Produktionsbeitrag der Lehrlinge erhöht werden. Entsprechend 
würden die Nettokosten der Berufsausbildung sinken, und /oder es wären höhere 
Ausbildungsvergütungen möglich. Allerdings würde eine Verkürzung des Berufs-

5 9 Die Ausbildungsinhalte werden zunächst von den einzelnen Ländern festgelegt und 
können daher von Bundesland zu Bundesland variieren. Eine Vereinheitlichung erfolgt  durch 
die Ständige Konferenz der Kultusminister, die für alle Länder Rahmenlehrpläne verabschie-
det, die allerdings nicht verbindlich sind. 

6 0 Am 31. 1. 1997 wurde das Jugendarbeitsschutzgesetz u.a. dahingehend geändert, daß 
volljährige Lehrlinge vor und nach der Berufsschule am gleichen Tag auch noch im Betrieb 
beschäftigt werden können. Die Freistellung von der Arbeit im Betrieb vor dem Berufsschul-
unterricht bleibt allerdings erhalten, wenn der Unterricht vor 9 Uhr beginnt, was vor allem 
für das Bäckerhandwerk von Bedeutung ist. Die neue Vorschrift  wird voraussichtlich am 
1. 3. 1997 in Kraft  treten. 
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Schulunterrichts die Vermittlung bestimmter berufstheoretischer  und -praktischer 
sowie allgemeinbildender Kenntnisse und Fertigkeiten ausschließen und damit zu 
Lasten der Ausbildungsqualität gehen.61 

Der Zweck des Berufsbildungsgesetzes, eine geordnete und für die verschiede-
nen Berufe einheitliche Ausbildung sicherzustellen, so daß das Bestehen der Ab-
schlußprüfung eine bestimmte Mindestqualifikation belegt, ist allgemein aner-
kannt. Umstritten ist dagegen, inwieweit die Vorgaben, insbesondere durch die 
Ausbildungsordnungen für die verschiedenen Berufe, zu detailliert und „betriebs-
fremd" sind, so daß sie die Ausbildung in bestimmten Betrieben (zusammen mit 
überhöhten Anforderungen  an die Ausbildungsstätten und die Qualifikation der 
Ausbilder) ganz ausschließen und damit zu einem niedrigeren Ausbildungsstellen-
angebot führen würden. Zudem erschwerten sie eine arbeitsplatznahe Ausbildung 
und machten eine Auslagerung, z. B. in Lehrwerkstätten oder betrieblichen Unter-
richt, notwendig und führten dadurch zu unnötig hohen Ausbildungskosten und zu 
geringeren Produktionsbeiträgen der Auszubildenden.62 Dem wird entgegengehal-
ten, daß die Nichteinhaltung dieser Vorschriften  die Qualität der Ausbildung min-
dere, indem beispielsweise bestimmte für die spätere Berufsausübung notwendige 
Kenntnisse und Fertigkeiten nicht oder nur unzureichend vermittelt würden. 

Diese Diskussion ist nicht zuletzt vor dem Hintergrund zu sehen, daß die Rege-
lung und (Selbst-)Kontrolle der Berufsausbildung vor allem durch die Zuständigen 
Stellen erfolgt  und damit auch unterschiedliche Interessen der verschiedenen Be-
triebe in den einzelnen Kammerbereichen (sowie in den Gremien, die Einfluß auf 
die Ausbildungsordnungen haben) widerspiegeln. Welche Inhalte und welchen Ab-
lauf der Ausbildung verschiedene Betrieb als adäquat einstufen, hängt in starkem 
Maße von Faktoren, wie Größe, Produkt- und Dienstleistungsprogamm, technische 
Ausstattung und Leistungserstellungsprozeß ab. 

Insgesamt gilt festzuhalten, daß Lockerungen bei der Anwendung des Berufsbil-
dungsgesetzes die Durchführung  einer Ausbildung erleichtern und billiger machen 
würde, so daß sowohl die Zahl der ausbildenden Betriebe als auch ihr Lehrstellen-
angebot steigen dürfte.  Der Preis dafür wäre in vielen Fällen eine niedrigere Aus-
bildungsqualität. 

b) Ausbildungsumlage 

Der Vorschlag einer allgemeinen Ausbildungsumlage knüpft an die Vorstellung 
an, daß nicht ausbildende Betriebe gegenüber Ausbildungsbetrieben Wettbewerbs-
vorteile haben. Entsprechend soll die Duale Ausbildung teilweise über eine Umla-

6 1 Allerdings geht es in der Diskussion um die Verkürzung des Berufsschulunterrichts 
auch darum, inwieweit die Vermittlung der in den Rahmenlehrplänen vorgegebenen Lehrin-
halte notwendig und sinnvoll ist. 

6 2 In diesem Zusammenhang wird auch die Unzulässigkeit ausbildungsfremder  Tätigkei-
ten nach § 6 (2) BBiG diskutiert. 
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ge finanziert  werden, die alle Betriebe oder Betriebe mit unterdurchschnittlicher 
Ausbildungsleistung zahlen. Die Berufsbildungsabgabe, die im 1976-1980 gülti-
gen Ausbildungsplatzförderungsgesetz  (APLFG) vorgesehen war, und andere Vor-
schläge möchte ich hier nicht diskutieren,63 sondern nur das grundsätzliche Ergeb-
nis einer allgemeinen  Ausbildungsumlage  festhalten : 

- Sie führt  zu niedrigeren Nettokosten der betrieblichen Ausbildung und damit zu 
einem höheren Lehrstellenangebot.64 

- Dabei werden alle Ausbildungsverhältnisse unabhängig davon gefördert,  wie 
hoch ihre Kosten und die von ihnen zu erwartenden Erlöse sind und welche 
Chancen sie den Ausgebildeten für ihr späteres Erwerbsleben eröffnen. 

Als Alternative zu einer im Gesetz geregelten allgemeinen Ausbildungsumlage 
wurde eine tarifvertraglich  ausgehandelte  Umlagefinanzierung  der Dualen Ausbil-
dung vorgeschlagen65 und in der Bauindustrie auch realisiert. Den Vorteil dieser 
„Verhandlungslösung" sehe ich darin, daß dabei die Förderung von Ausbildungs-
verhältnissen und Berufen, bei denen in vielen Fällen später keine oder nur sehr 
niedrige Erlöse realisiert werden können, weil die Absolventen in fachfremde 
Hilfsarbeitertätigkeiten  wechseln (müssen), wesentlich unwahrscheinlicher wird; 
es dürfte dann kaum (Beschäftigungs-)Betriebe geben, die zu einem Finanzie-
rungsbeitrag bereit sind. 

c) Höhere  staatliche  Zuschüsse 

Der Staat trägt die Kosten der Berufsschulen und leistet Zuschüsse zu überbe-
trieblichen Ausbildungsstätten.66 Demgegenüber wird gefordert,  daß die öffentli-
che Hand sich stärker an den Kosten der betrieblichen Ausbildung, die sich nicht 
am Arbeitsplatz,  sondern in 

- überbetrieblichen Ausbildungsstätten 

- Lehrwerkstätten und -labors der Betriebe 

- innerbetrieblichem Unterricht 

6 3 Die Berufsbildungsabgabe sollte nur bei einem Ausbildungsplatzmangel in Form einer 
Steuer von 0,25 v.H. auf die gesamten Lohnzahlungen der Unternehmen erhoben werden und 
den Betrieben zufließen, die zusätzliche  Ausbildungsstellen  anbieten. Eine allgemeine Aus-
bildungsumlage könnte jedoch auch fortwährend  erhoben werden, und es könnte für alle Aus-
bildungsplätze ein Finanzierungsbeitrag geleistet werden. Gleichermaßen könnte eine Um-
lage nur bei Betrieben mit unterdurchschnittlicher Auszubildendenzahl erhoben werden und 
Betrieben mit überdurchschnittlicher Auszubildendenzahl zufließen. 

64 Kempfi  1985) macht allerdings deutlich, daß durch die Androhung der Berufsbildungs-
abgabe 1976-1980 keine zusätzlichen, sondern eher weniger Ausbildungsstellen angeboten 
wurden. 

65 Vgl. Sadowski  (1981b) und zur Übersicht Kempfi  1985), S. 272 ff. 
6 6 Deren Kosten tragen neben der Arbeitsverwaltung Kammern, Kreishandwerkschaften 

und Innungen. Vgl. Kath  (1981) und Maier  (1986), S. 9. 
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vollzieht, beteiligen sollte. Damit ließen sich auf der einen Seite die Qualität der 
Dualen Ausbildung in einer Reihe von Berufen verbessern und auf der anderen 
Seite die sehr hohen betrieblichen Kosten bestimmter Ausbildungsgänge reduzie-
ren. 

2. Auswirkungen der Maßnahmen vor dem Hintergrund 
des Modells und der empirischen Ergebnisse 

a) Berufe  mit  schlechten  Arbeitsmarktchancen 

Es handelt sich vor allem um Berufe, wie Landwirt, Bäcker und Fleischer, Maler 
und Lackierer sowie Friseur, bei denen niedrige Bruttokosten und / oder hohe Pro-
duktionsbeiträge der Lehrlinge vermuten lassen, daß den meisten Betrieben durch 
die Lehre keine Kosten entstehen, und die weit „über Bedar f  ausgebildet werden 
(Tabelle l ) . 6 7 (Bei Frauen, die wir in einem analogen Datensatz untersucht haben, 
lassen sich „Ausbildung über Bedar f ,  niedrige Ausbildungskosten und schlechte 
Arbeitsmarktchancen vor allem für die Berufe Friseurin, Apotheken- und Arzthel-
ferin und Verkäuferin  im Nahrungsmittelhandwerk beobachten.68) 

Durch Deregulierung  würden die betrieblichen Bruttokosten noch sinken, so 
daß die Beteiligung an der Dualen Ausbildung für mehr Betriebe lohnen und das 
Lehrstellenangebot steigen würde. Damit wären aus meiner Sicht zwei Gefahren 
verbunden: 

- ein gleichzeitiges Sinken der Ausbildungsqualität 

- eine noch stärkere Entkoppelung der Ausbildung und der späteren Beschäf-
tigungsmöglichkeiten in diesen Berufen. 

Wie verschiedene empirische Ergebnisse belegen, kann die Qualität  der  Berufs-
ausbildung  nicht unabhängig von ihren Kosten gesehen werden. Dies zeigt die 
Untersuchung der Sachverständigenkommission in Kombination mit der Kosten-
Untersuchung des BIBB von 1980.69 Von niedrigen Kosten und einer geringen 

6 7 Dies belegen die Kosten-Untersuchungen des BIBB 1980 und 1991. Für das Nichtent-
stehen von (Opportunitäts-)Kosten spricht auch, daß in diesen Ausbildungsberufen (mit Aus-
nahme von Friseuren) die Produktionsbeiträge der Lehrlinge um 30 - 85 % über den Ausbil-
dungsvergütungen liegen. 

6 8 Vergleichsweise hohe Brutto- und Nettokosten hat das BIBB nur für die Ausbildung 
von Arzthelferinnen  ermittelt. Allerdings dürften hier die Opportunitätskosten deutlich nied-
riger liegen, nicht zuletzt weil die Stundensätze der ausbildenden Ärzte hoch sind. 

6 9 Die Sachverständigenkommission  (1974) hat aufbauend auf einem inputbezogenen 
Qualitätsmodell repräsentative Ergebnisse für die Ausbildungsqualität (Q) in den elf am 
stärksten besetzten Ausbildungsberufen ermittelt. Sie sind mit den Bruttokosten (KB) 
bzw. den Nettokosten (KN) dieser Berufe aus der BIBB-Untersuchung deutlich korreliert 
( r Q , K B = 0 , 5 9 ; r Q ) K N = 0,75). Zudem hat die Kommission für jeden der 11 Ausbildungsbe-
rufe getestet, ob die Qualität der Berufsausbildung eine signifikante Kosteneinflußgröße ist; 
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Qualität der Lehre ist vor allem in den in diesem Abschnitt betrachteten Berufen 
auszugehen, die überwiegend in Kleinbetrieben und kleineren Mittelbetrieben aus-
gebildet werden. Hier werden Vorschriften  des Berufsbildungs- und des Jugendar-
beitsschutzgesetzes häufiger verletzt,70 was sich u.a. darauf zurückführen  läßt, daß 
sich diese Betriebe in Branchen konzentrieren, in denen wechselnde Arbeitsstellen 
und/oder ein geringer Organisationsgrad der Tätigkeit Kontrollen erschweren 
(Nahrungsmittelgewerbe, Baugewerbe, Dienstleistungsbereich). Zudem weist die 
Kommission nach, daß die Qualität der Berufsausbildung in Betrieben mit weniger 
als 100 Beschäftigten deutlich geringer ist. In die gleiche Richtung weist eine 
Β IB Β-Befragung von 1985, bei der die Auszubildenden solcher Betriebe weit häu-
figer bemängelten, daß sie einerseits Überstunden machen und ausbildungsfremde 
Tätigkeiten verrichten müßten und als bill ige Arbeitskraft  ausgenutzt würden, und 
andererseits die Ausbildung ohne klaren Plan erfolge und nicht auf den Unterricht 
in der Berufsschule abgestimmt sei.71 Aus Sicht der Lehrlinge erhöht eine niedrige 
Ausbildungsqualität das Risiko, daß sie die Abschlußprüfung nicht bestehen, und 
vermindert ihre Chancen, im erlernten Berufsfeld  eine dauerhafte Beschäftigung 
zu finden und damit die Erlöse der Berufsausbildung zu realisieren. 

Die Gefahr einer noch stärkeren Entkoppelung  zwischen Ausbildung  und ad-
äquaten Beschäftigungsmöglichkeiten  tritt sowohl bei Deregulierung als auch bei 
einer Förderung des Lehrstellenangebots in diesen Berufen durch eine allgemeine 
Ausbildungsumlage  auf. Damit würde für die Berufsabsolventen das Risiko von 
Arbeitslosigkeit, das nach den Ergebnissen meines Datensatzes und der Untersu-
chung von Chaberny  (1986) sowohl unmittelbar nach der Lehre als auch im späte-
ren Erwerbsleben deutlich über dem Durchschnitt liegt, noch steigen. Zudem 
könnten noch mehr dieser Fachkräfte weder den erlernten Beruf noch eine ver-
wandte Tätigkeit ausüben, sondern müßten auf Stellen ohne Qualifikationsanforde-
rungen ausweichen. Dies würde ihre wenig guten Einkommensaussichten noch 
verschlechtern. 

An dieser Stelle möchte ich betonen, daß eine (zu) hohe Ausbildungsleistung in 
diesen Berufen Ergebnis des Lehrstellenangebots der Betriebe ist. Die Jugend-
lichen orientieren sich zunächst bei ihrem Berufs wünsch daran, inwieweit damit 
Chancen auf eine Lehrstelle verbunden sind. So nannten bei einer BIBB-Befra-
gung von Auszubildenden im zweiten Lehrjahr 45% als sehr wichtigen Grund für 
ihre Berufsentscheidung, „überhaupt einen Ausbildungsplatz" zu bekommen.72 

Zudem sind die Jugendlichen bereit, von ihrem Wunschberuf abzuweichen. Wie 
verschiedene Untersuchungen zeigen, werden sie vor allem dann konzessionsbe-

sie erhielt dabei für die Mehrzahl der Berufe statistisch gesicherte Kostenkoeffizienten.  Vgl. 
Sachverständigenkommission  (1974), S. 186 ff.  und 289 ff. 

7 0 Dies läßt sich an deutlich niedrigeren Werten des von der Sachverständigenkommission 
(1974) berechneten „Legalitätsindex" ablesen. 

71 Vgl. Hecker  (1989). 
7 2 Als wichtiger stuften die Auszubildenden nur noch ein, daß „mir der Beruf Spaß macht" 

(69 %) und daß „ich mich für den Beruf eigne" (51 %). Vgl. Hecker  (1989). 
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reit, wenn sich die allgemeine Versorgung mit Ausbildungsstellen verschlechtert 
- von Schulentlassenen 1977 erlernten 45% nicht ihren Wunschberuf,  während 
1983/84 bereits 53% der Bewerber auf einen anderen Beruf auswichen73 - und/ 
oder wenn sie persönlich vergeblich nach einer Lehrstelle gesucht haben.74 

Schließlich zeigen empirische Ergebnisse, daß die Berufswünsche der Jugendli-
chen „sich offenbar (bewußt oder unbewußt) mehr an derzeitigen und künftigen 
Arbeitsplatz- und Tätigkeitsstrukturen" 75 orientieren als das Angebot an Ausbil-
dungsstellen. 

Vor diesem Hintergrund halte ich es für wichtig, in Zeiten eines Lehrstellen-
mangels nicht gerade die Berufe durch Deregulierung und /oder eine allgemeine 
Ausbildungsumlage zu fördern,  die hinsichtlich der Beschäftigungsaussichten als 
„Risikoberufe" einzustufen sind und bei denen den (vom Auszubildenden zu tra-
genden) Kosten der Ausbildung häufig später keine entsprechenden Erlöse gegen-
überstehen, so daß kein gesamtwirtschaftlich optimales Ergebnis erreicht wird. 

b) Berufe  mit „Ausbildung  über  Bedarf"  und Fachkräftemangel 

Eine Reihe von Berufen, wie beispielsweise Maurer, Installateur, Elektriker und 
Werkzeugmacher, eröffnet  trotz „Ausbildung über Bedarf 4 gute Beschäftigungs-
und Einkommenschancen bei einem Verbleib im Ausbildungsbetrieb und in noch 
stärkerem Maße bei einem Betriebs Wechsel. Ihre Ausbildung verursacht deutlich 
höhere Nettokosten - rund 9 500 D M bei Installateuren, gut 12 000 D M bei Mau-
rern und 18 000 D M bei Werkzeugmachern 76 - als die anderer Handwerksberufe, 
so daß viele Ausbildungsbetriebe  einen Finanzierungsbeitrag  leisten müssen. 
Demgegenüber profitieren  die Beschäftigungsbetriebe  dieser Arbeitnehmer von 
der Berufsausbildung. Wie mein Datensatz und u.a. die Untersuchung von Cha-
berny (1986) belegen, beschäftigen sie die Ausgebildeten meist in verwandten 
Berufen, wo sie eine qualifizierte Tätigkeit ausüben und einen großen Teil der er-
lernten Kenntnisse und Fertigkeiten verwerten können. Gleichzeitig bieten sie den 
Fachkräften allgemein wettbewerbsfähigere  Arbeitsplätze als der Ausbildungsbe-
trieb, so daß diese Arbeitnehmer einen „Wechselgewinn" erzielen. Dies läßt sich 
daran ablesen, daß in all diesen Berufen nach einem Wechsel im Durchschnitt bes-
ser verdient wird, häufig weniger belastende Arbeitsbedingungen auftreten und die 
Beschäftigungssicherheit  größer ist .7 7 

73 Vgl. Schober  (1985), S. 254. 
7 4 Bei einer Untersuchung im Arbeitsamtsbezirk Hannover gaben von den „unversorgten" 

Jugendlichen 12 % nur einen Berufswunsch an, während es bei den „Versorgten" 40 % waren, 
und umgekehrt nannten 40 % der „unversorgten" Bewerber drei und mehr berufliche Alterna-
tiven gegenüber 12% bei den „Versorgten". (Als „unversorgt" wurden Bewerber eingestuft, 
die bis zum 31. Juli 1983 keine Lehrstelle gefunden hatten, und als „versorgt" Jugendliche, 
die bereits am 30. 4. 1983 eine Ausbildungsstelle hatten.) Vgl. Schober/Kling  (1984), S. 478. 

75 Tessaring  (1993), S. 143. 
76 Vgl. Noll  u.a. (1983), S. 90 f. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



Ausbildung über oder unter Bedarf' 143 

(Dies gilt in ähnlicher Weise für die überwiegend von Frauen ausgeübten Berufe 
Fachgehilfin in der Steuer- und Wirtschaftsberatung  und Büro- und Verwaltungs-
fachkraft.  Allerdings werden Büro- und Verwaltungsfachkräfte,  bei denen eben-
falls eine hohe Abwanderung stattfindet, nicht „über Bedar f  ausgebildet.) 

Da die Ausbildung zu externen  Erlösen  führt,  die den Beschäftigungsbetrieben 
zufließen, und dabei auch noch der Anstieg des Deckungsbeitrags durch die 
Humankapitalinvestition im Beschäftigungsbetrieb kleiner als im Ausbildungs-
betrieb sein kann, kommt es nicht  zum gesamtwirtschaftlich  besten Ergebnis.  Des-
halb halte ich für  solche Berufe  eine gezielte Ausbildungsumlage,  die die Ausbil-
dungsbetriebe entlastet und von den Beschäftigungsbetrieben getragen wird, für 
sinnvoll. Dadurch würde neben einer den Erlösen stärker entsprechenden Kosten-
verteilung ein höheres  Lehrstellenangebot  in Berufen mit relativ guten Arbeits-
marktchancen erreicht. 

Für die Entscheidung, welche  Ausbildungsberufe  in die Umlagenfinanzierung 
einbezogen werden sollten, stellt die Höhe der  Ausbildungskosten  einen ersten An-
satzpunkt dar. (Hier fehlt allerdings eine neuere Untersuchung berufsspezifischer 
Kosten, bei der zudem - wie bei der BIBB-Untersuchung von 1991 - zwischen 
Teil- und Vollkosten unterschieden werden sollte.) Zusätzlich sollten die mit den 
verschiedenen Berufen verknüpften  Beschäftigungs-  und Einkommensaussichten 
berücksichtigt werden und dazu Maßzahlen für das Arbeitslosigkeitsrisiko, die 
Verwertbarkeit der erlernten Kenntnisse und Fertigkeiten, die Gefahr eines „beruf-
lichen Abstiegs", die Einkommenshöhe (bei einem Verbleib im Ausbildungsberuf 
und bei einem Berufswechsel)  und die Zufriedenheit  mit der beruflichen Tätigkeit 
herangezogen werden.78 

Bei der Ausgestaltung  der Ausbildungsumlage knüpfe ich an die tarifvertraglich 
ausgehandelte  Umlagefinanzierung im Baugewerbe an, bei der alle Betriebe einen 
bestimmten v.H.-Satz ihrer Bruttolohnsumme bezahlen, von der die Ausbildungs-
vergütungen im ersten Lehrjahr sowie überbetriebliche Ausbildungsstätten finan-
ziert werden. Vor dem Hintergrund, daß sich die Finanzierungsbeiträge der Ausbil-
dungsbetriebe und vor allem die externen Erlöse der Dualen Ausbildung im 
Beschäftigungsbetrieb nicht messen lassen, bietet diese Lösung ein praktikables 
Konzept auch für eine gesetzliche Regelung.79 

7 7 Ergebnisse der Auswertung meines Datensatzes. Nur bei Maurern liegt das durch-
schnittliche Einkommen nach einem Berufswechsel niedriger, was aber durch weniger be-
lastende Arbeitsbedingungen (über-)kompensiert werden dürfte. 

7 8 Solche Maßzahlen werden vom IAB berechnet. Vgl. z. B. Chaberny  (1986). Zudem 
können dazu Auswertungen der Beschäftigtendatei für Ausbildungsabsolventen, die ebenfalls 
vom IAB erstellt wurden und die meinem Datensatz zugrundeliegen, genutzt werden. 

7 9 Das gilt für die Senkung der betrieblichen Kosten durch die Übernahme der Ausbil-
dungsvergütungen für das erste Lehrjahr sowie für die Finanzierung überbetrieblicher Ausbil-
dungsstätten. An der Bemessung der Umlage an der Lohnsumme bemängle ich dagegen, daß 
sie zu einer Umverteilung zwischen Betrieben mit hohen zu Betrieben mit niedrigen Löhnen 
führt,  die auch dann stattfindet, wenn jeder Betrieb seine Beschäftigten selbst ausbildet. Eine 
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Die Grenzen einer solchen tarifvertraglichen  Regelung zeigen sich darin, daß 
rund ein Drittel der im Baugewerbe Ausgebildeten fünf  Jahre später in anderen 
Branchen beschäftigt is t .8 0 Durch die Umlage werden nur unterdurchschnittlich 
ausbildende Betriebe im Baugewerbe zur Finanzierung herangezogen, aber bei den 
oben aufgezählten Berufen mit guten Beschäftigungsaussichten findet eine Ab-
wanderung auch zu Betrieben zahlreicher anderer Branchen81 statt. Nur mit einer 
allgemeinen gesetzlichen Regelung können diese Unternehmen zur Finanzierung 
der Berufsausbildung herangezogen werden und umgekehrt Betriebe, die dem 
Tarifvertrag  nicht angeschlossen sind, bei den Ausbildungskosten entlastet werden. 

Eine gezielte  Deregulierung  der Ausbildung für diese Berufe sehe ich als wenig 
erfolgversprechend an, weil damit eine deutliche Reduzierung der Nettokosten er-
reichbar sein müßte. Zunächst lassen sich die Bruttokosten so kaum abbauen, wenn 
die Ausbildung zum großen Teil am Arbeitsplatz stattfindet. Dies trifft  bei den hier 
betrachteten Berufen zumindest für im Handwerk Ausgebildete zu, die besonders 
häufig in meist größere Betriebe abwandern.82 Auch die Möglichkeiten, den Pro-
duktionsbeitrag der Lehrlinge durch Deregulierung deutlich zu erhöhen, sind be-
grenzt, wenn man von einer drastischen Reduzierung des Berufsschulunterrichts 
absieht, die sich wohl kaum ohne Einbußen bei der Ausbildungsqualität bewerk-
stelligen ließe. 

Mehr überbetriebliche Ausbildungsstätten sehe ich als Möglichkeit, die Qualität 
der Berufsausbildung in diesen Berufen zu erhöhen und damit die Arbeitsmarkt-
chancen der Ausgebildeten noch zu verbessern. Allerdings halte ich dazu keine  hö-
heren  staatlichen  Zuschüsse  für erforderlich,  sondern schlage die Finanzierung im 
Rahmen der Ausbildungsumlage für diese Berufe vor. 

c) Berufe  mit „ Ausbildung  unter  Bedarf " und guten  Arbeitsmarktchancen 

Eine Reihe von vor allem in (größeren) Industriebetrieben bzw. Dienstleistungs-
unternehmen ausgebildeter technischer Berufe, wie Dreher, Industriemechaniker 
und -schlosser sowie Chemielaborant, und kaufmännischer Berufe, wie Datenver-
arbeitungs-, Bank- und Versicherungskaufmann,  eröffnen  gute Chancen für das 

Alternative sehe ich in einem festen Betrag für jeden „zu wenig" ausgebildeten Lehrling (ge-
messen an der durchschnittlichen Auszubildenden-Beschäftigten-Relation). 

8 0 18,9 % der männlichen Ausbildungsabsolventen meines Datensatzes wurden im Bau-
gewerbe ausgebildet, während der Anteil der 5 Jahre später dort Beschäftigten nur 12,1% 
betrug. Bei den Branchen lege ich die 26 Wirtschaftsbereiche  in der Abgrenzung von BIBB 
und IAB zugrunde. 

8 1 Vor allem Energieversorgung, Chemieindustrie, Stahl- und Maschinenbau, Fahrzeug-
bau, Elektrotechnik, Bundesbahn und Bundespost. 

8 2 Bei Frauen gilt das ähnlich für im Bereich der Freien Berufe ausgebildeten Fachgehil-
finnen für die Steuer- und Wirtschaftsberatung  sowie für im Handwerk ausgebildeten Büro-
fachkräfte. 
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spätere Arbeitsleben.83 Die Zahl der hier Ausgebildeten liegt unter der der später 
Beschäftigten 84, und die qualitativ hochwertige Ausbildung erfordert  einen sehr 
hohen Finanzierungsbeitrag der Betriebe.85 

Deshalb wird teilweise gefordert,  die hohen betrieblichen Kosten durch staatli-
che Zuschüsse  für die nicht am Arbeitsplatz, sondern in Lehrwerkstätten, Lehrla-
bors oder in innerbetrieblichem Unterricht stattfindende Ausbildung zu reduzieren. 
Dabei wird auf die hohe Qualität dieser Form der beruflichen Bildung hingewie-
sen, die durchaus eine Alternative zu einem Studium darstelle. Bei Fachhochschu-
len und Universitäten trage der Staat die Kosten vollständig. 

Dem ist entgegenzuhalten, daß dann der Staat auch direkten Einfluß auf die im 
Betrieb vermittelten Inhalte haben müßte, was sicher nicht im Interesse der Unter-
nehmen läge. Entscheidender ist jedoch, daß den Finanzierungsbeiträgen dieser 
meist größeren Betriebe entsprechend hohe Erlöse gegenüberstehen, nicht zuletzt 
weil während der Dualen Ausbildung auch betriebsspezifische Kenntnisse und 
Fertigkeiten vermittelt und Informationen über die fachliche und soziale Qualifika-
tion der zukünftigen Mitarbeiter und ihre Eignung für bestimmte Arbeitsplätze 
gewonnen werden. Zudem können auch die Transaktionskosten für die Einstellung 
und Beschäftigung anderer Arbeitnehmer sinken, wenn das Unternehmen durch 
eine qualitativ hochwertige Ausbildung seine Reputation als Arbeitgeber ver-
bessert. 

Daß diese Unternehmen ihr Lehrstellenangebot nicht ausweiten bzw. bei ungün-
stiger Konjunkturentwicklung reduzieren, hat andere Gründe. Auf der einen Seite 
müssen die Betriebe bei steigender Unsicherheit über ihren zukünftigen Fachkräf-
tebedarf  befürchten, daß sie bei zu hoher Ausbildungsleistung einem Teil ihrer Ab-
solventen später keinen adäquaten Arbeitsplatz bieten können. Damit stünden nicht 
nur den hohen Kosten dieser Ausgebildeten keine entsprechenden Erlöse gegen-
über, sondern eine NichtÜbernahme von Berufsabsolventen würde - nicht zuletzt 
wegen des hohen Anteils von Mitarbeiterkindern - den Betriebsfrieden  belasten 
und dem Ruf des Unternehmens als guter Ausbildungsbetrieb und Arbeitgeber 
schaden. 

Au f der anderen Seite müßten die Unternehmen bei einer allgemeinen Auswei-
tung des Angebots solcher Ausbildungsplätze in Zeiten eines Lehrlingsmangels 
damit rechnen, nicht ausreichnd viele aus ihrer Sicht geeignete Bewerber zu fin-
den. Denn für Jugendliche mit Abitur oder Fachhochschulreife stellen solche Lehr-

8 3 Das gilt auch für im Öffentlichen  Bereich ausgebildete technische und kaufmännische 
Berufe, wie Fernmeldehandwerker oder Sozialversicherungsfachangestellter,  die ebenfalls 
mit Nettoausbildungskosten von 25 200 DM bzw. 21 500 DM verbunden sind. 

8 4 Teilweise wird nur wenig „unter Bedarf'  ausgebildet, und bei Bank- und Versicherungs-
kaufleuten entspricht die Ausbildungsleistung in etwa dem Bedarf. 

8 5 So verursachte 1980 beispielsweise die Ausbildung zum Dreher Nettokosten von 
25 000 DM, die zum Chemielaborant 21 900 DM, die zum Betriebsschlosser 19900 DM und 
die zum Bankkaufmann 16400 DM. 

10 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 262 
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stellen nur dann (dauerhaft)  eine Alternative zu einem Studium dar, wenn sie weit-
gehend gleiche Aufstiegs- und Einkommenschancen eröffnen,  d. h., die Unterneh-
men bestimmte Arbeitsplätze nicht nahezu ausschließlich mit Fachhochschul- und 
Universitätsabsolventen besetzen. Hier sollte „eine Verbesserung der Attraktivität 
der dualen Ausbildung [ . . . ] vor allem im Beschäftigungssystem ansetzen."86 

V. Thesenartige Zusammenfassung 

• Die empirisch schon seit langem beobachtete Diskrepanz zwischen der beruf-
lichen Struktur des Ausbildungssystems und des Beschäftigungssystems 
(Tabelle 1) läßt sich auf rationales Verhalten der Betriebe und der Auszubildenden 
zurückführen;  dies geschieht mit einem transaktionskostentheoretisch erweiter-
ten Humankapitalansatz, der auf segmentierte Arbeitsmärkte angewandt wird. 

• Dazu, daß in einer Vielzahl von Berufen die Zahl der Lehrlinge die der später 
Beschäftigten bei weitem übersteigt („Ausbildung über Bedar f )  und in anderen 
Berufen „zu wenig" ausgebildet wird, kommt es, weil dauerhaft  berufsspezifi-
sche und betriebsspezifische Unterschiede bei den Kosten und Erlösen der Aus-
bildung auftreten. Sie lassen sich vor dem Hintergrund der Annahmen des 
Transaktionskostenansatzes - begrenzte Rationalität, Opportunismus, Unsicher-
heit und spezifische Ressourcennutzung - vor allem auf Unterschiede der Unter-
nehmen hinsichtlich Größe, Leistungserstellungsprozeß und Kommunikations-
struktur und damit hinsichtlich der Bedeutung von betriebsspezifischem Human-
kapital und dauerhaften ΒeschäftigungsVerhältnissen zurückführen. 

• „Ausbildung über oder unter Bedar f  kann zudem nicht losgelöst von der zwi-
schen- und innerbetrieblichen Segmentation des bundesdeutschen Arbeitsmark-
tes gesehen werden, denn das empirisch beobachtbare Attraktivitätsgefälle zwi-
schen verschiedenen Teilarbeitsmärkten führt  zu einem veränderten Entschei-
dungskalkül der Jugendlichen: Bei einer Lehre spielt nicht mehr nur eine Rolle, 
ob die Berufsausbildung selbst zu Erlösen führt,  sondern auch, ob sie die Chan-
cen für den Zutritt zu attraktiveren Teilarbeitsmärkten verbessert. Die Folge ist, 
daß einzelwirtschaftlich rationales Verhalten nicht zum gesamtwirtschaftlich be-
sten Ergebnis führen muß. 

• M i t der Höhe der Ausbildungskosten und „Ausbildung über oder unter Bedar f 
ist eng verknüpft, daß die verschiedenen Berufe ganz unterschiedliche Chancen 
für das spätere Erwerbsleben eröffnen.  Dabei ergeben sich vier „Arten" von Be-
rufen (Tabelle 3): 

- Berufe, bei denen die Lehre aus Sicht der Betriebe keine (oder sogar negative) 
Nettokosten verursacht, so daß sie losgelöst von späteren Beschäftigungsmög-

86 Tessaring  (1993), S. 158. 
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lichkeiten „unter Bedar f  ausgebildet werden. Entsprechend ist bei diesen Beru-
fen das Risiko späterer Arbeitslosigkeit und / oder des „Abstiegs" in eine Hilfs-
arbeitertätigkeit hoch. 

- Berufe, bei denen zumindest zusätzliche Lehrstellen einen Finanzierungsbeitrag 
der Betriebe erfordern,  so daß sie bei hoher Abwanderung in größere Betriebe, 
die neben zum Teil höheren Einkommen vor allem mehr ΒeschäftigungsSicher-
heit bieten können, trotz „Ausbildung über Bedarf'  ein Fachkräftemangel auf-
treten kann. Diese Berufe bieten gute Aussichten auf eine ausbildungsadäquate 
Beschäftigung und mittlere Einkommen. 

- Berufe, die mit hohen Kosten „unter Bedar f  ausgebildet werden und vor allem 
in Großbetrieben mit betriebsinternem Segment anzutreffen  sind. Sie eröffnen 
gute Chancen auf Dauerarbeitsplätze mit Weiterbildungs- und Aufstiegsmög-
lichkeiten und vergleichsweise hohe Einkommen. 

- „Aufnahmeberufe",  die zuviel Ausgebildeten anderer Berufe und auch beruflich 
nicht Qualifizierten offenstehen  und vor allem in Betrieben mit ausgeprägtem 
externen Segment vorkommen. Trotz „Ausbildung unter Bedar f ,  die ohne 
Kostenbeteiligung der Betriebe erfolgt,  bieten sie ihren Beschäftigten schlechte 
Arbeitsmarktchancen. 

• In der Realität lassen sich große berufsspezifische  Kostenunterschiede beobach-
ten, die in engem Zusammenhang mit der Größe der Ausbildungsbetriebe ste-
hen. Vor allem wenn man auf am Opportunitätskostenkonzept orientierte Teil-
kosten zurückgreift,  wird deutlich, daß bei vielen Ausbildungsverhältnissen 
die Betriebe keinen oder zumindest keinen bedeutsamen Finanzierungsbeitrag 
leisten. 

• Die empirischen Ergebnisse bestätigen, daß die Höhe der Ausbildungskosten 
und damit der Finanzierungsbeitrag der Betriebe eine wesentliche Rolle für die 
Arbeitsmarktchancen der Ausgebildeten spielen: Es zeigt sich ein enger Zusam-
menhang zwischen niedrigen Kosten in einem Ausbildungsberuf  und einem ho-
hen Arbeitslosigkeitsrisiko, einem hohen Anteil von später als Hilfsarbeiter  Be-
schäftigten sowie einem niedrigen Einkommen. 

• M i t einer Faktorenanalyse (Tabelle 7), die verschiedene Mobilitätsformen 
(Wechsel von Beruf,  Betrieb, Wirtschaftsgruppe  und in eine unqualifizierte Tä-
tigkeit) und Gründe für einen Berufswechsel zum Gegenstand hat, lassen sich 
verschiedene Formen des Berufswechsels herausarbeiten, die mit den „Arten" 
von Berufen im theoretischen Teil korrespondieren: 

- Berufe mit niedrigen Ausbildungskosten, bei denen ein Wechsel überdurch-
schnittlich häufig mit dem Wechsel in eine Hilfsarbeitertätigkeit  kurz nach dem 
Lehrabschluß verbunden ist. 

- Berufe, bei denen die Auszubildenden in Branchen mit besseren Einkommens-
chancen abwandern, obwohl bei einem Verbleib im Ausbildungsberuf  die erwor-
bene Qualifikation in hohem Maße verwertbar ist. 

10* 
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- Teuer ausgebildete Berufe, bei denen die Absolventen meist nur wechseln, wenn 
sie sich davon eine Verbesserung ihrer beruflichen Situation versprechen und/ 
oder die neue Tätigkeit mehr ihren persönlichen Interessen entgegenkommt.87 

• Vor diesem Hintergrund sind wirtschaftspolitische Maßnahmen abzulehnen, die 
pauschal auf die Förderung eines höheren Lehrstellenangebots abzielen. 

• Dadurch würden vor allem Berufe gefördert,  bei denen schon heute die Berufs-
ausbildung losgelöst von adäquaten Beschäftigungsmöglichkeiten erfolgt,  so 
daß sie häufig unmittelbar oder über den Umweg einer Hilfsarbeitertätigkeit  zu 
Arbeitslosigkeit bzw. Nichterwerbstätigkeit führen. Neben Berufen, wie Land-
wirt, Bäcker, Fleischer, Maler und Lackierer, gilt das vor allem für typische 
Frauenberufe,  wie Friseurin, Apotheken- und Arzthelferin  und Verkäuferin  im 
Nahrungsmittelgewerbe. Die hohe Ausbildungsleistung hier ist nicht darauf zu-
rückzuführen, daß die Jugendlichen auf bestimmte „Modeberufe fixiert 4 ' sind, 
sondern daß Lehrstellen in anderen Berufen fehlen. 

• Für diese Berufe ist sowohl eine Deregulierung der Ausbildung, die vor allem 
auf (noch) höhere Produktionsbeiträge der Lehrlinge abzielt, als auch eine För-
derung des Lehrstellenangebots durch eine allgemeine Ausbildungsumlage ab-
zulehnen. Sie würde die Diskrepanzen zwischen beruflicher  Struktur von Aus-
bildungsstellen und Arbeitsplätzen vergrößern und damit die Arbeitsmarktchan-
cen für diese Fachkräfte weiter verschlechtern. 

• Dagegen sollten Berufe, bei denen trotz „Ausbildung über Bedarf 4 ein Fachkräf-
temangel auftritt,  weil eine starke Abwanderung in meist unqualifizierte Tätig-
keiten in größeren Betrieben stattfindet, durch eine berufsspezifische  Ausbil-
dungsumlage  gefördert  werden. Kriterium für eine Förderung sollten die späte-
ren Berufsaussichten sein, die sich an Merkmalen, wie Arbeitslosigkeit unmit-
telbar nach der Lehre und berufsspezifischen  Arbeitslosenquoten, der 
Verwertbarkeit der beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten und dem Anteil der 
als Hilfsarbeiter  Beschäftigten sowie den Weiterbildungs- und Einkommensaus-
sichten, festmachen lassen; Anhaltspunkte können auch die berufsspezifischen 
Ausbildungskosten geben. Auch wenn hier weiterer Forschungsbedarf  besteht, 
so lassen sich Ausbildungsberufe,  wie Elektriker, Installateur, Maurer und Werk-
zeugmacher, nennen und bei Frauen Fachgehilfin in der Steuer- und Wirtschafts-
prüfung und Büro- und Verwaltungsfachkraft. 88 

• Eine solche Umlage läßt sich damit begründen, daß Finanzierungsbeiträgen 
der Ausbildungsbetriebe externe Erlöse der Beschäftigungsbetriebe gegenüber-
stehen. Dabei spricht für eine gesetzliche Lösung, daß nur so die branchenüber-

8 7 Auf einen Wechsel, weil die Absolventen in ihrem Ausbildungsberuf  keine Stelle ge-
funden haben, bzw. Berufe, die die „zuviel" Ausgebildeten anderer Berufe „aufnehmen", ge-
he ich nicht mehr ein. 

8 8 Bei Büro- und Verwaltungskräften  wird trotz Abwanderung (und trotz einer sehr hohen 
Lehrstellennachfrage)  etwas „unter Bedarf  ausgebildet. 
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greifende Mobil ität berücksichtigt werden kann, während die tarifvertragliche 
Regelung im Baugewerbe Anhaltspunkte für die Ausgestaltung der Umlage (Er-
stattung der AusbildungsVergütungen im ersten Lehrjahr, finanzielle Förderung 
von überbetrieblichen Ausbildungsstätten) geben kann. 

• Durch eine Deregulierung speziell in diesen Berufen ließe sich das Lehrstellen-
angebot nicht wesentlich erhöhen, weil die Ausbildung in kleineren Betrieben in 
hohem Maße am Arbeitsplatz stattfindet, so daß den Möglichkeiten zur Kosten-
senkung enge Grenzen gesetzt sind. Umgekehrt ließe sich der Produktionsbei-
trag der Lehrlinge nur durch deutlich weniger Berufsschulunterricht  wesentlich 
erhöhen, was zu Lasten der Ausbildungsqualität ginge. 

• Auch wenn eine Reihe überwiegend in größeren Industrie- und Dienstleistungs-
unternehmen leicht „unter Bedarf'  ausgebildeter Berufe gute Arbeitsmarktchan-
cen bieten, sind staatliche Zuschüsse zu den hohen betrieblichen Kosten der 
Ausbildung kein geeignetes Mittel, um das Lehrstellenangebot in diesen Beru-
fen zu erhöhen. Entscheidend ist dabei, daß den Finanzierungsbeiträgen der Un-
ternehmen entsprechende Erlöse durch die Ausbildung gegenüberstehen, die 
auch im Wegfall von Einarbeitungskosten und niedrigeren Transaktionskosten 
bestehen. Einem höheren Lehrstellenangebot steht vielmehr bei ungünstiger 
Konjunkturentwicklung die steigende Unsicherheit über den zukünftigen Be-
schäftigtenbedarf  entgegen und in Zeiten eines Lehrlingsmangels, daß viele 
Abiturienten eine Duale Ausbildung auch in diesen Berufen nicht als Alternative 
zu einem Studium ansehen. 

• M i t dem folgenden Zitat möchte ich meine wirtschaftspolitischen Vorschläge 
und zugleich mein Referat abschließen: „Das Postulat 'Eine Ausbildung ist bes-
ser als keine' (muß) ergänzt werden durch die Forderung, die Struktur der Aus-
bildung im Einklang mit den zu erwartenden Strukturen des Beschäftigungssy-
stems neu zu gestalten"89 - oder zumindest zu fördern. 
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Mehr Zukunftsfähigkeit  durch ein neues Verhältnis 
des Staates zu Bildung und Wissenschaft 

Von Ulrich  van Lith,  Mülheim a. d. Ruhr 

Abstract 

Die volkswirtschaftlichen Humankapitalbestände unterliegen heute durch die sprunghaft 
gestiegene Globalisierung der Märkte und rapide technische Entwicklung in nahezu allen 
Segmenten einer beschleunigten wirtschaftlichen Obsoleszenz. Für die Bildungs- und Wis-
senschaftssysteme ist dies eine Herausforderung.  Sie rücken ins Zentrum langfristiger  Wirt-
schafts- und Standortsicherungspolitik. Mehr als je zuvor kommt es für sie auf die Informa-
tionen schaffende  und verarbeitende Kraft  an und auf die Fähigkeit, unter Unsicherheit ge-
wonnene Informationen über die vielfältigen Anlagen, Begabungen und Neigungen der Men-
schen, über die Eignung von Lehr- und wissenschaftlichen Kräften, Hilfsmitteln und 
Lehrmethoden sowie über die sich beschleunigt wandelnden Anforderungen  der Wirtschaft 
in Leistungsprozesse steuernde Entscheidungen zügig umzusetzen. Der Staat, seine Schulen 
und Universitäten tun sich schwer, diesen Anforderungen  zu entsprechen. Denn das für die 
Steuerung der Bildungs- und Erkenntnisproduktion erforderliche  Wissen hat die Eigenschaf-
ten von Marktwissen und erfordert  eine entsprechende institutionelle Ausgestaltung des 
Systems, i. e. Einrichtung des Wettbewerbs als institutionelles Entdeckungsverfahren  von 
Bildungs- und Wissenschaftszielen, von Mitteln und Methoden. Sollen Motivationen erzeugt, 
Leistungsreserven und innovative Kräfte des Bildungs- und Wissenschaftssystems mobilisiert 
und kreative Antworten auf die Herausforderungen  vor Ort, im regionalen und internationa-
len Kontext geben werden, so setzt das „Bildungs- und Wissenschaftsunternehmertum"  und 
damit eine neue Leitidee voraus, deren Kern die Trennung von Staat und Bildungs- bzw. 
Erkenntnisproduktion, die Beschränkung des Staates auf die ordnungsgebende Funktion ist 
sowie die Aufsicht des Staates über Schulen und Universitäten, sofern er selbst bzw. die 
Kommune Eigner dieser eigenständigen Einrichtungen ist. Die Bedingungen dieser Trennung 
und neuen Aufgabenverteilung werden beschrieben und praktische Maßnahmen für eine 
schrittweise Verwirklichung angeregt. 
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160 Ulrich van Lith 

I. Neue Herausforderungen  an Bildung und Wissenschaft 

1. Die zunehmende Bedeutung des Bildungs- und Wissenschaftssystems 
im Vergleich zum Humankapitalbestand 

Bildung und Wissenschaft waren stets eine grundlegende Voraussetzung für die 
wirtschaftliche, gesellschaftliche und kulturelle Entwicklung eines Landes. Das 
gilt bekanntlich besonders für Deutschland, das im wesentlichen von den Anlagen, 
Begabungen, Fähigkeiten und schließlich der Leistung seiner Arbeitskräfte  ab-
hängt. Heute rücken Bildung und Wissenschaft aus verschiedenen Gründen noch 
stärker in den Vordergrund der Politik und werden zu einer strategischen Größe der 
Zukunftssicherung. Dabei ist eine Akzentverschiebung zu beobachten: Bisher 
stand das Humankapital, etwa statistisch die Zahl der ausgebildeten und hochquali-
fizierten Arbeitskräfte  einer Wirtschaft,  also der Bestand an Humankapital bzw. 
-vermögen und seine Struktur im Vordergrund der Politik. Derartige Größen waren 
bzw. sind Gegenstand internationaler Vergleiche und volkswirtschaftlichen Kon-
kurrenzdenkens. Heute und in Zukunft kommt es weniger auf diesen Bestand an 
Human vermögen an1 - so wichtig er auch ist - , als vielmehr entscheidend auf die 
Eigenschaften, die Qualität, die Leistungsfähigkeit, Flexibilität und Innovations-
kraft  des Bildungs- und Wissenschaftssystems. 

Bildungssysteme müssen heute in der Lage sein, die sich schnell wandelnden 
Bildungs- und Qualifikationsanforderungen  von Wirtschaft,  Gesellschaft und Staat 
ebenso zu identifizieren wie die möglicherweise relativ stabilen Grundanforderun-
gen, die das gesellschaftliche und wirtschaftliche Leben an das einzelne Mitglied 
der Gesellschaft stellt. Sie müssen in der Lage sein, diese Anforderungen  in ent-
sprechende Bildungsinhalte und Qualifikationsmaßnahmen flexibel umzusetzen, 
die für die Bildungsziele und -maßnahmen geeigneten und gewillten Personen aus-

1 Es liegen allerdings wenig Erkenntnisse darüber vor, inwieweit durch einen gegebenen 
Bestand an Humankapital Wissen und Fertigkeiten in der Praxis funktional, d. h. ohne for-
male, schulische oder sonst geplante bzw. intendierte betriebliche Bildungsprozesse tradiert 
und den neuen Anforderungen  in Wirtschaft  und Praxis angepaßt werden und welchen Bei-
trag Schule, Hochschule, betriebliche Aus- und Weiterbildung dazu beitragen. Dominieren 
letztere, so sind daraus auch besondere Folgerungen für die Verbreitung von Wissen und Fer-
tigkeiten in der Praxis zu ziehen. In diesem Zusammenhang ist u. a. die Dualität der Berufs-
ausbildung und die Bedeutung des praktischen Teils dieser Ausbildung, die Integration und 
Ansiedlung von Formen des Lernens in oder nahe bei den betrieblichen Leistungsprozessen, 
die Rolle der Berufsakademien und der geforderte  verstärkte Personalaustausch zwischen 
Praxis und Wissenschaft zu sehen, also das Bündel von Maßnahmen, die das Lernen am Ar-
beitsplatz und das Vermitteln von Kenntnissen und Fertigkeiten im Betrieb fördern.  Das ist 
insofern wichtig zu vermerken, als diese Maßnahmen in der Regel (je nach Bedingungen der 
Leistungsprozesse in den einzelnen Betrieben und Wirtschaftszweigen) auch noch kostengün-
stiger und leichter finanzierbar  sind. In der Bundesrepublik Deutschland wirkt aber der Null-
tarif  der allgemeinbildenden Schulen oberhalb der Schulpflicht und der der Hochschulen und 
Universitäten strukturverzerrend:  Der Schul- und Hochschulsektor ist zu stark, die betriebli-
che und betriebsnahe Ausbildung zu schwach ausgeprägt. Das Meister-BAföG schafft  hier 
lediglich einen geringen Ausgleich. 
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findig zu machen (zu selektieren), die von ihnen gewünschten und nachgefragten 
Inhalte und Maßnahmen anbieten und sie eigenverantwortlich mit ihnen umsetzen. 
Dabei muß das System schließlich auch in der Lage sein, nicht nur auf Bildungs-
und Qualifikationsanforderungen  von Wirtschaft,  Staat und Gesellschaft zu reagie-
ren, sondern selbst Bildungsinhalte und Qualifikationen zu entwickeln und zu ver-
mitteln, die von diesen aus welchen Gründen auch immer nicht erkannt werden, 
die aber in ihnen spontane Verbreitung finden, weil sie als Innovationen latent vor-
handene Anforderungen  erfüllen. 

Ähnliches gilt für das Wissenschaftssystem bzw. dem hier zu behandelnden Teil 
von ihm, den wissenschaftlichen Hochschulen und Universitäten: Sie werden sich 
daran messen lassen müssen, inwieweit sie, ihre Fakultäten, einzelnen Forscher 
und akademischen Lehrer fähig sind, bestehende Forschungsbedarfe  der internatio-
nalen Wissenschaft oder extern in Verwaltung, Wirtschaft  und Gesellschaft existie-
rende wissenschaftliche Fragestellungen zu identifizieren und in Forschung sowie 
daraus fließende wissenschaftliche Lehre möglichst effizient  umzusetzen. Dabei 
heißt effizient,  die knappen verfügbaren  Ressourcen so einzusetzen, daß unter 
Berücksichtigung der internationalen Arbeitsteilung der Wissenschaft größtmög-
licher Erkenntnis- und anwendungsbezogener Problemlösungsfortschritt  erzielt 
wird. 

2. Gründe für die Akzentverschiebung und die wachsende Bedeutung 
der institutionellen Eigenschaften des Bildungs- und Wissenschaftssystems 

Weshalb die Leistungsfähigkeit des Bildungs- und Wissenschaftssystems heute 
zu einem erstrangigen Wettbewerbsfaktor 2 und strategischen Element langfristiger, 
nachhaltiger Entwicklung geworden ist, liegt in folgenden zu beobachtenden Ten-
denzen und Sachverhalten begründet: 

(1) Der grenzüberschreitende Handel mit herkömmlichen Gütern wächst weltweit 
zügig weiter. Überproportional wächst dabei der Handel mit Dienstleistungen, 
speziell mit anspruchsvollen Dienstleistungen, wie Planungs-, Ingenieur-, wis-
senschaftliche Leistungen, Erfindungen u. ä. Gleichzeitig ist ein beachtlicher 
Anstieg der internationalen Mobilität des Realkapitals und der Arbeitskräfte 
zu beobachten. Unternehmen suchen international teils hektisch nach kosten-
und marktstrategisch günstigeren Standorten, Arbeitsmärkte geraten durch 
grenzüberschreitende Migration unter Druck. Der internationale Wettbewerb 
nimmt folglich auf allen Märkten mit besonderer Heftigkeit zu. Von ihm sind 
längst auch mittelständische Unternehmen erfaßt.  Deutschland ist dabei in 
besonderem Maß dem Niedriglohndruck qualifizierter  und hochqualifizierter 
Arbeitskräfte  und bestimmten Standortvorteilen seiner östlichen Nachbarlän-

2 Es ist deshalb abwegig, Schulen und Hochschulen als sogenannten „soft factor", weichen 
Standortfaktor  zu deklassieren. 

11 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 262 
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der ausgesetzt. Die unmittelbar einsichtige Folge davon ist, daß das Bildungs-
system in seiner Leistungsfähigkeit und Flexibilität besonders gefordert  wird, 
um auf die durch global verflochtene Märkte sich ständig und schneller wan-
delnden Anforderungen  an die Arbeitskräfte  reagieren und Qualität in Produk-
tion und Service gewährleisten zu können. 

(2) Die Lebensdauer der Produkte und Produktionsverfahren  hat stark abgenom-
men. Entsprechend gewinnt die Entwicklung neuer Produkte und Verfahren  an 
Bedeutung. Forschung und Entwicklung nehmen deshalb eine Schlüsselposi-
tion für die Zukunft einer Wirtschaft  wie die der Bundesrepublik Deutschland 
ein und werden bei aller Mobilität der Faktoren zusammen mit dem Bildungs-
system als Diffusions-  und Transfersystem neuer Erkenntnisse zu einem Fak-
tor, der in der Lage ist, mobile Faktoren langfristig zu binden. 

(3) Die Wirtschaft  ist durch die Globalisierung der Märkte und die durch Verkür-
zung der Lebensdauer von Produkten und Verfahren  zunehmenden Anforde-
rungen an Know how in wachsendem Maße darauf angewiesen, auch inter-
national die Ausbildungsstandards durchzusetzen, die sie braucht, um Quali-
tätsnormen und Qualitätssicherheit in der Produktion weltweit zu gewährlei-
sten. Das aber setzt voraus, daß die Wissenschaft und das Ausbildungssystem 
es den Unternehmen im Ausland ermöglichen, auf ausgebildetes Personal zu-
rückzugreifen,  das diese Standards erfüllt.  Das Bildungs- und Wissenschafts-
system sollte folglich so gestaltet sein, daß es die Betätigung von Unternehmen 
im Ausland und in anderen Kulturen unterstützt. 

(4) Die internationale Arbeitsteilung in Forschung und Entwicklung nimmt mit 
hoher Geschwindigkeit zu. Gleichzeitig stehen aufgrund der neuen Informa-
tions- und Telekommunikationstechnologien die Ergebnisse der Grundlagen-
forschung und der angewandten Forschung weltweit kostengünstig zur Ver-
fügung. 

(5) Die kostengünstige Verfügbarkeit  von neuen wissenschaftlichen und tech-
nischen Erkenntnissen an nahezu jedem beliebigen Ort versetzt ein Land aber 
noch nicht in die Lage, wissenschaftliche Erkenntnisse zu verwerten, sie in 
neue Produkte und Verfahren  umzusetzen oder weitere wissenschaftliche und 
technische Erkenntnisse zu erzeugen. Hierzu sind vielfältig gebildete und qua-
lifizierte Arbeitskräfte  und Wissenschaftler als komplementärer Faktor erfor-
derlich. 

Gerade Deutschland ist aus diesen Gründen darauf angewiesen, das zur For-
schung und Entwicklung komplementäre Humankapital permanent und möglichst 
schneller als seine Wettbewerber in der erforderlichen  Qualität und Quantität zu bil-
den. Nur so wird es seine Konkurrenzfähigkeit  langfristig und nachhaltig sichern 
können. Die Wettbewerbsfähigkeit  der deutschen Wirtschaft  wird also ganz ent-
scheidend davon abhängen, inwieweit es gelingt, das heute schon global zur Ver-
fügung stehende theoretische und technische Wissen durch Bildung, Ausbildung 
und wissenschaftliche Lehre möglichst effizient  in Humankapital umzusetzen. 
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Aus dem Gesagten folgt, daß die institutionelle Ausgestaltung des Bildungs-
und Wissenschaftssystems sowie die Leistungen dieses Systems stärker als früher 
in das Blickfeld der Wirtschaftspolitik rücken und dort einen Stellenwert erhalten, 
den sie bisher in dieser Qualität nicht inne hatten. Dies bedeutet keinesfalls, daß 
Bildung und Wissenschaft ausschließlich in den Dienst der Wirtschaft  genommen 
werden dürfen. Aber es ist doch anzunehmen, daß (a) wahrscheinlich die wichtig-
ste Position des Volksvermögens das Humankapital ist3 und (b) das Bildungs- und 
Wissenschaftssystem und seine Teile mit der Fähigkeit, Humankapital mehr oder 
weniger effizient  zu bilden, unmittelbar kaum einer ökonomischen Bewertung, 
geschweige einer Bewertung durch Märkte, i. e. durch die unterliegen, die ihre 
Leistungen unmittelbar als Schüler bzw. Schülerinnen (Eltern) bzw. Studierende 
oder mittelbar als Arbeitgeber in Anspruch nehmen. 

Für das Bildungs- und Wissenschaftssystem und die Humankapitalbildung in 
Deutschland bedeutet dies, daß ernsthaft  geprüft  werden muß, wie das System 
zukunftsträchtig gestaltet werden kann, welche Voraussetzungen zu schaffen  sind, 
um das System und seine Teile (Schulen, Universitäten, einzelne Studiengänge) 
einer verstärkten Bewertung ihrer Leistung zuzuführen und so zu verhindern, daß 
es ein Engpaß für die Entwicklung des Landes und seiner Wirtschaft  wird. 

I I . Paradigmenwechsel als Voraussetzung zur Bewältigung 
der neuen Herausforderungen 

Wie läßt sich ein zukunftsträchtiges Bildungs- und Wissenschaftssystem gestal-
ten, das den eingangs geschilderten Herausforderungen  gewachsen ist und die 
Bundesrepublik zu einem international attraktiven Bildungs-, Wissenschafts- und 
Kulturstandort macht, der durch seine Lebendigkeit, Kreativität und Offenheit 
nicht nur international Kapital anzieht, sondern auch Wissenschaftler und Studie-
rende? Wie lassen sich Eigenschaften stärken, wie mehr Präzision in der Identifi-
zierung von Bildungs- und ständig sich wandelnden Qualifikationsanforderungen 
in Wirtschaft  und Verwaltung, verbesserte, kompetitive Erwartungsbildung über 
zukünftige Anforderungen,  schnelleres Umsetzen dieser Anforderungen  in Bil-
dungs- und Ausbildungsinhalte, mehr Sorgfalt  und Verantwortlichkeit bei der 
Identifizierung von Begabungspotentialen (individuellen Anlagen, Fähigkeiten, 
Eignungen), mehr Effizienz  bei ihrer Förderung, bei den Bildungs- und Qualifi-
zierungsmaßnahmen sowie bei der Abstimmung von erwarteten Anforderungen 
des Arbeitsmarktes und den Bildungswünschen der Eltern, Studierenden, Aus-
und Weiterzubildenden? 

3 Wenn sie auch nach den Beschlüssen der Vereinten Nationen (1993) aus Praktikabilitäts-
gründen immer noch nicht in die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung (System of National 
Accounts) aufgenommen worden ist. Siehe Lützel,  H. (1993) sowie ders.  (o.J.). 

11* 
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1. Die Schwächen der staatlichen Schul- und Hochschulaufsicht 

Festzustellen ist, daß die bisherigen zahlreichen Bemühungen, das deutsche 
Bildungs- und Wissenschaftssystem in allen Bereichen international wettbewerbs-
fähig, attraktiv und den geschilderten Anforderungen  gewachsen zu machen, nicht 
reichen. Sie haben wenig Erfolg gezeigt. Die Gründe dafür liegen nicht in den 
Personen, den Lehrern, Professoren,  den Bediensteten der Kultus- und Wissen-
schaftsverwaltungen oder den Studierenden. Sie liegen vielmehr in den Institutio-
nen, den institutionellen Bedingungen, unter denen die verschiedenen Akteure 
handeln müssen. Diese Bedingungen lassen sich durch folgende Merkmale kenn-
zeichnen : 

(1) Der Staat (Land, vereinzelt der Bund) versteht seine Rolle als Bildungs- und 
Erkenntnisproduzent. Er entscheidet - zumindest haushaltsrechtlich - über 
Was, Wo, Wann unter welchen Bedingungen gelehrt wird und führt  die Schu-
len (organisatorisch zusammen mit den Kommunen) und die Hochschulen als 
unselbständige Anstalten des öffentlichen  Rechts, i. e. als Einrichtungen des 
Landes bzw. der Gemeinden und ihrer Verbände. 

(2) Als Bildungsproduzent und Träger der Wissenschaft führt  der Staat gleichzei-
tig die Aufsicht über die Schulen und Hochschulen und finanziert  diese (im 
Fall der Schulen gemeinsam mit den Kommunen). 

(3) Staat und Kommunen führen ihre Schulen und Hochschulen nach dem Prinzip 
der Einheitlichkeit von Leitung und Anweisung, also nach einem Grundsatz, 
der für reine hoheitliche Verwaltungsaufgaben entwickelt worden ist, nicht 
aber für Leistungsprozesse wie Bildung und Wissenschaft, die völlig andere 
Bedingungen erfordern,  vor allem ein hohes Maß an Freiraum4 und Verant-
wortlichkeit für das eigene Handeln. Der Freiraum für eigenverantwortliches 
Handeln wird aber um so bedeutender, je mehr die Anforderungen  an die Ent-
deckung von Begabungen, an die individuelle Förderung derselben, an die Ge-
winnung von Informationen über Bildungsziele und Qualifizierungswünsche 
wachsen und die Anforderungen  der Wirtschaft  und Verwaltung sich schneller 
verändern. 

(4) Der Staat hat ein weitgehendes Definitionsmonopol für Bildungsinhalte und 
ein Monopol für die Anerkennung von Studiengängen. Dies gilt auch für pri-
vate Schulen (Ersatzschulen) und Hochschulen. Die Entscheidungsprozesse 
über Bildungs- und Qualifizierungsinhalte,  über die Anerkennung von Stu-

4 Zwar werden speziell für die Universitäten und anderen wissenschaftlichen Hochschulen 
rechtlich Freiräume durch die in der Verfassung verankerte Wissenschaftsfreiheit  (individuel-
le Freiheit von Forschung und Lehre) gewährt und auch den Lehrern - wenn auch nicht ver-
fassungsrechtlich - pädagogische Freiheit mehr oder weniger zuerkannt. Aber die Eingriffe 
in diese (rechtlich) verbürgten Freiräume sind zahlreich und die Regulierungsdichte so groß, 
weil der Staat sich als Produzent für diese Einrichtungen unmittelbar verantwortlich fühlt 
und diese Einrichtungen nach den gleiche^ Prinzipien führt  wie die Verwaltungen des 
Rechtsstaates. 
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diengängen sind außerdem wegen der Verwaltungsstruktur (Entscheidungszen-
tralisierung, Hierarchisierung) sowie wegen der überzogenen Kollektivierung 
der Entscheidungen (Gruppenprinzip) langwierig. 

(5) Bildung und Wissenschaft als staatliche Veranstaltung (Bildungs- und 
Wissensproduktion) führen zu einer starken Verquickung von Politik, Schule 
und Universität, die den sachfremden Einfluß der Politik, des politischen Kräf-
tespiels und seiner Zufälligkeiten5 institutionalisiert und damit Bildung und 
Wissenschaft großen Schaden zufügt. Das hat besonders gravierende Folgen 
für die Finanzierung von Bildung und Wissenschaft. 

(6) Die Anstellung und Vergütung (Verbeamtung, mit dem Dienstalter zuneh-
mende Vergütung) der Lehrer, Professoren  und Wissenschaftler richtet sich 
weniger nach der erbrachten Leistung als nach dem Grundsatz der Loyalität 
und Treue zum Dienstherrn, also nach einem Grundsatz, wie er für hoheitliche 
Funktionen zweckmäßig ist. 

(7) Die staatlich regulierte Lehrerausbildung weist im Praxisbezug starke und in-
zwischen langanhaltende Schwächen auf, die bei der Ausbildung von Lehr-
kräften und Ausbildern der Wirtschaft  nicht zu beobachten sind. 

(8) Bildung und Wissenschaft sind der bei weitem größte Dienstleistungssektor 
Deutschlands. Allein im staatlichen Teil dieses Sektors sind gut drei Millionen 
Menschen beschäftigt.6 Dieser Sektor kennt bis heute keine betriebswirtschaft-
liche Rechnungslegung und Betriebsführung.  Folglich fehlen Kostentrans-
parenz und -management. Effizienz  ist deshalb nicht nur aus den genannten 
Gründen, sondern auch aus diesem Grunde eher ein Zufallsprodukt und nur 
durch Beschränkung der Finanzierung steuerbar. 

Nun kann eingewendet werden, daß zwar der beschriebene Sachverhalt im 
großen und ganzen zutrifft,  aber doch inzwischen in dem föderal  gegliederten 
Schul- und Hochschulsystem der Bundesrepublik Deutschland da und dort Ver-
änderungen eintreten, die als Reaktionen auf die neuen Herausforderungen  zu be-
trachten sind: so etwa für die Schulen deren Teilautonomisierung7, die Zuteilung 
begrenzter Budget- und Personalhoheit, erweiterte Handlungsspielräume in der 
inhaltlichen, teils auch organisatorischen Gestaltung des Unterrichts und diesen 
ergänzende Maßnahmen in den Bereichen Spiel, Sport, Musen, und für die Hoch-

5 So z. B. die Standortbestimmung und -erhaltung von Hochschulen und Universitäten 
nach der deutschen Vereinigung in den neuen Bundesländern, etwa am zwischen Berlin und 
Prag, Dresden und Breslau gelegenen Standort Görlitz / Zittau für eine grenzübergreifende 
wirtschaftswissenschaftliche  Stiftungsfakultät  in privat-öffentlicher  Partnerschaft. 

6 Bedienstete und deutsche Studierende über 18 Jahre ohne das bei den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden angestellte Personal der Schulen, wie Sekretärinnen, Hausmeister u. ä., 
sowie ohne das Personal bei den unteren und oberen Schulbehörden und den landeseigenen 
Instituten für Curriculumentwicklung. BMBF: Grund- und Strukturdaten 1996/97. 

7 Siehe Severinski,  N. (1992), Bildungskommission  NRW  (1995), Ministerium  für  Schule 
und Weiterbildung  NRW  (  1995); Isermann,  M. (1994), S. 41 f. 
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schulen die Flexibilisierung der Hochschulhaushalte, die zeitliche und sächliche 
Deckungs- bzw. Teildeckungsfähigkeit von Haushaltspositionen, die Einführung 
oder Vergrößerung von Verfügungsfonds  (etwa auf Rektoratsebene) bis hin zu 
Maßnahmen, die einem Globalhaushalt ähnlich sind8, ferner  Vermögensfähigkeit, 
Managementorientierung u. ä. 

Diese Maßnahmen sind aber Einzelmaßnahmen. Sie werden unter Bedingungen 
eingeführt,  die systemfremd sind. Aus diesem Grund wirken sie nicht selten konter-
karierend. Auch widerspricht die Art und Weise ihrer Einführung dem, was sie ei-
gentlich bewirken sollen: eigenständiges Handeln, Ingangsetzen einer Ressourcen-
verteilung, die nicht nur einen wirtschaftlicheren  Einsatz der Mittel gewährleistet, 
sondern vor allem einen möglichst effizienten,  d. h. Verbesserung der Gewinnung 
und Verarbeitung von Informationen über Bildungsbedarfe, -ziele, -methoden sowie 
über Forschungsbedarfe,  über Eigenschaften der Leistungsfaktoren, wie fähige 
Lehrer, Professoren,  Schüler / innen, Studierende etc. So werden etwa Elemente des 
Globalhaushalts eingeführt,  ohne daß den Universitäten Rechte eingeräumt werden, 
ihre Organisationsstruktur den neuen Finanzierungsformen und mit ihnen verbun-
denen Anforderungen  an die nun notwendige interne Mittelverteilung anzupassen. 
Die Folge ist bei der gesetzlich vorgeschriebenen kollektivistischen Entscheidungs-
struktur (Gruppenprinzip) eine Zunahme der Verteilungskämpfe und ein verständ-
licher Widerstand gerade derjenigen gegen neue universitätsinterne Mittelzuwei-
sungsverfahren,  die ungestört wissenschaftlich arbeiten und sich nicht in Vertei-
lungskämpfe begeben wollen. Erkennen aber die staatlichen Instanzen, daß die Or-
ganisationsstruktur geändert werden muß, so wird oft versäumt, den Hochschulen 
den Freiraum gewähren, aus Eigeninteresse spontan selbst zu handeln. Vielmehr 
wird eine Gesetzesänderung vorbereitet und den Hochschulen neue Vorschriften 
auferlegt.  Eine solche Verhaltensweise hat zwangsläufig den Effekt,  die Universitä-
ten in ihrer Unselbständigkeit und vermeintlichen Unfähigkeit, sich selbst zu orga-
nisieren, zu bestätigen, statt ihre zweifellos verfügbaren  Problemlösungspotentiale 
zu mobilisieren und Antworten auf die neuen Anforderungen  geben zu lassen. Un-
abhängig davon verursacht der eingeschlagene, langwierige Weg erhebliche einzel-
wirtschaftliche und volkswirtschaftliche Kosten. 

Ein ähnlich gelagerter Fall ist der Eckdatenerlaß zur Verkürzung der Studien-
zeiten in Nordrhein-Westfalen,  der als Anweisung mit Gesetzeskraft  die Regel-
studienzeit auf maximal neun Semester beschränkt. Er wurde von vielen als Ein-
griff  in die akademischen Grundrechte gewertet und war verständlicherweise nicht 
geeignet, Motivationen in den Universitäten und Fakultäten des Landes zu schaf-
fen, kreativ und dem jeweiligen Studiengang entsprechend sachgerechte Lösungen 
der Studienzeitverkürzung zu schaffen. 9 Diese Verfahrensweise  und der sie prä-

» Siehe hierzu z. B. Blümel,  W./Bender,  U Behrens,  T. (1994). 
9 Universitätsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen § 84 (2) sowie die Verfassungs-

beschwerde nordrhein-westfälischer  Universitäten und das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichtes dazu (Az: 1BVR1379/94). 
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gende Geist verfestigt  in den Universitäten und Fakultäten Verhaltensweisen, die 
exakt dem entgegen stehen, die heute gefordert  werden müssen, um den hohen 
Anforderungen  an Bildung und Wissenschaft gerecht zu werden: Eigenständigkeit, 
Motivation, Anreize, Kreativität, Verantwortlichkeit für sachgerechte Lösungen. 

Ein anderer Fall ist schließlich die Einführung von Studiengebühren und die 
jüngste Kabinettsvorlage der Bundesregierung zur Verzinsung des BAföG: Die 
Reform der Studienfinanzierung ist so angelegt, daß sie zu Haushaltseinsparungen 
geeignet ist. Eine Stärkung der Anreizstrukturen in den Hochschulen und eine 
Verbesserung ihrer Leistungsprozesse ist damit jedoch nicht verbunden und inten-
diert10; die seit einiger Zeit eingesetzte Bund-Länder-Arbeitsgruppe kommt zu 
keinen Ergebnissen. 

2. Ein staatlich geordneter Markt als regulative Idee 

Trifft  die Beschreibung der zukünftigen Anforderungen  an das Bildungs- und 
Wissenschaftssystem und die seiner derzeitigen Systemeigenschaften zu, so folgt 
daraus die Notwendigkeit, über Alternativen der Bildungs- und Wissenschaftspoli-
tik, über ein neues ordnungspolitisches Leitbild und die aus ihm folgenden Ord-
nungsbedingungen nachzudenken. 

Das neue Leitbild kann nur ein dezentrales, eigenverantwortliches Bildungs-
und Wissenschaftssystem sein. Auch der Ausdruck marktorientiert ist zutreffend, 
wenn denn damit nicht die Assoziation verbunden ist, Bildung und Wissenschaft 
würden unter diesen Bedingungen dem reinen Gewinninteresse unterworfen  wer-
den. Aber es besagt, daß die Ordnungsbedingungen stärker an dem Selbstinteresse 
der Beteiligten anknüpfen. Dazu aber ist ein Umdenken, ein Paradigmen Wechsel 
der Bildungs- und Wissenschaftspolitik erforderlich:  weg von der Vorstellung, der 
Staat selbst müsse Produzent von Bildung und Erkenntnis sein und die Leitung 
und Verwaltung der Schulen und Universitäten unmittelbar verantwortlich selbst in 
die Hand nehmen. Statt dessen muß die Grundidee sein: Bildung und Wissenschaft 
sind schwierige, äußerst komplizierte und vielfältige Leistungsprozesse. Das 
Erkennen und Fördern von Begabungen, das schnelle Gewinnen von möglichst 
genauen und verläßlichen Informationen über sich ständig wandelnde Bildungs-
und Qualifikationsanforderungen  der Wirtschaft  und Verwaltung, die Anforderun-
gen an die Verarbeitung und zügige Umsetzung der gewonnenen Informationen 
in allokative, ressourcenlenkende Entscheidungen, all das sind Prozesse, die sich 

1 0 Einführung von Studiengeldern und/oder (teil)verzinsliche Kreditfinanzierung  des 
Studiums sind ökonomische Veränderungen der Hochschul- und Unterhaltsfinanzierung,  die 
geeignet wären, die Leistungsprozesse in Lehre und Studium zu verbessern. Voraussetzung 
wäre allerdings, daß den Studierenden gegenüber den Hochschulen (vertragliche, möglichst 
einklagbare) Rechte eingeräumt werden, als Gegenleistung für ihren Beitrag zur Hochschul-
finanzierung oder für die höhere von ihnen selbst zu tragende Finanzierungslast. 
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zentral-administrativ auf Landesebene11 nicht mehr bewältigen lassen. Sie müssen 
in die Verantwortung derjenigen gelegt werden, die die Informationen und die 
fachliche Kompetenz haben und die diese ständig neu als Lehrer, Professoren,  For-
scher, als Leiter von Schulen und Präsidenten von Universitäten unter Beweis stel-
len und sich bewähren müssen. Aufgabe des Staates ist es dabei, durch die Gestal-
tung der Rahmenbedingungen die Anreize für alle Beteiligten so zu setzen, daß 
sie unter wettbewerblichen Bedingungen permanent bemüht sind, Begabungen, 
Neigungen, Präferenzen  offenzulegen,  deren Qualität zu überprüfen,  auf sie einzu-
gehen, Bildungs- und Qualifikationsbedarfe  zu entdecken und in Bildungsangebote 
und -leistungen möglichst wirtschaftlich umzusetzen. 

Bildung und Wissenschaft sind folglich Angelegenheit der Gesellschaft und ihrer 
Kräfte,  die sich frei,  aber geordnet entfalten können müssen. Bildung verbreitet sich 
dann weitestgehend spontan. Der Staat begibt sich neben seiner Rolle als Ordnungs-
geber (hoheitliche Aufgabe) in die des Nachfragers  und stellt seine Qualifikations-
anforderungen an jene, die die Bildungseinrichtungen verlassen - ebenso wie pri-
vate Arbeitgeber; er reagiert auf Forschungsangebote der Wissenschaft und fragt 
selbst Forschung nach ähnlich wie die Wirtschaft  oder andere gesellschaftliche 
Gruppen und ihre Mitglieder. Öffentlichkeit  in der Bildung wird dabei hergestellt, 
in dem der Staat gemäß seiner Verfassung darauf achtet, daß niemandem der 
Zugang zu Schule und Universität aufgrund von Rasse, Geschlecht, Weltanschau-
ung, Besitz- und Vermögensverhältnissen verwehrt wird. Forschung, auf die Staat 
und Gesellschaft (Stifter,  Spender) Wert legen, daß sie öffentlich  sei, wird mit der 
Verpflichtung zur Veröffentlichung  im weitesten Sinne12 des Wortes versehen. Das 
gilt besonders für die Grundlagenforschung.  Um dies zu gewährleisten kommt dem 
Staat neben der Ordnungsfunktion auch eine Finanzierungsfunktion zu. 

In der Verlagerung der Bildungs- und Wissenschaftsproduktion von dem bisher 
staatlich-hoheitlichen in den gesellschaftlichen, quasi-marktlichen Raum liegt die 
eigentliche, fundamentale politische Entscheidung. Sie kann wegen ihrer Trag-
weite und ihres säkulären Charakters nach sorgfältiger  Prüfung nur auf der Basis 
eines umfassenden, parteiübergreifenden  Konsens getroffen  werden. Aus ihr wird 
dann aber ein neuer Geist fließen, der das Verhältnis der Eltern und ihrer Kinder 
zur Schule und deren Lehrern wie auch das Verhältnis der Studierenden zur Uni-
versität und ihren Professoren  neu prägt: Eltern bzw. Schüler/innen und Studieren-
de werden zu „Kunden", auf die Schule / Fakultät zugeht, an denen sie ein Interesse 

11 Dieser Sachverhalt mag im Fall eines Stadtstaates wie Bremen und Hamburg anders zu 
beurteilen sein. Aber auch in diesen Fällen ist es notwendig, kompetitive Bedingungen be-
sonders zwischen den Bildungseinrichtungen, den Schulen herzustellen, um die gewünschten 
Eigenschaften des Systems zu erzeugen. Im Fall der Hochschulen und Universitäten dürfte 
ausreichend Wettbewerbsdruck von außen bestehen, erst recht wenn private und ausländische 
Hochschulen zugelassen sind oder gar wirtschaftlich eigenständige öffentliche  Hochschulen 
sich ihre Standorte selbst suchen und frei  und eigenverantwortlich Studiengänge anbieten. 

1 2 Einarbeitung der Forschungsergebnisse in Vorlesungen und andere Lehr- und Vortrags-
veranstaltungen, Veröffentlichung  in Publikationen. 
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hat, deren Bildungswünsche sie ernst nimmt, sie nach besten Kräften befriedigt, 
befördert,  deren Bildungsziele sie ggf. auch korrigiert, weil falsche Vorstellungen 
über Begabungen, Eignungen und berufliche Zukunftschancen vorliegen. Schule 
und Fakultäten müssen ihr arbeitseinsatz-minimierendes Verhalten, das unter den 
administrativ-hoheitlichen Strukturen durchaus rational ist13, aufgeben. Das Inter-
esse besteht nun an der Optimierung der Leistungseinbringung von Lehrern und 
Schülern / innen, an der Erzielung bestmöglicher Bildungsergebnisse. Selektion, 
Prüfung und Bewertung von Leistungen hat eine wesentlich stärkere Informations-
funktion14, die aus der Sicht des Geprüften mehr positiv empfunden wird, und 
mehr dem Ratschlag eines Coach oder Trainers gleichkommt, der wünscht, daß 
sein Kandidat möglichst erfolgreich  ist. Bewertungsurteile unter hoheitlichen Be-
dingungen unterstellen dagegen tendenziell, daß das Ergebnis eines Bildungs- oder 
Ausbildungsprozesses ausschließlich vom Lernenden und seinen Leistungen 
abhängt. Und was nach der Schule oder dem akademischen Examen beruflich 
geschieht, wie sich ein Absolvent karrieremäßig entwickelt, wie sich dabei das 
in Schule oder Universität erworbene Wissen, wie sich erworbene Fertigkeiten be-
währen, ob und wie sie eventuell nachzubessern sind, interessiert kaum. Dies spielt 
allenfalls im persönlichen Verhältnis zwischen Lehrern und Ehemaligen auf Klas-
sentreffen,  nicht aber im professionellen Bezug, das Bildungsangebot oder die 
Leistungsprozesse in Schule und Fakultät zu verbessern, zukünftig eventuell Ler-
nende mit anderen Voraussetzungen und/oder Begabungsprofilen zu rekrutieren 
u. ä. eine Rolle15. Man würde vermuten, daß zumindest größere Fakultäten sowie 
großen Schulen oder Gruppen von Schulen entsprechende Abteilungen schaffen, 
in denen ständig über Maßnahmen der Qualitätssicherung, der Verbesserung der 
Leistungen, der Verfahrensweisen  und Organisation sowie im Rahmen der Ord-
nungsgesetze über Bildungsziele nachgedacht wird16. 

I I I . Die Gestaltung der neuen Rahmenbedingungen 

Aus der neuen Leitidee, Entscheidungen sollen in Bildung und Wissenschaft 
diejenigen treffen,  die die besseren informationalen Voraussetzungen haben, über 
Begabung, Eignung, Neigung, über pädagogische und didaktische Möglichkeiten, 

1 3 Siehe dazu im einzelnen Lith,  U. van (1985) passim. 
ι
4 Siehe Lith,  U. van (1983b), S. 34-38. 

1 5 Man darf  wohl wagen zu behaupten, daß die Interpretation der staatlichen Schulaufsicht 
als staatliche Planung, Durchführung  und Kontrolle von Schule und Hochschule wesentlich 
größere volkswirtschaftliche und individuelle Schäden (Kosten) in der Bundesrepublik 
Deutschland verursacht hat als etwa das viel zu spät aufgehobene Monopol der Deutschen 
Bundespost im Bereich der Endgeräte und der Telekommunikation. 

1 6 Heute sind diese Funktionen zum Teil in Landesinstituten zusammengefaßt, die als 
untergeordnete Anstalten der Kultus- oder Schulministerien zwar gute Arbeit leisten, aber 
schwerfällig sind. Das hat wiederum Gründe, die sie zum großen Teil nicht zu vertreten 
haben. 
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über Bildungs- und Qualifikationsanforderungen  zu urteilen, ergeben sich drei 
wichtige Schlußfolgerungen für die neue Rolle des Staates und die Gestaltung der 
Rahmenbedingungen : 

(1) der Staat und in äußeren Schulangelegenheiten auch die Kommunen haben 
sich auf die reine Aufsichtsfunktion  zu beschränken, sofern sie selbst Eigen-
tümer von Schulen, Hochschulen und Universitäten sind, 

(2) der Staat (Land) hat die Ordnungsfunktion (Schaffung  von Rahmenbedingun-
gen) für ein eigenverantwortliches, dezentrales Schul- und Hochschulsystem 
zu übernehmen und den Wettbewerb zwischen den Schulen und Hochschulen 
zu sichern sowie mit den Kommunen 

(3) die Finanzierung soweit zu gewährleisten, wie das 
(a) zur Erfüllung der originär staatlichen, hoheitlichen (rechtsstaatlichen) und 

sonstigen gemäß Verfassung zugewiesenen Aufgaben zweckmäßig bzw. 
effizient  ist (Staat / Kommunen in der Rolle des Nachfragers  von Bildungs-, 
Ausbildungs- und Forschungsleistungen), 

(b) Schülern / innen und Studierende ansonsten von der Nutzung der Schulen 
und Hochschulen ausgeschlossen wären, weil ihnen die finanziellen Mittel 
fehlen, um sich optimal zu bilden oder zu qualifizieren; optimal heißt, in 
dem Umfang, wie dies notwendig ist, um für sich und die übrigen Mit-
glieder der Gesellschaft den größtmöglichen Beitrag zur Mehrung des 
materiellen und immateriellen Wohlstandes zu leisten (subsidiäre Finan-
zierungsfunktion des Staates17, die aus den Schwierigkeiten des Kapital-
marktes resultieren, Humaninvestitionen zu finanzieren18) und 

(c) mit der Bildungsfinanzierung distributive Ziele zu verfolgen, die z. B. bei 
gleicher Begabung, aber unterschiedlichen Einkommens- und Vermögens-
verhältnissen tendenziell einen Ausgleich bei den Finanzierungslasten her-
beiführen (sozialer Rechtsstaat)19. 

1 7 Die subsidiäre Finanzierungsfunktion des Staates resultiert aus der Definition von Ver-
fügungsrechten über Humanvermögen. Im Gegensatz zum Sachvermögen ist Humanvermö-
gen unveräußerlich und unantastbar (Art. 2 (2) GG Unverletzlichkeit der Person; Art. 12 (2) 
und (3) Verbot von Zwangsarbeit) und folglich nicht beleihungsfähig. Aus diesen in der Ver-
fassung verankerten Schutzrechten der Person resultieren Schwierigkeiten der Finanzierung 
von Humaninvestitionen über den Kapitalmarkt. Lediglich der zukünftige zu erwartende Er-
trag (materielles, pekuniäres Einkommen) dieser Investitionen steht Kreditgebern begrenzt 
als Sicherheit bei der Kreditgewährung zur Verfügung. Siehe hierzu Lith,  U. van (1985), bes. 
S. 141. 

1 8 Hierbei handelt es sich um Finanzierungsformen,  die spontan, ohne staatliches Zutun 
über den Kapitalmarkt nicht oder kaum zustande kommen würden, die aber ohne externe 
Zuschüsse (Subventionen) auskommen; z. B. revolvierende Fonds, aus denen Studiendarle-
hen gewährt werden, die etwa in Form eines prozentualen Abschlags vom zukünftigen zu 
versteuernden Einkommen einschließlich aufgelaufener  Zinsen und Zahlungsausfälle von der 
Solidargemeinschaft  der Darlehensnehmer vollständig zurückzuzahlen sind. Siehe zu den 
verschiedenen Finanzierungsformen und Einzelheiten ihrer Ausgestaltung Lith,  U. van 
(1985), S. 131 ff. 
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1. Trennung von Staatsaufsicht und Bildungs- bzw. Erkenntnisproduktion 

Unter der neuen regulativen Idee haben der Staat bzw. die Kommunen zunächst 
ihre Funktion als Produzenten von Bildung und Erkenntnis aufzugeben und sich 
als Träger dieser Einrichtungen auf die reine Aufsichtsfunktion  eines Eigners die-
ser Einrichtungen zu beschränken (Neuordnung der staatlichen Schul- und Hoch-
schulaufsicht20). Die Schulen werden zu pädagogischen Unternehmen oder besser 
zu Bildungs"unternehmen", Schulleiter / innen zu Unternehmer/innen im ur-
sprünglichen Sinne des Wortes21: Sie haben bzw. entwickeln im Rahmen der vom 
Staat gewählten Handlungsspielräume Ideen und Pläne über Bildungsziele, -In-
halte und -methoden, definieren die an Lehrer, Hilfskräfte  und Schüler / innen zu 
stellenden Anforderungen,  suchen die geeigneten Lehrkräfte,  Hilfsmittel und 
Schüler/innen aus, kombinieren diese Leistungsfaktoren unter weitgehend selbst 
fixierten organisatorischen Bedingungen an selbst ausgewählten Standorten zu be-
stimmten mit dem Staat22 bzw. den Nutzern dieser Schulen und Hochschulen ver-
einbarten finanziellen Bedingungen. Sie tun dies unter unsicheren Erwartungen im 
Wettbewerb mit anderen Schulen, die sich gleichfalls unter diesen Rahmenbedin-
gungen „unternehmerisch" verhalten. 

Je nach Schultyp oder -stufe sind die den Schulen vom Staat gewährten Hand-
lungsspielräume mehr oder weniger begrenzt (insbesondere durch die in der Ver-
fassung niedergelegte Vorschriften  der Nichtdiskriminierung, durch Vorschriften 
zum Schutz von Minderjährigen vor physischen, psychischen und geistigen Schä-
den, durch Vorgabe von Kern- bzw. Pflichtfächer,  Rahmenplänen, Unterrichts-
Mindeststandards). Die Schulunternehmen haben trotz dieser Rahmen vorgaben be-
achtliche Handlungsfreiräume,  wie Lehrerwahlfreiheit,  Schülerwahlfreiheit,  inhalt-

1 9 Dies erfordert  echte Sozialtransfers  von reichen (einkommens- und vermögensstarken) 
zu armen Haushalten über das Steuersystem. Korrekterweise müßte dabei auch das Human-
vermögen in die Vermögensberechnung mit einbezogen werden, da dieses wie Sachvermögen 
zukünftiges Einkommen schaffen  kann und die Wohlfahrtsposition eines Haushaltes bei offe-
nen Arbeitsmärkten langfristig mit bestimmt. Unabhängig vom Staat, jedoch beeinflußt von 
der Steuergesetzgebung, kann dies auch durch philanthropisches Verhalten in Form freiwilli-
ger Schenkungen, Spenden und Stiftungen geschehen. Siehe z. B. Paqué, K.-H. (1986), Lith, 
U. van (1990), S. 475-491, Straubhaar,  Τ ./Winz,  M. (1992), S. 70 ff. 

2 0 Die staatliche Schulaufsicht wird entgegen ihrem Wortlaut gemäß Art. 7(1) GG als Lei-
tung und Verwaltung von Schulen und analog der Hochschulen interpretiert. Siehe ζ. B. 
Maunz-Diirig-Herzog-Scholz:  Grundgesetz, Kommentar, Art. 7, Rdn. 34-37; OppeYmann,  T. 
(1979), S. 609 ff. 

2 1 Im heute üblichen Sprachgebrauch wird der Unternehmer in sinnverkürzender Weise 
als derjenige bezeichnet, der eine wirtschaftliche Aktivität ausübt, die in erster Linie auf Ge-
winnerzielung und -maximierung ausgerichtet ist. Unternehmer und Unternehmertum meint 
aber im ursprünglichen Sinne jemanden, der eine Idee hat und unter Risiko handelt (sich die 
notwendigen Mittel beschafft),  um sie zu verwirklichen. Dies hat nichts mit Gewinninteresse 
und Gewinnerzielung zu tun. Auch ist diese gesellschaftlich und wirtschaftlich innovative 
Funktion zu unterscheiden von der des Geld- bzw. Kapitalgebers. 

2 2 Dies gilt im vollen Umfang für den Pflichtschulbereich. 
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liehe, methodische und organisatorische Freiheiten im Rahmen der allgemeinen 
staatlichen Vorgaben, wirtschaftliche Freiheit in der Verausgabung der zur Verfü-
gung gestellten Mittel, so etwa zur leistungsbezogenen Besoldung, zur Beschaf-
fung von Räumlichkeiten, Lehr- und anderen Sachmitteln oder zur Gebäudeunter-
haltung. Schnelle eigenverantwortliche Reaktionen auf das soziale Umfeld einer 
Schule, auf unterschiedliche Begabungspotentiale, besondere Bildungsanforderun-
gen und Standortbedingungen, unterschiedliche Kostensituationen werden auf 
diese Weise möglich. Sie erfolgen unter Bedingungen, nach denen sie im Gegen-
satz zum bestehenden staatlichen Bildungssystem das Risiko der Fehleinschätzung, 
Bildungs- oder Qualifizierungsleistungen erfolgreich  durchzuführen,  im Grundsatz 
selbst tragen müssen (Risiko geringerer bzw. nicht erreichter Bildungs- oder Quali-
fizierungsergebnisse,  geringerer als erwarteter Erfolg bei der Platzierung der Ab-
solventen an weiterführenden Schulen, Hochschulen oder am Arbeitsmarkt, Rück-
gang der Schüler-/Studierendenzahlen). Das Risiko ergibt sich aus dem abneh-
menden Zufluß finanzieller Mittel. Dieser Zufluß ist direkt oder indirekt von der 
Akzeptanz der Bildungs- und Ausbildungsleistungen bei Eltern, Schülern / innen 
und Studierenden und dem Bildungserfolg abhängig23. Der Staat setzt so durch die 
Gewährung von Freiräumen und gleichzeitige Zuweisung pädagogischer, wissen-
schaftlicher und wirtschaftlicher  Verantwortung unter wettbewerblichen Bedingun-
gen einen permanenten Such- und Entdeckungsprozeß in Gang, durch den die ver-
schiedensten Begabungspotentiale identifiziert,  Informationen über Bildungs- und 
Qualifizierungsbedarfe,  über bestehende und neue Möglichkeiten ihrer Befriedi-
gung gesucht, entdeckt, entwickelt und unternehmerisch bewertet sowie Entschei-
dungen über Leistungsangebote und kostengünstige24 Kombinationen der Lei-
stungsfaktoren (Lehrer, Schüler, Sach-/Lehrmittel) getroffen  werden. 

Die zur Entfaltung dieser unternehmerischen Kräfte notwendige institutionelle 
Trennung zwischen Staat einerseits und Schule, Hochschule, Universität anderer-
seits kann dadurch erfolgen, daß die bisher pädagogisch und wirtschaftlich unselb-
ständigen öffentlichen  Schulen und die wirtschaftlich unselbständigen staatlichen 
Hochschulen und Universitäten (derzeit haushaltsrechtlich unselbständige Anstal-
ten des öffentlichen  Rechts) vollwertige Rechtspersonen werden: so etwa als selb-
ständige Körperschaften  des öffentlichen  Rechts25 bzw. selbständige Stiftungen 

2 3 Dabei muß das Ziel keinesfalls das Erwirtschaften  eines Residuums (Gewinn) sein, son-
dern Kostendeckung als Nebenbedingung maximaler Bildungs- oder Lehrleistungen. 

2 4 Unter der Bedingung der Kostendeckung wird die einzelne Schule oder die eine wirt-
schaftliche Einheit bildenden Schulen lediglich durch den Wettbewerb gezwungen, ihre Bil-
dungsleistungen möglichst kostengünstig zu erbringen. Da kein Gewinninteresse vorliegt, 
werden auch keine kostenminimalen Leistungsprozesse angestrebt. Vielmehr wird man bei 
gegebener zu erstellender Leistung damit rechnen müssen, daß statt des Gewinns „Kosten ge-
macht" werden, soweit es die Wettbewerbssituation zuläßt, ζ. Β. durch Anhebung der Vergü-
tung für Lehrer. 

2 5 Es wäre zwar möglich, sie auch als Regiebetriebe oder als verselbständigte Betriebe 
ohne Rechtspersönlichkeit (also als Sondervermögen) zu führen. Regiebetriebe haben sich 
aber in anderen Leistungsbereichen, wie ζ. B. der Kultur (Theaterbetrieb) oder dem Verkehr 
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öffentlichen  Rechts oder, privatrechtlich organisiert, z. B. als gemeinnützige Ge-
sellschaft mit beschränkter Haftung (gGmbH), Aktiengesellschaft, Genossenschaft 
oder auch als gemeinnütziger eingetragener Verein oder selbständige Stiftung 
privaten Rechts. Dabei kann und sollte im Fall der Wahl einer privatrechtlichen 
Gesellschaftsform  die öffentliche  Hand (Staat, Gemeinde, Gemeindeverband) 
aus Aufsichtsgründen Gesellschafter,  Aktionär, Vereinsmitglied oder im Fall der 
Stiftung Beirats- oder Kuratoriumsmitglied sein26. Schulträger ist aber die neu 
geschaffene  selbständige Körperschaft  oder Kapitalgesellschaft. Die Aufsichts-
funktion beschränkt sich auf die Rechte, die dem Gesellschafter bzw. Eigner 
gemäß Gesetz zustehen (Definition des im Gesetz oder der Satzung zu fixierenden 
Zwecks, Bewertung der Maßnahmen und Leistungsergebnisse unter Berücksichti-
gung der gesetzten Zwecke, Prüfung der Wirtschaftlichkeit  und zweckentsprechen-
den Verwendung der Mittel, Entlastung des Vorstandes, Beschlußfassung über 
langfristige strategische Entscheidungen, Investitonen).27 

Die Rechtsformen unterscheiden sich untereinander in den Möglichkeiten der 
Kontrolle und der Einflußnahme auf langfristige schul- und hochschulpolitische 
Entscheidungen, in der Möglichkeit der Eigenkapitalbeschaffung  und Fremdfinan-
zierung, der flexiblen Gestaltung der Zusammenarbeit zwischen Schulen und Hoch-
schulen, den Möglichkeiten, auch jenseits kommunaler, Landes- und nationaler 
Grenzen tätig zu werden, Partner zu suchen, Ressourcen zu poolen, Funktionen aus-
zulagern, Mitwirkung, Mitbestimmung und Personalvertretung unterschiedlich zu 
gestalten, wirtschaftliche Risiken und Regreßansprüche zu begrenzen, Rechnung zu 
legen oder Schulen und besonders Hochschulen und Universitäten zur Finanzierung 
kommunaler oder staatlicher Haushaltsdefizite heranzuziehen.28 Die modernen 

(städtischer Personennahverkehrsbetrieb,  Hafenbetrieb) als zu schwerfällig erwiesen. Da sie 
keine eigene Rechtsperson sind, haftet die Kommune oder der Staat, dessen Teil sie trotz or-
ganisatorischer Verselbständigung sind. Risiken können entsprechend abgewälzt, wie auch 
Anweisungen für laufende Geschäfte von Seiten der übergeordneten hoheitlichen Verwaltung 
erteilt werden können. Im Fall von Bildungs- und Wissenschaftsbetrieben dürfte eine klare 
Trennung von eigenverantwortlicher Geschäftsführung  und reiner Aufsichtsfunktion  nicht 
gewährleistet und damit auch nicht die Effekte  erreichbar sein, die gewünscht werden. Ähn-
liches gilt auch für Sondervermögen, die durch Gesetz oder Verordnung geregelt werden, 
wenn auch hier die Möglichkeit, Haftung und Risiken abzuwälzen, beschränkt ist. 

2 6 Siehe in dem Zusammenhang z. B. die Diskussion um die Privatisierung oder Verselb-
ständigung kommunaler Dienstleistungsbetriebe in: Beiträge zur Öffentlichen  Wirtschaft 
(1993), bes. die Beiträge von Felix Zimmermann, Herwig Haase, Günter Püttner, Christopf 
Reichard. 

2 7 Die derzeit praktizierte staatliche Schulaufsicht reduziert sich unter diesen Bedingungen 
in ihrem Umfang und konzentriert sich über die gesetzlich vorgeschriebenen Organe (Auf-
sichtsrat, Gesellschafter-,  Mitgliederversammlung), ggf. auch freiwillig zusätzlich geschaffe-
nen Aufsichtsorgane (Beiräte, Kuratorien), auf das Wesentliche (Kontrolle, langfristige Ge-
schäftsführung).  Weitere Elemente der staatlichen Schulaufsicht gehen in die Ordnungsfunk-
tion des Staates ein (so die fachlichen Elemente wie Rahmenpläne, pädagogische Mindest-
standards, grobe Vorgaben für die äußere Schulorganisation sowie die Rechtsaufsicht). 

2 8 So ist es durchaus denkbar, daß besonders im universitären Bereich und in der beruf-
lichen Weiterbildung Überschüsse erwirtschaftet  werden, die dem Staat als Gesellschafter 
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Anforderungen  an die Schul- und Hochschulführung (Management), an die Kapital-
versorgung der Bildungs- und Wissenschaftseinrichtungen, an deren internationale 
Präsenz und Zusammenarbeit dürften vor allem Kapitalgesellschaften oder die selb-
ständige Körperschaft  zukünftig als besonders geeignet erscheinen lassen.29 

Löst sich der Staat von der Funktion, Bildung und Erkenntnis selbst zu produ-
zieren und unmittelbar für die in ihr vor sich gehenden Aktivitäten verantwortlich 
zu sein, so kann er sich auf seine Aufsichtsfunktion  konzentrieren und diese besser 
wahrnehmen. Er steht gewissermaßen mehr über den Dingen, gewinnt an Autori-
tät, ohne seine Kraft  bei der Durchführung  von Leistungsprozessen in Schule und 
Universität verausgaben zu müssen. Fehlleistungen und Ineffizienzen  in Bildung 
und Wissenschaft belasten ihn nicht mehr selbst; sie sind auch kein Politikum 
mehr, wie überhaupt die Vorgänge in Bildung und Wissenschaft dem politischen 
Meinungsstreit entzogen und versachlicht werden. Lediglich die ordnende Funk-
tion des Staates bleibt eine politische Entscheidung und die verantwortliche Aus-
übung der Aufsichtsfunktion  Gegenstand politischer Kontrolle. 

2. Der Staat als Ordnungsgeber und „Marktaufsicht" 

Die zentrale Funktion des Staates ist es, durch die Ordnung des Bildungs- und 
Wissenschaftsbereichs Entscheidungsspielräume und Verantwortlichkeiten so zu-
zuweisen, daß die Erziehungs-, Bildungs- und Ausbildungswünsche der Eltern für 
ihre minderjährigen Kinder, Schüler/innen, Studierende und Auszubildende best-
möglich erfüllt  werden und diese Nachfrage gleichzeitig eigenverantwortlich, d. h. 
unter Zuweisung des beruflichen und wirtschaftlichen Risikos, die Bildungs- und 
Qualifizierungsanforderungen  von Wirtschaft  und Verwaltung berücksichtigt. Das 
setzt voraus, daß Schulen und Universitäten als Bildungsanbieter einen Anreiz 
haben, auf Bildungswünsche zu reagieren und diese möglichst effizient  in Bil-
dungs- und Ausbildungsleistungen umzusetzen, sowie Eltern und Studierende als 
Bildungsnachfrager  frei  ihre Bildungspräferenzen  äußern und mit der Wahl der 
Schule oder Hochschule diesen auch die finanziellen Mittel zur Erstellung der ent-
sprechenden Leistung zufließen lassen können. Dazu ist ein Wettbewerb der 
Anbieter um Nachfrager  sowie ein Wettbewerb der Nachfrager  um Bildungs-, Aus-
bildungs- und Studienplätze erforderlich.  Eine der wichtigsten Aufgaben des 

und Kapitaleigner in Form von Einnahmen willkommen sind, um Defizite in Bereichen der 
kommunalen oder staatlichen Verwaltung zu kompensieren. Aus dem kommunalen Bereich 
ist dieser Vorgang zu genüge bekannt, etwa die Abführung von Einnahmeüberschüssen der 
rechtlich verselbständigten Energieversorgung zur Deckung allgemeiner Haushaltsdefizite. 
Auch an Universitäten der Bundesrepublik Deutschland ist dieser Vorgang noch in Zeiten ein 
Faktum gewesen, in denen Studiengebühren und später die privaten Studiengelder (Kolleg-
gelder) der Professoren  zur allgemeinen Haushaltssanierung ganz oder teilweise verwendet 
wurden. 

2 9 Früher waren die Schulen in Schulvereinen organisiert, um deren Finanzierung zu 
sichern. 
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Staates wird es sein, ständig über diesen Wettbewerb zu wachen und ihn besonders 
dadurch zu fördern,  indem er den Zugang zum Bildungs- und Hochschulmarkt 
prinzipiell offen  hält und er notfalls selbst als Anbieter auftritt,  wenn trotz kompe-
titiver Bedingungen Angebotsdefizite, auftreten sollten.30 

Die Voraussetzungen für derartige Rahmenbedingungen sind in der Bildungsver-
fassung der Bundesrepublik Deutschland angelegt und kommen in den Grundrech-
ten zum Ausdurck, so (1) im elterlichen Erziehungsrecht (Art. 5 (2) GG), das die 
freie Wahl der Schule für das minderjährige Kind mit einschließt, (2) im Grund-
recht auf freie Entfaltung des Kindes in der Schule (Art. 2 (1)1 GG), (3) im Recht 
auf freie Wahl der Ausbildungsstätte (Schule, Hochschule, betriebliche Berufsaus-
bildung gem. Art. 12(1) GG), (4) in der Privatschulfreiheit  (Art. 7 (4) 1 GG), die 
analog auch die Freiheit zur Gründung privater Hochschulen mit umfaßt, sowie (5) 
in der Freiheit der Wissenschaft in Forschung und Lehre (Art. 5 (3) GG).31 

Im Grundsatz sind also Bildung und Wissenschaft frei  und können sich nach der 
Bildungs- und Wissenschaftsverfassung  der Bundesrepublik Deutschland weitge-
hend spontan und individuell entfalten. Die Schwäche des bestehenden Systems 
liegt lediglich in der ökonomischen Fehlinterpretation der staatlichen Schulauf-
sicht und der durch sie unterbundenen Zuweisung von Handlungsspielräumen und 
Verantwortlichkeiten einschließlich des Handlungs- bzw. „unternehmerischen" 
Risikos. 

Der Staat ist darüber hinaus als Ordnungsgeber gefordert,  Rahmenrichtlinien 
und Mindeststandards für Unterrichtsorganisation und -inhalt, Hygiene und Sicher-
heit für Bildungsbetriebe zu fixieren und über sie zu wachen. Das gilt besonders 
für Schulen. Denn nicht immer ist davon auszugehen, daß der Wettbewerb der Bil-
dungseinrichtungen untereinander und die Rechtsansprüche der Bildungsnachfra-
ger aus ihren Verträgen ausreichen werden, Mißstände zu beseitigen - so etwa im 
Bereich der Grundschule, wo ein Schulwechsel aufgrund des Alters der Schüler/ 
innen schwierig sein kann und gleichzeitig auch vertragliche Einspruchsrechte der 
Erziehungsberechtigten nicht oder nicht rechtzeitig genug wahrgenommen werden, 
weil es sich gehäuft um Eltern handelt, die sich weniger um die Erziehung und 
Ausbildung ihrer Kinder kümmern. 

Zu den Auflagen des Staates können auch Bestimmungen gehören, die die 
soziale Integration Minderjähriger von Eltern unterschiedlicher sozialer Gruppen 
in der Grundschule fördern  und die Nichtdiskriminierung von Schülern, Auszubil-
denden und Studierenden nach Rasse, Geschlecht, Herkunft,  Weltanschauung, Ver-
mögen verbieten.32 

3 0 So muß gewiß eine Schulplatzgarantie im Pflichtschulbereich gewährt werden, um aus-
zuschließen, daß im Einzelfall kein Schulplatz angeboten wird. 

3 1 Siehe zur ökonomischen Theorie der Bildungs- und Wissenschaftsverfassung  Lith,  U. 
van (1983b) und (1985), bes. S. 96 -121. 

3 2 Siehe im einzelnen dazu Lith,  U. van (1985), S. 100 ff. 
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Zu der Gestaltung des Ordnungsrahmens zählt schließlich auch die Schulpflicht 
als besonderer Schutz vor Bildungsmangel und Unwissenheit, der Minderjährigen 
zu gewähren ist, um sie gegenüber Eltern zu schützen, die ihre Erziehungspflichten 
verletzen und ihre Kinder am Schulbesuch hindern oder nicht zur Schule schicken. 

In diesem grob skizzierten Ordnungsrahmen hat der Staat schließlich Vertrags-
freiheit  zwischen den Anbietern und Nachfragern  von Bildungsleistungen zu ge-
währen. Auf der Grundlage von Bildungs Verträgen, analog dem privatrechtlichen 
Ausbildungsvertrag zwischen Auszubildendem und Ausbildungsbetrieb, entstehen 
Rechte und Pflichten der Vertragsparteien. Als Gegenleistung für die Bildungs-
oder Unterrichtsleistung ist ein Preis (Kostenpreis) zu zahlen, der sich im Wett-
bewerb am Markt und unter staatlicher Aufsicht bildet. 

3. Die Finanzierung von Bildung und Wissenschaft 
unter quasi-marktlichen Bedingungen 

Die staatliche Finanzierung von schulischer und akademischer Bildung kann 
grundsätzlich auf zweierlei Weise erfolgen: angebotsorientiert (institutionell), i. e. 
der Staat weist die finanziellen Mittel ähnlich wie bisher unmittelbar den Schulen 
und Hochschulen zu, oder nachfrageorientiert,  das heißt, die Mittel fließen den 
Schulen und Hochschulen von denen zu, die sie benutzen bzw. ihre Dienste in 
Anspruch nehmen, den Bildungsnachfragern.  Entscheidend für die hier verfolgte 
Zielsetzung ist in erster Linie, daß die Mittel leistungsbezogen zugewiesen werden 
und daß das, was als Leistung verstanden wird, derjenige bestimmt, der die Lei-
stung nachfragt bzw. in Anspruch nimmt. Ökonomisch gesprochen bedeutet das, 
Leistung wird von den Nachfragern  nach Bildung und Wissenschaft bewertet 
(Marktbewertung), zu denen auch der Staat und seine Verwaltung gehört. 

Der Staat bzw. die öffentliche  Hand kommt ordnungspolitisch als Nachfrager 
(Auftraggeber)  von Leistungen der Schulen und Universitäten unmittelbar nur im 
Rahmen seiner hoheitlichen Aufgaben in Frage. So etwa als Nachfrager  von For-
schungsleistungen, um etwa seine Aufgaben als gesetzgebende, ausführende, 
rechtsprechende Gewalt, als Hersteller von innerer und äußerer Sicherheit, besser 
wahrnehmen zu können. Ferner fragt er als Arbeitgeber für seine Mitarbeiter 
Aus- und Weiterbildungsleistungen nach bzw. finanziert  ggf. seinen zukünftigen 
Nachwuchs indirekt als Nachfrager  von qualifizierten und hochqualifizierten 
Arbeitkräften,  etwa in Form von Stipendien oder im Rahmen von Arbeitsver-
trägen.33 

Im übrigen hat der Staat seine Rolle als eine subsidäre, die Eltern bzw. Schüler/ 
innen und Studierenden finanziell unterstützende zu betrachten, die es ihm nicht 

3 3 Zu diesem Zweck steht es ihm wie jedem anderen Arbeitgeber selbstverständlich frei, 
eigene Akademien und Fachschulen zu errichten, zu finanzieren und zu bestimmen, welche 
Qualifikationen dort erworben werden können. 
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erlaubt, in die Präferenzen  der Bildungsnachfrager  einzugreifen34. Sein Rollenver-
ständnis muß sein, die Bildungsnachfrager,  seine Bürger zu unterstützen, sich best-
möglich bilden und qualifizieren können und nicht durch finanzielle Barrieren oder 
Machtstrukturen auf der Angebotsseite daran gehindert zu werden. Im Grundsatz 
bedeutet dies, daß zunächst jeder selbst bzw. seine Familie für die Finanzierung 
Sorge zu tragen und erst in zweiter Linie der Staat tätig zu werden und Hilfen zu 
gewähren hat. Derartige Finanzierungshilfen können von der Unterstützung der 
Darlehensfinanzierung  (Bürgschaften, Zwangspoolung von Ausbildungsfinanzie-
rungsrisiken, Bildung staatlicher Bildungs-/Akademikerfonds,  Amtshilfe bei der 
Verwaltung von Darlehen, Zinssubventionen) bis hin zu echten Subventionen (Bil-
dungsgeld35, Abzug der Bildungsausgaben von der zu zahlenden Lohn- oder Ein-
kommensteuer, negative Einkommensteuer, Bildungsgutscheine) und Sozialtrans-
fers als Teil der sozialen Komponente der Marktwirtschaft  reichen. 

Historisch hat sich in Deutschland die Schulgeldfreiheit  im Pflichtschulbereich 
seit langem und die Schulgeld an den Oberstufen der Gymnasien sowie die Stu-
diengeld-(Kolleggeld-) und Studiengebührenfreiheit  an den staatlichen Hochschu-
len seit rund dreißig Jahren durchgesetzt. Will man trotzdem Wettbewerb und weit-
gehende Bewertung der Bildungsleistungen durch die, die Bildung unmittelbar 
nachfragen und in ihr Humankapital investieren, so bietet sich die Zuweisung zur 
Deckung der Kosten eines Schul- bzw. Studienplatzes direkt an das eigenständige 
Schulunternehmen bzw. an die Hochschule oder Universität an, nachdem Eltern, 
Schüler / innen, Studierende diese frei  gewählt haben. Oder der Staat stattet die El-
tern bzw. Studierenden als Nachfrager  mit der notwendigen Kaufkraft  aus und 
diese bezahlen die Schule oder Universität für ihre Leistungen. Für die letztge-
nannte nachfrageorientierte  Finanzierungsform spricht das klare und notwendige 
Bekenntnis des Staates zu seiner neuen Rolle: zum Verzicht auf administrative Pla-
nung und Lenkung und zur Unterstützung der Nachfragersouveränität.  Er stellt 
sich auf die Seite seiner bildungsbeflissenen Bürger, versetzt sie unzweideutig in 
die Position von echten, mit Kaufkraft  ausgestatteten Nachfragern,  „Kunden", und 
damit in eine ökonomische Position, die sich von der Rolle des Bittstellers, dem 
allenfalls kollektive Mitwirkungsrechte im Rahmen der Demokratisierung von 
Schulen und Hochschulen eingeräumt werden, deutlich unterscheiden. Traut sich 
der Staat diesen Schritt nicht zu, so kann er durch unmittelbare angebotsorientierte 
Zuweisung der Mittel je Schul- oder Studienplatz den wettbewerblichen Prozeß 
und die Souveränität der Nachfrager  unterstützen. Die Gefahr der Intervention in 

3 4 Bildungsgüter, die dem Staat bei der Erfüllung seiner verfassungsmäßigen Aufgaben 
behilflich sind und sich dazu besser eignen als andere Maßnahmen (d. h. wirtschaftlicher 
sind), kann er als staatlichen Auftrag an die Schulen und Hochschulen erteilen, wenn sie nicht 
spontan von den Bildungsnachfragern  in von ihm gewünschten Maße nachgefragt werden 
(Landessprache, Kenntnisse des politischen und gesellschaftlichen Ordnung, Vermittlung von 
Grundwerten wie Toleranz, demokratisches Bewußtsein). 

3 5 Siehe den Vorschlag zur Reform der Hochschul- und Studienfinanzierung in Lith,  U. 
van (1991), S. 129-159, Straubhaar,  Τ ./Winz,  M. (1992). 

12 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 262 
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den schulischen und wissenschaftlichen Leistungsprozeß ist dabei jedoch höher 
einzuschätzen, zumal der Staat gleichzeitig in den Aufsichtsorganen der Schulen 
und Universitäten vertreten ist. Auch dürfte das Bildungssystem weiterhin starke 
protektionistische Züge aufweisen, die den internationalen Wettbewerb und die In-
tegration der Bildungsmärkte, etwa auch in der Europäischen Union behindern. 
Wäre die Vorfinanzierung  der Bildung und Ausbildung der Bürger über die Gren-
zen hinweg möglich, würde der vorgeldwirtschaftliche  Zustand des Naturaltauschs 
von Schul- und Studienplätzen zwischen den Staaten und ihren Bildungseinrich-
tungen endlich beseitigt. 

IV. Praktische Einzelschritte im Licht des neuen Paradigmas 

Selbst wenn ein breiter Konsens für ein neues, marktorientiertes Leitbild der 
Bildungs- und Wissenschaftspolitik erzielt werden könnte, so empfiehlt es sich 
doch, die notwendigen Veränderungen der Rahmenbedingungen schrittweise und 
so zu vollziehen, daß Kräfte freigesetzt werden, die die gewünschte Eigendynamik 
entwickeln und die dringend notwendigen Antworten auf die Herausforderungen 
in Wirtschaft  und Gesellschaft geben. Dabei sollten diese Schritte sich unterschied-
lich für den Schul- und den Hochschulbereich vollziehen, da die Ausgangssituation 
für derartige Maßnahmen in den beiden Bereichen verschieden sind. Vorausset-
zung dafür sollte allerdings sein, daß ein parteiübergreifender  Konsens zumindest 
soweit besteht, daß solche Schritte, beginnend mit Öffnungs-,  Experimentierklau-
seln und Modellversuchen, schrittweiser Änderung der Rahmenbedingungen voll-
zogen werden. 

1. Maßnahmen im Schulbereich 

Experimentierklausen und Modellversuche zur Schaffung  von Möglichkeiten 
einzelner Schulen und ihrer Träger, auf ihr soziales und wirtschaftliches Umfeld 
sowie auf Anforderungen  der Zukunft durch Bildungs-, Ausbildungs- und sonstige 
Maßnahmen zu reagieren (Schulporträt, -programm, etwa auch selektive Anwen-
dung von Empfehlungen der Bildungskommission NRW): 

(1) Stärkung der Schulprofildiskussion: Symposien zur Darstellung und Diskussi-
on konkreter Schulporträts/-programme (ζ. Β. Vertreter von 3 bis 4 Schulen 
eines Schultyps, Gymnasium, Gesamtschule, Realschule, Berufsschule, Haupt-
schule, Grundschule), auch Stadtgrenzen übergreifend,  öffentlich  oder im ge-
schlossenen Kreis geladener Lehrer, Schüler, Eltern, Vertreter der Wirtschaft 
(Großunternehmen verschiedener Wirtschaftszweige, Mittelstand, Handwerk, 
freie Berufe);  Einbeziehung auch der einen oder anderen privaten Schule. 

Nach einer Vorlaufphase in großen Städten, evtl. gemeinsam mit kommunalen 
Verbänden Veranstaltung von Tagungen, auf denen besondere Profile / Programme 
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der Schulen/ Schultypen erörtert werden und die Frage nach dem Beitrag der 
Schulen zur geistigen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Erneuerung der je-
weiligen Stadt oder Region in besonderer Weise thematisiert wird, zusammen mit 
Handwerk, Freien Berufen, Mittelstand, Vertretern von Großunternehmen, Verbän-
den, Kammern; ggf. verbunden mit Prämierung (Preisverleihung); dazu gut vorbe-
reitete Öffentlichkeitsarbeit  (Presse, Fernsehen); 

(2) Hilfen zur Entwicklung einer jährlichen öffentlichen  Berichterstattung einzel-
ner Schulen (ohne diese bei den knappen verfügbaren  Mitteln zu überfordern)  ; 
Fortentwicklung der bereits bestehenden Berichterstattung, Entwicklung einfa-
cher Standards, die die materielle Situation der Schule (etwa Schüler-Lehrer-
Relation, Finanzzuweisungen, Gebäude-, Sachmittelausstattung) und die Lei-
stungsvorgänge /-ergebnisse der Schule (z. B. Wiederholer, Abbrecher, Schü-
lerfehlzeiten, ausgefallene Unterrichtsstunden, Absolventen, Übergangsquoten 
zu fortführenden  Schulen und Hochschulen, erfolgreiche  Placierung im Be-
rufsausbildungs- oder Beschäftigungssystem, internationale Kontakte, Aus-
tausch, Praxisbezüge, besondere fachliche (z. B. Arbeitsgemeinschaften Japa-
nisch / Chinesisch) und außerfachliche Leistungen) beschreiben und kommen-
tieren und Vergleiche für Eltern, Schüler/innen, Arbeitgeber, Personal-, Unter-
nehmensberater u. ä. sowie Aufsichtsbehörden möglich machen; 

(3) Hilfen für den Aufbau eines Budget-, Sachmittelbeschaffungs-  und Kosten-
managements ; Weiterbildungsveranstaltungen dazu mit Betriebswirten / Kauf-
leuten; speziell: Transfer  von Erfahrung  und Know how aus den Aus- und 
Weiterbildungseinrichtungen großer Unternehmen (Selektion besonders vor-
bildlicher Aus- und Weiterbildungseinrichtungen der Wirtschaft,  etwa mit 
Hilfe der örtlichen Kammern, Hilfen bei der Vermittlung der Partner (ggf. 
Begründung von Patenschaften zwischen den Weiterbildungseinrichtungen der 
Unternehmen und den einzelnen öffentlichen  Schulen); ggf. auch Einsatz 
von arbeitslosen oder pensionierten kaufmännischen Führungskräften,  Senior-
experten (SES); Auslagerung von Funktionen an Ehrenamtliche (Beitrag zur 
Mobilisierung des Potentials Frühverrenteter)  ; 

(4) Hilfen und praktische Maßnahmen zur Förderung der Bar- und Sachspende-
nakquisition, des Sponsoring, der Aktivitäten der Fördervereine (rechtliche 
und ökonomische Rahmenbedingungen); ggf. Einschaltung des Stifterverban-
des für die deutsche Wissenschaft (Landeskuratorium) bzw. Bundesverbandes 
Deutscher Stiftungen oder privater spezialisierter Berater, die es inzwischen 
vereinzelt auch in der Bundesrepublik Deutschland gibt; 

(5) Funktion und Zweckmäßigkeit von Kuratorien, Beiräten, Ehrenämtern für 
Schulen - fachliche Hilfestellung zur Klärung ihrer Nützlichkeit sowie zu ihrer 
schulzielunterstützenden Gestaltung und Handhabung; Arbeitstagungen mit 
Schulleitern; 

(6) Hilfen bei der Entwicklung von schulbezogenen Praktikantenstellen-Vermitt-
lungen und (praxisnahen) Berufsinformationdiensten  (in Abstimmung und vor 
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allem Ergänzung zu den Diensten der Arbeitsämter aus dem unmittelbaren 
schulischen Umfeld, etwa nach dem Muster des Berufsdienstes der Rotarier); 

(7) Ideenwettbewerbe, Maßnahmen und Hilfen, das Potential der ausländischen 
Schüler und Schülerinnen in den Schulen aktiv und positiv zu nutzen, um mehr 
Internationalität zu gewinnen sowie ein Vorverständnis für andere Kulturen, 
Bräuche und Verhaltensweisen (Dies könnte mit einer Aktion verbunden sein, 
die über die Schule hinaus die Verhaltensweise der Bürger, speziell der Ver-
mieter von Wohnungen und Studenten-Zimmern, aber auch das Verhalten der 
öffentlichen  Stellen, wie Bedienstete der Ausländerämter, Personal der öffent-
lichen Verkehrsbetriebe, positiv beeinflussen. Die in Abständen stattfindenden 
Befragungen der deutschen Organisationen, die Ausländer als Fach- und Füh-
rungskräfte,  Wissenschaftler und Studierende ins Land holen, sollten genutzt 
werden, um Aussagen zum Grad der Gastfreundlichkeit  der Städte und Ge-
meinden zu machen. Dazu könnten etwa die Befragungen des DAAD, der 
A.-v.-Humboldt-Stiftung und die Erfahrungen der Carl Dulsberg Gesellschaft 
genutzt werden), Beteiligung an Schulen im Ausland, Zulassung von Beteili-
gungen ausländischer an deutschen Schulträgern; 

(8) Entwicklung von Konzepten zur Gestaltung von begrenzter Personalhoheit der 
Schulen (z. B. zwecks Minimierung des Unterrichtsausfalls  durch Fehlzeiten 
verursacht durch Krankheit, Mutterschaft,  Fortbildung) sowie fachliche Hilfe 
für das Personalmanagement, u. a. durch Weiterbildung, vor allem aber durch 
Erfahrungstransfer  aus der Wirtschaft  (s. oben), privaten Fachschulen, Akade-
mien ggf. auch Volkshochschulen; 

(9) Eine privat-öffentliche  Initiative „Schule, private Haushalte, Multimedia und 
Mittelstand", Maßnahmen und Hilfen zur Anschaffungg  von Hardware, Ent-
wicklung von Software, Weiterbildung von Lehrern zur Förderung der Ver-
mittlung von Grundkompetenzen im multimedialen Bereich an die junge Ge-
neration, speziell Nutzung der den Schulen begrenzt gewährten eigenen Hand-
lungsspielräume (Schulprofil,  -programm, Experimentier- und Öffnungsklau-
seln) in Verbindung mit den Hochschulen und Universitäten, Verknüpfung von 
schulbezogenen, handwerks- und mittelstandsbezogenen Programmen, Einbin-
dung etwa von interessierten Unternehmen im Bereich Verkabelung, Hard-
ware, Software, Lehrer-Weiterbildung im multimedialen Bereich, Einbindung 
beschäftigungsloser ausgewählter Fach- und Führungskräfte  zur Organisation 
und Durchführung  von Einzel vorhaben in diesen Bereichen. 

2. Maßnahmen im Hochschulbereich 

(1) Praktische Hilfen zu einer langfristigen Strategie der Vervielfältigung der 
Finanzierungsquellen der Universitäten zwecks Sicherung der Wissenschafts-
freiheit,  der Unabhängigkeit und Kontinuität in Forschung und Lehre; etwa als 
Drei-Säulen-Strategie: (1) staatliche Grundfinanzierung  (wettbewerblich orga-
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nisiert, verschiedene Lösungen möglich), (2) „Verkauf 4 von Forschungs- und 
Lehrleistungen, i. e. (2a) aktive Ausschöpfung des Forschungsmarktes (For-
schungszuwendungen nach den bekannten und praktizierten Verfahren,  aber 
Ausweitung durch Zuschläge zu den Gemeinkosten, mehr offener  Wettbewerb; 
Auftragsforschung;  Joint ventures mit privaten nationalen und internationalen 
Partnern, besonders in den technisch anspruchsvollen und kostenintensiven 
Bereichen, Auswertung der amerikanischen Erfahrungen mit Hochschul-joint-
ventures), (2b) Schaffung  eines „Marktes" für wissenschaftliche Lehre, Aus-
und Weiterbildung, Einführung von Studiengeldern / Nutzergeldern gegen Ein-
räumung von vertraglich abgesicherten und einklagbaren Rechten, (3) aktive 
und professionelle Ausschöpfung des Stiftungs- und Spendenmarktes, Ziel: 
Bildung von Körperschafts-/Stiftungsvermögen,  Zielgröße: langfristig 10% 
des Universitätshaushaltes aus Stiftungserträgen,  Spenden und anderen priva-
ten Zuwendungen zu decken; dazu Weiterbildungsmaßnahmen mit den Lan-
des-Kanzlerrunden sowie mit Experten der Vermögens-, Steuer- und Stiftungs-
beratung; 

(2) Sicherung der langfristigen Finanzierung von Hochschulen und Universitäten 
durch Nutzung und aktiven Einsatz des Instruments der Bildungs- und Hoch-
schulbausparkassen36 zur steuerbegünstigten Vorfinanzierung  von Hochschul-
bau und Studienplätzen; gleichzeitig Stärkung des Bewußtseins in der Bevöl-
kerung, für die Ausbildung der nächsten Generation finanziell mehr vorzusor-
gen; 

(3) Redefinition des Standorts der Universität zwischen Öffentlichkeit  der For-
schung und Nutzung von Eigentumsrechten (Urheberrechten, Patenten) an 
neuem Wissen zur Sicherung ihrer langfristigen Finanzierung; 

(4) Durch Experimentierklausel Zulassung verschiedener selbst gewählter interner 
Organisationsstrukturen; Wettbewerb um neue Organisationsformen in Eigen-
verantwortung der jeweiligen Hochschule; speziell moderne Reinterpretation 
der Humboldtschen Universitätsidee unter modernen Gesichtspunkten; 

(5) Privatisierung von Universitätsteilen bzw. deren rechtliche Verselbständigung, 
auch unter dem Aspekt der Erleichterung von Auslandskooperationen und 
-Investitionen; besonders auch Gründung von Lehr-an-Instituten, die es erlau-
ben, die Ziele und Bedingungen des wissenschaftlichen Studiums präzise, z. 
B. berufsorientiert  zu definieren (Umkehrung des Fakultätsprinzips „Lehre 
fließt aus der Forschung", e. g. wissenschaftliche Weiterbildung in den Wirt-
schaftswissenschaften  den MBA); 

(6) Modellversuch „Wirtschaftliche Verselbständigung einer staatlichen Uni-
versität" als selbständige Körperschaft  des öffentlichen  Rechts, als GmbH oder 
Aktiengesellschaft, im Staatsbesitz, ggf. mit Beteiligung verschiedener: Land, 
Stadt, Bund, Private, Inländer, Ausländer; 

3 6 Zum Modell des Bildungssparens siehe Grossmann,  D./Laux,  H. (1984). 
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(7) Auflösung des Monopols der Studentenwerke im Bereich der Restauration 
auf dem Territorium der staatlichen Hochschulen; 

(8) Umorientierung der Technologie-Transferzentren  an Universitäten zu Ser-
vice-Zentren für Wissenschaftler und Professoren  sowie ihr Ersatz durch 
selbständig tätige Technologiemakler und -vermittler als Bindeglied zwi-
schen kleinen Unternehmen und wissenschaftlichen Einrichtungen; 

(9) Zulassung ausländischer Hochschulen (als Wettbewerber und innovatorisches 
Potential) und ihrer Beteiligung an deutschen; Import von Hochschulmanage-
ment-Know how, neuen Organisationsformen;  Joint venture deutscher Hoch-
schulen mit Hochschulen im Ausland, Beteiligung an Bildungs- und Wissen-
schaftsmessen in Übersee, Öffnung  des tertiären Bildungssektors durch Libe-
ralisierung der Anerkennung von Abschlüssen; 

(10) Aktionsprogramm des DAAD mit den Universitäten zur Unterstützung des 
Fremd- und Wirtschaftssprachenunterrichts  an Universitäten in den mittel-
und osteuropäischen Staaten, in Verbindung mit Unternehmen und mit Unter-
stützung der Bundesanstalt für Arbeit (ZAV); 

(11) Internationalisierung der wissenschaftlichen Weiterbildung an den Universi-
täten und Hochschulen in Zusammenarbeit mit DAAD, CDG, ggf. Steinbeis-
und anderen Stiftungen. 

V. Zusammenfassung 

(1) Die sich stark beschleunigende Globalisierung der Märkte und grenzübergrei-
fende Mobilität nahezu aller volkswirtschaftlichen Leistungsfaktoren, die da-
mit einhergehende rapide wachsende Bedeutung von Forschung und Entwick-
lung sowie das durch weltweite Vernetzung von Datenbanken fast an jedem 
Ort der Erde verfügbare  Wissen stellen das Bildungs- und Wissenschaftssy-
stem vor neue, bisher nicht gekannte Herausforderungen. 

(2) Heute kommt es weniger auf den vorhandenen Humankapitalbestand einer 
Volkswirtschaft  an - so wichtig dieser ist - , als vielmehr auf die Fähigkeit des 
Bildungs- und Wissenschaftssystems, die sich schnell wandelnden Bildungs-
und Qualifikationsanforderungen  der Wirtschaft,  Verwaltung und Gesellschaft 
in einem permanenten Suchprozeß zu identifizieren, sie in Bildungsinhalte 
und Qualifizierungsmaßnahmen umzusetzen, Anlagen, Begabungen und Fä-
higkeiten der Menschen zu entdecken und bestmöglich nach deren Bildungs-
und Qualifizierungswünschen zu befördern. 

(3) Soll das Bildungs- und Wissenschaftssystem diese Eigenschaften entwickeln, 
dann kann das nicht unter staatlich-administrativen Rahmenbedingungen ge-
schehen, die für hoheitliche Verwaltungsaufgaben geschaffen  wurden und ent-
sprechend durch Einheitlichkeit der Leitung und Anweisung gekennzeichnet 
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sind. Vielmehr muß sich das ordnungspolitische Leitbild der Bildungs- und 
Wissenschaftspolitik so ändern (ParadigmenWechsel), daß die kreativen Kräfte 
und sämtliche Leistungspotentiale des Systems freigesetzt werden, Anreize 
entstehen, individuelle Anlagen und Begabungen der Menschen zu identifizie-
ren, sie zu selektieren und mit den Bildungsanforderungen der Praxis durch 
Bildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen soweit wie möglich in Einklang zu 
bringen. 

(4) Das setzt ein neues Rollenverständnis des Staates und der Bildungs- und Wis-
senschaftseinrichtungen und entsprechende Rahmenbedingungen voraus: 

(a) eine klare Trennung von staatlicher Aufsicht über Bildung und Wissen-
schaft seinerseits und Entscheidungsbefugnis und -Verantwortung für die 
Bildungs- und Wissenschaftsproduktion andererseits, d. h. der Staat - und 
in äußeren Schulangelegenheiten auch die Kommunen - hat sich auf die 
reine Aufsichtsfunktion  zu beschränken, sofern er selbst Eigner von Schu-
len, Hochschulen und Universitäten ist, und die Entscheidungsfreiheit  und 
die Verantwortlichkeiten über die Leistungsprozesse in Bildung und Wis-
senschaft den Schulen, Hochschulen und Universitäten zu überlassen 

(b) Konzentration des Staates (Land) auf die Schaffung  von Rahmenbeding-
ungen (Ordnungsfunktion) für ein eigenverantwortliches, dezentrales 
System öffentlicher  und privater Schulen und Hochschulen sowie auf die 
Sicherung des Wettbewerbs zwischen diesen 

(c) Finanzierung von Bildung und Wissenschaft, und zwar soweit, 
(aa) wie das zur Erfüllung der originär staatlichen, hoheitlichen (rechts-

staatlichen) und sonstigen gemäß Verfassung zugewiesenen Aufgaben 
erforderlich  bzw. effizient  ist (Staat / Kommunen in der Rolle des 
Nachfragers  von Bildungs-, Ausbildungs- und Forschungsleistungen), 

(bb) Schülern / innen und Studierende ansonsten von der Nutzung der 
Schulen und Hochschulen ausgeschlossen wären, weil ihnen die 
finanziellen Mittel fehlen, um sich bestmöglich in dem Maße zu bil-
den oder zu qualifizieren, wie dies notwendig ist, um für sich und die 
Gesellschaft den größtmöglichen Beitrag zur Mehrung des materiellen 
und immateriellen Wohlstandes zu leisten (subsidiäre Finanzierungs-
funktion des Staates, resultierend aus den Schwierigkeiten des Kapi-
talmarktes, Humaninvestitionen zu finanzieren) und 

(cc) mit der Bildungsfinanzierung distributive Ziele verfolgt werden, die z. 
B. bei gleicher Begabung, aber unterschiedlichen Einkommens- und 
Vermögensverhältnissen tendenziell einen Ausgleich bei den Finanzie-
rungslasten herbeiführen  (sozialer Rechtsstaat). 

(5) Als praktische Einzelschritte im Licht des neuen Paradigmas eignen sich 

(a) für die Schulen Maßnahmen zur Stärkung der bereits in Gang gekomme-
nen Schulprofildiskussion, Hilfen zur Entwicklung einer jährlichen öffent-
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liehen Berichterstattung, Hilfen für den Aufbau eines Budget-, Sachmittel-
beschaffungs-  und Kostenmanagements, Maßnahmen zur Schaffung  be-
grenzter Personalhoheit, Unterstützung bei der Einrichtung praxisnaher 
Berufsinformationsdienste  u.ä. und 

(b) für die Hochschulen praktische Hilfen zu einer langfristigen Strategie der 
Verfielfältigung  der Finanzierungsquellen (Studiengelder, Professionalisie-
rung der Stiftungs-, Spenden- und Auftragsakquisition,  des Vermögensma-
nagements), Einsatz neuerer Finanzierungsinstrumente, Neubestimmung 
des Standortes der Universität zwischen Öffentlichkeit  der Forschung und 
Nutzung von Eigentumsrechten (Urheberrechten, Patenten) an neuem Wis-
sen, Umorientierung der Technologie-Transferzentren  zu Service-Zentren 
für Wissenschaftler / Professoren,  Einsatz selbständig tätiger Technologie-
makler und -vermittler, Zulassung verschiedener selbst gewählter interner 
Organisationsstrukturen, Auflösung des Monopols der Studentenwerke im 
Bereich der Restauration, Privatisierung von Universitätsteilen bzw. deren 
rechtliche Verselbständigung (Lehr-an-Institute, Modellversuche zur wirt-
schaftlichen Verselbständigung staatlicher Universitäten als selbständige 
Körperschaften  des öffentlichen  Rechts, als GmbH oder Aktiengesell-
schaft) unter Beteiligung verschiedener nationaler und internationaler 
Eigner, Zulassung ausländischer Hochschulen, Internationalisierung der 
wissenschaftlichen Weiterbildung an den Universitäten u. ä. 

Literatur 

Beiträge zur Öffentlichen  Wirtschaft (1993): Heft 12, Bonn. 

Bildungskommission  NRW  (1995): Zukunft der Bildung - Schule der Zukunft, Denkschrift 
der Kommission „Zukunft der Bildung - Schule der Zukunft" beim Ministerpräsidenten 
des Landes Nordrhein-Westfalen,  Neuwied. 

Blümel,  W./ Bender,  I./ Behrens,  T. (1994): Flexibilität der Hochschulhaushalte - Auswer-
tung der Gespräche mit den Finanz- und Wissenschaftsministerien der Länder, Speyerer 
Forschungsberichte 130, 2. Aufl. Speyer. 

BMBF:  Grund- und Strukturdaten 1996/97. 

Bundesverfassungsgericht:  Az: lBvR 1379 / 94. 

Grossmann,  DJLaux,  H. (1984): Bildungssparen. Mehr Eigenvorsorge bei der Studien- und 
Ausbildungsfinanzierung, (Hg.) U. van Lith, Institut für Bildungs- und Forschungspolitik, 
Köln. 

Isermann,  M. (1994): Wirtschaftliche Autonomie, in: Schul-Management, 25. Jg, H. 4, 
S. 41 ff. 

Land Nordrhein-Westfalen:  Universitätsgesetz, in: Handbuch Hochschulen in Nordrhein-
Westfalen, I.: Gesetze - Verordnungen - Erlasse, Düsseldorf. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



Ein neues Verhältnis des Staates zu Bildung und Wissenschaft 185 

Lith,  U. van (1983a): Leistungskriterien, Studiengebühren und Ausbildungsförderung,  vom 
individellen und volkswirtschaftlichen Nutzen einer dezentralen Steuerung von Prüfungs-
leistungen, in: Mitteilungen des Hochschulverbandes, H. 1, S. 34-38. 

- (1983b): Markt, persönliche Freiheit und die Ordnung des Bildungswesens, Walter Eucken 
Institut,Vorträge und Aufsätze Nr. 90, Tübingen. 

- (1985): Der Markt als Ordnungsprinzip des Bildungsbereichs - Verfügungsrechte,  öko-
nomische Effizienz  und die Finanzierung der schulischen und akademischen Bildung, 
München. 

- (1990): Die Rolle der Stiftungen und Förderorganisationen, in: Handbuch des Wissen-
schaftstransfers,  (Hg.) H. J. Schuster, Berlin/Heidelberg/New York, S. 475-491. 

- (1991): Vorschlag zur Reform der Hochschul- und Studienfinanzierung, in: Die ungewisse 
Zukunft der Universität - Folgen und Auswege aus der Bildungskatastrophe, (Hg.) 
H. Bouillon u. G. Radnitzky, Berlin, S. 129-159. 

Lützel,  H. (1993): Revidiertes System volkswirtschaftlicher  Gesamtrechnungen, in: Wirt-
schaft und Statistik, H. 10, S. 711 ff. 

- Anmerkung zur Revision des Systems volkswirtschaftlicher  Gesamtrechnungen, Bd. 27, 
Forum der Bundesstatistik, (Hg.) Statistisches Bundesamt, Wiesbaden. 

Maunz-Düring-Herzog-Scholz:  Grundgesetz, Kommentar, Art. 7, Rdn. 34-37. 

Ministerium  für  Schule  und Weiterbildung  NRW  (1995): Entwicklungskonzept „Stärkung der 
Schule", Düsseldorf. 

Oppermann,  T. (1979): Bildung, in: Besonderes Verwaltungsrecht, (Hg.) F. von Münch, 
5. Aufl. Berlin, S. 609 ff. 

Paqué, K.-H. (1986): Philanthropie und Steuerpolitik. Eine ökonomische Analyse der Förde-
rung privater Wohltätigkeit, Kieler Studien 203, Tübingen. 

Severinski,  N. (1992): Schulautonomie und die Schulkrise der Gegenwart, Wien. 

Straubhaar,  T./Winz,  M. (1992): Reform des Bildungswesens, Kontroverse Aspekte aus öko-
nomischer Sicht, Bern. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



Hochschulen in Deutschland -
Unterfinanzierung und Fehllenkung 

Von Gerd  Grözinger,  Flensburg 

If  You Find Education  Costly:  Try  Ignorance 
Autoaufkleber, gesehen an der University of Chicago 

Abstract 

Die Hochschulsituation in Deutschland ist Mitte der neunziger Jahre zum Gegenstand 
zahlreicher kritischer Berichte und Analysen geworden. Externe Zwänge wie interne Unzu-
länglichkeiten werden dabei gleichermaßen thematisiert und verdienen sicher auch beide 
Aufmerksamkeit.  Im folgenden wird es aber nur um den speziellen Aspekt der Finanzausstat-
tung  gehen. Denn auch für die Hochschulen gilt: eine ausreichende Alimentierung ist nicht 
alles, aber ohne eine solche ist alles andere nicht viel. Die Aussagenverknüpfung im Titel -
Unterfinanzierung  und Fehllenkung - soll deshalb nicht additiv verstanden werden sondern 
als funktionale Aufgliederung eines gemeinsamen Problemkomplexes. Nicht jede Fehllen-
kung im Bildungsbereich muß sich notwendigerweise in einer mangelhaften Ausstattung mit 
Mitteln bemerkbar machen, es könnte etwa auch eine Überinvestition bedeuten oder eine 
fehlende Übereinstimmung von Absolventenstruktur und Arbeitsmarkt beschreiben. Aber je-
de Unterfinanzierung  ist immer dann als eine Fehllenkung anzusehen, wenn sie dauer- und 
regelhaft  erfolgt. Daß sich in Deutschland die Misere der Hochschulen vor allem auch als 
eine lang andauernde und erhebliche finanzielle Mangelversorgung darstellt, ist Thema des 
ersten Teils. 

Das Material bildet darüber hinaus die Grundlage eines zweiten Abschnitts, wo einige 
Überlegungen angestellt werden, wie es zu der Finanzierungslücke gekommen ist. Im Ergeb-
nis ist dabei Politikversagen durch institutionelle  Fehlorganisation zu konstatieren. Die dar-
auf folgenden Teile beschäftigen sich mit daraus abzuleitenden Lösungsmöglichkeiten.  Drei 
Themen werden dabei angesprochen, erstens die Verteilung der Hochschulkosten auf die ein-
zelnen Länder und den Bund, zweitens ein möglicher finanzieller Beitrag der Studierenden 
sowie drittens die Frage, ob und wie eine Trennung von allgemeiner Studienberechtigung 
und konkretem Hochschulzugang sinnvoll ist. 

Mit dieser letzten Überlegung scheint die enge Verknüpfung von Allokation und Finanzie-
rung aufgegeben worden zu sein und ein ganz anderes Thema zusätzlich eingeführt  zu wer-
den. Es soll aber gezeigt werden, daß es zur gegenwärtig vieldiskutierten und zunehmend ge-
forderten  Auswahl der Studierenden durch die Hochschulen eine ökonomische Alternative 
gibt - ein Bietverfahren  von Studierwilligen bei der Besetzung knapper Studienplätze. 
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I. Die Hochschulfinanzierung in Deutschland im Vergleich 

Die Angemessenheit von Finanzausstattungen staatlicher Einrichtungen läßt 
sich einmal auf Übereinstimmung mit einer modellhaft abgesicherten Vorgabe oder 
durch empirische Vergleiche mit ähnlichen Institutionen überprüfen.  Der zweite 
Weg ist der einfachere. Er setzt weder eine - bis heute nur schwach vorhandene1 -
Kenntnis von Produktionsfunktionen der sehr komplexen Einrichtung Hochschule 
voraus, noch bedarf  es hier Aussagen zu den Opportunitätserträgen konkurrieren-
der öffentlicher  Ausgaben. Die theoretische Grundannahme eines empirischen Ver-
gleichs läßt sich als evolutionäre  Vermutung  beschreiben: wenn in vielen differen-
ten Situationen mit unterschiedlichen Rahmenbedingungen strukturell ähnliche 
Einrichtungen sich entwickelt haben, dann sollten deren durchschnittliche  Input-
wie Output werte als effiziente  Ankergrößen gelten. Das schließt kritische Refle-
xionen über die Angemessenheit dieser Durchschnitte nicht aus. Aber die even-
tuelle Diagnose systematischer Abweichungen von wünschenswerten Zuständen 
wäre dann mit dem Nachweis allen oder doch wenigstens vielen gemeinsamer 
Wahrnehmungs- oder Handlungsverzerrungen zu begründen. 

Empirische Vergleiche in der Zeitdimension sind hiernach weniger aussagekräf-
tig. In der Regel fehlt dabei die Voraussetzung unterschiedlicher Konstitutionsbe-
dingungen. Die Betrachtung von Entwicklungen innerhalb eines Landes erfüllt 
aber eine wichtige Warnfunktion,  wenn dadurch Veränderungen beschrieben wer-
den, für die nicht leicht Effizienzverschiebungen  oder explizit formulierte  Präfe-
renzänderungen der Akteure zu finden sind. Und bei der praktischen Anwendung 
wird ihre theoretisch schwächere Aussagefähigkeit durch eine höhere Sicherheit in 
der Vergleichbarkeit der Ausgangsdaten häufig wieder kompensiert. 

1. Der Zeitverlauf 

Für einen kurzen Überblick zur Entwicklung  der Basisverhältnisse an deutschen 
Hochschulen ist die folgende, auch von der Hochschulrektorenkonferenz  benutzte 
Darstellung geeignet. Sie zeichnet ein besonders eindrückliches Bild bei den dort 
angegebenen nicht-monetären Kategorien »Studierende', Studienplätze' und ,Per-
sonalstellen', und sie bietet den Vorteil, den Stand der Erkenntnis mit zu referieren, 
der heute in der Fachadministration herrscht. Die dort getroffene  Wahl von 1977 
als Basisjahr kommt durch den in diesem Jahr gefaßten ,Öffnungsbeschluß'  der 
Kultusminister zustande. Damals wurde prognostiziert, daß nur ein vorübergehen-
der Anstieg der Studierendenzahlen zu erwarten wäre, der keinen Ausbau der 
Hochschulen erfordere,  eine bekanntlich irrtümliche Position, die aber erst 1989 
auch formell  revidiert wurde.2 

ι Brinkmann  1991, S. 69. 
2 Arbeitsgruppe Bildungsbericht... 1994, S. 672 ff. 
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Schaubild  1 
Basisdaten der Hochschulentwicklung in Deutschland 

(1977= 1) 
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Deutlich erkennbar im Schaubild  1 ist der dadurch begründete Trendbruch bei 
den Studienplätzen nach Flächenrichtwerten und bei dem wissenschaftlichen Per-
sonal. Beide Kennziffern  stagnieren in etwa, während die Studentenzahlen fast li-
near ihrem Ursprungstrend folgen, und auch von den konjunkturell etwas stärker 
schwankenden Studienanfängern nicht merklich beeinflußt sind. Dieses Auseinan-
derfallen spiegelt sich verstärkt noch in der finanziellen Dimension wider, trotz 
stark steigender Attraktivität für Studierwillige nimmt der Anteil der Ausgaben für 
Lehre und Forschung am Sozialprodukt ab (Tabelle  1). 

Diese Trends können noch nicht eindeutig als Verschlechterung der Finanzie-
rungsposition gewertet werden. Kosten können auch abnehmen ohne die Produkt-
qualität zu tangieren. Als mögliche Erklärungsalternativen im Hochschulbereich 
wären vor allem denkbar: 

- Kompositionseffekte  durch Veränderung in den Anteilen der (unterschiedlich 
teuren) Studiengänge, 

- wegen Auslagerung  von Forschung  in nicht-universitäre Einrichtungen Verbilli-
gung der Ausgaben pro Student ohne Niveaueinbußen bei der Lehre, 

- Ρ roduktivitäts  gewinne  in Forschung und/oder Lehre und/oder Organisation 
von Hochschulen, 

- günstigere Preisentwicklung  von Inputgütern bei der Bildungsproduktion. 

Nur zu den wenigsten dieser Punkte lassen sich empirisch gestützte Aussagen 
auffinden.  Das Kompositionsargument  ist in Grenzen interessant, nämlich wenn es 
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um die Veränderung der Anteile von Universitäten und Fachhochschulen geht, so-
wie zum Teil auch innerhalb der Universitäten, wo der Bereich Medizin häufig 
eine Sonderposition einnimmt. Bei der Präsentation des Materials im Abschnitt 2 
wird deshalb entlang dieser zwei Linien differenziert,  wo es nötig und möglich ist. 
Man wird dabei sehen, daß dies nicht die These einer eindeutigen Verschlechterung 
der Finanzausstattung aufhebt. Und bei der relativen Entwicklung der anderen Stu-
diengänge waren keine Auffälligkeiten  erkennbar, die einen stärkeren Erklärungs-
anteil vermuten ließen. 

Tabelle  1 

Jahr Studierende Studienanfänger 
Studienplätze 
nach Flächen-

richtwerten 

Stellen fxir 
wissenschaftliches 

Personal 

Anteil der 
Hochschulausg. 

am BSP 

1960 0,32 0,49 
1965 0,43 0,53 0,49 
1970 0,57 0,78 0,65 0,71 
1975 0,93 1,02 0,92 1,00 1,11 
1976 0,97 1,02 1,00 
1977 1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 
1978 1,03 1,04 1,00 
1979 1,07 1,05 1,02 
1980 1,13 1,13 1,01 0,96 
1981 1,21 1,27 1,00 
1982 1,30 1,33 1,03 0,99 
1983 1,37 1,38 0,99 
1984 1,42 1,31 1,06 0,99 
1985 1,45 1,22 1,08 1,00 
1986 1,48 1,24 1,08 1,00 0,85 
1987 1,52 1,35 1,08 1,01 0,86 
1988 1,59 1,45 1,08 1,02 
1989 1,63 1,49 1,10 1,04 0,82 
1990 1,71 1,64 1,12 1,06 
1991 1,78 1,58 1,13 1,06 0,78 
1992 1,81 1,48 1,15 1,07 
1993 1,85 1,41 1,15 1,10 
1994 1,84 1,35 1,11 
1995 1,84 1,44 

Quelle:  HRK 1996, S. 7 und persönliche Information 

Die Auslagerung  der  Forschung  scheint kaum bedeutsam. Eine der wenigen 
Prüfmöglichkeiten ist hier die Betrachtung der Fachhochschulen, die bekanntlich 
keinen gesetzlichen Forschungsauftrag  haben. Wenn auch dort eine mit der Situa-
tion an Universitäten vergleichbare Verschlechterung der Arbeitsbedingungen ein-
getreten ist, müssen andere Gründe bei der ungünstigen Entwicklung der Finanz-
position wirksam geworden sein. Auch darauf wird im nächsten Abschnitt ein-
gegangen werden, und hier wird das Ergebnis ebenfalls negativ sein. 

Bemerkenswerte Produktivitätsgewinne  in Hochschulen während der letzen 
anderthalb bis zwei Dekaden werden in der Literatur nicht beschrieben. Im Gegen-
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teil, die übliche Vermutung ist, daß der Übergang zur Großuniversität eher Rei-
bungsverluste mit sich gebracht hat. 

Ähnliches gilt für die Preisentwicklung  im Input-Bereich. Üblicherweise wird 
bei Berechnungen ein Gleichverlauf mit der allgemeinen Teuerungsrate unterstellt. 
Das kann jedoch sogar mehr zur Unterschätzung als zur Übertreibung führen. 
Auch wenn unklar ist, ob eine solche Entwicklung eher die Realisierung von Ge-
winnen aufgrund einer starken Stellung der Anbieter ist, durch Produktivitätsver-
schlechterungen (z. B. umfangreichere  Bibliotheken wegen vermehrter Wissens-
produktion) zustandekam oder tatsächlich überproportionale Preissteigerungen im 
Inputbereich weitergegeben wurden, jedenfalls lag in den USA während der acht-
ziger Jahre der jährliche Gebührenanstieg bei öffentlichen  Universitäten um 3,0 % 
höher als die allgemeine Inflationsrate, bei privaten sogar um 4,9 % darüber.3 

Die durch den ,Öffnungsbeschluß 4 und die lange Weigerung der Kenntnisnahme 
der Veränderung seiner Geschäftsgrundlage induzierte Unterfinanzierung  hat die 
Hochschulrektorenkonferenz 1992 mit ca. 9 Mrd. DM berechnet, wobei 6,8 Mrd. 
DM auf die alten Länder entfielen. Bund und Länder haben zwei Drittel davon im 
Prinzip als korrekte Beschreibung akzeptiert und 1993 in ihrem ,Eckwertepapier' 
selbst ein Defizit von 6 Mrd. DM pro Jahr zugestanden.4 Eine gewisse zeitliche 
Teilkumulation der Fehlbeträge unterstellt, was mittelfristig wieder aufzulösen 
wäre, entspricht das gegenwärtige Minus also etwa einem Viertel  der aus den 
öffentlichen  Haushalten kommenden ,Grundmittel für Lehre und Forschung'. 
Diese betrugen für 1992 bei den alten Ländern (einschließlich Ostberlin) 25,2 
Mrd. DM.5 

Mit diesen Basisdaten ist ein starker Anfangsverdacht der ungenügenden 
Finanzausstattung gegeben. Wenn sowohl eine eindeutige Verschlechterung ent-
lang der Zeitachse beobachtet wird wie ein Eingeständnis der dafür Verantwort-
lichen, es hier mit einem eigentlich nicht gewünschten Vorgang zu tun zu haben, 
ist ein Irrtum wenig wahrscheinlich. Da bei der Beobachtung von Trends aber nicht 
eindeutig ausgeschlossen werden kann, daß die negative Entwicklung auch von 
einem ausgesprochen hohen Anfangsniveau aus begonnen haben könnte und sich 
deshalb vielleicht wenig dramatischer darstellt, wenn auf Angemessenheit  der 
Finanzausstattung überprüft  wird, fehlt zur Absicherung der Behauptung einer 
Unterfinanzierung  noch der letztlich entscheidende Vergleich mit anderen Staaten. 

2. Die internationale Position 

Seit 1994 unternimmt die OECD einen Vergleich der Bildungsausgaben ihrer 
Mitgliedsländer. Weil diese Kosten positiv mit der Höhe des Sozialprodukts korre-

3 Clotfeider/Rothschild  1993, S. 2. 
4 HRK  1996, S. 25. 
5 StaBA  1996b, S. 243. 
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lieren, hat sich die OECD für folgenden Zentralindikator entschieden (ausgedrückt 
in Prozent): 

Jährliche  Ausgaben 
Studen t 

Bruttoinlandsprodukt 
Einwohner 

Neben der dadurch erzeugten Berücksichtigung des Zusammenhangs zwischen 
Wohlstandsniveau und Hochschulausgaben bietet dieser Indikator dazu noch den 
Vorteil, keine Wechselkursparitäten festlegen zu müssen. Und wegen der Wahl ei-
ner einheitlichen Zeiteinheit bleiben die unterschiedlichen nationalen Ausbildungs-
kulturen, die die relative Zahl der Studierenden und die durchschnittliche Länge 
von Studiengängen betreffen,  unberücksichtigt und somit ohne störenden Einfluß 
auf den Vergleich. 

Nun müßte ein eventuell unterdurchschnittlicher Wert für die Bundesrepublik 
bei einem solchen Indikator noch nicht eindeutig auf Unterfinanzierung  hindeuten, 
sondern er könnte auch noch aus anderen systematischen Gründen zustande ge-
kommen sein, wobei vor allem an die folgenden Erklärungen zu denken ist: 

- wenn in Deutschland ein besonders niedriger  Forschungsanteil  an Universitäten 
geleistet wird, und sich dadurch die nötigen Ausgaben pro Student verringern 
könnten, ohne die Qualität der Lehre zu tangieren 

- wenn hier überdurchschnittlich viele  Teilzeitstudenten  beobachtet werden, also 
die Zahl der eingeschriebenen Studenten höher liegt als die Zahl der real zu un-
terrichtenden und zu betreuenden, 

- wenn in der Zusammensetzung der Fächer besonders kostengünstige  Studien-
gänge überwiegen, die es erlauben, den Durchschnittswert der Mittel pro Stu-
dent zu senken. 

Nur eine ganz bescheidene Plausibilität hat dabei das Argument der Varianz der 
Forschungsbedeutung  von Hochschulen. Bei zehn OECD-Ländern, für die Angaben 
vorliegen, schwankt der Anteil des Hochschulbereichs an den gesamten nationalen 
Ausgaben für Forschung und Entwicklung nur zwischen 16,6 % (Deutschland) und 
26,5 % (Schweden). Ein direkter Zusammenhang zur Höhe der Hochschulausgaben 
ist trotz des niedrigen Werts für Deutschland nicht erkennbar, kombiniert doch z. B. 
die USA mit 17,2 % den zweitniedrigsten Wert bei den Forschungsanteilen mit einer 
der höchsten Angaben bei der Universitätsfinanzierung. 6 

Die Vermutung, daß in der Bundesrepublik überproportional viele  Teilzeitstu-
denten  zu finden sind, läßt sich weder bestätigen noch widerlegen. Daß mangels 
ausreichender finanzieller Absicherung ein Großteil der Studenten in Deutschland 
neben dem Studium einer Beschäftigung nachgeht, ist bekannt und gut dokumen-
tiert: etwa ein Viertel seines Einkommens erzielt der westdeutsche Normalstudent 

6 OECD  1995, S. 350. 
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durch Erwerbstätigkeit, etwa ein Sechstel der ostdeutsche.7 Aber auch in anderen 
OECD-Ländern wird von einem bedeutenden Umfang der Kombination von Ar-
beit und Ausbildung berichtet, ohne daß ein direkter Vergleich hier möglich 
scheint.8 

Tabelle  2 
Abschlüsse in Hochschulen nach Fächergruppen (1994) 

Deutschland OECD-Länder- Grundmittel je 
Durchschnitt Absolvent 

(alte Länder 1991) 
- % - - % - - DM -

Medizin 11,5 11,1 321.090 
Naturwissenschaften 12,6 9,5 

122.607 
Mathematik u. Informatik 5,5 4,4 
Geisteswissenschaften 36,4 38,1 84.105 
Rechts- und Wirtschafts-
wissenschaften 10,8 23,1 30.105 
Ingenieurwesen und 
Architektur 23,2 14,3 55.747 
Durchschnitt - - 112.825 

Quelle:  OECD 1996b, S. 186; StBA 1996b, S. 229 

Etwas besser in der Datenlage sieht es bei der Komposition  einzelner Studien-
gänge aus, so daß die These einer vielleicht besonders kostengünstigen Fächer-
struktur überprüfbar  ist. Hier hat die OECD einen Vergleich der Aufteilung von 
Bildungsabschlüssen bei Hochschulen angegeben, der noch mit den Kosten in 
Deutschland komplettiert werden kann. Das Bild ist gemischt, wie Tabelle  2 zeigt. 
Deutschland hat auf der einen Seite erheblich mehr Absolventen der preiswerten 
Ingenieurstudiengänge, aber auch viel weniger der noch preiswerteren Rechts-
und Wirtschaftswissenschaftler,  dafür wieder mehr an teuren Naturwissenschaft-
lern. Und der Anteil der immer besonderes ausgabenwirksamen Mediziner unter-
scheidet sich praktisch nicht vom Durchschnitt. Insgesamt ist die deutsche Fächer-
struktur leicht kostenintensiver als die des OECD-Mittels. Damit muß die These 
zurückgewiesen werden, daß eine Besonderheit der deutschen Hochschulorgani-
sation eine nach unten gerichtete Abweichung vom Durchschnitt rechtfertigen 
könnte. 

Die OECD weist Hochschulausgaben fast ausschließlich im Rahmen der Kate-
gorie ,Tertiärer Bereich' aus. Die Tertiäre Bildung wird nach der Internationalen 

7 BMBF  1995b, S. 288. 
8 OECD  1996a, S. 46. 

13 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 262 
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Standardklassifikation für Bildungsabschlüsse definiert  und umfaßt dort die 
ISCED-Positionen 5-7. Die Gruppe 5 beschreibt Fachschulen, Berufsakademien 
und Schulen des Gesundheitswesens, 6 die Regelabschlüsse der eigentlichen Hoch-
schulen und 7 die Promotionen an den Universitäten.9 Die mit 1991 beginnenden 
Angaben sind allerdings von Jahr zu Jahr nicht immer vergleichbar. Offensichtlich 
ist der Prozeß der Angleichung der Datendefinitionen noch im Gange. So wird z. B. 
in der Ausgabe von 1995 darauf hingewiesen, daß besonders im Tertiärbereich sol-
che Definitions Veränderungen stattgefunden haben, wobei vor allem zu Buche 
schlägt, daß ab dem Berichtsjahr 1992 die Subventionen für den Lebensunterhalt 
nicht mehr mitgezählt werden.10 Bei der Zusammenstellung in Tabelle  3 wurde 
deshalb 1991 nicht berücksichtigt. Für Ungarn, Schweden und die Schweiz werden 
darüber hinaus auch die Veränderungen von 1992 auf 1993 als ,nicht vergleichbar' 
geweitet.11 Schließlich gilt es noch zu beachten, daß im Berichtsjahr 1993 mit 
Tschechien und Ungarn zwei neue Länder mir relativ hohen Hochschulausgaben in 
die OECD aufgenommen wurden, was auch von dieser Seite her das arithmetische 
Mittel verändert, wegen der geringen Einwohnerzahlen dagegen kaum das OECD-
Gebietsmittel beeinflußt. 

Dies vorausgeschickt, fällt auf, daß Deutschland in den beiden ersten Ausgaben 
des Berichts bei der Tertiären Bildung eine weit unterdurchschnittliche Position 
hatte, und sich zusammen mit Frankreich und Spanien am Boden der Vergleichs-
tabelle befand, während die USA etwa einen fast doppelt so hohen Wert aufwies. 
Der deutliche Rückstand der Bundesrepublik in gleich mehreren Bildungsbe-
reichen hat dann auch das BMBF veranlaßt, dem Statistischen Bundesamt einen 
Prüfauftrag  zu erteilen, ob das einem realen Abstand entspricht oder auf unvoll-
ständige Erfassung der Ausgaben hier zurückzuführen  ist. Besonders berücksich-
tigt werden sollen dabei die Schweiz und Österreich, die als am stärksten ver-
gleichbar eingeschätzt wurden.12 

Bei den Hochschulausgaben scheint auf den ersten Blick auch Entwarnung an-
gebracht. Denn in der neuesten Version für das Berichtsjahr 1993 liegt Deutschland 
im Tertiären Bereich schon viel näher am Durchschnitt der OECD-Mitgliedsländer. 
Diese relative Verbesserung ist jedoch ausschließlich wegen der besonderen Situa-
tion der deutschen Vereinigung zustande gekommen. Das senkte einmal den Nen-
ner. So belief sich das Bruttoinlandsprodukt pro Einwohner 1993 auf DM 43 300 
für die alten Länder, es betrug aber nur noch DM 38 900 für das ganze Deutsch-
land.13 Und im Zähler wurden die Ausgaben pro Student für die Hochschulen in 
den neuen Ländern von einigen Sonderfaktoren  beeinflußt: 

9 Lünnemann/Hetmeier  1996, S. 173. 
10 OECD  1995, S. 86. 
n OECD  1996b, S. 351. 
12 Lünnemann/Hetmeier  1996, S. 166 f. 
13 StBA  1996a, S. 649; BMBF  1996, S. 19 ff.;  eigene Berechnung. 
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- die zumeist berufenen West-Professoren  erhalten auch West-Bezüge , so daß die 
Ausgaben in den neuen Ländern nicht im gleichen Maße wie das Sozialprodukt 
dort sanken, 

- es waren Startinvestitionen nötig, um den nachholenden  Bedarf  an Bibliotheken, 
Geräten, Gebäudestandards zu erfüllen, wobei diese Bundeszuschüsse in Zu-
kunft aber entfallen werden, 

- wegen der schwierigen Wirtschaftslage schrieben sich zunächst sehr viel weni-
ger  Studenten  ein als prognostiziert. 

Tabelle  3 
Ausgaben pro Student im Verhältnis zum Pro-Kopf-BIP in öffentlichen 

und privaten Bildungseinrichtungen 

Tertiärer Bereich 1992 Tertiärer Bereich 1993 Tertiärer Bereich 1993 
- alle - - alle - - nur Hochschulen -

Nordamerika 
Kanada 63,3 57,6 57,5 
Mexiko - 62,8 61,2 
Vereinigte Staaten 60,8 60,2 -

Pazifikstaaten 
Australien 39,0 52,0 59,1 
Japan 37,1 37,3 39,2 
Neuseeland 43,0 49,0 49,1 
Europäische  Union 
Österreich 32,3 45,1 44,3 
Belgien 36,4 33,0 -

Dänemark 38,1 42,0 -

Finnland 59,7 46,6 47,1 
Frankreich 31,1 32,3 -

Deutschland - 42,8 44,1 
Deutschland (West) 32,2 - (31,7) 
Griechenland - 28,5 30,9 
Irland 56,9 51,3 -

Italien 33,7 29,2 29,3 
Luxemburg - - -

Niederlande 51,5 48,8 48,8 
Portugal - 48,0 -

Spanien 29,4 28,8 -

Schweden 42,9 75,4 -

Verein. Königreich 65,6 48,6 -

And.  OECD-Länder 
Tschechien 50,2 56,5 63,7 
Ungarn 140,8 86,4 86,4 
Island - 27,1 31,7 
Norwegen 49,4 43,8 34,3 
Schweiz 58,0 67,9 76,8 
Türkei - 48,5 -

Ländermittel 45,3 48,1 -

OECD  gesamt 49,0 49,0 -

Quelle : OECD 1995, S. 92; OECD 1996b, S. 72; Angabe in Klammern eigene Berechnung 

1 * 
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Besonders der letztgenannte Punkt markiert eine deutliche Differenz  von Ost 
und West. 1993 betrug das Verhältnis Studenten zu wissenschaftlichem Personal 
an den Universitäten der alten Länder 12:1, an denen der neuen nur 5:1. Bei den 
Fachhochschulen lautete es 33:1 versus 14:1.14 Während bei allen Schulen die 
Ausgaben pro Schüler in den neuen Ländern erheblich unter denen der alten lie-
gen, ist es bei den an Hochschulen Studierenden gerade umgekehrt. 1995 kostete 
ein Student im Westen (inkl. Ostberlin) pro Jahr durchschnittlich DM 22487, im 
Osten DM41726.15 

Das dürften jedoch alles Übergangsphänomene Anfang und Mitte der 90er Jahre 
beschreiben, die für die Hochschulfinanzierung in Deutschland insgesamt keine 
Entwarnung erkennen lassen. Deshalb findet sich in Tabelle  3 auch eine Aufstel-
lung der Länder, die Angaben für ihren reinen Hochschulbereich  gemacht haben -
das betrifft  in Deutschland also Universitäten und Fachhochschulen. Die Bundes-
republik teilte hierzu der OECD keine offiziellen  Angaben, nach West- und Ost-
deutschland getrennt, mit. Es kann aber auf der Basis der »Grundmittel für Lehre 
und Forschung', die für die einzelnen Bundesländer ebenso vorliegen wie die Zahl 
der Studierenden und das BIP pro Kopf, eine solche Größe selbst näherungsweise 
berechnet werden. Sie hat sich, wie erwartet, für die alten Bundesländer von 1992 
auf 1993 nur unwesentlich verändert. 

Bei der funktionalen Beschränkung auf den Hochschulbereich im engeren Sinne 
und geographisch auf die als langfristigen Standard anzusehenden Westländer ist 
also keine Verbesserung der internationalen Position zu sehen. Die Sondersituation 
in den neuen Ländern ausgeklammert, findet sich die Bundesrepublik nach wie vor 
im untersten OECD-Bereich wieder. Damit stimmt das Ergebnis des Querschnitts-
vergleichs mit dem in der zeitlichen Entwicklung dokumentierten Niedergang 
überein. 

I I . Unterfinanzierung als Ergebnis politischer Entscheidungen 

Im folgenden soll gezeigt werden, daß die Gründe der Unterfinanzierung  der 
Hochschulen in Deutschland in einem kumulativen  Politikversagen  liegen. Die 
Frage, warum staatliche Aufgaben nicht im ausreichenden Maße finanziert  werden, 
ist in der Literatur unterschiedlich beantwortet worden. Wohl am bekanntesten ist 
die Position, die bei Budgetentwicklungen nur inkrementale  Veränderungen für 
möglich hält.16 Danach machen das Beharrungsvermögen von bereits langfristig 
festgelegten Ausgabeprogrammen, der schiere Umfang der ebenfalls schwer verän-
derbaren Personalkosten und das Eigeninteresse der Bürokratie an der Fortschrei-

14 BMBF  1995, S. 240 ff. 
15 DIW  1997, S. 152. 
16 Wildavsky  1984, S. 13 ff. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



Hochschulen in Deutschland 197 

bung der aus ihrer Sicht bewährten Mittelzuteilungen Neugewichtungen immer 
nur in kleinen Schritten möglich. Diese Trägheit setzt sich sowohl gegenüber poli-
tischen Veränderungswünschen durch, wie sie auch bei einer neuen Konstellation 
von Aufgaben im Zeitverlauf die gebotene Anpassung verzögern. So wurde etwa 
für Deutschland für den Zeitraum Mitte der sechziger bis Mitte der siebziger Jahre 
keine größere Flexibilität im staatlichen Ausgabeverhalten beobachtet, trotz der 
Verschiebung der politischen Großwetterlage in Richtung stärker reformerisch 
orientierter Regierungen.17 

Eine zweite Erklärung speziell zur Hochschulfinanzierung thematisiert die deut-
sche Variante von Föderalismus. Seit der Grundgesetzänderung 1969 gehören nach 
Art. 91a GG der ,Aus- und Neubau von Hochschulen' zu den Gemeinschaftsauf-
gaben, für die Bund und Länder finanziell zusammen verantwortlich sind. Anson-
sten ist die Hochschulfinanzierung Ländersache, mit der Ausnahme der Gewäh-
rung von Stipendien für Studierende, die wieder eine reine Bundesangelegenheit 
darstellt, und nur gelegentlich durch spezielle Postgrad- oder Postdoc-Programme 
von den Ländern ergänzt werden. Diese besondere Ausgestaltung der politischen 
Verantwortung, die weniger als in anderen Staaten eine Arbeitsteilung nach Aufga-
bengebieten und Verwaltungsebene kennt denn eine Zusammenarbeit von Bund 
und Ländern vorsieht, hat Fritz Scharpf als eine Politikverflechtungsfalle  bezeich-
net.18 Bund und Länder - die auch noch fast stets politisch gegensätzlichen Mehr-
heitslagern angehören - behinderten sich gegenseitig in der Politikgestaltung. 
Nach diesem Ansatz können in der Bundesrepublik drei problematische Ausprä-
gungen beobachtet werden: 

(1) zieht sich die Zentralebene zurück, wenn zunehmenden Kosten nicht von einer 
Zunahme des politischen Nutzens für sie begleitet wird, 

(2) verhindert das Arrangement mangels vorab vorgesehener Em-Optionen19 

auch bei auffälliger  Ineffizienz  lange eine Neuverhandlung, 

(3) mindert die für die politischen Akteure ,wohltätige Diffusion  der Verantwor-
tung' die sonst bei langfristigen Engagements so nützliche Voice- Option der 
davon negativ Betroffenen. 

Die Politikverflechtungsfalle  setzt sich auch auf der horizontalen Ebene durch. 
Denn in Deutschland läßt sich zusätzlich zur vertikalen Dimension der Bund-Län-
der-Paralyse noch ein klassisches Trittbrettfahrerproblem  konstatieren. Die Kosten 
für Hochschulen fallen bei jedem einzelnen Land an. Den stärksten Nutzen daraus 
ziehen aber die Absolventen, und ob und wo diese später arbeiten und wohnen 
werden, also vor allem auch, wo ihre Steuern dann anfallen, ist völlig unbestimmt. 
Länderfinanzminister  haben demnach einen Anreiz, die eigenen Hochschulausga-

17 Zimmermann  1986. 
is Scharpf  1985. 
19 Hirschman  1974. 
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ben niedrig zu halten. Und da Studierende bei zu wenigen heimatlichen Studien-
plätze in andere Bundesländer ausweichen können, diffundiert  auch der sonst stär-
ker zu erwartende regionale Protest. 

Ein dritter Erklärungsansatz fragt nach der Popularität von Hochschulausgaben. 
Nach einem Basissatz der Neuen Politischen Ökonomie ist die verantwortliche 
politische Ebene vor allem als Stimmenmaximierer  anzusehen, die in Wahlperioden 
rechnen und nicht als langfristig orientierte, an Investitionen interessierte Wohl-
fahrtsmaximierer.  Da das generelle Interesse der Öffentlichkeit  an zunehmenden 
Ausgaben für Bildungszwecke schon Anfang der achtziger Jahre als ausgeschöpft 
galt,20 wird es nun vor allem interessant, nach Verteilungskämpfen innerhalb der 
Bildungsausgaben zu forschen. Wenn Interessengruppen relativ größer und/oder 
lautstärker und / oder bei Wählern angesehener als andere sind, dann ist es für Poli-
tiker rational, knappe öffentliche  Mittel dorthin zu lenken, wo die Interessen dieser 
Gruppen sich manifestieren. 

Und schließlich viertens: nach einem anderen Basissatz der Neuen Politischen 
Ökonomie gibt es darüber hinaus Eigeninteressen  der  Administration,  die es ver-
steht, Ressourcen dort zu konzentrieren, wo dies mit einer Erhöhung ihres Nutzens 
einhergeht. Durch die Einbeziehung dieser Erklärungsebene ist ein zusätzlicher 
Test möglich. Sollte gezeigt werden können, daß bestimmte Hochschuireinrichtun-
gen, die im Interesse der Administration wirken, relativ weniger vom breiten Trend 
zum Niedergang betroffen  waren, dann darf  das als ein Beleg dafür gelten, daß nur 
ganz besondere Patenschaften  den finanziellen Niedergang aufzuhalten in der 
Lage waren, während die anderen Hochschulaufgaben ohne einen solchen Schutz 
im internen Verteilungskampf um staatliche Mittel unterlagen. 

Wenn die so aufgegliederte Einschätzung eines systematischen Politikversagens 
richtig ist, dann sollte sich das an den folgenden vier Aussagen nachweisen lassen, 
die sich allesamt auf die Mikrostruktur von Bildungsdaten beziehen. Sie sind kon-
zentrisch aufgebaut, von der umfassendsten zur internsten Budgetaufteilung : 

(1) Unter den Akteuren dürfte der Bund  am wenigsten Interesse an einer Steige-
rung seiner Ausgaben für Hochschulen zeigen. Die von ihm nach der Bund-
Länder-Arbeitsteilung mit 50 % zu bezuschussenden Investitionen in Gebäu-
den und Großgeräten erlauben wegen der Festschreibung einer gemeinsamen 
Entscheidung über die Verteilung der Mittel keine autonome Regional- oder 
Industriepolitik zur Befriedung strategisch bedeutsamer Einflußgruppen. Dazu 
wird der Zentralebene ihr Anteil von den Wählern kaum genau so stark kredit-
iert wie den Landesregierungen, die auch noch über viele andere Mittel der 
Einflußnahme verfügen und Investitionsausgaben immer im Rahmen eines 
dann beeindruckenden Gesamtkonzepts von Stellen, neuen Studiengängen, 
Forschungsschwerpunkten etc. darstellen können. 

20 Mäding  1994, S. 168. 
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Erste  Hypothese ist also: wegen mangelnder Attraktivität entlang der Dimensio-
nen von Gestaltung und Öffentlichkeitsarbeit  sollte der Anteil des Bundes an den 
Hochschulausgaben relativ fallen. 

(2) Auch die Länder haben auf Wählerwirksamkeit zu achten. Selbst wenn die 
Idee von staatlicher angebotener Bildung populär bleibt, gibt es innerhalb ei-
nes nur schwer zu verändernden Gesamtbildungsbudgets mit den Schulen  ei-
nen Konkurrenten, der alle Vorteile auf seiner Seite hat. Quantitativ macht die 
Summe der Lehrer plus die der Eltern mit schulpflichtigen Kindern ein Vielfa-
ches an Wählereinfluß aus gegenüber der Zahl der mit wissenschaftlichen und 
lehrenden Aufgaben an Hochschulen Beschäftigten und der Studenten. Dazu 
sind Schulen dezentral verteilt, und ist der Elterneinfluß relativ wohlorgani-
siert im Vergleich zu dem der Studenten. Jeder Landtagsabgeordnete kann da-
mit rechnen, persönlich involviert zu werden, wenn an Schulen in seinem 
Wahlkreis ein Problem aufzutauchen beginnt. Und schließlich haben die Schu-
len den großen Vorteil extrem einsichtiger, einfacher und gut tradierter Indika-
toren: ausgefallene Unterrichtsstunden, nicht gegebene Fächer und durch-
schnittliche Klassenstärke beschreiben ein breit verfügbares  Wissen. Dagegen 
ist die Hochschulorganisation vielfältiger,  und ihre Defizite sind Außenstehen-
den weniger vermittelbar. Da sich wegen der unterschiedlichen Ausgaben-
strukturen die Finanzzuteilungen nur schwer vergleichen lassen, wird hier für 
den Test ein anderer, ein beiden Einrichtungen stärker gemeinsamer Indikator 
genutzt. 

Zweite  Hypothese ist: das Verhältnis von Lernenden zu Lehrenden sollte sich an 
Hochschulen ungünstiger entwickelt haben als an Schulen. 

(3) Auch innerhalb der Ausgaben für Hochschulbereiche gibt es für rationale Poli-
tiker solche mit mehr und solche mit weniger Vorteilen. Relativ populär bei 
der Mittelverteilung sollten Fächer sein, deren Förderung entweder mit zusätz-
lichen Einnahmen von dritter Seite gekoppelt sind oder die mit direkten Inter-
essen der - in der Mehrheit sonst vermutlich wenig hochschulinteressierten -
Wählerschaft  verknüpfbar  sind. Beides trifft  auf genau einen Bereich zu, auf 
die Hochschulkliniken.  Alle Wähler sind auch potentielle Patienten und daß 
die Hochleistungsmedizin in der Popularität abgenommen hätte, ist nicht be-
kannt. Dazu legt die gesetzlich als Regionalaufgabe bestimmte Krankenhaus-
versorgung es nahe, einiges davon über den Ausbau der Universitätsmedizin 
mit zu erledigen, zumal wenn dadurch noch eine Mitfinanzierung durch die 
Kassen und den Bund angestrebt werden kann. 

Dritte  Hypothese ist deshalb: der relative Anteil der Medizin an den Hochschu-
lausgaben sollte unabhängig von der Zahl der Studierenden steigen. 

(4) Schließlich dürften die mit der Verwaltung von Ländern Betrauten Vorteile 
darin sehen, wenn ihr eigenes Personal möglichst gut ausgebildet wird, ganz 
zu schweigen von den eigenen Karriereinteressen in bezug auf Lehraufträge 
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und Professuren.  Dort also, wo das einzelne Land der fast ausschließliche 
Nachfrager  nach den Absolventen ist, sollte das Studienangebot weniger von 
den Zwängen der Gesamthochschulpolitik bestimmt werden als von den Quali-
tätsnotwendigkeiten der Ausbildung. Eine solche Überlegung trifft  auf die Ver-
waltungsfachhochschulen  zu, die in der Regel dem Innenminister und nicht 
dem Hochschulminister zugeordnet sind. Auch hier stellt sich wieder das Indi-
katorenproblem wie beim Schulen-Hochschulen-Vergleich, und es kann auf 
die gleiche Weise gelöst werden. 

Die vierte  Hypothese lautet somit: die Relation von Lernenden zu Lehrenden 
sollte sich an Verwaltungsfachochschulen günstiger entwickelt haben als an den, 
mit ihnen strukturell verwandten, anderen Fachhochschulen. 

Im folgenden werden die vier Hypothesen für die hier interessierende Periode 
empirisch überprüft,  wobei zumeist 1975 das Ausgangsjahr darstellt und die Ge-
samtveränderung bis Anfang der 90er Jahre betrachtet wird. Damit lassen sich 
kurzfristige  Schwankungen ausschließen und 1975 ist eine häufig gewählte Basis, 
so daß dort weniger Datenprobleme auftauchen. Das Ausgangsjahr liegt darüber 
hinaus auch kurz vor dem Öffnungsbeschluß  von 1977, der ja selbst schon eine 
Krisenreaktion auf anwachsende Studentenzahlen darstellt, denen nicht mehr mit 
einfachem Kapazitätsausbau begegnet werden konnte. Die folgenden Angaben be-
ruhen immer auf Nominalgrößen, weil nur die Relationen der Entwicklungen inter-
essieren. Und es wird stets das Gebiet der alten Länder betrachtet, wobei zum Teil 
ab 1991 bei Berlin bereits Angaben für das neue Land Gesamtberlin impliziert 
sind. 

Die erste  der obigen Behauptungen ist leicht nachweisbar. Die Ausgaben des 
Bundes für die Hochschulen sind sehr viel weniger stark gestiegen als die der Län-
der (ιSchaubild  2). Die Abweichung läßt sich auch nicht mit einer allgemeinen 
Krise der Bundesfinanzen erklären, unter denen dann proportional auch die Hoch-
schulen zu leiden gehabt hätten. Denn die anderen, die nicht-hochschulischen 
Ausgaben für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung des Bundes haben in 
etwa gleichem Ausmaß wie die Ländermittel für die Hochschulen zugenommen 
(Tabelle  4). Das läßt nur den einen Schluß zu: der Bund war an den Hochschulen 
ganz speziell nicht mehr sonderlich interessiert. Diese Einschätzung korrespondiert 
auch mit dem stetigen Rückzug des Bundes aus der BAFöG-Finanzierung. 1995 
liegt der nominale Finanzaufwand für die studentische Förderung für das frühere 
Bundesgebiet kaum über den Ausgaben von 1975.21 

Auch die zweite  Hypothese kann als bestätigt angesehen werden. Während sich 
an den Schulen das Schüler-Lehrer-Verhältnis  recht dramatisch verbessert hat, ist 
bei Universitäten wie Fachhochschulen die Studierenden-Lehrenden-Relation 
ebenso auffällig  in einer Verschlechterung begriffen  (Schaubild  3). Die Politik hat 
auf das Sinken der Schüler- und das Ansteigen der Studentenzahlen nicht mit einer 

2i Jägers  1993, S. 107, StBA  1996c, S. 146. 
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Schaubild 2 
Veränderung der Hochschulausgaben von Bund und Ländern 

250 τ-

1975 1990 

Tabelle  4 

1975 1990 

Bund 100 119 

Länder 100 226 

Nachrichtlich: 

Ausgaben des Bundes für Wissenschaft/Forschung/ 
Entwicklung außerhalb der Hochschule 100 237 

Quelle:  Jägers 1993, S. 109/110; STB A 1996b, S. 243; eigene Berechnung 

stärkeren Umschichtung der Finanzmittel innerhalb der Bildungshaushalte reagiert, 
was in der Literatur teils mit einer auch in der Feinaufteilung anzunehmenden 
Budgetträgheit, teils jnit dem relativ größeren Druck von Eltern- und Lehrerver-
bänden erklärt wird.22 Die unterschiedlichen Trends können jedenfalls nicht ein-
fach als ein reines Verzögerungsphänomen bei den Schulen erklärt werden, wo 
sinkende Schülerzahlen auf eine wenig veränderte Zahl unkündbarer Lehrkräfte 

22 Weisshaupt/Weiss  1988; Franke  1994. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



202 Gerd Grözinger 

getroffen  wären. Tatsächlich ist bei allen Bildungsinstitutionen ein Anstieg an 
hauptamtlich Beschäftigten zu konstatieren (Tabelle  5). Die gegenüber den Fach-
hochschulen noch recht günstig erscheinende Situation bei den Universitäten ist 
übrigens stark der Medizin geschuldet. In Personalstellen gerechnet, haben sich die 
nicht-medizinischen Fächer ähnlich schlecht entwickelt (Tabelle  6). 

Schaubild  3 
Veränderung der Relation Schüler zu Lehrer (hauptberufliches Personal) 

bzw. Studenten zu Lehrenden 

200 -r 

150 η 

100 

50 
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Fachhochschulen 
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Universitäten 

Schüler-Lehrer-
Relation 
Schulen 
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Tabelle  5 

1975 1991 

Schüler-Lehrer Relation 
Schulen 100 59 
Studenten-Lehrende-Relation 
Universitäten 100 121 
Studenten-Lehrende-Relation 
Fachhochschulen 100 191 
Nachrichtlich: 
Lehrer, Schulen 100 125 
Lehrende, Universitäten 100 149 
Lehrende Fachhochschulen 100 140 

Quelle:  StAB 1996c, S. 199; BMBF 1995, S. 236, S. 238; BMBF 1994, S. 137; eigene 
Berechnung 
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Schaubild  4 
Veränderung der Grundmittel für 

Hochschulen ohne Kliniken, Hochschulkliniken 
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- - - Hochschulkliniken 

Hochschulen ohne 
Kliniken 

1975 1992 

Tabelle  6 

Grundmittel 1975 1992 

Hochschulen ohne Kliniken 100 207 

Hochschulkliniken 100 339 
Nachrichtlich: 
Absolventen (Diplom und Promotion) 

Univ. ohne Medizin 
Medizin 

100 
100 

265 
183 

Absolventen/Wissenschaftl. Personalstellen 
Univ. ohne Medizin 
Medizin 

100 
100 

262 
126 

Quelle:  Jägers 1993, S.106, S. 109; StBA 1996b, S. 233, S. 243; BMBF 1995a, S. 228, 
S. 232 f.; eigene Berechnung 

Die dritte  Überlegung betraf eine als zunehmend erwartete Bedeutung der 
Hochschulmedizin. Auch sie ist bestätigt. Die Ausgaben dafür steigen weit über-
proportional (Schaubild  4). Das gilt sowohl für die Sach- wie die Personalmittel 
und läßt sich nicht mit einer Ausdehnung der Studierenden erklären, die - wegen 
der Datenlage in Absolventen gemessen - sogar nur unterproportional zugenom-
men hat (Tabelle  6). 1992 machen in den alten Ländern die öffentlichen  Zuweisun-
gen an die Hochschulkliniken fast ein Viertel aller Hochschulmittel aus, obwohl 
davon nur etwa ein Fünfzehntel aller Studenten profitiert:  keine 100000 von über 
1,6 Millionen . 2 3 Der Anreiz für die Länder, eine solche Ressourcenverteilung vor-

23 StBA  1996b, S. 233, S. 243, S. 202. 
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zunehmen, liegt neben der Wählerattraktivität auch in den hier zu erzielenden Ein-
nahmen von dritter Seite. Die Einnahmen von den Kassen und Patienten haben 
sich bei den Hochschulkliniken im Zeitraum 1975 - 1992 von 2,5 Mrd. DM auf 
10,7 Mrd. DM mehr als vervierfacht. 24 Und bei den - zur Hälfte vom Bund finan-
zierten - Investitionen hatte die Universitätsmedizin in den 70er und 80er Jahren 
zeitweilig einen Anteil von über 50% und gegenwärtig immer noch von 38 %.25 

Die Kosten für Großgeräte und Bauten bei Kliniken außerhalb des Universität-
ssystems wären dagegen von den Ländern jeweils vollständig allein zu tragen. 

Zur vierten  Hypothese: daß die Verwaltungsfachhochschulen eine günstigere 
Ausgangsposition bei der Konkurrenz um knappe Mittel haben, läßt schon eine 
Angabe erahnen, die Peter Glotz bezüglich der Alimentierung ihrer Studenten vor-
bringt. Weil dort weiter Beamtenanwärter-Bezüge gezahlt werden - immerhin zwi-
schen DM 1300 und DM 1600 pro Monat - erhält diese kleine Schar von 2,8% 
aller Studenten eine Summe zur Deckung ihres Lebensunterhalts, die einem guten 
Drittel aller Bafög-Leistungen insgesamt entspricht.26 Darüber hinaus ist aber auch 
bei der Organisation der Lehre eine deutliche Ungleichbehandlung zu zeigen. Hier 
sollte man nicht wie bei den ersten drei Indikatoren ab 1975 vergleichen, weil zu 
diesem Zeitpunkt die Verwaltungsfachhochschulen noch im Aufbau begriffen  wa-
ren und nur wenige tausend Studenten hatten. Es kann aber das Basisjahr 1980 ge-
wählt werden, wo ähnliche Verhältnisse - vor allem bezüglich der Relation Stu-
dienanfänger zu Bestand an Studenten - wie in den späteren Jahren erscheinen. 
Und ab 1980 ist das Verhältnis von Studenten zu hauptberuflich Lehrenden in etwa 
gleichgeblieben, was eine sehr viel günstigere Entwicklung als bei den anderen 
Fachhochschulen bedeutet (Schaubild  5). Ein reines Beharrungsphänomen auf-
grund eventuell nachlassender Studentenzahlen läßt sich nicht erkennen, deren An-
stieg ist bei den öffentlichen  Fachhochschulen wie den Verwaltungsfachhochschu-
len ähnlich verlaufen  (Tabelle  7). 

Alle Beobachtungen zusammengenommen, ergibt sich damit folgendes Bild: 
die Hochschulen in Deutschland kennen keinen verantwortlichen  Akteur,  der an ih-
rem Wohlergehen primär interessiert ist, und der bei ihrer Unterfinanzierung  ein-
deutig negative Rückkoppelungen im politischen Raum erleidet. Der Bund wie das 
einzelne Land sind daran interessiert, Kosten abzuschieben, und durch die föderale 
Gestaltung haben sie auch einen Gestaltungsspielraum hierin. Bildungsbudgets 
werden von Jahr zu Jahr in ähnlicher Höhe fortgeschrieben,  auch wenn Neuge-
wichtungen sachlich angemessen wären. Der politische Einfluß von Studierenden 
und Lehrenden scheint zu schwach, um hier eine Berücksichtigung ihrer steigen-
den Bedeutung einzufordern.  Nur wenn Zusatzinteressen Dritter in den Entschei-
dungsprozeß miteinfließen - wie bei den Medizinfachbereichen und den Verwal-
tungsfachhochschulen - hatten bestimmte Hochschulsparten eine Chance, in der 

24 Jägers  1993, S. 109; StBA  1996b, S. 233. 
25 Wissenschaftsrat  1995, S. 4. 
26 Glotz  1996, S. 101 f. 
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Konkurrenz mit anderen staatlichen Ausgaben ihre relative Position zu halten. Die 
weniger Begünstigten waren dann um so mehr die Verlierer. 

Schaubild  5 
Veränderung der Relation Studenten zu Lehrenden bei 

Fachhochschulen, Verwaltungsfachhochschulen 
200 τ-

Ι 50 -

100 

Studenten-Lehrende-
Relation 
Fachhochschulen 
(ohne Verw.-FH) 

- Studenten-Lehrende-
Relation 
Verwaltungsfach-
hochschulen 

1980 1992 

Tabelle  7 

1980 1992 

Studenten-Lehrende-Relation Fachhochschulen 
(ohne Verwaltungsfachhochschulen) 
Studenten-Lehrende-Relation Verwaltungsfachhoch-
schulen 
Nachrichtlich: 
Studenten Fachhochschule 
(ohne Verwaltungsfachhochschulen) 
Studenten Verwaltungsfachhochschulen 

100 166 

100 97 

100 205 

100 193 

Quelle:  StBA 1996b, S. 165, S. 174; eigene Berechnung 

I I I . Erster Reform-Vorschlag:  Länderausgleich 
plus Bund-Länder-Entzerrung 

Nach diesen Belegen für eine institutionelle Herleitung der Unterfinanzierung 
folgen daraus abzuleitende Remeduren. An erster Stelle soll dabei eine Korrektur 
des Anreizes zum Trittbrettfahren  stehen und zugleich noch eine Bund-Länder-
Entzerrung  der Verantwortlichkeiten erreicht werden. Die Gefahr eines Trittbrett-
fahrens bei den einzelnen Bundesländer ist eine Dimension, die in der deutschen 
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hochschulpolitischen Diskussion bisher erstaunlicher Weise kaum eine Rolle spielt 
und erst kürzlich zum ersten Mal thematisiert wurde.27 Dabei tragen die staatlichen 
Auslagen für Hochschulen im Bundesstaat Deutschland einen wirklichen Ausnah-
mecharakter. Während sonst Länderausgaben mit relativ großer Sicherheit vor al-
lem länderspezifisch wirken, sind Studierende im Prinzip ebenso mobil wie ausge-
bildete Akademiker. Für jeden Länderfinanzminister  gibt es deshalb eine Versu-
chung, Studienplätze nur bis zu einer Protestschwelle anzubieten, und die einge-
sparten Mittel - etwa über Unternehmenssubventionen - aus ihrer Sicht effizienter 
beim Anwerben der anderswo teuer ausgebildeten akademischen Absolventen ein-
zusetzen. 

Trotz dieses allen Bundesländern gemeinsamen Anreizes zur Unterfinanzierung 
sind die einzelnen Regierungen sehr unterschiedlichen Strategien gefolgt. Berlin 
z. B. dürfte seinen überproportionalen Ausbau der Hochschulen als eine günstige 
Möglichkeit gesehen haben, zu Zeiten der Insellage die Notwendigkeit zusätzlicher 
Transferleistungen begründen zu können, für Bayern dagegen ist das als ein Bau-
stein der industriepolitischen Strategie einzuordnen, High-Tech-Branchen in einem 
strukturschwachen Land anzuziehen. Über die Jahre hat das dazu geführt,  daß 
heute einige Länder - darunter Berlin und Bayern - dauerhafte Studentenimpor-
teure sind, andere dagegen Studentenexporteure. Die letzteren überwälzen damit 
auf die ersteren Kosten, die wegen der Freiheit in der Wahl des Studienortes und 
der Kostenlosigkeit einer Hochschulausbildung bei diesen verbleiben. 

Solche falschen Anreizstrukturen im Bereich der höheren Bildung liegen bei al-
len Bundesstaaten nahe. Es ist deshalb von Interesse, die in anderen föderalen 
Strukturen gefundenen Lösungen zu betrachten. Dabei werden in der Literatur im-
mer drei Länder als modellhaft beschrieben: Deutschland, die Schweiz und die 
USA. Zwar wären als weitere eventuelle Beispiele mindestens auch noch zu nen-
nen: Australien, Kanada, Österreich. Aber in bezug auf die Hochschulfinanzierung 
hat bei diesen jeweils der Zentralstaat die wichtigste finanzielle Rolle. In den erst-
genannten drei Fällen ist dagegen die Verantwortlichkeit für die Hochschulen und 
ihrer Finanzierung ganz überwiegend auf der Ebene der Einzelstaaten geregelt, der 
Länder, der States, der Kantone. 

1. Ausländische Modelle der Länderfinanzierung: 
USA und Schweiz 

In den USA ist der Dezentraiismus  am ausgeprägtesten. Die Einzelstaaten sind 
autonom, was ihr Angebot an Studienplätzen angeht wie auch bezüglich der Höhe 
und Finanzierungsart ihrer Studiengebühren. Und in allen amerikanischen States 
wird differenziert  nach Landeskindern im engeren Sinne und Out-of-State-Stu-
dents. Je nach Besonderheit des Einzellandes - ob z. B. ein Interesse besteht, künf-

27 Grözinger/Maier  1995. 
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tige Hochqualifizierte frühzeitig anzuziehen oder mehr der Kostenaspekt über-
wiegt, ob eine Nachbarschaft  zu hochschulintensiven Staaten besteht oder eine 
zu bevölkerungsreichen - fällt die Gebührengestaltung sehr unterschiedlich aus. 
Eine Untersuchung für 1980 ergab, daß Out-of-State-Students zwischen 1,6 mal in 
Alabama und 6,74 mal in Kalifornien (bei einem damals allerdings sehr niedrigen 
Wert an Ausgangsgebühren) soviel zu zahlen haben wie die intern Studierenden, 
mit einem durchschnittlichen Zuschlagsfaktor von 2,79.28 Und neben dieser Preis-
diskriminierung werden gelegentlich auch noch Mengenbeschränkungen ange-
wandt. So hat z. B. North-Carolina gesetzlich die Zahl der Out-of-State-Students 
auf höchstens 8 % der Zahl der Studierenden festgelegt.29 

Das Schweizer Beispiel ist als eventuelles Vorbild bedeutender. Das gilt zum 
einen, weil dort Studiengebühren bisher eine geringere Rolle als in den USA spie-
len - wenn auch eine erhebliche größere als in Deutschland - , und zum anderen, 
weil wie auch bei uns die freie Wahl des Studienortes im gesamten Bundesstaat 
selbstverständlich ist. Stärker als in der Bundesrepublik ist in der Schweiz noch 
die Ungleichbeteiligung auf Länderebene. Es gibt bis heute eine Reihe von Kanto-
nen, die gar keine Hochschule haben. Gleichzeitig ist die Institution eines Länder-
finanzausgleichs dort praktisch nicht existent, so daß auch keine indirekte Kom-
pensation im Rahmen eines übergeordneten Systems von Globalzahlungen mög-
lich war. 

Die erste Antwort auf dieses, durch steigende Studentenzahlen stärker in das 
öffentliche  Bewußtsein drängende, Dilemma war der Versuch einer Zentralisie-
rung.30 Nachdem 1978 aber eine Revision des Schweizer Hochschulförderungs-
gesetzes, das vor allem eine stärkere Beteiligung des Bundes an der Finanzierung 
der kantonalen Universitäten vorsah, per Volksabstimmung abgelehnt wurde, kam 
es zu einem Hochschulkonkordat, also einer Vereinbarung aller Kantone, die im-
mer für eine bestimmte Frist abgeschlossen wurden. Dies sah Ausgleichszahlungen 
auf Länderebene vor, die in der Folge in stets neuen Vereinbarungen aktualisiert 
wurden. 

Das im Frühjahr 1997 beschlossene neue Konkordat führt  zum ersten Mal eine 
Differenzierung  nach Fächern ein und orientiert sich an den realen Durchschnitts-
ausgaben (Tabelle  8). In einer erstaunlich kurzen Zeit hat sich damit die Schweiz 
von ursprünglich einem Nullwert an Ausgleich auf einen Vollkostenausgleich 
verständigt, der in wenigen Jahren Transfers  bis zu 46000 Franken pro Jahr und 
Studierendem verlangt. Da in der Schweiz wie auch in Deutschland der - ebenfalls 
dem unsrigen ähnlich konstruierte - Bundesanteil strukturell zurückgeht, betragen 
1996 die interkantonalen Ausgleichszahlungen bereit 60% der Bundeszuschüsse 
für die kantonalen Hochschulen.31 Schließlich ist noch auf den Anreizcharakter 

28 Greene  1994. 
29 Ladd  1993, S. 278. 
30 Klostermann/Jans  1983, S. 1. 
31 Schweizerische  Hochschulkonferenz  1995, S. 4. 
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hinzuweisen: 1997 ist im Tessin eine erste italienisch-sprachige Hochschule 
der Schweiz eröffnet  worden, sicher nicht zufällig zu einem Zeitpunkt, wo die 
Ausgleichszahlungen demnächst zu einen dermaßen großen Sprung nach oben 
ansetzen. 

Tabelle  8 
Schweiz, Interkantonaler Finanzausgleich für Hochschulen 

Jahr Fakturierung in Mio Fr. Beitrag je Stud, in Fr. 

1981 36,6 3.000 
1982 39,0 3.000 
1983 40,2 3.000 
1984 57,5 4.000 
1985 60,1 4.000 
1986 76,3 5.000 
1987 79,0 5.000 
1988' 94,2 6.000 
19891 97,2 6.000 
19901 117,0 7.000 
19911 119,8 7.000 
19921 142,4 8.000 
19932 138,1 8.500 
19942 142,0 8.712 
19952 142,5 8.747 
19963 - -

19973 - -

19983 - -

9.5004 

1999 - 17.7005 

22.7006 

9.5004 

2000 - 19.4675 

30.4676 

9.5004 

2001 - 21.2335 

38.2336 

9.5004 

2002 - 23.000s 

46.0006 

9.5004 

2003 - 23.000s 

46.0006 

1 nach Abzug von l / 4 der Studierenden mit mehr als 6 Semester Verweildauer 
2 ohne Studierende mit mehr als 16 Semester Verweildauer 
3 Fortschreibung mit jährlichen Inflationsausgleich 
4 Fakultätsgruppe I: Studierende der Geistes- und Sozialwissenschaften 
5 Fakultätsgruppe II: Studierende der Exakten-, Natur- und technischen Wissenschaften, der 

Pharmazie, der Ingenieurwissenschaften und der vorklinischen Ausbildung (erstes und 
zweites Studienjahr) der Human-, Zahn- und Veterinärmedizin 

6 Fakultätsgruppe III: Studierende der klinischen Ausbildung der Human-, Zahn- und Vete-
rinärmedizin ab drittem Studienjahr 

Quelle:  Schweizerische Hochschulkonferenz 
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2. Dimensionen eines Länderausgleichs in Deutschland 

Für Deutschland liegen seit einigen Jahren Angaben in Matrixform dazu vor, in 
welchem Bundesland die Studierenden mit deutscher Staatsangehörigkeit ihre 
Hochschulzugangsberechtigung erworben haben. Damit läßt sich ermitteln, wie-
viel Studierwillige an einer Hochschule im Herkunftsland verbleiben, wie viele es 
an eine Hochschule in einem anderen Bundesland zieht und auch, wieviel Einge-
schriebene von anderen Ländern kommen. Auf summiert spricht man dann von 
Ländern als Nettoimporteuren,  wenn mehr Studierende von außerhalb aufgenom-
men als nach außen abgegeben wurden, und von Studenten-Nettoexporteuren  im 
umgekehrten Fall. 

Werden nun diese Nettodifferenzen  mit den Kosten eines durchschnittlichen 
Studienplatzes multipliziert, so führte das zu erheblichen Zahlungen, die beim Vor-
liegen eines Ausgleichverfahrens  anfielen. Man könnte sich dabei auch einen Ab-
schlag vom Vollkostenausgleich vorstellen, zum einen weil sich positive regional-
wirtschaftliche Effekte  ergeben und zum anderen bei den Universitäten in den 
,Grundmitteln4 auch Forschungsanteile enthalten sind. Bei der Berechnung von 
Bildungsrenditen wird deshalb dort oft nur ein Anteil für die Lehre angesetzt, z. B. 
von 60%.32 Aber Ausgaben für Grundlagenforschung unterliegen natürlich eben-
falls einem föderalen Trittbrettfahrerproblem,  was ihre volle Einbeziehung in ei-
nem solchen Ausgleich durchaus sinnvoll erscheinen läßt. 

Um den prinzipiellen Ansatz zu demonstrieren und damit auch eine Obergrenze 
zu fixieren, bis zu der solche Zahlungen vertretbar wären, wurde bei der Berech-
nung eines Hochschulfinanzausgleichs für Deutschland die Studentendifferenzen 
für das Jahr 1995 einfach mit dem Durchschnittsbetrag an »Grundmitteln für Lehre 
und Forschung4 von DM 16106 pro Student multipliziert. Nach Hochschularten 
wurde dabei nicht differenziert,  da zwar Fachhochschulen und Universitäten ge-
trennt hätten kalkuliert werden können, aber schon allein die nicht mögliche Be-
rücksichtigung einer Zuordnung des besonders kostenintensiven Medizinstudiums 
nur eine Scheinpräzisierung ergeben hätte. Als weitere Ungenauigkeit ist noch zu 
nennen, daß bei Bayern und Hamburg die zentralstaatlich getragenen Bundeswehr-
hochschulen enthalten sind,33 die aber wegen ihrer geringen Größe keinen erheb-
lichen Einfluß auf das Ergebnis ausüben dürften. 

Die Ausgangsdaten beruhen auf bisher unveröffentlichten  Angaben des Statisti-
schen Bundesamts. Wegen gravierender Erhebungsprobleme in den ersten Jahren 
und auch einiger Druckfehler  ist von der Benutzung bereits veröffentlichter  Anga-
ben dringend abzuraten: anfänglich wurden nur Erstsemester ausgezählt, dann 
fehlten einige Lehranstalten vollständig, Ost- und Westberlin wurden zusammen 
erhoben, mußten aber aus übergeordneten Gründen in der Auswertung wieder 
getrennt werden, und deutsche Studierende mit ausländischem Abitur und ohne 

32 Grüske  1994, S. 81. 
33 Hetmeier  1994, S. 916. 

14 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 262 
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verwertbare Angaben waren nicht herauszurechnen. Alle diese Einschränkungen 
konnten bei der Benutzung der neueren Originaldaten vermieden werden. 

Die Wirkungen eines solchen Hochschulausgleichs wären in einigen Ländern 
dramatisch (Tabelle  9). So würde der Spitzenreiter Berlin mehr als eine Dreiviertel 
Milliarde DM erhalten, das wäre ein Zuwachs zu seinen gegenwärtigen Hochschu-
lausgaben von über einem Viertel. Die Länder Niedersachsen, Schleswig-Holstein 
und Brandenburg wären dagegen die relativ größten Einzahler mit über einem 
Fünftel zusätzlicher Hochschulkosten für auswärts studierende Landeskinder. 
Diese regionale Verteilung im Norden scheint kein Zufall. Denn von Studierwilli-
gen wird heute vor allem die Heimatnähe bei der Wahl des Hochschulorts hochge-
schätzt, und bei den Mobileren gehört die »Atmosphäre des Hochschulortes' zur 
vielgenannten Entscheidungsgrundlage.34 Beides läßt die relativ nahen Metropolen 
Berlin und Hamburg als recht attraktive Option bei der Wahl eines Studienortes 
erscheinen, und erlaubt es so den Landesregierungen dieser drei Flächenländer, 
mit dem Angebot an ihren eigenen Hochschulen besonders nachlässig umzugehen. 

Wegen der doch recht dramatischen Schieflagen einiger Bundesländer könnte 
ein solcher Ausgleich vermutlich nicht mit einer abrupten Stichtagsregelung einge-
führt  werden. Aber hier sind Übergangslösungen mit Adaptionscharakter denkbar, 
etwa dergestalt, daß eine mehrjährige Periode der Angleichung vereinbart werden 
könnte. Bei z. B. fünf  Jahren wären im ersten Jahr nur 20 % der Ausgleichszahlun-
gen fällig, im zweiten 40 %, im dritten 60 % etc. Oder alternativ könnten nur die 
jeweiligen Neueinschreibungen nach der Einführung einer solchen Ausgleichslö-
sung berücksichtigt werden. 

Ähnlich beeindruckend wie die Relation zu den Hochschulausgaben der Länder 
ist die zu den Dimensionen des horizontalen Länderfinanzausgleichs (Tabelle  9). 
Die Daten zeigen, daß kein eindeutiger Zusammenhang mit der Finanzkraft  be-
steht. Zwar trifft  eine Daumenregel, daß ein Geberland von horizontalen Transfers 
Studierende anziehen sollte und ein Empfängerland welche abgeben sollte, in zwei 
von drei Fällen zu. Aber es gibt auch nach den Kriterien des Finanzausgleichs rei-
che Länder, die zu wenig Studienplätze anbieten - darunter die besonders wohlha-
benden Flächenländer Baden-Württemberg und Hessen - und arme, die viele zur 
Verfügung stellen, der Stadtstaat Berlin und das neue Bundesland Sachsen. 

Um einem verständlichen eventuellen Irrtum vorzubeugen: der bereits bestehen-
de horizontale Länderfinanzausgleich ist kein Instrument, unterschiedliches Aus-
gabeverhalten der Länder zu kompensieren. Er soll nach der Formulierung von 
Art. 107 Abs. 2 des Grundgesetzes ,dem angemessenen Ausgleich der unterschied-
lichen Finanzkraft'  dienen. Die eindeutige Beschränkung des Ausgleichs auf die 
Einnahmeseite  wird so auch in der staatsrechtlichen Diskussion resümiert35 und 
entspricht der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts  bis in die 

34 Heublein  1996, S. 19. 
35 Klein  1994, S. 1131. 
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Gegenwart hinein.36 Die Einführung einer neuen Transferebene ausschließlich für 
die Hochschulkosten wäre demnach eine sinnvolle Ergänzung bei der Verwirk-
lichung der beiden Verfassungspostulate, die im gleichen Abschnitt von Art. 106 
Abs. 3 GG die Erzielung eines »billigen Ausgleichs' bei Bund und Ländern und die 
Wahrung der »Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet' vorsehen. 

Es gibt noch einen weiteren Vorteil eines solchen Ausgleichs auf Länderebene. 
Damit könnte auch der Hebel gefunden werden, den Bund  aus der für alle sehr un-
glücklichen Rolle eines Bremsers bei der Hochschulfinanzierung zu erlösen. In der 
obigen Rechnung sind für das WS 1995/96 nämlich nicht zugeordnet 146471 aus-
ländische Studenten plus weitere 17848 Studenten, die als deutsche Staatsbürger 
ihre Hochschulzugangsberechtigung in einem anderen Staat erworben haben. 
Wenn für diese der Bund den Anteil an Ausgleichszahlungen, den sonst das inner-
deutsche Herkunftsland schuldet, direkt übernimmt oder doch wenigstens dafür 
bürgt, ergibt das eine Zahlung von 2,6 Mrd. DM an die Bundesländer. 

Dieser Anteil (plus eine BAFöG-Reform mit dem Ziel einer ausreichenden und 
elternunabhängigen Finanzierung des Lebensunterhalts von Studenten) könnte ei-
nen vollständigen Rückzug der Zentralebene aus der Gemeinschaftsfinanzierung 
vertretbar erscheinen lassen, weil dadurch die Politikverflechtungsfalle  aufgelöst 
und bei den Ländern Bewegungsspielraum für eigenverantwortliches Tätigwerden 
gewonnen wird. Die Dimensionen sind jedenfalls gut vergleichbar: 1994 hat der 
Bund 1,7 Mrd. DM Investitionsmittel für die Gemeinschaftsaufgabe  Hochschulbau 
bereitgestellt, mehr als 600 Mill. DM unter dem Ansatz, den der Wissenschaftsrat 
für absolut nötig erachtete.37 Und mit einer Subvention ausländischer Studierender 
ist das vitale Interesse der für auswärtige Belange zuständigen Zentralebene ange-
sprochen, mit den künftigen Führungseliten anderer Länder einen frühen Akkord 
zu pflegen. 

In der finanzwissenschaftlichen  wie bildungsorganisatorischen Literatur ist eine 
solche erneute Aufgabenentflechtung  von Bund und Ländern jedenfalls seit lan-
gem gefordert.  Dafür ausgesprochen - oft auch mit eindeutigen Bezügen auf die 
Hochschulfinanzierung im besonderen - haben sich in den letzten Jahren zahlrei-
che Einzelautoren38 - , aber auch der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesmini-
sterium der Finanzen39 und der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamt-
wirtschaftlichen Situation.40 Es wird dort argumentiert, daß der gegenwärtige Kon-
kordanzföderalimus  die Akteure gegenseitig lähmt und stärker durch einen Kon-
kurrenzföderalismus  ersetzt werden sollte. Für ein Land müsse es sich wieder 
stärker lohnen, die ihm übertragenen Aufgaben effizient  zu erfüllen, und Zuwider-

36 BVerfGE  1993, S. 236 ff. 
37 HRK  1996, S. 9. 
38 Henke/Schuppen  1993, S. 81; Glotz/Faber  1994, S. 1421; Scharpf  1994, S. 58; 

Schneider  1994, S. 88; Lensch 1994, S. 115; Braun  1996, S. 128 . 
39 Wissenschaftlicher  Beirat...  1996, S. 329 ff. 
40 Sachverständigenrat...  1990, Ziff.  432 ff. 
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handlungen gegen ein angemessenes Verhältnis von Steuern und staalichen Lei-
stungen seien durch Abwanderungsoptionen zu sanktionieren. Und bei länderüber-
greifenden Aufgaben seien flexible Staats Verträge zwischen Bundesstaaten den ein 
für allemal festgeschriebenen Generaltranfers  vorzuziehen. 

Der hier vorgeschlagene Länderausgleich bei Nettodifferenzen  in der Studenten-
population entspricht solchen Vorstellungen. Dadurch würde jedem Land künftig 
die Chance gegeben, für sich zu entscheiden, ob es seine wirtschaftliche Zukunft 
auch als Standort für höherer Bildung sehen möchte oder ob es dies lieber arbeits-
teilig, dann aber um der Vermeidung von Trittbrettfahrerverhalten  willen gegen 
eine Kostenbeteiligung, anderen überlassen möchte. 

Zugleich besteht Anlaß zur Vermutung, daß damit eine Dynamik  der besseren 
Ausstattung von Hochschulen in Gang gesetzt werden könnte. Zwar ist es auf den 
ersten Blick nur ein statischer Transfer  ohne Einfluß auf das Niveau der Ausgaben. 
Aber selbst bei einer schrittweisen Einführung dürften die potentiellen Empfänger-
länder von Ausgleichszahlungen vermutlich weniger schnell ihre Kapazitäten ab-
bauen, als die potentiellen Geberländer einen Aufbau zusätzlicher Studienplatzka-
pazitäten auf ihrem Gebiet anstreben dürften. Ob dieses Moment allerdings aus-
reicht, die Unterfinanzierung  der deutschen Hochschulen auf lange Sicht hin auf-
zulösen, daran kann gezweifelt werden. Wegen der gegenwärtig dringlichen 
Situation sind deshalb zusätzliche Finanzierungsvarianten in Betracht zu ziehen, 
die auch schon kurzfristiger  und vor allem sicherer wirksam werden könnten. 

IV. Zweiter Reform-Vorschlag:  nachträgliche Studiengebühren 

Die Diskussion um einen Beitrag der Studenten  an den Kosten ihrer Ausbildung 
über das entgangene Einkommen in dieser Phase hinaus ist gerade in den letzten 
Jahren wieder so ausführlich geführt  worden, daß sich ein Nachzeichnen davon an 
dieser Stelle erübrigt. Das Hauptargument ist allokativ  und läßt sich so zusammen-
fassen: im statistischen Durchschnitt erhalten Akademiker für die persönliche In-
vestition in ihr Humankapital durch das später höhere Einkommen eine sehr an-
sehnliche Rendite, zahlen aber über ebenfalls höhere spätere Steuerleistungen nur 
einen Teil der öffentlich  finanzierten Hochschulkosten zurück. Fast alle deutsch-
sprachigen bildungsökonomischen Beiträge zu dem Thema Studiengebühren ha-
ben sich in den neunziger Jahren deshalb für deren Einführung ausgesprochen, zu-
mindest dann, wenn zwei Bedingungen erfüllt  sind: (a) muß aufgrund anzuneh-
mender positiver Externalitäten eine ausreichende öffentliche  Mitfinanzierung 
weiter gewährleistet werden, und (b) ist wegen der Verteilungsproblematik eine 
Vorfinanzierung  zu institutionalisieren, die erst mit den höheren Erträgen aus der 
späteren Berufstätigkeit  zurückgezahlt wird.41 

4i Straubhaar/Winz  1992; Richter / Eufinger  1993; Grözinger  1994; Grüske  1994; Tim-
mermann  1994. 
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214 Gerd Grözinger 

Die oft geäußerte Vermutung, daß nur ein gebührenfreies  Studium die 
verteilungspolitisch  unerwünschte Selektion nach Schichten verhindert, hat sich 
auch in Deutschland als irrig herausgestellt. Die Studierneigung, berechnet als 
Wahrscheinlichkeit der Aufnahme eines Studiums auf jeweils 100 Kinder, steigt 
nach wie vor mit dem Haushaltseinkommen der Herkunftsfamilie  an. Das gilt seit 
langem für West- und in verstärktem Maße jetzt auch in Ostdeutschland (Schaubild 
6). Ein rein staatlich finanziertes Hochschulsystem ohne finanziellen Beitrag der 
Studenten bedeutet damit die große Gefahr,  daß eine Umverteilung von unten nach 
oben stattfindet, daß sich der später im Durchschnitt gut verdienende Akademiker 
die Humankapitalinvestition zu einem ansehnlichen Anteil von den Nichtakademi-
kern mit niedrigerem Lebenseinkommen finanzieren läßt. 

Schaubild  6 

Studienanfängerquoten nach dem Einkommen der Eltern 
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1. Quartil: bis 1940 DM 
2. Quartil: bis 2775 DM 
3. Quartil: bis 3590 DM 
4. Quartil: 3591 und mehr DM 

Quelle:  BMBF 1995b, S. 39 

Über die angemessenene Höhe einer studentischen Beteiligung an den Ausbil-
dungskosten herrscht allerdings wenig Klarheit. So hat die Carnegie Commission 
den Anfang der siebziger Jahre in den USA beobachteten Anteil von ca. einem 
Drittel nach ihrem Urteil als ,angemessen 4 erklärt.42 In den USA von heute, wo in 
den letzten Jahren ein starkes Ansteigen der Kosten eines Studiums verzeichnet 
wurde, bewegt sich der durchschnittlich Anteil der gezahlten Studiengebühren an 
den Einnahmen für 1993/94 zwischen 18 % bei den staatlichen und 42% bei den 

4 2 Carnegie Commission ... 1977, S. 1. 
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privaten Hochschulen.43 In Kanada machen Studiengebühren zur Zeit knapp ein 
Zehntel der Hochschulbudgets aus, eine Reformkommission der Universitäten 
schlug jedoch eine Erhöhung auf 25 % vor, zu finanzieren aus dem späteren Ein-
kommen der Absolventen.44 Australien kalkuliert gegenwärtig mit 20 %, das glei-
che gilt für Israel 4 5 Die neue Labourregierung im Vereinigten Königreich hat 
angekündigt, Studiengebühren von etwa einem Viertel der Kosten einzuführen, die 
ebenfalls aus dem späteren Verdienst zu bezahlen wären.46 Und Detlef Müller-Bö-
ling vom einflußreichen ,Centrum für Hochschulentwicklung4 schlug für die Bun-
desrepublik - ähnlich wie in den Niederlanden47 - einen Beitrag von DM 1000 pro 
Semester vor, was knapp einem Achtel der gegenwärtigen Grundmittel pro Student 
und Jahr entspricht.48 

Wenn sich für Deutschland am vorne genannten Fehlbedarf  von mindestens ei-
nem Viertel orientiert wird, um wenigstens den OECD-Durchschnitt  zu erreichen, 
dann müßten sich Studiengebühren das australische Beispiel zum Vorbild nehmen, 
wobei dazu noch unterstellt ist, daß eine solche Einnahmesteigerung ausschließlich 
den Hochschulen zu Gute zu kommen hätte. Daß solche Relationen praktikabel 
sind, zeigt ein Überblick des australischen Modells. Nachdem in den früheren  Jahr-
zehnten die Diskussion eher theoretisch Boden gewonnen hat, haben in dieser 
Dekade eine ganze Reihe von Ländern mittlerweile praktische Erfahrungen gesam-
melt. Rückzahlungen für kreditierte Studiengebühren, die an den späteren Ver-
dienst gekoppelt sind, kennen neben Australien auch Neuseeland49 und Ghana,50 

diese Tilgungsart für Unterhaltsleistungen während des Studiums wird zusätzlich 
noch von Schweden berichtet.51 Besonders bemerkenswert ist dabei das austra-
lische Beispiel, da es die längste Erprobungsphase vorzuweisen hat und in der 
Literatur am besten beschrieben ist. 

1. Ausländische Erfahrungen mit nachträglichen 
Studiengebühren: Australien 

Australien kannte bis 1989 keine Studiengebühren sondern nur eine kleine Ver-
waltungsgebühr. Zu diesem Zeitpunkt ist unter dem Namen ,Higher Education 
Contribution Scheme4 (HECS) eine studentische finanzielle Beteiligung eingeführt 
worden. Politisch sollte aufmerken lassen, daß es eine Labour-Regierung gewesen 

43 The Chronicle of Higher Education, May 30, 1997, Al l . 
44 Rowley  1993, S. 265 ff. 
45 Pazy  1997. 
46 The Chronicle of Higher Education, Aug 1, 1997, A35. 
47 Dohmen/Ullrich 1996, S. 31. 
48 Müller-Böling  1995, S. 8. 
49 Wilson  1996, S. 120. 
50 Albrecht/Ziderman  1993, S. 76. 
51 Shackelton  1993; Wilson  1996, S. 118. 
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216 Gerd Grözinger 

ist, die diese Neuerung verantwortete. 1993 ist Neuseeland mit einem ähnlichen 
Verfahren  nachgezogen, wobei hier noch wenig praktische Erfahrungen dokumen-
tiert sind. Wie sich Australien in Zukunft entwickeln wird, ist jedoch unklar. Die 
neue konservative Regierung will die Studiengebühren stark erhöhen und nach 
Fächern differenzieren,  die Staatszuschüsse kürzen und bis zu einem Viertel der 
Studienplätze an (vorwiegend ausländische) Interessierte zu Vollkosten abgeben.52 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt jedenfalls enthält das australische Modell zusam-
mengefaßt folgende Elemente:53 

- Studenten tragen mit einem Anteil von 20 % zu den Durchschnittskosten eines 
Studienplatzes pauschal bei. 

- Die Einnahmen aus den Studiengebühren fließen in einen Sonderfonds für die 
Hochschulen. 

- Die Rückzahlung fällt erst mit Arbeitsbeginn nach dem Studium an, wobei der 
Zinssatz mit der Inflationsrate angesetzt wird. 

- Die Rückzahlung erfolgt  mit einem Prozentsatz auf die positive Einkommens-
differenz  über ein Durchschnittseinkommen ohne Hochschulausbildung, und 
zwar so lange, bis die Gebührenverpflichtung  abgedeckt ist. 

- Der Prozentsatz ist progressiv abhängig vom Einkommen. Er beträgt zwischen 
1 % und 3 %. 

- Tilgungsverpflichtungen können auch mit einem Abschlag von 20 % (anfänglich 
15%) vorab beglichen werden. 

- Wegen der Integration in die Einkommenssteuer werden die administrativen 
Kosten von HECS auf nur ca. 3 % geschätzt. 

- Als Hilfe zum Lebensunterhalt gibt es zusätzlich AUSTUDY, bei dem bei Be-
darf  weitere Prozentanteile des späteren Einkommens gegen ein Stipendium ein-
getauscht werden können. Hier wird dann eine ausgezahlte Einheit,Stipendium' 
gegen zwei Einheiten ,Tilgungsverpflichten'  angesetzt. 

Der Erfolg des australischen Modells läßt sich an zwei Größen ablesen. 1993 
betrugen die Einnahmen aus HECS-Mitteln bereits 15 % aller Ausgaben für Hoch-
schulen, und jene zusätzlichen Mittel haben auch zu einem Ausbau des Systems in 
Form neuer Studienplätze geführt.  Und zum anderen wird diese Finanzierungs-
variante von den Studierenden positiv angenommen. Die Steigerung der Studen-
tenzahlen von 1989 auf 1992 belief sich auf etwa 20% und lag damit über den 
vorigen Raten. 

52 The Chronicle of Higher Education, May 30, 1997, A49. 
53 Barr  1993, S. 726; Chapman/Harding  1993; Harding  1993; Chapman 1994; Müller-

Böling  1995, S. 2; Harding  1995; Wagner  1996; Wilson  1996, S. 119f.; Konigen-Grenier/ 
Werner  1996, S. 48 ff. 
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2. Ergänzungen zu nachträglichen Studiengebühren 

Es sind keine Gründe erkennbar, eine solche Finanzierungsmethode nicht auch 
in Deutschland einzuführen. Sie ist theoretisch gut begründet und mittlerweile lan-
ge genug auch praktisch erprobt. Deshalb sollen hier nur zwei ergänzende Überle-
gungen angefügt werden: 

Statt der australischen Version der Subvention des studentischen Lebensunter-
halts  ließe sich auf die Erfahrungen mit dem seit 1989 bestehenden schwedischen 
System zurückgreifen.  Es ist ausreichend ausgestattet, elternunabhängig, und der 
(freiwillige) Darlehensanteil daran wird ebenfalls über einen Anteil am späteren 
Einkommen zurückgezahlt. Der Darlehensanteil von 70 % scheint sehr hoch, aber 
Schweden kennt dafür keine Studiengebühren bei Hochschulen. Unterstellt man 
deren Einführung in Deutschland, könnte er um einiges niedriger ausfallen, um die 
Studierneigung nicht zu sehr zu dämpfen. Schwedische Erfahrungen sollten aber 
immer besonders beachtet werden, weil das Land zusammen mit den Niederlanden 
zu den seltenen Ausnahmen in der westlichen Welt gehört, die unter den sozio-
ökonomischen Gruppen eine tatsächliche Angleichung von Bildungschancen er-
reicht haben.54 Es läßt jedenfalls hoffen, daß bereits von einer Seite der politischen 
Parteien in Deutschland - Bündnis 90/DIE GRÜNEN - mit ihrem ,Bundesausbil-
dungsförderungsfonds'  (BAFF) ein solcher Weg gefordert  wird. Dieser Vorschlag 
sieht eine maximale Förderung von DM 1050 pro Monat über einen Zeitraum von 
bis zu 12 Semestern vor, rückzahlbar über höchstens 25 Jahre mit maximal 5 % auf 
das spätere Einkommen über das Existenzminimum hinaus.55 

Studiengebühren sollten nach der Zahl  der  Studiensemester  differenziert  wer-
den. Dann ersparte man sich eine Vielzahl der gegenwärtig so gerne diskutierten 
bürokratischen Regelungen, wie als zu lang empfundene Studienzeiten verhindert 
werden können. Wenn z. B. jedes eingeschriebene Semester 0,25 % des späteren 
Einkommens kostet, dann kann man es den Studenten selbst überlassen, ob sie ei-
nen Abschluß in der Regelstudienzeit anstreben oder lieber die intellektuell anre-
gende Atmosphäre einer Hochschule etwas länger genießen wollen. Diese Ent-
scheidung ist dabei durchaus nicht nur eine des privaten Geschmacks. Eine längere 
Studienzeit hat eine positive Wirkung auf die Prüfungsnote56 und persönlich aus-
gedehntere Hochschulphasen, die mit extra-curricularen Aktivitäten einhergehen, 
können bei Berufseintritt  positiv bewertet werden, wie eine Karriereverlaufsstudie 
einer größeren Abiturskohorte ergab.57 

Aus dem späteren Einkommen zu errichtende Studiengebühren bieten eine Rei-
he sehr deutlicher Vorteile. Ob sie auch nachträglich eingeführt  werden können 
und etwa unterschiedliche Einkommenssteuersätze für  gegenwärtige  Akademiker 

54 Blossfeld / Shavit  1993. 
55 Bündnis  90/DIE  GRÜNEN  1995. 
56 Leferink  1988, S. 129 ff. 
57 Μ eulemann  1990, S. 256 f. 
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erlauben würden, hat für die Bundesrepublik noch niemand geprüft.  Aber selbst 
falls sie nur für die neuen Semester in Kraft  träten: wenn die Option einer Vorab-
Zahlung mit einem angemessen hohen Diskont versehen wird, können sie schon 
bald zu erheblichen Einnahmen in der nahen Zukunft führen. 

Schwierig bleibt jedoch eine Absicherung gegen ihre politische  Ausbeutbarkeit. 
Die isolierte Einführung von Studiengebühren mit dem Ziel der Verbesserung der 
Finanzausstattung der Hochschulen läuft ohne eine zusätzliche Regelung Gefahr, 
durch eine Kürzung der staatlichen Zuweisungen für die Finanzausstattung der 
Hochschulen folgenlos zu bleiben und nur das öffentliche  Gesamtbudget zu ent-
lasten. Daß eine solche Absicherung unumgänglich sein dürfte,  zeigt eine amerika-
nische Untersuchung über den Zusammenhang der Höhe staatlicher Zuweisungen 
an Hochschulen und deren Studiengebühren. Die beiden Positionen sind extrem 
elastisch zueinander: ein $ mehr hier führte zu fast genau einem $ weniger dort.58 

Zur Verhinderung dieser Gefahr bei Einführung von Studiengebühren auch in 
Deutschland ist in letzter Zeit mehrfach eine institutionelle  Koppelung der öffent-
lichen Mittel an die Zahlungen von Seiten der Studierenden vorgeschlagen wor-
den.59 Die im vorherigen Abschnitt thematisierte Ausgestaltung eines Länderanrei-
zes durch Ausgleichsverpflichtungen trüge ebenfalls dazu bei. Ein Bundesland, 
das seinen Verpflichtungen nicht nachkäme und wegen der Hochschuleinnahmen 
an Studiengebühren seine Zuweisungen kürzte, würde durch Abwanderung Studie-
render und steigende Transferzahlungen bestraft.  Aber es ist, wie der nächste Ab-
schnitt zeigt, auch noch eine weitere Bindung möglich, die Hochschulen nicht zum 
automatischen Leidtragenden staatlicher Budgetaufteilungen werden zu lassen. 

V. Dritter Reform-Vorschlag:  Auktion von Studienplätzen 

In den letzten Jahren wird zunehmend eine Beteiligung der Hochschulen an der 
Auswahl  der bei ihnen Studierenden gefordert.  So haben das etwa folgende, mit 
Hochschulpolitik ständig oder häufiger befaßte Institutionen gefordert: 

- Wissenschaftsrat 1985,60 

- Bertelsmann-Stiftung 1990, Trägerin des späteren Centrums für Hochschulent-
wicklung,61 

- Hochschulrektorenkonferenz  1993,62 

- Verein für Socialpolitik 1994,63 

58 Strathman  1994, S. 916. 
59 Grözinger  1994; Müller-Böling  1995. 
60 Wissenschaftsrat  1988, S. 114. 
61 Bertelsmann-Stiftung  1990, S. 9. 
62 HRK  1993. 
63 Verein  für  Socialpolitik  1994. 
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- Bundesverband der Deutschen Industrie, Bundes Vereinigung der deutschen 
Arbeitgeberverbände, Deutscher Industrie- und Handelstag, Hauptverband des 
Deutschen Einzelhandels, Zentralverband des Deutschen Handwerks, Bundes-
verband des Deutschen Groß- und Außenhandels, Bundesverband der Freien 
Berufe, Deutscher Bauernverband in einer gemeinsamen Erklärung 1996,64 

- Deutsche Hochschulverband 1997, 6 5 

- Wissenschaftsminister von CDU/CSU in den Ländern und im Bund 1997.66 

Erste praktische Auswirkungen dieser zunehmenden Aufforderungen  sind be-
reits erkennbar. Bei der in Baden-Württemberg erfolgten Änderung des Hochschul-
zulassungsgesetzes hat die Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg das Recht erhal-
ten, bis zu 40 % der Studienplätze nach eigenen Kriterien zu besetzen. Das schien 
der Hochschule noch nicht ausreichend: der Rektor hat gleich die Ausdehnung des 
Experiments auf 90 % gefordert. 67 

1. Argumentation und Verfahren zur Auswahl von Studenten 

Gemessen an der Verve, mit der eine solche Beteiligung der Hochschulen an der 
Auswahl von Studierenden gefordert  wird, ist die Darstellung der damit erhofften 
Effekte  sehr viel weniger präzise. Vier Begründungsmöglichkeiten dürften sich 
aber unterscheiden lassen: 

- Es besteht die Vermutung eines bisherigen Mismatches studentischer Studien-
fachwahl und -begabung. Das Ziel ist die Verbesserung der Determinante quali-
tativer Allokation, das passende Stichwort: Benevolenter Ρaternalismus. 

- Es gibt die Annahme einer Übernachfrage  nach Studienplätzen von dafür nicht 
Qualifizierten. Das Ziel ist eine Reduzierung der Zahl, also eine Allokationsver-
besserung entlang einer Quantitätsdeterminante. Das Stichwort hier ist: Dezen-
traler  Numerus  Clausus. 

- Es besteht ein Wunsch nach einer Varianzvergrößerung im Ansehen von Univer-
sitäten. Das Ziel ist eine interne Anreizsteigerung durch stärkere Offenlegung 
von Reputationsdifferenzen  bzw. eventuell auch eine Institutionenerzeugung 
für eine gewünschte Elitensondererziehung. Das dazu passende Stichwort ist: 
Anreiz  durch  Ranking. 

- Man möchte eine größere Erzeugung von Verantwortlichkeit, die vor allem bei 
den Lehrenden erwartet wird, wenn sie bei der Auswahl persönlich beteiligt 
sind. Dazu kann gehofft  werden, daß dies auch auf Studenten zutrifft,  die bei 

64 BDI et al 1996. 
65 DHV  1997. 
66 Prospect  1997, S. 5. 
67 UNI-Spiegel  1997, S. 1. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



220 Gerd Grözinger 

Annahme an einer Hochschule einer positiven Selbstverstärkung ihrer Motiva-
tion unterliegen. Das Stichwort hier ist: Institutionalisierte  Selbstbindung. 

Jede dieser Überlegungen basiert grundsätzlich darauf,  daß es möglich ist, mit 
einer akzeptablen Vorhersagesicherheit unter Studienplatzbewerbern eine rationale 
Auswahl zu treffen.  Daran kann jedoch bei allen  in der Praxis benutzten Methoden 
gezweifelt werden. Eindeutig am schwächsten belegt ist diese Herleitung bei dem 
Verfahren  einer Auswahl durch Lehrende. Daß Unterhaltungen mit diagnostisch in 
der Regel nicht ausgebildeten Professoren  eine vernünftige Grundlage für extrem 
folgenreiche, das ganze Leben dann prägende Bildungsentscheidungen sein soll, 
ist eine sehr wagemutige Annahme. Um dies nachzuweisen, müßte man - wollte 
man methodisch sauber arbeiten - in einer Reihe von Doppelblindversuchen 
jeweils eine Zufallsauswahl ursprünglich abgelehnter Bewerber zulassen und deren 
Studien- und Berufserfolg  mit dem der original ausgewählten Studenten verglei-
chen. Diesen Aufwand hat man bisher nicht betrieben. Aber die zur Zeit bekannten 
Ergebnisse von Kontrolluntersuchungen scheinen dafür auszureichen, daß Test-
psychologen eindrücklich vor unreflektierten  Anwendungen warnen.68 

Über die Nutzung anderer, eher sachlicher Informationen zur Auswahl gibt es 
einiges mehr Material. Besonders die Abiturzeugnisse sind Gegenstand zahlreicher 
Untersuchungen zum Studienerfolg gewesen. Eine Metaanalyse für die Zeit von 
1955-1986 förderte  für die Bundesrepublik Deutschland, Österreich und die 
Schweiz immerhin 75 diesbezügliche Studien zu Tage, einige davon unveröffent-
licht. Das Ergebnis der Auswertung ist jedoch genauso ernüchternd wie frühere 
Zusammenfassungen.69 Über alle Studien zusammen berechnet, beträgt die Er-
klärung der Varianz (R2) der Vor- oder Hauptexamensnoten durch die Abiturnote 
ganze .21.70 Darüber hinaus muß jeder Hoffnung  auf eventuell bisher noch unge-
nutzte Chancen, etwa durch Höhergewichtung einzelner Abiturfächer,  eine Absage 
erteilt werden: das Abitur ist immer noch profunder  als ein rein psychologischer 
Test, und wenn Abiturnoten benutzt werden, dann ist die Gesamtnote die beste zur 
Verfügung stehende prognostische Basis.71 

Daß Abiturnoten einen Studienerfolg nicht allzu sicher vorhersagen können, 
scheint selbst der Lehrerschaft  bewußt. Im Rahmen einer sehr umfangreichen 
Befragung von mehreren Tausend Gymnasiasten wurde in den siebziger Jahren am 
,Institut für Test- und Begabungsforschung',  das mit der Evaluierung von Aus-
wahlverfahren  staatlich betraut ist, auch den Lehrern eine diesbezügliche Frage 
gestellt. Sie wurden aufgefordert,  auf einer Skala anzugeben, wie hoch sie die 
Wahrscheinlichkeit der einzelnen Primaner einschätzten, ein Hochschulstudium 
erfolgreich  beenden zu können. Dieser Antwort wert korrelierte mit der Durch-

68 Ingenkamp  1985, S. 203; Schuler  1989, S. 322; Choppin  1990, S. 415; Deidesheimer 
Kreis  1997, S. 100. 

69 Jungkunz  1986, S. 33. 
70 Baron-Boldt  1989, S. 89. 
71 Baron-Boldt  1989, S. 114. 
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schnittsnote des Abiturzeugnisses nur um .64. Und auch hier gilt, daß durch eine 
Konzentration auf die Noten einzelner Fächer - wie etwa die gerne genannte Ma-
thematik - sich der statistische Zusammenhang von Lehrermeinung und vermute-
ten Studienerfolg nicht etwa verbessert, sondern sogar verschlechtert.72 

Die in Deutschland wohl umfassendste Studie zur Vorhersagbarkeit des Studien-
erfolgs jenseits der Numerus-Clausus-Evaluationen konnte in der obengenannten 
Metaanalyse noch nicht berücksichtigt werden. Sie ist das Ergebnis eines For-
schungsauftrags des Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft. Mitte der 
siebziger Jahren wurden mehrere tausend Gymnasiasten psychologisch getestet, 
die Schulnoten erhoben und mit dem späteren Studienerfolg verglichen. Auch hier 
sind die dadurch erklärten Varianzanteile nur wenig Aufsehen erregend. Trotz der 
aufwendigen Kombination von Schulnoten und Tests wurden je nach Studienfach 
R2-Werte von gerade mal .17 - .38 gefunden.73 

Die Wirtschaftswissenschaften  finden sich dabei zwar noch bei den oberen 
Werten wieder. Aber die schöne Hoffnung  der Arbeitsgruppe des ,Vereins für 
Socialpolitik' zur wirtschaftswissenschaftlichen  Studienreform, daß mit Testver-
fahren und einer Hochbewertung von Mathematik und Englisch eine rationale 
Auslese von Studierwilligen betrieben werden kann, bestätigt sich bei diesen 
Daten nicht. Zwar wirkt eine gute Mathematiknote positiv, aber noch stärker war 
eine gute Chemienote den Studienerfolg bei Wirtschaftswissenschaftlern  positiv 
vorhersagend. Englisch hatte gar keinen Einfluß. Und die Variable Interesse an 
Biologie ergab die gleiche Größenordnung wie die Mathematiknote - jedoch mit 
negativen Einfluß.74 Man kann sich nur schwer vorstellen, wie daraus ein begrün-
deter Auswahlalgorithmus für die Zulassung zu einer Bildungskarriere zu gewin-
nen sein soll. 

Bei solchen Schwierigkeiten mit allen bekannten Selektionsverfahren  ist es kein 
Wunder, daß die zentralen Gremien der Heidelberger Universität sich mit dem 
ministerialen Geschenk einer Auswahl eines Teils ihrer Studenten nicht allzu in-
tensiv inhaltlich auseinandersetzen mochten, sondern sie ohne Empfehlung über 
das angemessene Procedere an die Fachbereiche zur Entscheidung nach jeweils 
eigenem Gusto weiterreichten. Denn selbst der um das ,Institut für Test- und Bega-
bungsforschung' versammelte testfreundliche ,Deidesheimer Kreis' hat nach jahre-
langen Erfahrungen mit diversen NC-Verfahren  im Medizinbereich in Deutschland 
keine wirklich besseren Nachrichten zu bieten: immer noch liegen Abiturnoten 
wie Tests unterhalb der kritischen Schwellenwerte, die in der Psychologie üblicher-
weise für individualdiagnostische Beurteilungen für angemessen gehalten wer-
den.75 Es scheint, daß solche ergebnismageren Verfahren  nur deshalb weiter dis-
kussionsbeherrschend sind, weil scheinbar keine bessere methodische Alternative 

72 Leferink  1988, S. 90. 
73 Giesen  et. al. 1986, S. 74. 
74 Giesen  et. al. 1986, S. 88. 
75 Deidesheimer  Kreis  1997, S. 115 ff. 
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vorliegt und die Knappheit von Studienplätzen zu akzeptierende Ausgangssituation 
aller Überlegungen bleibt. 

2. Die Alternative: Steuerung durch Selbsteinschätzung und Auktion 

Nachbar Holland hat aus den sehr schwachen Möglichkeiten, unter Studienbe-
rechtigten eine rationale Auswahl zu treffen,  einen durchaus konsequenten Schluß 
gezogen und beschlossen, daß dann - mit einigen Ausnahmen - bei überbegehrten 
Studienfächern ein Losverfahren  die gerechte Lösung darstellt.76 Eine Zuweisung 
per Los ist aber nicht die einzige Option, die die Ökonomie anzubieten hat. Die 
Verteilung einer beschränkten Zahl von begehrten Positionen auf eine größere 
Gruppe von Interessierten ist kein Problem von Bildung allein. Vor allem mit der 
Frage von Einwanderung  gibt es zahlreiche Übereinstimmungen: beides zeichnet 
in westlichen Staaten ein starkes Auseinanderfallen von Angebot und Nachfrage 
aus, beides Mal ist ein Feld staatlicher Bereitstellung oder doch wenigstens staat-
licher Regulierung angesprochen, und bei beiden ist die Qualität der Bewerber 
nicht leicht feststellbar. 

Bei der Entscheidung, wer zur Immigration zugelassen werden sollte, hat Gary 
Becker eine interessante Variante vorgebracht. Nach seiner Überlegung ist die 
zumeist diskutierte bürokratische Auswahl - etwa nach Regional- oder Qualifika-
tionsquoten - einem Mechanismus unterlegen, der auf der Selbsteinschätzung  von 
Aspiranten beruht. Und die Selbsteinschätzung läßt sich am besten monetär mes-
sen, wenn also Gebote an Zahlungsbereitschaft  entgegengenommen werden und 
der Zuschlag den Höchstbietern zufällt.77 

Das ist ein Vorschlag, der noch leichter auf die Hochschulzulassung übertragbar 
sein sollte, wo das politisch hochbesetzte Thema von Staatsbürgerschaft  keine Rol-
le spielt. Auktionen werden gerade bei staatlich regulierten Angeboten zunehmend 
genutzt und technisch verfeinert,  sind im Bildungswesen bisher aber ein äußerst 
selten genutztes Instrument. Bekannt geworden ist der Versuch von Großbritan-
nien, Anfang der 90er Jahre einen Teil der Finanzmittel an die Hochschulen per 
Bietverfahren  zu vergeben, ein vor allem wegen gleichzeitiger Mittelkürzungen 
und schlecht gewählter technischer Umsetzung negativ verlaufenes Experiment.78 

Bei der Besetzung von Studienplätzen wären aber nicht Institutionen sondern In-
dividuen die Entscheidungsträger. Ökonomen haben in der Regel ein robustes Ver-
trauen in die Urteilsfähigkeit  erwachsener Marktteilnehmer. Das gilt im Prinzip 
auch für Bildungsentscheidungen.79 Trotzdem gibt es mindestens zwei sehr ernst-
zunehmende mögliche Einwände: 

76 Deidesheimer  Kreis  1997, S. 64. 
77 Becker  1992. 
78 Johnes 1993, S. 116 ff. 
79 Barr  1993, S. 721. 
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- es könnten gravierende Informationsmängel  bezüglich der späteren Berufseigen-
schaften akademischer Ausbildungen existieren, 

- die Vorhersagequalität  eines Ausbildungs- oder Berufserfolgs  mit Hilfe von 
Selbsteinschätzungen könnte sich als noch schlechter darstellen als bei anderen 
Auswahlverfahren. 

Die Erwartungen von Ausbildungsinteressierten an dadurch ermöglichte Berufs-
tätigkeiten betreffen  mehrere Dimensionen: Verdienst, Status, Aufgabenqualität, 
Aufstiegschancen, Zeitsouveränität etc. Am einfachsten auf Korrektheit testbar 
sind die Vorstellungen über das später erzielbare Einkommen. In einer grundlegen-
den englischen Arbeit konnte bestätigt werden, daß schon Mittelstufenschüler ein 
akzeptables Wissen über die Verdienstchancen diverser akademischer und nicht-
akademischer Ausbildungen hatten.80 Und bei den deutschen Studienanfänger-
befragungen des ,Hochschul-Informations-Systems' gaben 80% an, sich über die 
Berufsaussichten nach dem Examen ,gut' bis »zufriedenstellend' informiert  zu 
fühlen, der insgesamt beste aller dort erhobenen Informations werte.81 

Über die langfristige Qualität von Selbsteinschätzungen  scheint wenig bekannt. 
Zwar ist die Selbstbeurteilung ein anerkanntes psychologisches Instrument, es wird 
aber zumeist nur in eng begrenzten und zeitpunktbezogenen Situationen ange-
wandt. Sein Einsatz findet vor allem auf betrieblicher Ebene statt, wo strategisches 
Antwortverhalten eine große Rolle spielt, und schon die jeweilige Ausgangsbedin-
gung, ob die Ergebnisse anonym behandelt werden oder direkte persönliche Kon-
sequenzen haben können, verändert den gemessenen Zusammenhang mit Fremd-
einschätzungen sehr stark.82 

Für Oberschüler jedenfalls gilt, daß die Vorhersagequalität der eigenen Noten 
nicht schlechter als die der anderen Verfahren  zu sein scheint, sowie, daß das bekun-
dete Zutrauen in die Selbsteinschätzung hoch ist.83 Und natürlich nutzen Abiturien-
ten auch die Informationen von Fremdbeurteilungen sinnvoll: so führt  eine höhere 
Abiturdurchschnittsnote zu einer höheren Wahrscheinlichkeit der Aufnahme eines 
Studiums.84 Ebenso rational scheint, daß bei den Fächern, wo eine solche Kor-
respondenz fachlich überhaupt gegeben ist, die Struktur der in der Schule gewählten 
Leistungskurse hochgradig mit dem späteren Studienfach übereinstimmt.85 

Dies sind nach wie vor nur Anfangsbelege für eine ausreichende Informations-
tiefe und Informationskorrektheit  junger Erwachsener bezüglich der eigenverant-
wortlichen Wahl von Ausbildungswegen. Bedeutender ist aber, daß die Verlage-
rung der Entscheidung auf die Nachfrager  mit der Situation bei vergleichbaren 

so Williams/Gordon  1981. 
si Ederleh  1997, S. 23. 
82 Donat  1991, S. 142. 
83 Leferink  1988, S. 92 f. 
84 Stegmann/Kraft  1987, S. 416. 
85 Ederleh  1997, S. 22. 
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langfristigen ökonomischen Entscheidungen übereinstimmt. Auf anderen Märkten 
werden Investitionsinteressierte sonst auch nicht auf Wissen und Fähigkeit ge-
testet. Man könnte einwenden, daß wegen der öffentlichen  Mitfinanzierung von 
Hochschulen Fehlentscheidungen bei der individuellen Bildungswahl stärkere 
negative Auswirkungen auf die Gesellschaft als anderswo zeitigte und deshalb eine 
Mitsprache der Bildungsträger wohlfahrtssteigernd  wirkte. Aber Investitionen 
außerhalb der Humankapitalbildung nutzen ebenfalls steuerfinanzierte  staatliche 
Infrastrukturmaßnahmen,  ohne daß man ihre Verteilung staatlich abgesprochen 
oder gar gelenkt sehen möchte. 

Mit der Auktionierung von Studienplätzen könnten zwei wichtige Ziele zugleich 
erreicht werden. Vor allem wäre (1) eine Verbesserung der personellen  Allokation 
zu erwarten. Es werden sich die Studieninteressierten, die sich die größeren Chan-
cen auf einen späteren Berufserfolg  ausrechnen bzw. allgemein ausgedrückt, denen 
das Studium den höchsten Nutzen bringt, bei der Konkurrenz um die knappe Res-
source Studienplatz durchsetzen. 

Darüberhinaus wird (2) die institutionelle  Allokation  gestärkt. Wenn die Nach-
frage das Angebot in staatlich regulierten Bereichen übersteigt, können entweder 
Mengenbeschränkungen auf der Nachfrageseite eingeführt  werden, Preisanhebun-
gen beim Angebot wirksam werden, oder es wird die Qualität des Produkts gemil-
dert. Bei der Entwicklung der Hochschulen in Deutschland lassen sich alle drei 
Strategien nachweisen. In einigen Fällen - vor allem bei der Medizinerausbildung 
- wurde ein starker Numerus Clausus angewandt, also die Menge an Studienplät-
zen blieb restringiert. Die sich ständig verschlechternde ΒAFöG-Absicherung 
wirkte dagegen wie eine indirekte Verteuerung. Aber die stärkste Bedeutung hatte 
die Qualitätsabsenkung:  pro Studierendem standen zunehmend weniger Lehrende 
und weniger Sachmittel zur Verfügung. So lange sowohl der bekundete politische 
Wille wie die internationalen Vergleiche in die Richtung deuten, daß ein Qualitäts-
abbau die schlechteste aller Lösungen darstellt, sollten alle Versuche unternommen 
werden, diese Entwicklung wieder zu revidieren. 

Um einen Markt für die Besetzung von Studienplätzen an öffentlichen  Hoch-
schulen zu eröffnen,  müssen eine Reihe konkreter Aussagen über die Aktionsmög-
lichkeiten der Anbieter und Nachfrager  getroffen  werden. Ein auf der Zahlungs-
bereitschaft  von Interessenten beruhendes Modell, das die beiden genannten Ziele 
zu verwirklichen sucht, könnte auf der Anbieterseite  so aussehen: 

- Die Hochschulen in Deutschland nehmen ihr Angebot sukzessive auf die Zahl 
der bei ihnen tatsächlich vorhandenen Studienplätze zurück. 

- Alle Studienplätze, aufgeschlüsselt nach Ort und Fach, werden gegen Gebote 
der Abtretung späterer Einkommensanteile auktioniert. 

- Allen Studierwilligen werden umfangreiche Informationen über das Ergebnis 
vergangener Versteigerungen und durchschnittlicher Erwerbsverläufe  von Ab-
solventen der gewünschten Fächer-Ort-Kombinationen zur Verfügung gestellt. 
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- Wird aus Gründen von Netzwerkexternalitäten (kulturelle Bereicherung durch 
musische Studierende, Aufbau multikultureller Kompetenz durch ethnische Di-
versität etc.) bei bestimmten Fächern oder Orten eine etwas andere Zusammen-
setzung von Studierenden gewünscht als die Auktion ergeben würde, können für 
besondere Gruppen Stipendien als Prozentnachlaß zum individuellen Bietange-
bot ausgelobt werden. 

- Die durch die Auktion einkommenden Mittel fließen in den Landeshaushalt und 
werden nicht an die Hochschulen ausgezahlt, da hier auch Lage-Renten (Frei-
zeitqualität des Studienortes etc.) realisiert werden. 

- Die Kultusministerien haben nicht das Recht, von den Hochschulen Mehrauf-
nahmen über die Zahl der Studienplätze hinaus zu verlangen, ganz gleich, wie 
hoch auch immer die auktionierten Zuschlagshöhen ausfallen. 

- Kultusministerien und Hochschulen können jedoch Stand-By-Verträge abschlie-
ßen, um bei Überschreiten bestimmter Zuschlagshöhen eine Ausweitung des 
Angebots vorzusehen, und wofür die Hochschulen dann budgetmäßig kompen-
siert werden. 

Auf der Ν achfrage  seite  komplettiert sich das Verfahren  folgendermaßen : 

- Alle Studierwillige melden einer Studienplatzzentrale eine beliebig lange, aber 
eindeutige Präferenzliste  von Orten und Fächern. 

- Zu jeder Nennung wird - beginnend mit 0 - ein maximaler prozentualer Zuschlag 
zur Studiengrundgebühr genannt, bis zu dessen Höhe ein Platz gewünscht wird. 

- Alle Zuschläge werden ebenso wie die hier unterstellte Studiengrundgebühr aus 
dem späteren Einkommen bezahlt. 

- Die eingegangenen Listen werden simultan bearbeitet, wobei zuerst nur die 
Erstpräferenzen  berücksichtigt werden und die Positionen von oben her abgear-
beitet werden. 

- Der mit der Zuteilung eines konkreten Studienplatzes verbundene Zuschlag ist 
für alle in diesem Fach und an diesem Ort gleich, er bemißt sich (wie in der 
ökonomischen Auktionstheorie üblich) nach dem höchsten Angebot der nicht 
zum Zuge gekommenen. 

- Ist ein Studienplatzangebot ausgefüllt, werden die dort Nicht-Angenommenen 
mit ihrer jeweils nächsten Präferenz  berücksichtigt - so lange, bis alle Studien-
platz / -ort-Kombinationen besetzt sind bzw. keine Nachfrage mehr vorliegt. 

- Die aufgrund der Simultanität eventuell entstehenden Interdependenzen werden 
durch geeignete Algorithmen gelöst (die ζ. B. die Summe der Quadrate der Ab-
stände von der Erstpräferenz  minimieren). 

- Jeder Jahrgang jedes Fachs an jedem Ort hat so eine unveränderliche Zuschlags-
höhe. Wechsler und Nachrücker treten in diese Kohorte zu gleichen Bedingun-
gen ein. 

15 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 262 
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Mit diesem Vorschlag ist eine Wertentscheidung  verbunden und gleichzeitig eine 
Hoffnung,  daß sich das dahinter verbergende Dilemma wegen damit einsetzender 
politischer Prozesse wieder auflöse. Lautet nämlich die gegenwärtig einzig durch-
setzbare Alternative: weniger Studierende mit angemessener Ausbildung oder 
mehr Studierende mit schlechter Ausbildung, gibt es bisher jedenfalls keine sichere 
Basis, wie das rational zu entscheiden wäre. Die bei dem Auktionsmodell vorge-
sehene Fixierung der Zahl der Studienplätze nach der Höhe einer angemessenen 
Ausstattung scheint eindeutig zur Durchsetzung einer qualitativen  Strategie auf 
Kosten einer quantitativ orientierten Variante beizutragen. 

Jedoch darf  auch mit einer dadurch erzeugten positiven Dynamik  gerechnet wer-
den. Denn es entstünde ein starker Anreiz zur Überwindung dieser beschränkten 
Alternative. Erstens würde die Vfr/ce-Funktion der Studierinteressierten gestärkt. 
Ein sehr einfacher Indikator - die jeweilige Zuschlagshöhe - läßt sich über Orte 
und Fächer vergleichen, was einen erheblichen Vorteil in der öffentlichen  Ausein-
andersetzung bedeutet. Einzelne Abweichungen nach oben oder auch ein allgemei-
ner Trend in diese Richtung dürfte viel schneller zu effektiven  Protesten führen als 
die nur schleichend wahrgenommene gegenwärtige Verschlechterung in der Aus-
stattung. Widerstand wäre in einem solchen Fall sowohl bei denen zu erwarten, die 
bei höheren Zuschlägen nicht mehr mithalten wollen, wie auch bei den im Bietver-
fahren Erfolgreichen,  die dann finanziell stärker belastet werden. 

Das Auktionsverfahren  könnte nicht eindeutig verhindern, daß nachträgliche 
Studiengebühren auch für eine längere Zeit über die (nach australischem Vorbild 
hier mit 20% angenommene) Basisbeteiligung der Studierenden an den Kosten 
einer Hochschulausbildung anstiegen. Sie würde diesen Prozeß jedoch für alle 
sichtbar offenlegen  und der politischen Auseinandersetzung um die Angemessen-
heit davon viel stärker zugänglich machen. Zweitens wäre in der Kombination  mit 
einem Länderausgleich noch eine wirksame institutionelle Bremse eingebaut, die 
verhinderte, daß sich ein Trend allzu stark nach oben bewegen dürfte.  Wenn näm-
lich ein Bundesland nur auf die Option Qualität setzte in der Hoffnung,  dadurch 
interessante Zuschlagsmittel einzunehmen, und das Angebot an Studienplätzen 
verknappte, riskierte die Regierung, daß sie zu einem größeren Nettoexporteur von 
Studierenden würde und entsprechende Transfers  an andere Länder abführen 
müßte. Deshalb bieten die drei hier diskutierten Reformvorschläge  ein System 
gegenseitiger Absicherung und Verstärkung ihrer jeweiligen positiven Wirkungen. 

VI. Zusammenfassung 

Sowohl der zeitliche Trend wie der internationale Vergleich zeigen: die Finanz-
ausstattung der Hochschulen in Deutschland bewegt sich seit langem auf sehr nied-
rigem Niveau. Das hat mehrere Gründe: staatliche Haushalte sind in der Zusam-
mensetzung sehr statisch, mit den Schulen war innerhalb des Bildungsbudgets ein 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



Hochschulen in Deutschland 227 

mächtigerer Konkurrent vorhanden, die Hochschulen konnten mit wenigen Fächer-
ausnahmen keine starke Lobbyfunktion aufbauen. Vor allem aber führte die deut-
sche Version eines Konkordanzföderalismus  zu einem Trittbrettfahrerverhalten  der 
einzelnen Länder wie des Bundes, bei der die Akteure ihre jeweilige Verantwort-
lichkeit abschieben konnten. Als kombinierte Lösung wird deshalb vorgeschlagen: 
ein horizontaler Ausgleich der Belastung der Länderhaushalte durch Studierende 
aus anderen Bundesländern, eine damit mögliche Neudefinition der Rolle des Bun-
des als virtuelles Bundesland für auswärtige Studierende, die Einführung nachträg-
licher Studiengebühren nach dem australischen Modell, und eine Auktion knapper 
Studienplätze mit dem Einsatzmedium weiterer späterer Einkommensanteile. 

Literatur 

Albrecht,  Douglas/Ziderman,  Adrian: Student Loans: An Effective Instrument For Cost 
Recovery In Higher Eduction? in: The World Bank Research Observer, Jan 1993, S. 71 - 90. 

Arbeitsgruppe  Bildungsbericht  am Max-Planck-Institut  für  Bildungsforschung:  Das Bil-
dungswesen in der Bundesrepublik Deutschland. Strukturen und Entwicklungen im Über-
blick, Hamburg 1994. 

Baron-Boldt,  Jutta: Die Validität von Schulabschlußnoten für die Prognose von Ausbildungs-
und Studienerfolg. Eine Metaanalyse nach dem Prinzip der Validitätsgeneralisierung, 
Frankfurt 1989. 

Barr,  Nicholas: Alternative Funding Resources For Higher Education, in: Economic Journal 
103, May 1993, S. 718-728. 

BDI et al: Staatliche Hochschulen vor grundlegenden Reformen: Innovation und Flexibilität 
durch Autonomie und Wettbewerb, Köln, September 1996. 

Becker,  Gary: A Nobel Idea: Free-Market Immigration, in: The Wall Street Journal, Europe 
Edition, 14. 10. 1992. 

Bertelsmann-Stiftung:  Symposium 1990: Evolution im Hochschulbereich, Gütersloh 1990. 

Biossfeld,  Hans-Peter/ Shavit,  Yossi: Dauerhafte Ungleichheiten. Zur Veränderung des Ein-
flusses der sozialen Herkunft  auf die Bildungschancen in dreizehn industrialisierten Län-
dern, in: Zeitschrift  für Pädagogik, Jg. 39, H. 1, Januar 1993, S. 25-52. 

Braun,  Dietmar: Der bundesdeutsche Föderalismus an der Wegscheide. Interessenkonstella-
tion, Akteurskonflikte und institutionelle Lösungen, in: Staatswissenschaften und Staats-
praxis, 2/1996, S. 101-136. 

Brinkmann,  Gerhard: Die Produktionsfunktion der Universität, in: Helberger, Christof,  Öko-
nomie der Hochschule II, Berlin 1991, S. 53-71. 

Bündnis  90/DIE  GRÜNEN:  Einrichtung eines Bundesausbildungsförderungsfonds  (BAFF), 
Beschluß der 6. Ordentlichen Bundesversammlung, Bremen, 1.-3. 12. 1995. 

Bundesministerium  für  Bildung,  Wissenschaft,  Forschung  und Technologie  [ BMBF ]:  Grund-
und Strukturdaten 1994/95, Bonn 1994. 

15* 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



228 Gerd Grözinger 

- Grund- und Strukturdaten 1995/96, Bonn 1995a. 

- Das soziale Bild der Studentenschaft in der Bundesrepublik Deutschland. 14. Sozialerhe-
bung des Deutschen Studentenwerks, Bonn 1995b. 

- Grund- und Strukturdaten 1996/97, Bonn 1996. 

Bundesverfassungsgericht,  Entscheidungen  86 [BVerfGE]:  Tübingen 1993, Entscheidung 
vom 27. 5. 1992. 

The  Carnegie Commission  on Higher Education:  Higher Education: Who Pays? Who Bene-
fits? Who Should Pay?, Hightstown 1977. 

Chapman, Bruce: Income-Contingent College Loans, in: Journal of Economic Perspectives, 
Vol. 8, No. 4, Fall 1994, S. 205 f. 

Chapman, Bruce / Harding,  Ann: Australian Student Loans in: The Australian Economic 
Review 1/1993, S. 61-75. 

Choppin,  Β. H.: Prediction of Success in Higher Education, in: Walberg, Herbert J. / Haertel, 
Geneva D. (Eds.), The International Enzyclopaedia of Educational Education, Oxford 
1990, S. 413-416. 

Clotfelder,  Charles T. / Rothschild,  Michael (Eds.): Studies of Supply and Demand in Higher 
Education, Chicago 1993. 

Deidesheimer  Kreis:  Hochschulzulassung und Studieneignungstest. Studienfeldbezogene 
Verfahren  zur Feststellung der Eignung für Numerus-Clausus- und andere Studiengänge, 
Göttingen 1997. 

Deutscher  Hochschulverband  [DHV]:  Resolution zur Reform des Hochschulrahmengesetzes 
auf dem 47. Hochschulverbandstag, 25. 3. 1997. 

Deutsches  Institut  für  Wirtschaftsforschung  [DIW]:  Bildungsausgaben in der Bundesrepublik 
Deutschland von 1992 bis 1995, Wochenbericht 8/97, S. 148 -156. 

Dohmen, Dieter / Ullrich,  Jürgen: Ausbildungsförderung  und Studiengebühren in Westeuropa, 
FIBS-Forschungsbericht Nr. 1, Köln 1996. 

Donat,  Michael: Selbstbeurteilung, in: Schuler, Heinz (Hg.), Beurteilung und Förderung 
beruflicher  Leistung, Stuttgart 1991, S. 135 -145. 

Ederleh,  Jürgen: HIS-Materialien zum Hochschulzugang, HIS-Kurzinformation  A5/97, Han-
nover 1997. 

Franke,  Siegfried S.: Bildungspolitik in der Demokratie, in: Grözinger, Gerd / Hödl, Erich 
(Hg.), Hochschulen im Niedergang? Zur politischen Ökonomie von Lehre und Forschung, 
Marburg 1994, S. 33-66. 

Giesen,  Heinz /Gold,  Andreas / Hummer,  Anneli ζ  ! Jansen, Rainer (Arbeitsgruppe Bildungs-
lebensläufe): Prognose des Studienerfolgs. Ergebnisse aus Längsschnittuntersuchungen, 
Frankfurt  1986. 

Glotz,  Peter: Im Kern verrottet? Fünf vor zwölf an Deutschlands Universitäten, Stuttgart 
1996. 

Glotz,  Peter/ Faber,  Klaus: Richtlinien und Grenzen des Grundgesetzes für das Bildungs-
wesen, in: Benda, Ernst/Maihofer,  Werner/Vogel, Hans-Joachim (Hg.), Handbuch des 
Verfassungsrechts  der Bundesrepublik Deutschland, Berlin 19942, S. 1363 -1424. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



Hochschulen in Deutschland 229 

Greene , Κ. V.: The public choice of non-resident college tuition levels, in: Public Choice 78, 
Vol 3-4, March 1994, S. 231-240. 

Grözinger,  Gerd: Vorschlag eines Akademischen Generationenvertrags, in: Grözinger, Gerd/ 
Hödl, Erich (Hg), Hochschulen im Niedergang. Zur politischen Ökonomie von Lehre und 
Forschung, Marburg 1994, S. 67-98. 

Grözinger,  Gerd/Maier,  Harry: Option des schleichenden Austrocknens, in: Deutsche Uni-
versitätszeitung 14, 1995, S. 20 f. 

Griiske,  Karl-Dieter: Verteilungseffekte  der öffentlichen  Hochschulfinanzierung in der Bun-
desrepublik Deutschland. Personale Inzidenz im Querschnitt und im Längsschnitt, in: 
Lüdeke, Reinar (Hg.), Bildung, Bildungsfinanzierung und Einkommensverteilung II, Ber-
lin 1994, S. 71 -147. 

Harding,  Ann: Lifetime Repayment Patterns for HECS and AUSTUDY Loans, National Cen-
tre for Social and Economic Modelling Disc. Paper No.l, Canberra 1993. 

- Financing Higher Education: An Assessmernt of Incomer-contingent Loan Options and 
Repayment Patterns Over the Life Cycle, in: Education Economics, Vol. 3, No. 2, 1995, 
S. 173-203. 

Henke, Klaus-Dieter / Schuppert,  Gunnar Folke: Rechtliche und finanzwissenschaftliche 
Probleme der Neuordnung der Finanzbeziehungen von Bund und Ländern im vereinten 
Deutschland. Gutachten erstattet für die Freie und Hansestadt Hamburg, Baden-Baden 
1993. 

Hetmeier,  Heinz-Werner: Methodik, Erhebungs- und Aufbereitungsprogramm  der Hochschul-
finanzstatistik seit 1992, in: Wirtschaft  und Statistik 1 /1994, S. 911 - 922. 

Heublein,  Ulrich: Mobilität deutscher Studinanfänger,  in: HIS-Kurzinformation  A2/96, S. 7-
30. 

Hirschman,  Albert O.: Abwanderung und Widerspruch. Reaktionen auf Leistungsabfall bei 
Unternehmungen, Organisationen und Staaten, Tübingen 1974 (1970). 

Hochschulrektorenkonferenz  [ HRK] : Grundsatzerklärung zur zukünftigen Studienplatzver-
gabe v. 15./16. 2. 1993, Bonn 1993. 

- Zur Finanzierung der Hochschulen, Entschließung des 179. Plenums der Hochschulrek-
torenkonferenz  vom 9. 7. 1996, Bonn 1996. 

Ingenkamp,  Karlheinz: Lehrbuch der pädagogischen Diagnostik, Weinheim 1985. 

Jägers,  Thomas: Öffentliche  Ausgaben für Bildung, Wissenschaft und Kultur 1975 bis 1990, 
in: Wirtschaft  und Statistik 2/1993, S. 103 -112. 

Johnes, Geraint: The Economics of Education, Basingstoke 1993. 

Jungkunz,  Diethelm: Abitur und/oder Test? Das Problem der Selektion und Prognose beim 
Hochschulzugang, in: Die Deutsche Schule, 78 Jg., Η 1, 1986, S. 28-41. 

Klein,  Franz: Bund und Länder nach der Finanzverfassung des Grundgesetzes, in: Benda, 
Ernst/Maihofer,  Werner/Vogel, Hans-Joachim (Hg.), Handbuch des Verfassungsrechts 
der Bundesrepublik Deutschland, Berlin 19942, S. 1103 -1143. 

Klostermann,  C./Jans, Α.: Zur Hochschulfinanzierung in der Schweiz, Wirtschaftswissen-
schaftliches Institut der Universität Zürich, Arbeitspapiere Reihe D, Zürich 1981. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



230 Gerd Grözinger 

Konegen-Grenier,  Christiane / Werner,  Dirk: Studiengebühren. Reformchancen und Realisie-
rungsvoraussetzungen, Köln 1996. 

Ladd,  Helen F.: Comment, in: Clotfelder /Rothschild 1993, S. 278-283. 

Leferink,  Klaus: Geschlechtsunterschiede im Ausbildungs- und Berufsweg. Untersuchungen 
zur differentiellen  Vorhersagbarkeit, Frankfurt  1988. 

Lensch, Reinhard: Die Finanzverfassung des Grundgesetzes und die neuen Länder, in: Evers, 
Tilman (Hg.), Chancen des Föderalismus in Europa, Baden-Baden 1994, S. 95 -117. 

Lünnemann, Patrick / Hetmeier,  Werner: Methodik zur Abgrenzung, Gliederung und Ermitt-
lung der Bildungsausgaben in Deutschland, in: Wirtschaft  und Statistik, 3/1996, S. 166-
180. 

Mäding,  Heinrich: Föderalismus und Bildungsplanung in der Bundesrepublik Deutschland, 
in: Gunlicks, Arthur B./Voigt, Rüdiger (Hg.), Föderalismus in der Bewährungsprobe: Die 
Bundesrepublik Deutschland in den 90er Jahren, Bochum 1994. 

Meulemann,  Heiner: Studium, Beruf und der Lohn von Ausbildungszeiten. Der Einfluß von 
Bildungsinvestitionen und privaten Bindungen auf den Berufseintritt  und den Berufserfolg 
in einer Kohorte ehemaliger Gymnasiasten zwischen 1970 und 1985, in: Zeitschrift  für So-
ziologie, Jg. 19, H. 4, Aug. 1990, S. 248-264. 

Müller-Böling,  Detlef: Deutscher Studienfonds zur Qualitätssicherung der Hochschulen. 
Argumente für und wider einen Beitrag der Studierenden an der Finanzierung des Hoch-
schulsystems, Centrum für Hochschulentwicklung, Arbeitspapier Nr. 8, Oktober 1995. 

Organization  For Economic  Cooperation  And Development  [OECD]:  Bildung kompakt. 
OECD-Indikatoren 1993, Paris 1994. 

- Bildung kompakt. OECD-Indikatoren 1994, Paris 1995. 

- Bildung auf einen Blick. Analyse, Paris 1996a. 

- Bildung auf einen Blick. OECD-Indikatoren, Paris 1996b. 

Pazy,  Amnon: Hochschulen in Israel und ihre Finanzierung, Vortrag beim CHE-Symposium 
»Staatliche Finanzierung der Hochschulen - Neue Modelle und Erfahrungen aus dem 
In- und Ausland', Hannover, 29./30. April 1997. 

Prospect, Zeitschrift  des BMBF, 1 /1997. 

Richter,  Wofram E JEufinger,  Barbara: Grundsätzliche Überlegungen zum Thema ,Studien-
gebühren', in: Wirtschaftsdienst 1993/VII, S. 384-388. 

Rowley,  Robin: Income Continency And The Repayment Of Student Loans, in: Journal Of 
Income Distribution, Vol. 3, No. 2, 1993, S. 263 - 299. 

Sachverständigenrat  zur  Begutachtung  der  gesamtwirtschaftlichen  Situation:  Jahresgutachten 
1990/91, Bonn 1990. 

Scharpf  Fritz: Die Politikverflechtungs-Falle : Europäische Integration und deutscher Födera-
lismus im Vergleich, in: Politische Vierteljahreszeitschrift  26 Jg., 1985, Η 4, S. 323 - 356. 

- Optionen des Föderalismus in Deutschland und Europa, Frankfurt  1994. 

Schneider,  Hans-Peter: Der Föderalismus im Prozeß der deutsch-deutschen Vereinigung, in: 
Evers, Tilman (Hg.), Chancen des Föderalismus in Europa, Baden-Baden 1994, S. 79-94. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



Hochschulen in Deutschland 231 

Schweizerische  Hochschulkonferenz:  Jahresbericht 1995, Bern 1995. 

Schuler,  Heinz: Gute Abiturnoten, aber schlechter Studienerfolg? Schulnoten als Prognose-
grundlage für das Hochschulstudium, in: Mitteilungen des Hochschulverbandes, Η 6, 
Jg. 37, 1989, S. 321-322. 

Shackelton,  J. R.: Student assistance in Sweden: lessons for the UK, in: Higher Education 
Review Vol. 26, No 1, Automn 1993, S. 54 - 63. 

Statistisches  Bundesamt [StBA]:  Statistisches Jahrbuch 1996, Wiesbaden 1996a. 

- Fachserie 11 Reihe 4.3 Hochschulstatistische Kennzahlen 1980-1992, Wiesbaden 1996b. 

- Bildung im Zahlenspiegel 1996, Wiesbaden 1996c. 

Strathman,  James G.: Migration, Benefit Spillovers and State Support of Higher Education, 
in: Urban Studies, Vol. 31, No. 6, 1994, S. 913-920. 

Straubhaar,  Thomas / Winz,  Manfred: Reform des Bildungswesens. Kontroverse Aspekte aus 
ökonomischer Sicht, Bern 1992. 

Timmermann,  Dieter: Studiengebühren und personelle Einkommensverteilung, in: Lüdeke, 
Reinar (Hg.), Bildung, Bildungsfinanzierung und Einkomensverteilung II, Berlin 1994, 
S. 149-188. 

UNI-Spiegel: Universität Heidelberg, 29 Jg., Januar '97. 

Verein  für  Socialpolitik:  Vorschläge des Arbeitskreises ,Reform des wirtschaftswissenschaft-
lichen Universitätsstudiums' des Vereins für Socialpolitik, in: Zeitschrift  für Wirtschafts-
und Sozialwissenschaften, 114 Jg., 1994, Η 3, S. 488 - 500. 

Wagner,  Alan: Financing Higher Education. New Approaches, New Issues, in: Higher Educa-
tion Management, Vol. 8, No. 1, March 1996, S. 7-17. 

Weisshaupt,  Horst/ We iss,  Manfred: Bildungsbudget und interne Mittelallokation, in: Zeit-
schrift  für Pädagogik, 4, 1988, S. 535 - 553. 

Wildavsky,  Aron: The Politics Of The Budgeting Process, Boston 1984 (1964). 

Williams,  Gareth / Gordon,  Alan: Perceived Earnings Funktion And Ex Ante Rates Of Return 
To Post Compulsory Education In England, in: Higher Education 10, 1981, S. 199 - 227. 

Wilson,  Peter L.: State/Social Mechanisms For University Students' Financial Support: 
Modes Of Students' Participation In Financing The Cost Of Higher Education, in: Higher 
Education Management, March 1996, Vol. 8, No. 1, S. 114-124. 

Wissenschaftlicher  Beirat  beim Bundesminister  der  Finanzen:  Einnahmenverteilung zwi-
schen Bund und Ländern, Schriftenreihe  des Bundesministeriums der Finanzen Heft 56, 
Bonn 1996. 

Wissenschaftsrat:  Empfehlungen des Wissenschaftsrates zu den Perspektiven der Hochschu-
len in den 90er Jahren, Köln 1988. 

- Stellungnahme zur Entwicklung der Hochschulmedizin, Köln 1995. 

Zimmermann,  Klaus: Zur strukturellen Flexibilität öffentlicher  Ausgaben, in: Jahrbuch für 
Sozialwissenschaft 37, 1986, S. 62-83. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



Anreizkompatibilität 
in Hochschulorganisation und Hochschulrecht 

Von Friedrich  Buttler,  Potsdam 

Abstract 

Die deutschen Hochschulen sind unzureichend anreizkompatibel organisiert. Die weitge-
hende Folgenlosigkeit einer möglichen individuellen Entscheidung, auf die Teilnahme am 
Reputationswettbewerb zu verzichten, gehört organisationspolitisch zu den größten Fehllei-
stungen des Systems. 

Rechts- und Fachaufsicht über die Hochschulen tendieren zum Kurieren am Symptom. 
Deregulierung ist angesagt, reicht aber nicht aus, um die Hochschulen in den Stand zu setzen, 
ihre Autonomie wahrzunehmen. Daher wird vorgeschlagen, bisherige substantielle Regulie-
rungen durch Zielvereinbarungen abzulösen. Übersteuerung ist nicht leistungsfreundlich, 
gute Spielregeln sind solche, die intelligente Prozesse auslösen. 

Unter dem Gesichtspunkt erhöhter Anreizkompatibilität sind die Ansatzpunkte für die Ver-
änderung der Hochschulorganisation bei mehr Transparenz und Vergleichbarkeit und dadurch 
ausgelöstem Wettbewerb um Reputation und Studierendennachfrage,  in leistungsorientierter 
Ressourcenzuweisung, dafür erforderlichen  Leitungs- und Kontrollstrukturen und gleichzeiti-
gem Abbau staatlicher Regulierung zu sehen. Entscheidungsbefugnis und Ergebnisverant-
wortung gehören dabei in eine Hand. Mitwirkungsrechte im Dialog und demokratische Kon-
trolle sind wesentliche Triebkräfte  für individuelle Motivation und gemeinsamen Erfolg. 

I. Hochschulen als Gegenstand 
organisationsökonomischer Analyse 

Unter dem Problemdruck wachsender Aufgaben bei unterproportional zuneh-
menden bis abnehmenden Ressourcen und unter den Eindrücken des internationa-
len Vergleichs der Entwicklung der Hochschulsysteme ist in den vergangenen Jah-
ren in Deutschland deutlich geworden, daß unsere Hochschulen nicht für alle ihnen 
übertragenen Aufgaben optimal organisiert sind. Hochschulorganisation und Hoch-
schulrecht sind daher auch Gegenstand organisationsökonomischer Analysen. Der 
professionellen Bescheidenheit des Ökonomen ist es angemessen, dabei auf die 
Notwendigkeit ergänzender Perspektiven hinzuweisen, die die hochschulpolitische 
Erwägungskultur ins Auge zu fassen hat. Denn in der wissenschaftspolitischen 
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Diskussion wird häufig die ökonomische Analyse mit dem Versuch verwechselt, 
die Hochschulen allein unter Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten zu betrachten 
oder gar zunehmend den Interessen „der Wirtschaft"  dienstbar zu machen. Hoch-
schulen haben nicht nur eine produktivitätsstiftende Funktion, aber eben auch 
diese. Aufgabe der Ökonomen ist es nicht, die Organisationsziele der Hochschulen 
zu bestimmen; insofern ginge ein an die Adresse der Organisationsökonomie ge-
richteter allgemeiner Ökonomismusverdacht fehl. Aber die Hochschulen müssen 
sich fragen und fragen lassen, ob die richtigen Wege beschritten werden, um ihre 
Organisationsziele in öffentlich  nachvollziehbarer Weise zu bestimmen und mit 
knappen Mitteln bestmöglich zu erreichen. Dazu kann die organisationsökonomi-
sche Analyse methodische Beiträge leisten. 

Auf Hochschulen als Organisationen wird gern die gesamte Breitseite von New 
Public Management-Strategien abgefeuert.  Stichworte dazu sind: Steuerung über 
den Kundennutzen, Aktion in autonomen dezentralen Strukturen, Controlling und 
Evaluation, Wettbewerb als Entdeckungs- und Selektionsverfahren,  Deregulierung. 
Vieles davon wird in institutionsspezifischer Ausformung für die künftige Hoch-
schulorganisation brauchbar gemacht werden können. Zunächst ist es jedoch nötig, 
das organisationstheoretische Grundproblem herauszuarbeiten, das Wissenschaft 
und Forschung in besonderer Weise betrifft.  Es ist das Principal-Agent-Problem 
unter Berücksichtigung des Umstands, daß Denkleistung und Kreativität als 
Grundlagen von Lehre, Forschung und Innovationstransfer  vom Prinzipal nicht 
vorgeschriebenen, allerdings durch Überregulierung demotiviert werden können. 
Die Organisationsaufgabe besteht dabei nicht darin, Wissenschaftler zu einem be-
stimmten Denken und Handeln zu verpflichten, vielmehr darin, geeignete Voraus-
setzungen für ihre Arbeit zu schaffen  und sie - wo nötig - am Verzicht auf Denk-
leistung und Kreativität zu hindern. 

Die nachfolgenden Überlegungen1 sind weder theoretisch noch empirisch prä-
tentiös. Sie fassen Erfahrungen zusammen, die der Autor während einiger Jahr-
zehnte in Wissenschaftsverwaltung und -Selbstverwaltung gesammelt hat. 

I I . Defizitdiagnose und Lösungsansatz 

Die deutschen Hochschulen sind unterfinanziert  und unzureichend anreizkom-
patibel organisiert. Was der Wissenschaftsrat in seinen 10 Thesen zur Hochschul-
politik 1993 für die westdeutschen Hochschulen feststellte, gilt nicht nur für diese: 
„Krisensymptome als Folge der Unterfinanzierung  und unterlassener Strukturrefor-
men sind .. . unübersehbar" (Wissenschaftsrat , 10 Thesen, I. 1.). 

1 Ich danke Uschi Backes-Gellner, Knut Gerlach, Werner Jann, Detlef Müller-Böling, 
Thomas Schmid-Schönbein, Hans N. Weiler und Sebastian Wolters für die kritischen Kom-
mentare. 

Alle verbleibenden Mängel gehen zu Lasten des Autors. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



Anreizkompatibilität 235 

Zu den Strukturproblemen gehört die unzureichende Anreizkompatibilität der 
Hochschulorganisation. Davon soll hier die Rede sein. Der Wissenschaftsrat wurde 
mit seinem „und" einleitend zitiert, um dem Mißverständnis vorzubeugen, die Un-
terfinanzierung  ließe sich bereits mit Organisationsreformen  beseitigen. Erwartet 
wird freilich, daß die Hochschulen bei veränderter Organisation Ressourcen eigen-
verantwortlich effizienter  einsetzen werden. Organisationsreformen  sind in jedem 
Fall, auch unter günstigeren finanziellen Bedingungen, unaufschiebbar. 

Anreizkompatibel nenne ich eine Hochschulorganisation und davon ausgehende 
Handlungsprozesse, die die Hochschulen und ihre Mitglieder zu einem den defi-
nierten wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Hochschulzielen konformen Ver-
halten veranlassen. Dazu ist es nötig, beide nach Maßgabe ihrer Aufgaben und Er-
folge mit mehr bzw. weniger Ressourcen auszustatten. Organisationsstrukturen 
und ihre rechtliche Normierung prägen die Prozesse des Handelns in Organisatio-
nen mit. Deshalb ist ihre Anreizkompatibilität immer wieder zu überprüfen  und 
weiter zu entwickeln. 

Die Defizitdiagnose dazu ist: Die deutschen Hochschulen sind unzureichend an-
reizkompatibel organisiert. Das heißt, daß zwar entsprechende Elemente vorhan-
den sind, aber nicht ausreichen. 

Anreizkompatibel ist z. B. das Hausberufungsverbot  für Professoren,  sofern 
seine wettbewerbsfördernde  Wirkung nicht durch Seilschaften oder Gefälligkeits-
gutachten anderweitig zugrunde gerichtet wird. 

Anreizkompatibel ist auch das System der Forschungsförderung  an den Hoch-
schulen durch die DFG und andere Förderorganisationen, solange es deren Gutach-
tergremien gelingt, fachbezogen jeweils die besten Anträge zum Zuge kommen zu 
lassen und solange sie in der Lage sind, interessante Fächer und fachtranszendie-
rende Themen in ihrem Förderportfolio  optimal zu berücksichtigen. 

Anreizkompatibel ist der Reputationswettbewerb unter Hochschullehrern und 
Nachwuchswissenschaftlern, wo er funktioniert.  Reputationswettbewerb ist geeig-
net, sowohl der intrinsischen Motivation der ihrer Wissenschaft verpflichteten Per-
sönlichkeit als auch dem Wissenschaftlertyp zu entsprechen, der sich an Vorbildern 
und besonders qualifizierten Mitbewerbern (Peers) orientiert. 

Die Funktionsfähigkeit des Reputationswettwerbes ist indes beschränkt. Zum 
Beispiel gilt: 

- Vorzugsweise werden in diesem Rahmen Forschungsleistungen, weniger Lei-
stungen in der Lehre honoriert. 

- Während Forschungsleistungen wissenschaftsöffentlich  kommentiert werden, 
herrscht bezogen auf die Lehre der Grundsatz vor: unter Kollegen „hackt eine 
Krähe der anderen kein Auge aus" oder „man redet einander nicht rein". 

- Innovationstransfer  ist in den Professionen unterschiedlich entwickelt. Die 
Orientierung an den von der Mehrzahl der Professionen selbst am höchsten ein-
geschätzten Tugend (Forschungsleistung) erschwert häufig Praxisorientierung 
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und Regionalbezug. Fachverbände der Wirtschaft  und ingenieur-, natur- und 
wirtschafts-wissenschaftliche  Fachbereiche geben Beispiele, auch die Tugend 
der Kooperation mit Wirtschaft  und Verwaltung zu entfalten. 

- Die zu späte Übertragung selbständiger Aufgaben in Lehre und Forschung an 
promovierte Mitarbeiter und der vielerorts unzureichende Wettbewerb unter 
Professoren  sind der Qualifizierung des wissenschaftlichen Nachwuchses und 
der bestmöglichen Entfaltung der promovierten wissenschaftlichen Mitarbeiter 
abträglich. 

- Kollegialorgane neigen nicht dazu, bei der Ressourcenverteilung Reputationsun-
terschiede zu beachten. Die typischerweise angewandte Regel leitet sich aus 
dem Irrtum der Gleich Verteilung von Reputation unter Kollegen ab. Die Gieß-
kanne „galt und gilt als demokratisch', obwohl sie de facto die von jeder Lei-
stungs- und Effizienzprüfung  abgekoppelte kameralistische Mittelzuweisung 
nur egalitär verklärt." (Greven 96, S. 80.) 

- Das deutsche Hochschulsystem ist noch weitgehend an der Vorstellung der 
Gleichrangigkeit aller Universitäten oder Fachhochschulen orientiert. Diese Vor-
stellung lähmt den Willen zum Wettbewerb und dient als allfälliger Vorwand für 
unterschiedslose Ressourcenausstattung. Insider wissen, daß es erhebliche Qua-
litätsunterschiede in und zwischen Hochschulen gibt. Diese Unterschiede wer-
den aber nicht hinreichend transparent gemacht. 

- In diesem System kann ein auf Dauer beschäftigter Professor  oder Mitarbeiter 
ohne Gefahr des Verlustes seiner Grundausstattung oder Teilen seines Gehalts 
für sich entscheiden, am Reputationswettbewerb nicht teilzunehmen. Aber auch 
herausragende Leistungen werden nicht systematisch honoriert. Im Gegenteil 
beschränkt ausgeprägte Mißgunst unter Kollegen häufig die Entfaltung von 
Spitzenleistungen. Die weitgehende Folgenlosigkeit des individuellen Tuns 
bzw. Unterlassens gehört organisationspolitisch zu den größten Fehlleistungen 
des deutschen Hochschulsystems. 

Das kameralistische Haushaltsverfahren  unterstützt diese Folgenlosigkeit noch 
durch eigene Unzulänglichkeiten: 

- Inkrementalistische Haushaltsaufstellungs- und -bewirtschaftungsprozesse  ver-
nachlässigen Aufgabenkritik  und schöpfen Reallokationsmöglichkeiten unzurei-
chend aus. 

- Ausschließlich inputorientierte Mittelzuweisungen honorieren im Extremfall 
sogar die Erhöhung der Studierendenzahl durch bloße Studienzeitverlängerung. 
Diese absurde Situation wird systematisch dadurch herbeigeführt, daß die Ab-
sicherung des eigenen Spezialgebiets im Curriculum die beste Garantie für 
Ressourcenzuweisung ist. 

Wer die Szene kennt, mag dies als überpointiert auffassen.  Tatsächlich wird an 
deutschen Hochschulen nach wie vor motivierende Lehre angeboten und exzel-
lente Forschung betrieben. Die Defizitdiagnose ist daher weder als pauschale Kol-
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legen- noch als Gremienschelte aufzufassen.  „Die Hochschulen" sind nicht gleich. 
Sie können auch wissenschaftlich nicht gleichrangig sein, wenn sie im Reputa-
tionswettbewerb um möglichst gute Plazierungen ihrer Fächer und Forschergrup-
pen bemüht und dabei mehr oder weniger erfolgreich  sind. Mangelnde Anreizkom-
patibilität ist ein Problem der Organisationsstruktur, unabhängig davon gibt es 
immer noch viele Hochschulmitglieder, die trotzdem hoch motiviert vorzügliche 
Arbeit leisten. 

Die vorgetragene Kritik mag bei den zuletzt genannten Hochschulmitgliedern 
hier und da zu Abwehrreaktionen führen, weil sie die Qualität ihrer Arbeit darin 
nicht ausreichend gewürdigt sehen. Dem ist zuzustimmen, das ist im Rahmen einer 
knappen Defizitdiagnose auch nicht zu leisten. Gerade diese Hochschulmitglieder 
sind es freilich, die in Zukunft deutlichere Unterstützung verdienen, und die zur 
Konstruktion und ideenreichen Mitwirkung an einer hochschulinternen Reform zu 
gewinnen sein werden. Viele und mancherorts larmoyante Gegenstimmen werden 
freilich insbesondere von solchen Hochschullehrern und Mitarbeitern zu Gehör ge-
bracht, die den öffentlichen  Qualitätsbeweis ihrer Arbeit fürchten und „die Verhält-
nisse" (Überlast, Mangel an Ressourcen, behauptete unzureichende Eignung von 
Studierenden, staatliche Überregulierung etc.) vorschieben wollen, um nicht selbst 
beweispflichtig zu sein. Hier ist Argwohn geboten, der nur durch wissenschafts-
und gesellschaftsöffentlichen  Leistungsbeweis widerlegbar ist. 

Zur Defizitdiagnose gehört schließlich das Ergebnis kritischer Analysen staatli-
cher Steuerung der Hochschulen als öffentliche  Körperschaften  und Anstalten des 
jeweiligen Landes. Dazu seien hier zwei Grundgedanken vorgetragen. 

Erstens: 

Die Ablösung der Ordinarienuniversität durch die Gruppenuniversität war An-
fang der siebziger Jahre ein zeitgemäßer Schritt zur Demokratisierung der Hoch-
schulen, wenn auch mit deutlich ständischen Elementen. Damit ist mehr Partizipa-
tion ermöglicht worden. Insoweit wie die Mitwirkungsmöglichkeit genutzt wird 
und als Motivationsauslöser wirkt, trägt sie nicht nur zur Kontrolle von Entschei-
dungen, sondern auch zur Effizienz  des Handelns in Organisationen bei. 

Freilich ist zum einen die Mitbestimmung bei der Konstruktion der Gruppenuni-
versität überbewertet worden. Die Mitbestimmungsregeln der Gruppenuniversität 
sind keine hinreichende Bedingung für effiziente  Organisationsergebnisse. Im 
Ergebnis unterscheidet sich die Gruppenuniversität nicht von ihrer Vorgängerin. 

Zum anderen ist bei der Konstruktion der Gruppenuniversität die Gewalt zwar 
ein Stück weit auf mehr Gruppen verteilt worden als in der Ordinarienuniversität, 
aber die institutionalisierte Gewaltenteilung zwischen den Hochschulorganen ist 
nicht klar. Denn die Kollegialgremien üben im Verhältnis zu den Leitungsorganen 
nicht nur Kontrollbefugnisse aus, sondern nehmen neben ihnen auch Exekutiv-
befugnisse wahr. Das wird besonders deutlich im Prozeß der Haushaltsaufstellung, 
-bewirtschaftung und -kontrolle. Hier lassen die Beschluß- und Kontrollgremien 
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(Senat und Fachbereichs- bzw. Fakultätsrat) den Exekutivorganen (Rektorat und 
Dekan) teils zuviel Spielraum, weil wirksame Kontrolle nicht ausgeübt wird, teils 
greifen sie in die Exekutivfunktion durch Verteilungsbeschlüsse im Rahmen der 
Bewirtschaftung ein. Deshalb ist eine klare Gewaltenteilung zwischen Leitungsor-
ganen, die als handlungsfähige Vorstände agieren, und Kontrollgremien, die Auf-
sichtsratsfunktion wirksam wahrnehmen, geboten. 

Zweitens: 

Das Verhältnis in Hochschulautonomie und staatlicher Aufsicht bedarf  der Neu-
bestimmung durch Deregulierung, aber auch Re-Regulierung. 

Staatliche Aufsicht reagiert bisher typischerweise auf unzureichende Selbstregu-
lierungskraft  der teilautonomen Körperschaften  durch Kurieren am Symptom mit 
substantiellen Detailregulierungen. Dieser Regulierungstyp will den Hochschulen 
bestimmte Ergebnisse des Organisationshandelns vorschreiben, also z. B. die Ein-
haltung von Eckwerten für Studium und Prüfungen, die Erfüllung der Lehrver-
pflichtungen, die haushaltstitelscharfe Zuordnung von Haushaltsmitteln zu Einzel-
aufgaben usw. Darüber hinaus ist er in einer Vielzahl von Genehmigungsvorbehal-
ten und Einzelfallentscheidungen allgegenwärtig. 

In dem Maße, in dem der staatlichen Aufsicht die Wahrnehmung der Hochschu-
lautonomie defizitär erscheint, sieht sie sich zunehmend zu Eingriffen  legitimiert. 
Dabei gibt es oft uneingestandene Koalitionen der Hochschulangehörigen ein-
schließlich der Hochschulleitungen mit der staatlichen Aufsicht dort, wo Ministe-
rialerlasse zu bestimmten Entscheidungen ausdrücklich hochschulseitig gewünscht 
werden. So wußten wir Rektoren der nordrhein-westfälischen  Hochschulen schon, 
daß zur selben Zeit, als wir in Dienstbesprechungen mit dem Ministerium die Be-
achtung der Automie forderten,  aus der Mitte der Hochschule im selben Hause um 
spezifische Eingriffe  gebeten wurde. 

Auf diese Weise ist mit der Zeit die Zuordnung von Entscheidungsautonomie 
und Ergebnisverantwortung nicht nur innerhalb der Hochschulen, sondern auch 
im Verhältnis von Hochschulen und Staat immer weniger eindeutig geworden. 
Wo aber die Übereinstimmung von Entscheidungsautonomie und Ergebnisverant-
wortung durchlöchert oder gar aufgehoben wird, sind Motivation und Effizienz 
gefährdet. 

Die Erfahrung  lehrt zudem, daß staatliche Aufsicht durch substantielle Regulie-
rungen wegen der individuellen Autonomie der Hochschullehrer (Freiheit von For-
schung und Lehre) nur die korporative Autonomie treffen  kann. Werden Regulie-
rungen als wirklichkeitsfremd abgelehnt, so verstärken sie den Rückzug der Hoch-
schulangehörigen in die individuelle Autonomie und höhlen die korporative Auto-
nomie aus. Die Beantwortung von Funktionsdefiziten der Hochschulen durch 
zunehmende substantielle Regulierungen ist also der falsche Weg. Konsequente 
Deregulierung ist geboten. 
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Da aber die Hochschulen in ihrer gegenwärtigen Organisationsstruktur verant-
wortete Autonomie nur begrenzt wahrnehmen können, genügt bloße Deregulierung 
nicht. Vielmehr ist der weitgehende Ersatz der noch zu dominanten substantiellen 
Regulierungen gefordert,  um die Hochschulen in den Stand zu setzen, mit weniger 
staatlicher Aufsicht ihre Aufgaben besser zu erfüllen. Dazu sind prozedurale Regu-
lierungen nötig, die in den Hochschulen zielführende Entscheidungsprozesse aus-
lösen, ohne das Ergebnis vorzuschreiben. So besteht z. B. ein grundlegender Unter-
schied darin, ob versucht wird, die tatsächliche Studiendauer durch Prüfungs- und 
Studienordnungen zu begrenzen oder ob diejenigen, denen eine Verkürzung tat-
sächlich gelingt, dafür mit mehr Ressourcen ausgestattet werden und vice versa. 
Letzteres wird hier vorgeschlagen. 

Das neue Denken über Strukturen, Anreizmechanismen und mit ihnen ausge-
löste Prozesse wird auch in der Diskussion über Evaluationen deutlich: 

„Bei der Evaluation zur Qualitätssicherung ist . . . weniger die richtige, unan-
greifbare  Bewertung der Leistungsergebnisse wichtig, als der Prozeß zur Lei-
stungssteigerung, der so in Gang gesetzt wird." (Müller-Böling,  1996). Dies ist 
gewiß kein Plädoyer für angreifbare  Evaluationsmethoden, aber eine vertretbare 
Hypothese. Sie lautet: Hochschullehrer und Mitarbeiter, Leiter von Instituten, 
Dekane und Rektorate werden auf öffentlich  transparent gemachte und nachvoll-
ziehbare Leistungsvergleiche eher mit einer Aktivitätssteigerung reagieren als 
ohne diese. 

Um nun die Hochschulen in den Stand zu setzen, ihre Autonomie unter den heu-
tigen Umständen (veränderte Anforderungen  der Gesellschaft an Bildungsinhalte, 
Innovations- und Technologietransfer,  Expansion der Ausbildungsnachfrage, neue 
Schnittlinien zwischen beruflicher  Erstausbildung, wissenschaftlicher Zusatzquali-
fizierung und beruflicher  Weiterbildung, Finanzengpässe) besser verantworten zu 
können und diese Verantwortung auch verstärkt wahrzunehmen, bedarf  es neuer 
Organisationsstrukturen und -prozesse in den Hochschulen und im Verhältnis zur 
staatlichen Aufsicht, d. h. der Veränderung des Regulierungstypes durch Einfüh-
rung anreizkompatibler Steuerungselemente und durch Zurücknahme substantiel-
ler Regulierungen. 

Das einleitend dargestellte Principal-Agent-Problem unter Berücksichtigung des 
Umstands, daß Denkleistung und Kreativität nicht vorgeschrieben, freilich durch 
Überregulierung demotiviert werden können, legt es nahe, anreizkompatible Ver-
träge an Stelle der oben beschriebenen substantiellen Regulierungen einzuführen. 
Anreizkompatible Verträge regen den Auftragnehmer  an, auch dann das verein-
barte Ergebnis zu erreichen, wenn der Auftraggeber  nicht beobachten kann, was 
der Auftragnehmer  unternimmt oder was er weiß, und wenn der Auftraggeber  es 
dem Auftragnehmer  folglich überlassen muß, die geeigneten Methoden und Instru-
mente zu wählen, um den Vertragszweck zu erfüllen. Solche Vertrags- oder Ziel-
vereinbarungen sind der Wissenschaftsfreiheit  angemessen. In seinem Kommentar 
zur Vortragsfassung  dieses Berichts diskutiert Th. Schmid-Schönbein die Eignung 
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globaler Zielvereinbarungen im Vergleich zu projektbezogenen. Globale Zielver-
einbarungen so klug zu formulieren, daß ihre Erfüllung leicht beobachtbar und 
überprüfbar  ist, hält er für schwierig. Das Problem der Vertragstreue bei unklaren 
Vertragsinhalten ist offensichtlich.  U. Backes-Gellner kommentiert dagegen unter 
Bezugnahme auf den deutsch-amerikanischen Vergleich (Backes-Gellner  1992, 
S. 422 ff.),  daß die US-amerikanischen Hochschulen mit Hilfe ihrer Zielverein-
barungen (Role and Mission Statement) und den dazu gehörigen Anreizsystemen 
sehr oft in der Lage seien, die gesetzten Ziele zu erreichen. Es zeige sich aber auch, 
daß aus der Vielfalt möglicher Zielsetzungen eine sehr große Leistungsstreuung 
resultiere. Allgemeingehaltene Zieldeklamationen reichen freilich nicht aus. Ziel-
vereinbarungen sind durch Produkt- und Leistungsbeschreibungen zu konkretisie-
ren, welche die Zieldimensionen definieren und die Maßstabsfunktion erfüllen. 
Finnische Hochschulrektoren werden nach nunmehr fünfjähriger  Erfahrung  mit 
Zielvereinbarungen nicht mehr zum status quo ante zurückkehren wollen, erklärte 
der Finnische Hochschulminister Olli-Pekka Heinonen für die Tagung der Schot-
tischen Association of University Teachers in Inverness im September 1997. 

Weitgehende Übereinstimmung ist der ökonomischen Profession inzwischen 
wohl darüber erreichbar, daß Outputfinanzierung an die Stelle der bisher vorherr-
schenden Inputfinanzierung zu setzen ist: „Leistungsfreundlich können nicht Maß-
nahmen, sondern nur Spielregeln sein. Auf dieser einfachen Logik beruht die Out-
putfinanzierung" (Ch. B. Blankart  1997, S. 19). An die Stelle der Finanzierung von 
Kosten muß also die Finanzierung für Leistungen treten. 

I I I . Reformvorschläge und ihr systematischer Zusammenhang 

In der wissenschaftspolitischen Diskussion wird seit Jahren eine Vielzahl von 
isolierten und kombinierten Reformvorschlägen  erörtert, die die vorstehenden 
Funktionsdefizite thematisieren. Gegenstände sind: 

- Stärkung der Hochschulleitung und der Dekane (Kritik an der Allokationseffizi-
enz und Verteilungsgerechtigkeit von Senats-, Fakultäts- und Fachbereichsrats-
beschlüssen). 

- Transparenz der Leistungen durch Evaluation (Bedürfnis nach öffentlich  nach-
vollziehbarer Rechenschaftslegung und wissenschaftlicher Qualitätssicherung). 

- Flexibilisierung und Globalisierung der Hochschulhaushalte (Kritik an der ka-
meralistischen Haushaltsführung und ihren Anreiz Wirkungen für prioritätsge-
rechte und wirtschaftliche Mittel Verwendung). 

- indikatorgesteuerte Mittelzuweisung nach Belastung und Leistung (Kritik an der 
überwiegend inputgesteuerten und zu wenig aufgabenkritischen Mittelzuwei-
sung der Länder an die Hochschulen und durch die Hochschulleitungen inner-
halb der Hochschulen). 
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- verstärkte Beteiligung der Hochschulen an der Auswahl ihrer Studierenden (Kri-
tik an der Studierfähigkeit,  Verstärkung des Wettbewerbs unter Hochschulen um 
Studierende). 

- Neugliederung des Systems der Studienabschlüsse (Studienzeitverkürzung 
durch gestufte Abschlüsse, Herstellung internationaler Vergleichbarkeit und För-
derung der Attraktivität für ausländische Studierende). 

- Einführung von Studiengebühren (Argumente: „Was nichts kostet, ist nichts 
wert", persönlich zurechenbare Bildungserträge rechtfertigen  private Mitfinan-
zierung). Alternative: Studienfonds zur Ergänzung der Hochschulfinanzierung 
aufbauen und durch abgeschöpfte Teile der privaten Bildungserträge der am 
Arbeitsmarkt erfolgreichen  Hochschulabsolventen finanzieren (z. B. austra-
lisches HECS-Modell). 

- Einführung leistungsbezogener Elemente bei der Besoldung und Vergütung von 
Hochschullehrern, Erstberufungen nur in Professorenämter  auf Zeit, zeitliche 
Befristung und Berufungszusagen und Veränderung in Abhängigkeit von eva-
luierter Leistung. 

Prinzipiell läßt sich darüber hinaus die Frage bei einer Vielzahl von Themen 
stellen, wie durch Spielregeln und Anreize wichtige Ziele der Wissenschaftspolitik 
besser erreicht werden. Dazu gehören die Berufung von Professoren,  die Förde-
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses unter besonderer Berücksichtigung von 
Frauen, der Innovations- und Technologietransfer,  der Austausch zwischen Wis-
senschaft und Praxis, das Engagement in der hochschulischen Erwachsenenbil-
dung, die Kooperation zwischen Hochschulen und außerhochschulischen For-
schungseinrichtungen etc.. 

Zu den in der Diskussion um ein neues Hochschulrahmengesetz kontroversesten 
Themen gehören Studiengebühren und die Mitwirkung der Hochschulen an der 
Auswahl der Studierenden. Im Zusammenhang mit der Studienfinanzierung muß 
auch die Wahl der geeigneten Studienförderung  gesehen werden, denn Studienge-
bühren und Finanzierung der Lebenshaltung im Studium stehen bei der Ausbil-
dungswahlentscheidung im Zusammenhang. 

Unter Ökonomen und Bildungspolitikern gibt es unterschiedliche Beurteilungen 
der Frage, ob und unter welchen Umständen die Mitwirkung der Hochschulen an 
der Auswahl der Studierenden ausgeweitet werden sollte. Unstrittig sind dabei die 
schon geltenden besonderen Aufnahmeprüfungen  für z. B. künstlerische Fächer. 
Befürworter  der Ausweitung sehen darin ein entscheidendes Element der Quali-
tätsverbesserung durch Wettbewerb und damit einhergehende Profilierung  der 
Hochschulen und ihrer Fächer. 

Die Gegner sehen die Wettbewerbssituation umgekehrt: In einem Wettbewerbs-
system sucht üblicherweise nicht der Dienstleister den Kunden aus, sondern die 
Kundenorientierung des Dienstleisters wird durch den Wettbewerb um Studien-
anfänger gefördert.  Die Gegner verweisen überdies auf die Evaluationsergebnisse 

16 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 262 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



242 Friedrich Buttler 

des Medizintests, die gezeigt haben, daß der Test im Vergleich zur Abiturnote zu 
keinen signifikant besseren Auswahlergebnissen führte, weshalb die Länder den 
Test inzwischen abgeschafft  haben. Sie sehen die Hochschulen kapazitativ und 
inhaltlich nicht auf eine solche Aufgabe vorbereitet und beurteilen die Sicherung 
und Weiterentwicklung des Abiturstandards mehrheitlich als bessere Alternative. 
Sie befürworten  die besondere Gewichtung einschlägiger Abiturnoten bei Zulas-
sungsentscheidungen in zulassungsbeschränkten Fächern, damit die Auswertung 
des Abiturs, aber nicht dessen Entwertung im Zulassungsverfahren.  Im Hinblick 
auf Art. 12 GG (Freiheit der Berufswahl) und Art. 3 GG (Willkürverbot) werden 
an Auswahlentscheidungen der Hochschulen schließlich erheblich Anforderungen 
gestellt. 

Ich schlage daher vor, den Wettbewerb um Studienanfänger und nicht das Recht 
zu ihrer Auswahl in den Vordergrund zu stellen. Ich gehe aber nicht so weit wie 
Blankart (a.a.O. S. 19), die Outputfinanzierung ausschließlich an Quantität und 
Qualität der Zahl der betreuten Studierenden zu binden, wenn ich auch mit ihm für 
richtig halte, daß die Studierenden in der Wahl ihrer Ausbildungsstätte frei  sein 
sollen. Damit ist auch ein Voucher-System vereinbar, das die Hochschulfinanzie-
rung mit der Studienortswahl verknüpft. 

U. Backes-Gellner weist in ihrem Kommentar freilich zu Recht darauf hin, daß 
das Modell des Wettbewerbs um Kunden nicht ohne weiteres auf die Hochschulen 
übertragbar ist, d. h. daß es nicht sinnvoll ist, dort in jedem Fall ebenso wie im 
Unternehmensbereich auf eine vom Kunden nicht akzeptierte Nischenstrategie mit 
Betriebsschließungen zu reagieren. Die Frage geht an den Bestand der Wissen-
schaften und Künste, die nicht ihrer studentischen Nachfrage, aber gleichwohl der 
gesellschaftlichen Bedeutung wegen zu pflegen sind. Sie geht an die Entschei-
dungsträger in Hochschulen und Staat, wie sie es mit dem Verhältnis von unmittel-
bar produktivitätsstiftenden zu reflexiven Wissenschaften halten. Sie geht an das 
Selbstverständnis der Hochschulen über ihren Beitrag zur Entwicklung der Institu-
tionen und Werte unserer demokratischen Gesellschaft und ihrer Kultur. Sie rekla-
miert die Notwendigkeit, mehr als in den letzten 20 Jahren ihrerseits Themen auf 
die gesellschaftspolitischen Agende zu setzen und dazu Antworten zur Diskussion 
zu stellen. Zielvereinbarungen zwischen Hochschulen und staatlichem Träger müs-
sen auch darauf Antwort geben. Der staatliche Träger nimmt hier die Funktion des 
Kunden für die Gesellschaft wahr und wird dabei gemeinsam mit den Hochschulen 
Schwerpunkte zu setzen haben. 

Die Bildung von Centers of excellence setzt die Gewinnung hervorragender 
Lehrer- und Forscherpersönlichkeiten voraus. Deshalb empfiehlt es sich, der Qua-
lität der Berufungspolitik durch geeignete Spielregeln, insbesondere durch maß-
gebliche Beteiligung unabhängiger Gutachter, innerhalb der Hochschulen wieder 
eine herausragende Funktion zuzuweisen. Die Betonung des Harnack-Prinzips 
(Max-Planck Gesellschaft 1996) bei den Direktoren der Max-Planck-Institute ist 
dafür ein gutes Beispiel. 
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Ein anderer Gegenstand, der staatlicher Regulierung vorbehalten bleiben wird 
und der auch unter Anreizgesichtspunkten diskutiert wird, sind Studiengebühren. 

Robert von Weizsäcker hat in der Sitzung des bildungsökonomischen Ausschus-
ses in Mannheim 1996 zu der Frage Stellung genommen: Was veranlaßt die Mehr-
heit einer Gesellschaft, eine Minderheit dafür zu subventionieren, daß sie nach 
ihrer Ausbildung mehr verdient als die Mehrheit? Dazu läßt sich unter Berücksich-
tigung von internen und externen Erträgen, Informationsasymmetrien  und Risiko-
positionen der verschiedenen Schichten von Hochschulzugangsberechtigten das 
aufnehmen, was er berichtet hat und was deshalb an dieser Stelle Erwähnung ver-
dient, aber nicht wiederholt werden muß ( Weizsäcker,  1997). 

Die Tatsache, daß ein Studium neben externen Erträgen für die Gesellschaft 
auch für den Ausgebildeten private Erträge erbringt, ist in der Humankapitallitera-
tur unumstritten. Entscheidend für die Position zu Studiengebühren ist, wie den 
Argumenten soziale Selektivität, Informationsasymmetrien  und Risikoaversion 
Rechnung getragen werden kann. 

Dem sozialen Selektivitätsargument kann durch die Befreiung der Angehörigen 
niedriger Einkommen entsprochen werden und es hätte zu gelten, daß jedenfalls 
Bezieher von Ausbildungsförderung  keine Studiengebühren entrichteten. Freilich 
könnte dies beim gegenwärtigen BAföG nicht funktionieren, da dieses selbst seine 
Aufgabe der Vermeidung sozialer Selektivität beim Studienzugang immer weniger 
erfüllt,  indem der Anteil der Geförderten  kontinuierlich abgesunken ist. Gibt es 
aber kein wirksames allgemeines Studienförderungssystem,  dann kann auch die 
von den Befürwortern  von Studiengebühren erwartete studienzeitverkürzende Wir-
kung nicht eintreten, weil die Kombination von Studium und Erwerbsarbeit begün-
stigt wird. 

Informationsasymmetrie  und unterschiedliche Risikopositionen hängen eng zu-
sammen. Studierende aus bildungsferneren  Schichten werden wie solche aus ein-
kommensschwächeren Schichten sich eher risikoscheu zeigen und bei von ihnen 
als eher ungewiß eingeschätzten individuellen Erträgen und zunehmenden Studien-
kosten eher auf ein Studium verzichten. Deshalb liegt die soziale Selektionswir-
kung von Studiengebühren auf der Hand, so lange kein wirksames allgemeines 
Studienförderungssystem besteht. 

Diese Argumente sprechen nicht gleichzeitig gegen die Beteiligung von am 
Arbeitsmarkt erfolgreichen  Hochschulabsolventen an einem Studienfonds ent-
sprechend dem australischen HECS-Modell. Da nur solche Absolventen zur Rück-
zahlung eines Teils ihrer Studienkosten verpflichtet werden, die ein überdurch-
schnittliches Einkommen haben, wird der Einfluß von Risikoaversion auf das 
Studienwahlverhalten reduziert. Bei Einführung eines solchen Systems müssen 
freilich Modelle gefunden werden, die auf die Studienfachwahl neutral wirken, 
weil sonst der Grundsatz der Nachfrageorientierung  (social demand approach) ver-
letzt würde. Bei der Bemessung der Höhe ist die Gefahr des brain drain zu beden-
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ken, die dadurch entstehen kann, daß Absolventen die Rückzahlung durch Aus-
wanderung vermeiden {Blankart,  a.a.O., S. 21). 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die schichtspezifisch unterschiedliche 
Risikobereitschaft  auch für die Beurteilung von Darlehnsanteilen im Rahmen der 
Studienförderung  nach dem BAföG eine wichtige Rolle spielt. Würde nämlich im 
künftigen BAföG eine Darlehenskomponente ohne Ausnahme für Studierende aus 
einkommensschwächeren Schichten vorgesehen, wäre eine gleichzeitige Belastung 
von Absolventen mit RückZahlungsverpflichtungen nach dem australischen Vor-
bild auszuschließen, weil sonst systematisch gerade die Angehörigen einkommens-
schwächerer Schichten mit zwei RückZahlungsverpflichtungen belastet würden. 
Auch hier wäre die soziale Selektivität evident. 

IV. Stand der Diskussion in 
den Wissenschaftsorganisationen und in der KMK 

Der Wissenschaftsrat,  die Hochschulrektorenkonferenz  und die Kultusminister-
konferenz haben verstärkt seit 1993 neue Herausforderungen  der Hochschulpolitik 
diskutiert. 

Als Ergebnis sind bisher u. a. folgende Materialien erarbeitet worden: 

- 10 Thesen zur Hochschulpolitik (WR  1993) 

- Empfehlungen zu quantitativen Indikatoren im Hochschulbereich (HRK  und 
KMK  1995) 

- Zur Evaluation im Hochschulbereich unter besonderer Berücksichtigung der 
Lehre (HRK  1995) 

- Empfehlungen zur Stärkung der Lehre in den Hochschulen durch Evaluation 
(WR  1996) 

- Zur Finanzierung der Hochschulen (HRK  1996) 

- Differenzierung  der Mittel Verteilung im Hochschulbereich (KMK  1996) 

- Empfehlungen zur Förderung des Hochschullehrernachwuchses (WR  1996) 

- Empfehlungen zu Graduiertenstudien (HRK  1996) 

- Thesen zur Forschung in den Hochschulen (WR  1996) 

- Leitungsstrukturen im Hochschulbereich (KMK  1996). 

Die zuerst genannten 10 Thesen des Wissenschaftsrates sprachen bereits fast das 
gesamte Spektrum der in der Folge thematisierten Schwerpunkte an. Principal-
Agent-Probleme einerseits, Qualitätssicherung durch Forschungs- und Nachwuchs-
förderung  andererseits treten in letzter Zeit in den Vordergrund. 
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Auch nach Auffassung  der Wissenschaftsorganisationen und der KMK sind Ver-
änderungen der Leitungsstrukturen ein zentraler Ausgangspunkt. In seinen 10 The-
sen hatte der Wissenschaftsrat bereits 1993 formuliert: 

„Der Erfolg der vorgeschlagenen Reformmaßnahmen ist davon abhängig, daß die Hoch-
schulen in die Lage versetzt werden, die Reformziele aufzugreifen  und autonom umzuset-
zen. Dies setzt handlungsfähige Hochschulen voraus, denen durch schrittweise Globalisie-
rung der Haushalte und Deregulierung des Haushaltsvollzuges mehr Budgetsouveränität 
eingeräumt werden sollte. Hochschulautonomie und Eigenverantwortlichkeit verlangen 
nach einem entscheidungsfähigen Hochschulmanagement, vor allem nach einer Stärkung 
der Dekane." 

Ein paralleler Diskussionsstrang thematisiert den Hochschulzugang, den die 
KMK vornehmlich als „Weiterentwicklung der gymnasialen Oberstufe und des 
Abiturs" (1996) behandelt, während die HRK die Beteiligung der Hochschulen an 
der Auswahl der Studierenden stärker in den Vordergrund rückt, wobei sie vom 
Hochschulverband, vom Stifterverband  für die Deutsche Wissenschaft und anderen 
unterstützt wird {Stifterverband  1996; Leipziger  Erklärung  1996). 

Als besonders veränderungsresistent gelten Besoldungs- und Tarifrecht.  In 
einem Thesenpapier formulieren  Heinz Nixdorf  Stiftung und Stifterverband  für die 
Deutsche Wissenschaft (1995), weder das Beamtenbesoldungsrecht noch der 
Bundesangestelltentarif  seien hinreichend leistungsorientiert und wissenschafts-
adäquat. Deshalb müßten Sonderregelungen im Hochschulbereich realisiert wer-
den. Vorgeschlagen wird eine Trennung in ruhegehaltsfähige Grundgehälter und 
leistungsabhängige Zuschläge, die der periodischen Neubewertung unterliegen. 

Gewerkschaftsseitig wird allerdings auf tarifliche Regelungen auch bei global-
isierten Haushalten Wert gelegt und es wird eine unterschiedslose Behandlung von 
Beamten und Angestellten im Rahmen flexibler Hochschulhaushalte verlangt 
CKöhler,  GEW, 1996). 

Nicht nur die Beschäftigung von Hochschullehrern als Beamte oder Angestellte, 
sondern auch die Beschäftigung von Hochschullehrern auf Zeit, der Wechsel zwi-
schen Hochschultätigkeiten und Aufgaben in der Wirtschaft,  die Kombination von 
Teilzeitprofessuren  und praxisbezogenen Aufgaben außerhalb der Hochschulen so-
wie unterschiedliche Modelle der Verteilung des Lehrdeputats auf die Lehrenden 
unter Berücksichtigung der Forschungsaufgaben sind Gegenstand der Erörterung 
(KMK: Hochschulen und Hochschulpolitik vor neuen Herausforderungen,  1997). 

Für die Funktionsfähigkeit neuer Organisations- und Steuerungsmodelle ist die 
Verständigung über Leistungsindikatoren wichtig. Die meisten Stellungnahmen 
nehmen darauf Bezug. Für die Akzeptanz und auf diesem Wege auch für die An-
reizkompatibilität kommt der richtigen Wahl und Spezifizierung von Indikatoren 
entscheidende Bedeutung zu. Einfache Indikatorensysteme sind dabei hinsichtlich 
ihrer Anreizkompatibilität nicht notwendigerweise schlechter als weiter elaborierte 
anzusehen. Häufig tragen, wie aus der Varianzanalyse bekannt ist, mehr Variablen 
nur noch wenig zur Ergebnisverbesserung bei. 
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Aber vor unzulässigen Vereinfachungen ist doch zu warnen; z. B. geht es nicht 
an, die vergleichsweise Leistungsfähigkeit einer Lehreinheit an der bloßen Zu- und 
Abnahme der durchschnittlichen Studiendauer ohne Kontrolle für Veränderungen 
von Teilzeitstudierendenanteil, Abbruchquote, Studienerfolg etc. zu messen. Z. B. 
kann der Drittmittelindikator nicht fächerübergreifend  undifferenziert  angewendet 
werden, etc. 

V. Ein neuer Regelkreis von 
Organisationsstrukturen und -prozessen 

Unter dem Gesichtspunkt erhöhter Anreizkompatibilität bietet es sich nach die-
ser Diskussion an, die Ansatzpunkte für die Veränderung der Hochschulorganisa-
tion bei mehr Transparenz und Vergleichbarkeit, der leistungsorientierten Ressour-
cenzuweisung, den dafür notwendigen Leitungsstrukturen der Hochschulen und 
dem Abbau staatlicher Regulierung zu sehen. 

Transparenz und Vergleichbarkeit stehen an erster Stelle, weil Sie eine wichtige 
Voraussetzung für Anreizkompatibilität bereitstellen, nämlich Signale, die Verhal-
tensänderungen induzieren. Werner Jann kommentiert, daß es nicht zuallererst ge-
setzlicher Änderungen bedürfe, sondern daß die vorherrschende nicht anreizkom-
patible opportunistische Praxis leistungsorientierte Ressourcenzuweisung verhin-
dere und daß diese „Kultur" nur durch Transparenz und Öffentlichkeit  aufgebro-
chen werden könne. 

Hinsichtlich der Leitungsstrukturen geht es nicht vordergründig um den starken 
Dekan bzw. Hochschulleiter, es ist eher wichtig, daß beide klug sind und das 
besondere Principal-Agent-Problem in ihrer Kommunikationspraxis und Entschei-
dungsfindung berücksichtigen, um schließlich Autorität im Sinne Max Webers zu 
gewinnen. Es geht um die gestärkte Funktion von Leitung einerseits und Kontrolle 
andererseits durch eindeutige Zuordnung von Entscheidungsbefugnis und Ergeb-
nisverantwortung auf allen Ebenen und es geht um ein neues Zusammenspiel der 
Kräfte zwischen Geschäftsführungs-  und Kontrollorganen. 

In den Kontrollorganen ist die Mitwirkung der Gruppen zu gewährleisten, 
anreizthematisch ist auch hier auf den Zusammenhang von Dialog, Partizipation 
und Motivation hinzuweisen. 

Der Regelkreis der neuen Organisationsstrukturen und -prozesse könnte so aus-
sehen: 

- Zielvereinbarungen zwischen staatlichem Träger und Hochschulen, zwischen 
Hochschulleitungen und Gliederungen der Hochschule, zwischen Dekanaten 
und Gliederungen der Fachbereiche / Fakultäten / fächerübergreifenden  Organi-
sationseinheiten ersetzen große Teile substantieller Regulierungen. Aussagekräf-
tige Indikatoren treten für den Haushaltsgesetzgeber als funktionales Äquivalent 
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zur Ausübung seiner Kontrollrechte an die Stelle der Darstellung des Haushaltes 
in Einzeltiteln. 

- Den Hochschulen werden mit Globalhaushalten zur Erreichung der vereinbarten 
Ziele auskömmliche Mittel zugewiesen. Eigene Einnahmen werden nur teilwei-
se auf den Zuweisungsbedarf  angerechnet. Die Haushaltssystematik wird auf 
Eigeneinnahmen und Zuweisungen, konsumtive und investive Aufgaben redu-
ziert. Rücklagenbildung und Überjährigkeit werden zugelassen. 

- Die Hochschulen führen eine Kosten- und Leistungsrechnung ein. Sie unter-
gliedern sich zur eindeutigen Allokation von Mittelzuweisung und Verantwor-
tung und mit dem Ziel der Verringerung von Trittbrettfahrerverhalten  leistungs-
schwächerer auf Kosten leistungsstärkerer Einheiten bzw. Organisationsmitglie-
der neben Fakultäten / Fachbereichen in Leistungszentren. 

- Leistungszentren können fachbereichs-/  fakultätsübergreifend  gebildet werden. 
Hochschullehrer und Mitarbeiter können in Lehre bzw. Forschung unterschiedli-
chen Zentren angehören. 

Die so gebildeten Organisationseinheiten berichten nach einem Indikatoren-
system innerhalb der Hochschule, die Hochschule insgesamt berichtet in einem 
entsprechenden System dem Hochschulrat und über den staatlichen Träger dem 
Haushaltsgesetzgeber. Der Träger legt gemeinsam mit den Hochschulen und 
dem Hochschulrat das externe Berichtssystem fest. Im Regelkreis dienen die be-
richteten Ergebnisse der indikatorgestützten leistungsorientierten Mittelvertei-
lung der Folgeperiode. 

- Innerhalb der Hochschulen erfolgt  die Ressourcenverteilung nach analogen Ver-
fahren, dabei ergänzen hochschulintern festgelegte Indikatoren die Steuerung 
der Mittelzuweisung. 

Berufungszusagen werden ausnahmslos zeitlich befristet.  Als Zeithorizont emp-
fiehlt sich eine Periode von 3 bis 5 Jahren. Dies gilt bei der Zuordnung wissen-
schaftlicher Mitarbeiter ebenso wie für Sachmittel. 

Die Hochschule legt fest und berichtet darüber, wie sie nach Leistungszentren 
differenziert  die Grenze zwischen funktionsnotwendiger Grundausstattung und 
leistungsbezogener Zusatzausstattung zieht und auf welches Indikatorensystem 
sie die Verteilung der Mittel für die Zusatzausstattung stützt. 

- Die Leitungen auf Rektorats- und Dekanatsebene werden in den Stand gesetzt, 
diese Aufgaben zu erfüllen. Sie erhalten die Leitungskompetenz eines Vorstan-
des im Verhältnis zu den Senaten bzw. Fakultäts- / Fachbereichsräten, die ihrer-
seits in den Stand gesetzt werden, ihre Kontroll- und damit auch Orientierungs-
funktionen wirksam zu erfüllen. Zur wirksamen Ausübung der Kontrollfunktion 
gehört auch, daß die Leitungsorgane mit qualifizierter  Mehrheit durch konstruk-
tives Mißtrauensvotum abwählbar sind. Vom Abwahlrecht geht eine ex ante 
Wirkung auf das Kooperationsverhalten des Fachbereichs- bzw. Hochschul-
leiters aus. Es ist mit Quoren zu versehen, die Zufallsergebnisse ausschließen. 
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- Wenn Leitungsorgane neben Hochschulleiter bzw. Dekan als arbeitsteilige Gre-
mien gestaltet werden, muß wegen der Eindeutigkeit der Letztverantwortung 
das Recht zur Nomination der übrigen Mitglieder des Gremiums beim Hoch-
schulleiter bzw. Dekan bleiben. Ihnen gebührt darüber hinaus eine Richtlinien-
kompetenz. Im übrigen sollten monokratische Strukturen im Hinblick auf die 
besondere Principal-Agent-Situation vermieden und Delegationsmöglichkeiten 
auf Beauftragte des Hochschulleiters bzw. des Dekans bei Erhalt der Letzt-
verantwortlichkeit für das Ergebnis genutzt werden. 

- Würden im Vorstands-/ Aufsichtsratsmodell  der Leiter oder das Leitungsgre-
mium ausschließlich durch die hochschulinternen Kontrollgremien bestimmt, 
stellte dies die Funktionsfähigkeit der Gewaltenteilung in Frage. Kurfürsten  nei-
gen dazu, einen schwachen primus inter pares zu küren. Das führt  zwar (Hein-
rich der Vogler) nicht immer zum gewünschten Erfolg, aber die Gefahr ist syste-
matisch gegeben. 

So läge es nahe, mit der Wahl externe Organe zu betrauen. Dagegen spricht aber, 
daß neben dem Grundordnungsrecht und dem Selbstergänzungsrecht das Recht 
zur Wahl der Leitung zu den tragenden Säulen der Hochschulautonomie gehört. 

Unter Berücksichtigung beider Argumente könnte die Wahl der Hochschullei-
tung durch Zusammenwirken externer und interner Gremien gestaltet werden. 
Z. B. könnte sie auf Vorschlag des Hochschulrats durch den Senat erfolgen. 
Analog könnte der Hochschulleitung ein Mitwirkungsrecht bei der Findung 
geeigneter Dekane eingeräumt werden. 

- Der Hochschulrat hat beratende Funktion und Rechte zum Vorschlag und zur 
Stellungnahme. Seine Aufgabe ist der öffentliche  Diskurs über die Hochschul-
ziele und diesbezüglichen Leistungen, die auch über den wissenschaftsöffent-
lichen Qualitätsdiskurs hinaus bedeutsam sind, und die öffentliche  Diskussion 
der Funktionsmechanismen der Hochschule. Herausragende Vertreter aus Unter-
nehmen und Gewerkschaften, Kultur und Kommune könnten mit Wissenschaft-
lern und Künstlern, die den Hochschulangehörigen als Peers gelten, im Hoch-
schulrat zusammenwirken. Internationale Besetzung ist wünschenswert. 

Zur Gewährleistung seiner Unabhängigkeit sollten weder Angehörige der eige-
nen Hochschulen noch staatliche Vertreter Sitz und Stimme erhalten. 

- Organisationen leben durch die Menschen, die in ihnen handeln. Deshalb gehö-
ren die Berufung auf Professuren  und die frühzeitige Übertragung selbständiger 
Lehr- und Forschungsaufgaben an promovierte Nachwuchswissenschaftler zu 
den zentralen Gegenständen einer auf Exzellenz und Profilbildung gerichteten 
Organisationsentwicklung. Dazu gehört die Pflege des qualifizierten wissen-
schaftlichen Nachwuchses unter besonderer Berücksichtigung der Gleichstel-
lung von Frauen und Männern. 

Ein solcher oder ähnlicher Regelkreis müßte idealerweise wegen des systema-
tischen Zusammenhangs möglichst geschlossen eingeführt  werden. Dafür ist im 
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Hochschulrecht die notwendige Öffnung  herzustellen. In der Realität und im Inter-
esse einer von den Hochschulen mitgetragenen Entwicklung ist freilich eine Se-
quenz von Teilschritten erforderlich,  soweit die Anreizkompatibilität der einge-
führten Organisationsformen und der von ihnen ausgelösten Prozesse als Leitstern 
im Auge behalten wird. 

Parallel zu solcher Neuordnung der Hochschulorganisation lassen sich staatliche 
Aufsichtsaufgaben  systematisch abbauen. Das gilt insbesondere für die Fachauf-
sicht, deren Aufgaben teilweise durch Abstimmungsprozesse im Rahmen von Ziel-
vereinbarungen abgelöst werden können. Dabei wird die zutreffende  Wahl und 
Spezifikation der Leistungsindikatoren zu einem zentralen Gegenstand der wissen-
schaftspolitischen Diskussion über Qualität, Innovation und Wissensfortschritt. 
Dieser Diskurs ist ständig und wissenschaftsöffentlich  zu führen. Darüber hinaus 
sind hochschulpolitische Ziele auch in einer allgemeinen Öffentlichkeit  diskursbe-
dürftig,  dem Hochschulrat kommt dabei besondere Bedeutung zu. 

Auch das Ausmaß der Reaktion auf Abweichungen von so gesetzten Orientie-
rungsmarken wird unter Anreizaspekten zu erwägen sein. Eine kluge Leitung wird 
nicht mit Kanonen auf Spatzen schießen, weil sonst Demotivation die Folge von 
Ängstlichkeit sein wird. Rechtlich läßt sich das als Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit formulieren.  Ökonomisch geht es um die Vermeidung von überzogenen Beloh-
nungen und Sanktionen. Auch das System von Belohnungen und Sanktionen muß 
deshalb Gegenstand des wissenschaftsöffentlichen  und wissenschaftspolitischen 
Diskurses sein. 

Staatliche Aufsicht wird sich in unterschiedlicher Weise Regulierungsgegen-
stände vorbehalten und sie nicht zum Gegenstand von Zielvereinbarungen erklä-
ren. Sie wird z. B. über die Einführung und Höhe von Studiengebühren, Art und 
Umfang der Beteiligung der Hochschulen bei der Auswahl der Studierenden in be-
sonderen Fächern, Festlegung der Hochschulzugangsberechtigungen und Abstim-
mung des Systems der Studienabschlüsse, Vergleichbarkeit der Vergütungs- und 
Besoldungsstrukturen länderübergreifend,  ggf. landesspezifisch, entscheiden. 

Im kooperativen Föderalismus der Bundesrepublik sind dabei die Vergleichbar-
keit der Studienabschlüsse mit dem Ziel der Mobilitätssicherung sowie die Vermei-
dung von Wettbewerbsnachteilen ärmerer gegenüber reicheren Ländern für das 
Bemühen um abgestimmte Lösungen maßgeblich (Studienabschlüsse, Zugangs-
berechtigung, Personal- und Besoldungsstruktur). 

Staatliche Aufsicht wird auch immer dort die Notwendigkeit ergänzender Regu-
lierung sorgfältig prüfen müssen, wo auf der Ebene dezentralisierter Entschei-
dungsverfahren  Minderheitenschutz nicht gesichert erscheint. Sorgfältig prüfen 
heißt auch, nicht der Versuchung zu erliegen, allfällige interne Koordinationspro-
bleme als trojanische Pferde erneuter staatlicher Reglementierung zu mißbrauchen. 

Aus der Sicht dieses Beitrages ist es letztlich zu bevorzugen, auch Kriterien 
des Minderheitenschutzes in Zielvereinbarungen zwischen Hochschulen und Staat-
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liehen Trägern zu berücksichtigen, diesbezügliche Erfolge in Folgeverhandlungen 
zu honorieren, Mißerfolge mit Abschlägen zu sanktionieren. Freilich wird der Weg 
dorthin in Schritten zu gehen sein, bei denen zunächst neue Lösungen auf ihre Ver-
läßlichkeit erprobt werden, ehe in schwierigen Auseinandersetzungen erreichte 
Schutzrechte durch Vertragslösungen ersetzt werden können. Ein Beispiel dafür sind 
die hochschulrechtlichen Normen zur Gleichstellung von Frauen und Männern. 

Die Aussagen dieses Abschnittes lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

An die Stelle staatlicher Einzelvorgaben und insbesondere gesetzlicher Regulie-
rungen zur Zielerreichung sollten unter dem Aspekt der Anreizkompatibilität zu-
nehmend Zielvereinbarungen zwischen Hochschulen und ihren Trägern treten. Die 
regelmäßig evaluierte Zielerreichung wird dabei Grundlage der Zielvereinbarung 
und Ressourcenzuweisung der Folgeperiode. Transparenz und Öffentlichkeit  sind 
entscheidende Voraussetzungen für die Stimulierung des Wettbewerbs zwischen 
und in Hochschulen. 

Staatliche Vorbehalte ergänzender Regulierung bedürfen der besonderen Be-
gründung (z. B. Mobilitätssicherung im Rahmen des förderalistischen  Systems, an-
derweitig nicht zu verwirklichender Minderheitenschutz). Notwendig bleibende 
Regulierungen sind entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip auf der niedrigstmög-
lichen Regulierungsebene anzusiedeln, die zielführende Ergebnisse gewährleistet. 

VI· Hochschulrechtliche Voraussetzungen 

Der Regelkreis neuer Organisationsstrukturen und -prozesse steht de lege lata 
mit dem Hochschulrahmengesetz (i.d.F. vom 8. 4. 1987) nur in wenigen Punkten 
nicht in Übereinstimmung. 

- Der Fachbereichssprecher wird vom Fachbereichsrat gewählt, ohne daß ein an-
deres Organ ein Mitwirkungsrecht hätte (§ 64, Abs. 5). 

- Die Hochschulleitung muß von einem Organ der Hochschule gewählt werden. 
Die Teilung von Vorschlags- und Wahlrecht ist üblich, jedoch stets den zentralen 
Kollegialorganen der Hochschulen vorbehalten. Ein externes Mitwirkungsrecht 
besteht abgesehen vom staatlichen Bestellungsakt nicht. 

- Die Vorschriften  zur Personalstruktur (§§ 42-57) lassen nur begrenzt die Ein-
führung neuer Steuerungselemente zu. 

Die Länder hatten den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Hochschulrah-
mengesetzes eingebracht (Bundesrat, Drucksache 219/96 vom 14. 06. 96). Dieser 
enthält die sogenannte Erprobungsklausel: 

„Zur Erprobung alternativer Modelle bei der Organisation und Verwaltung der Hochschu-
le können die Länder in ihren Hochschulgesetzen von den Vorschriften  der §§ 60-66 die-
ses Gesetzes abweichende Regelungen treffen." 
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Die §§ 60-66 behandeln das Zusammenwirken von Land und Hochschulen, all-
gemeine Organisationsgrundsätze, die Leitung der Hochschule, die Aufgaben zen-
traler Kollegialorgane, Fachbereich, Gemeinsame Kommissionen und Studien-
bereiche sowie wissenschaftliche Einrichtungen und Betriebseinheiten. Mit der 
Erprobungsklausel wären die vorgenannten Übereinstimmungsmängel ausgeräumt 
worden. 

Inzwischen hat das Bundesministerium für Bildung und Forschung den mit 
den Ländern abgestimmten Referentenentwurf  eines vierten Gesetzes zur Ände-
rung des Hochschulrahmengesetzes vorgelegt (vom 22. 08. 97), in dessen Rah-
men einem Regelkreis wie dem vorgeschlagenen keine rechtlichen Hindernisse 
im Wege stünden. Im Hinblick auf die Personalstruktur ist der Entwurf freilich 
nicht innovativ. Hier bleibt ein Desideratum. Im Zeitrahmen der Diskussion der 
vorliegenden Novelle war eine gründliche Reform der Personalstruktur nicht 
leistbar. 

Der Entwurf enthält - ohne daß dies zwingend in ein Rahmengesetz gehörte, 
sondern von den Landesgesetzen vorgesehen werden könnte - einzelne neue an-
reizkompatible Normen wie die Befristung von Berufungszusagen (§ 45, Abs. 5), 
die regelmäßige Evaluation von Forschung und Lehre (§6) und die leistungsorien-
tierte Ressourcenzuweisung (§ 5). Er eröffnet  die Möglichkeit, in dafür geeigneten 
Studiengängen Bachelor- und Master-Abschlüsse anzubieten (§ 19). Es ist anzu-
nehmen, daß die Länder die mit den neuen Abschlüssen gebotene Möglichkeit auf-
greifen werden und daß die Hochschulen diese Chance zur Profilbildung und zur 
Verbesserung ihrer Wettbewerbssituation auch im internationalen Maßstab nutzen 
werden. 

Das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kultur des Landes Branden-
burg hat auf der Grundlage des Entwurfs der HRG-Novelle parallel einen Referen-
tenentwurf einer Novelle des Brandenburgischen Hochschulgesetzes vorgelegt. 
Die Ziele dieser Novelle lassen sich unter den Stichworten Stärkung der Autono-
mie der Hochschulen, Änderung der Leitungs- und Entscheidungsstrukturen, Aus-
bau der Mitbestimmung und der Gleichstellung, Studienstrukturreform  und Dienst-
rechtsreform  subsumieren. Die Vorschriften  im einzelnen sind mit dem dargestell-
ten Regelkreis kompatibel. Sie verzichten auf Details, markieren aber einige 
Grundorientierungen: 

- ein Globalhaushalt zur Erfüllung der Aufgaben. Die Bemessung erfolgt ent-
sprechend der erbrachten Leistungen in Lehre und Forschung und dient als Lei-
stungsanreiz. Um die Ressourcen der eigenen Hochschulplanung entsprechend 
einzusetzen, sollen die Hochschulen auch die Personalhoheit erhalten. 

- Die Leitung der Hochschulen wird einem Präsidenten / Rektor mit entsprechen-
den Befugnissen übertragen. Stärkere Kontrollmöglichkeiten erhält der Senat 
als Aufsichtsgremium, der auch verfassungsgebendes Organ für die Hochschu-
len wird. 
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- Neu ist die Bildung eines Landeshochschulrates, der mit Blick auf die branden-
burgische Wissenschaftslandschaft  Anregungen von außen in die Hochschulen 
hineintragen wird. Er hat keine behördlichen Aufgaben. 

- Die nichtprofessoralen  Gruppen erhalten gewichtigeres Stimmrecht, insbesonde-
re bei der Bewertung der Lehre und, als Mitglieder des Senats des entscheiden-
den Aufsichtsgremiums, eine gewichtigere Stellung. 

- Die Hochschulen können berufsqualifizierende  Bachelor- und Mastergrade ver-
leihen und ein Credit-Point-System einführen, das wie international üblich die 
Leistungsnachweise transparent und vergleichbar macht und sowohl eine höhere 
Mobilität erlaubt, als auch zu kürzeren Studienzeiten führen wird. 

- Durch die Dienstherren- und Arbeitgebereigenschaft  können die Hochschulen 
selbständiger handeln. Auch werden den Hochschulen größere Spielräume er-
öffnet,  Professoren  auf Zeit zu berufen. Besonders qualifizierten wissenschaft-
lichen und künstlerischen Assistenten und Oberassistenten soll die selbständige 
Wahrnehmung von Aufgaben in Lehre und Forschung übertragen werden. 

Den Grundordnungen und dem Organisationshandeln der Hochschulen soll es 
überlassen sein, diesen Rahmen auszufüllen. Parallel dazu werden Land und Hoch-
schulen gemeinsam die Instrumente entwickeln, um im Wege von Zielvereinbarun-
gen Leistungen und Gegenleistungen aufeinander abzustimmen. 
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Produktgestaltung der deutschsprachigen Hochschule 
oder: Über eine allfällige Organisationsreform 

Von Thomas  Schmid-Schönbein,  Senftenberg 

Abstract 

Die Überlegungen zur Organisationsreform  der Hochschule starten mit der These, daß 
Wachstum das Ergebnis von Produktdifferenzierung  und der Wahrnehmung von Größen- und 
Verbundvorteilen ist. Die Unternehmen setzen die Merkmale ihrer Produkte unter Wettbe-
werbsbedingungen in der Weise, daß einerseits ein hoher Absatz (Standardisierung, minimale 
Differenzierung)  und andererseits ein ausreichender Preisschutz (Variationen des Standards, 
maximale Differenzierung)  gewährleistet sind. Die Unternehmen sind damit die Träger des 
Wachstums. Das Unternehmen Hochschule agiert - zumindest das deutschsprachige - völlig 
anders. Seine Produkte sind bundesweit gesehen ununterscheidbar und auf einen (hohen) 
Durchschnitt ausgerichtet. Ursächlich für dieses blutarme Produktmix ist die spezielle Ar-
beitsteilung von Staat, Hochschule, Profession und Professoren.  Wird eine größere Produkt-
differenzierung  der Hochschule erwünscht, muß sie mit Mittel und Möglichkeiten ausgestat-
tet werden, die es ihr erlauben, jene eigenständige Rolle zu übernehmen, die ihr bislang ver-
weigert wird. Einzelheiten einer entsprechenden Reorganisation sind auf den letzten Seiten 
des Beitrags in Thesen zusammengefaßt. 

Die 68er Reform der bundesrepublikanischen Hochschule gipfelte in der Substi-
tution der Institutsverfassung durch eine extrem kollegiale Selbstverwaltung und 
in der Gründung von staatlichen (Fach-)Hochschulen. Die Abschaffung  der Ordi-
narien und die Gründung von Fachhochschulen erleichterte die Integration einer 
großen Zahl neuer Hochschullehrer. Das Angebot an Ausbildung konnte mit unter-
proportional steigenden Kosten erhöht werden. Ein Viertel Jahrhundert später je-
doch scheint die Erkenntnis allgemein geworden zu sein, daß damit die Expansion 
der Hochschule zwar irgendwie ganz ordentlich bewältigt wurde, die Hochschule 
darüber aber ihren Glanz und Esprit verloren hat. Trotz anerkannt anständiger Lei-
stungen aller Beteiligten hat die Hochschule die von ihr erwartete und geforderte 
Dynamik im Zeitalter der 100%igen Akademisierung nicht (wieder-)gewonnen. 

Das erkannte Defizit hofft  man, mit einer Reform der Institution Hochschule be-
heben zu können. Nicht zufällig orientieren sich die Entwürfe einer neuen Organi-
sation der Hochschule an den US-amerikanischen Hochschulen, die ihrerseits vor 
100 Jahren nach dem deutschen Modell gestaltet wurden. Die US-Amerikanischen 
Hochschulen haben nicht nur expandiert, sondern sich geöffnet,  neue und vielfäl-
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tige Aufgaben ergriffen  und jene innere Lebendigkeit und Kraft  gezeigt, die für die 
bundesrepublikanische so sehr gewünscht werden. Gemessen am US-amerikani-
schen Vorbild soll die Arbeit zwischen staatlicher Verwaltung und innerer Verwal-
tung der Hochschule so geordnet werden, daß die Hochschulen zu Unternehmen 
mit je eigener Persönlichkeit werden können. Sie sollen für ihr Angebot in For-
schung und Lehre und dessen Erfolg gerade stehen und gerade stehen können. 

Bevor die Einzelheiten eines solchen Umbaus diskutiert werden, soll erinnert 
werden, worin eigentlich die Vernunft  der bisherigen Organisation und Arbeits-
teilung lag. Die Gefahr ist ansonsten groß, über die Behebung eines Übels einem 
größeren ins Leben zu helfen. In jedem Fall bedarf  die Kosten- und Ertragsrech-
nung einer Reform die Kenntnis der mit der Reform verworfenen  Opportunität des 
status quo. 

Im ersten Abschnitt werden die Ergebnisse der Modelle der Produktwahl rekapi-
tuliert und eine Beziehung zur Theorie des endogenen Wachstums hergestellt. Das 
Zusammenspiel des Angebots horizontal und vertikal differenzierter  Güter erzeugt 
über die Ausdehnung des Produktraums jenes zusätzliche Einkommen, das die 
weitere Ausdehnung des Produktraums begünstigt und so wieder die Produktivität 
treibt. Dieser Zusammenhang liefert  die Norm, an der die Möglichkeiten der Hoch-
schule als Anbieter wissenschaftlicher Leistungen zu überprüfen  sind. 

Im zweiten Abschnitt wird die überragende Stellung der Profession bei der Or-
ganisation der Produktion von Wissenschaft beschrieben. Die Profession, d. h. die 
Selbstorganisation der Wissenschaftler,  gestaltet den Wettbewerb der Wissen-
schaftler untereinander und sie sichert zumindest in den wesentlichen Komponen-
ten die Qualität der von Wissenschaftlern produzierten Leistungen. Dank dieser 
Eigenschaften wird der Profession von den Finanziers von Wissenschaft die Funk-
tion zugewiesen, Ranghierarchien zu liefern, die über die Zuweisung von Mitteln 
und die Besetzung von Stellen entscheidet. 

Die Besonderheit der deutschsprachigen Hochschule ist darin zu sehen, daß ihr in 
dem Zusammenwirken von Wissenschaftlern, Profession und finanzierendem Lan-
desherrn eine sehr bescheidene Rolle zugedacht ist. Sie tritt als eigenständiger und 
eigenverantwortlicher Gestalter des Produktraums von wissenschaftlichen Gütern 
kaum in Erscheinung (siehe Abschnitt III). Wird die gestaltende Rolle nunmehr ge-
wünscht, weil von ihr eine höher differenzierte  Produktwelt und damit mehr Wachs-
tum erwartet wird, muß der Hochschule und deren Management jenes Maß an Ei-
genständigkeit gegenüber dem Landesherrn und der Profession zugewiesen werden, 
das ihr gestattet, eigene Maßstäbe bei der Auswahl und Förderung ihrer Mitglieder 
zu generieren und sie in der Interaktion mit der Profession und dem Landesherrn 
durchzusetzen. Die Voraussetzungen und Folgen einer solchen Reorganisation wie-
gen gemessen an den bisherigen Regelungen schwer und sind weitreichend. Die vor-
geschlagenen Regeländerungen sind im Abschnitt IV in Thesen zusammengefaßt. 

Im Abschnitt IV wird auch spekuliert, warum die Bildungs- und Hochschulpoli-
tik erst jetzt wieder in den Mittelpunkt des Interesses gerät, warum die in der Bil-
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dungsökonomie vor zwei Jahrzehnten diskutierten Vorschläge nicht aufgegriffen 
wurden (siehe Möbes/Schmid-Schönbein,  1983). 

I. Produktdifferenzierung  und Wachstum 

Mit dem Angebot eines differenzierten  Produktes hofft  ein Unternehmen heimi-
sche' Kundschaft zu finden. Durch die Nähe seines Produktes zu den Wünschen 
seiner Kunden kann er sicherer sein, daß es anderen Unternehmen nicht lohnend 
erscheint, diese Nische ebenfalls zu besetzen. Andererseits bleibt der Absatz auf 
einem vergleichsweise sicheren Markt möglicherweise so bescheiden, daß die 
Deckungsbeiträge nicht ausreichen, um die Fixkosten zu decken. 

Welche Gestalt soll das Unternehmen seinem Produkt geben, wie ähnlich soll es 
dem seiner Konkurrenten sein? Diese Fragen werden bekanntlich mit Hilfe der 
Modelle horizontaler und vertikaler Produktdifferenzierung  analysiert. 

Bei horizontaler Differenzierung  ist unterstellt, daß es sich um präferierte 
Merkmale von Gütern handelt, die eng mit der Person des Nachfragers  und sei-
nen Lebensumständen verbunden sind. Weichen die Merkmale des angebotenen 
Gutes von den präferierten  ab, bedeutet dies einen Verlust, der letztlich nicht zu 
kompensieren ist und nur aus Mangel einer besseren Alternative hingenommen 
wird. Paradebeispiel horizontaler Differenzierung  ist die regionale Differenzie-
rung nach Wohnort des Nachfragers.  Um auf die nachfragerseitige  Inkommen-
surabilität hinzuweisen, werden horizontal differenzierte  Produkte auch Varietäten 
genannt. 

Unter vertikaler Differenzierung  werden Merkmale erfaßt,  bei denen die Präfe-
renzen der Nachfrager  bezüglich der gewünschten Menge dieses Merkmals über-
einstimmen. So dürften beispielsweise die Qualität eines Essens oder die Haltbar-
keit eines Gutes Eigenschaften sein, über die mit anderen vergleichsweise schnell 
Einigkeit erzielt werden kann. Wünschen Nachfrager  dennoch unterschiedliche 
(Höhen an) Qualität(en), so können und müssen die unterschiedlichen Qualitäten 
durch Preisunterschiede kompensiert werden. Bei gleichem Preis für alle Quali-
täten würden alle Nachfrager  die gleiche Qualität nachfragen. Welche Qualität, 
präferiert  wird, hängt deshalb von den verfügbaren  rsp. dem für diese Gutsklasse 
reservierten Einkommen ab. 

Neben der Frage, welche Merkmalsbündel des von den Wünschen der Nachfra-
ger aufgespannten Güterraums die Anbieter durch ihr Produkt besetzen, läßt sich 
auch fragen, welchen Einfluß die Anbieter auf die Gestalt des Produktraums 
haben. Sind die Merkmale der angebotenen Güter mit den erwünschten einzelner 
Nachfrager  identisch? Gibt es Merkmalsbündel, die vom Anbieter geprägt sind -
unbeschadet der Tatsache, daß damit natürlich in irgendeiner Weise den Nach-
fragerinteressen  entsprochen werden muß? Tri vialer weise sind die angebotenen 
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Güter allein schon deshalb anders, neu und mit genuinen Merkmalen versehen, 
weil die Materie nicht beliebig verformbar  ist. Neben technischen gibt es jedoch 
auch Gründe, die unmittelbar dem Bestreben der Anbieter entspringen, sich mit 
den Merkmalen ihrer Produkte abzuheben oder anzunähern. 

Die Unternehmen versuchen, ihrem Produkt Merkmale zu geben, dank derer das 
Produkt viele Wünsche des einzelnen Nachfragers  und die Wünsche Vieler gleich-
zeitig erfüllt.  Dies kann heißen, ein Produkt anzubieten, das ein ganzes Spektrum 
möglicher Anwendungen bedient. Die Strategie wird Standardisierung genannt 
(vgl. v. Ungern-Sternberg,  1988). Der Anbieter kann auch dadurch mit seinem Pro-
dukt viele Nachfrager  zu erreichen suchen, daß er sein standardisiertes Produkt dif-
ferenziert  und das Standardgut in vielen Varianten anbietet, also nicht allein den 
,Durchschnitt4 seiner Kunden zu treffen  sucht, sondern die Nachfrager  in ihren 
unverwechselbaren Eigenheiten und Umständen zu fassen hofft.  Ein derartige Dif-
ferenzierung  dürfte realistischerweise nur dann zu einem ausreichenden Absatz 
führen, wenn die Differenzierung  auf einem Standardgut basiert und damit letztlich 
Verbund vorteile begründet werden. 

Im klassischen Fall einer Differenzierung  des Merkmalsraums nach Lage der 
Nachfrager  sinkt der indirekte Nutzen des Produkts mit der Entfernung des Stand-
orts des Anbieters von dem des Nachfragers.  Die Transportkosten pro Entfernungs-
einheit sind Ausdruck inkommensurabler Wünsche der Konsumenten. Je höher die 
Transportkosten, desto heterogener die Wünsche der Nachfrager.  Die Heterogenität 
auf Seiten der Kunden kann aber vom Anbieter überwunden werden. 

Er könnte, um im Beispiel zu bleiben, einen Lieferservice  anbieten, der geringe-
re Kosten pro Entfernungseinheit  für alle Nachfrager  bedeutet. Der Anbieter über-
nimmt also im Sinne einer Politik der Standardisierung einen festen, für alle Nach-
frager  gleichen Teil der Transportkosten. Die Differenzierung  des Standards läßt 
sich andererseits dadurch ausdrücken, daß die Anbieter die unterschiedlichen, weil 
entfernungsabhängigen Transportkosten aller Nachfrager  übernehmen: Die Pro-
duktdifferenzierung  führt  zu einem nach Entfernung differenzierten  (Liefer-)Preis. 
Jeder Nachfrager  zahlt - hinreichende Zahlungsbereitschaft  der Nachfrager  vor-
ausgesetzt - einen Basispreis, der um die Kosten der individuell abgerechneten 
Lieferleistung aufgestockt wird (siehe (3)). 

1. Standardisierung in einem Modell 
horizontaler und vertikaler Differenzierung 

Es sei angenommen, die Nachfrager  seien bezüglich der Merkmale Lage und 
Qualität auf einem Zylinder der Fläche 1 gleich verteilt (siehe Economides,  1993, 
S. 239). Am Fuß des Zylinders ist die geographische Lage der Nachfrager  erfaßt. 
Die Nachfrager  verteilen sich gleichmäßig über den Kreis der Länge 1. In der Ver-
tikalen wird die Höhe an gewünschter Qualität erfaßt.  Die relativen Intensitäten der 
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Wünsche nach Qualität θ reichen von 9U = 0 bis θ0 = 1 und sind ebenfalls gleich-
verteilt. 

Die Nachfrager  benötigen von den angebotenen Gütern nur je ein Stück. Die 
Wertschätzung des Produkts der Unternehmung i  drückt sich darin aus, daß der 
Nachfrager  für ein Gut, das seinen Idealvorstellungen entspricht (Standort des 
Anbieters ist gleich dem des Nachfragers),  den Betrag ν zu zahlen bereit ist. Seine 
Zahlungsbereitschaft  erhöht sich um das Produkt aus der Höhe des Indikators 
seiner Wertschätzung von Qualität, θ, und dem Indikator der angebotenen Quali-
tät, β,. 

Von diesem Bruttowert sind die Kosten abzuziehen, die der Abweichung des 
angebotenen Produkts vom Ideal entspringen. Diese Kosten sind das Produkt aus 
dem Abstand X( von angebotener und gewünschter Varietät und den Transport-
kosten je Entfernungseinheit.  Von diesen Kosten trägt der Nachfrager  allerdings 
nur den Teil (1 — μί).  Zieht man von dieser Differenz  noch den Preis des Produktes 
Pi  ab, ergibt sich der Nettowert der geldwerten Schätzung. 

Um das Zusammenwirken dieser Elemente der Wertschätzung des Nachfragers 
einfach zu halten, ist ζ. B. unterstellt, daß die Schätzung der Zunahme der Qualität 
die Bewertung des Lageparameters nicht berührt. Die geldwerte Schätzung (indi-
rekte Nutzenfunktion) ist dann 

U(x h Θ, t,  , di , pi) = ν + θ · ai  - (1 - μ,·) · t · *,·  - Pi 

Da alle Nachfrager  eine andere Lage haben, hat jeder eine andere Präferenz, 
obwohl sie für ihr jeweiliges Ideal alle den gleichen Betrag zu zahlen bereit sind. 

Bei welchem Anbieter werden die Nachfrager  kaufen? Nehmen wir an, es gäbe 
η Anbieter im Markt. Dann sitzen rechts und links vom Anbieter i  je ein Teil seiner 
Kunden. Um zu bestimmen, welche dieser Kunden zu ihm kommen und welche 
zur Konkurrenz gehen, muß er wissen, wie sich der Grenzkunde verhält, dem es 
gleichgültig ist, ob er zu ihm oder anderswohin geht. Um sich für den Kauf bei 
dem Unternehmen / zu entscheiden, muß der indifferente  Kunde mit dem Abstand 
χ  = ζ  zum Unternehmen i  dessen Produkt einen Nettowert zumessen, der nicht 
kleiner ist als der Nettowert, den er bei der Konkurrenz d  erzielt: 

ν + θ • ai  - (1 - μ,·) · t  · ζ - Pi  > ν + θ · ad - (1 - μά) · t  · (1 /η - ζ)  - pd 

Jeder Nachfrager  mit einem Abstand ζ zwischen 0 und 1/n, won die gegebene 
Zahl von Anbietern ist, kauft folglich bei /, wenn ζ < Zd und 

= 0'(a d- aj)  + (pi-p d)-t'(\-  ßd)/n  
Zd ~2t + (μ ά + ßi)t 

Die Gesamtnachfrage für das Unternehmen i  ist qi = 2Zd, da unterstellt ist, daß 
jede Entfernungseinheit  mit je nur einem Nachfrager  besetzt ist. 

1 * 
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Zur Verdeutlichung ist im folgenden Bild 1 die Nettowertschätzung des Nach-
fragers  in Abhängigkeit seiner Lage von der Lage des Unternehmen i  wiedergege-
ben. Der Graph dieser Funktion fällt nach rechts und links ab und schneidet sich 
mit den Funktionen der Wertschätzung für die Produkte der benachbarten Unter-
nehmen an der Stelle z. 

Diesem Bild sind auch die unmittelbaren Wirkungen der Entscheidungen des 
Unternehmens i  zu entnehmen. Mit steigender Übernahme der Transportkosten 
(steigender Standardisierung, größeres μ) steigen die Wegekosten mit der Entfer-
nung weniger schnell, so daß sich mehr Nachfrager  für das Unternehmen i ent-
scheiden (z2  > ζ  ι). Mehr Nachfrager  erhält das Unternehmen i  auch, wenn die 
Qualität seines Produktes steigt. Ein höhere Qualität entspricht einem Anstieg der 
Zahlungsbereitschaft  und folglich ist z3 > z2 rsp z\. Ein Preisanstieg wirkt eben-
falls wie ein linearer Abschlag auf den indirekten Nutzen, so daß mit steigenden 
Preisen der Grenzkunde näherrückt (für 773 < p2 folgt Z3 > zi). 

Bild  1 
Indirekter Nutzen in Abhängigkeit von steigendem μ, steigendem a und sinkendem ρ 

Mit μ2 > μι folgt zi > z\\ mit a3 > a2lp3 < Pi  folgt z3 > Z2-

Das Unternehmen hat variable Kosten, die nicht mit der Ausbringung variieren, 
aber von der gewählten Menge an Qualität und von dem Ausmaß an Standardisie-
rung abhängen. Mit steigender Qualität steigen, mit steigender Standardisierung 
sinken die Grenzkosten. Die Fixkosten reagieren auf diese Variablen nicht: 

Ki  = Ci  -qt+F = ·γ  Φ - Α*«) + Pi  -t^-qi  + F 

Da qi = 2zd steigen die Kosten der Standardisierung mit der Entfernung des 
Grenznachfragers  (man könnte hier auch die Kosten des durchschnittlichen Nach-
fragers  nehmen; am Ergebnis ändert dies wenig). Der Gewinn ergibt sich dann mit 
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7Γ / = pi · qi - { ^ i c 0 - Μ/) - IM 't^j q i - F 

Die Bedingungen 1. Ordnung besagen, daß 

di Ti/dpi  = qi  + (pi  - a2c{  1 - μ,·)/2 - μ(ή  dqi/dpi  = 0 

d-Ki/dai = (pt - A?c(l - μ ;)/2 - μ,ί) dqi/dcn - a/c( 1 - μ,·)?,· = 0 

d-Ki/dßi = - a?c(l - μ,) - μ,/) dq jdß i - a^q^dc/pt - = 0 

2. Kurz- und langfristiges Marktergebnis bei Standardisierung 

Auf Grund der Symmetrie der Anbieter gehen wir davon aus, daß im Markt-
gleichgewicht die Entscheidungen aller Anbieter gleich ausfallen. Das langfristige 
Gleichgewicht und damit die Zahl der Anbieter ist noch unbestimmt. Wir setzen 
also 

Pi =Pd=  P*(n),ai  = ad= a*(n), μ , = μά = μ*(n) 

Im Gleichgewicht gilt dann, daß q*  = \/n  (siehe Bild 1) und mit 
% / % = - l / ( ( l - / i * M ) ' ) > dqi/dn  = l/(2n(l-ß*(n)))  und θφ/δ«  = 
θ/(ί(1-μ*{η)))  gi lt: 

(1) P*{n)  = a2c(  1 - μ(η))/2 + μ*(η)ϊ  + f ( l - μ » ) / * 

p*(n)  = a2c{  1 - μ » ) / 2 + (n  - 1 )/ημ*(η)ί 

Dieses Ergebnis ist klassisch. Bei horizontaler Differenzierung  ist der Preis 
gleich den Durchschnitts- bzw. Grenzkosten plus den übernommenen Kosten und 
dem der Differenzierung  gedankten Stückgewinn bzw. Deckungsbeitrag. Der 
Stückgewinn fällt aber im Fall der Standardisierung um das Ausmaß der Kosten-
übernahme geringer aus. Die Standardisierung verschärft  den Wettbewerb, verteu-
ert zwar den Preis ab Fabrik, verbilligt aber den impliziten Endverbraucher-Preis 
um (n— \ ) /ημί . Die Verbilligung fällt umso stärker aus, je weniger Anbieter vor-
handen sind. 

Die Produktqualität wird soweit getrieben, daß der Zusatzertrag einer Qualitäts-
erhöhung, Deckungsbeitrag/Stück mal Umsatz, den Zusatzkosten einer Qualitäts-
steigerung/Stück mal Umsatz entspricht: 

e-l/n  = a*{n)c(i-ß*(n))  l/n 

Die optimale Qualität ist dann 

(2) α*  = θ/ο{ΐ-μ*(η)) 
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(Bei Qualitätswettbewerb wäre eigentlich zu erwarten, daß unterschiedliche 
Qualitäten angeboten werden (maximale Differenzierung,  siehe Wauthy,  1996). Im 
Rahmen des Modells horizontaler Differenzierung  ist dies jedoch selbst bei unglei-
cher Verteilung der Nachfrage für Qualität nicht zu erwarten. Da nur ein Gut ange-
boten wird, muß es rechts und links das gleiche sein. Erst im Rahmen eines echten 
Mehrproduktmodells läßt sich die erwartete vertikale Differenzierung  explizit dar-
stellen.) Der optimale Umfang des Standards ergibt sich, wenn Zusatzkosten und 
zusätzlicher Gewinn der vermehrten Nachfrage gleich sind. Der zusätzliche Ge-
winn ist das Produkt aus Absatzerhöhung l/2n(l  — μ) und Stückgewinn, die zu-
sätzlichen Kosten sind die Summe aus abnehmenden Variablen Kosten und stei-
genden Kosten der Standardisierung. Die Absatzerhöhung entspricht der gestiege-
nen Entfernung des Grenzkunden. Je kleiner η und je größer μ, desto mehr kann 
das einzelne Unternehmen absetzen. Das heißt, 

(3) {a\-c)/2  + t)\/n  = l / (2n( l - μ*(η)))  · ί ( l - μ*(η))/η = t/ln 2  

bzw. 
a2{-c)/2  + t = t/2n 

Im langfristigen Marktgleichgewicht wird die Zahl der Anbieter durch die Null-
Profit-Bedingung bestimmt. Der Deckungsbeitrag pro Stück mal dem Absatz muß 
die Fixkosten decken. 

(4) 7Γ = ί(1 ~μ)/η· ì/n-F  = 0 

Aus Gleichung (3) erhalten wir für η = t/(a 2c). Mit Hilfe von (2) und (4) ergibt 

sich schließlich 

Die Zahl der Anbieter wächst also mit der Heterogenität der Nachfrager  und 
deren Wünschen nach Qualität. Die Zahl der Anbieter sinkt mit der Zunahme der 
variablen und fixen Kosten. 

Eine steigende Standardisierung wird dank der Senkung der Grenzkosten (siehe 
Gl. (2)) zu einer Zunahme der Qualität des Angebots führen. Insoweit sind die bei-
den Variablen als komplementär zu betrachten. Beide Aktivitäten lassen sich je-
doch nur vergrößern, wenn der Absatz gesteigert werden kann. Daher ist die Zahl 
der Anbieter negativ mit dem Umfang des Standards und der Höhe der Qualität 
korreliert. Vielfalt der Anbieter einerseits und Standard bzw. Qualität andererseits 
sind substitutiv verknüpft. 

Dieses letzte Ergebnis bestätigt auch für diesen Fall die Ergebnisse der Diskus-
sion über die Produktwahl (vgl. Tabuchi,  1994, S. 209): Solange nur je ein Merk-
mal horizontaler oder vertikaler Differenzierung  zur Disposition steht, ist der 
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Preiswettbewerb in der Regel so stark (und offenbar  die Nachfrage in der Nische 
groß genug, um im Preisgleichgewicht die Fixkosten zu decken), daß die Wettbe-
werber vorziehen, die Merkmale ihrer Produkte weit auseinander zu ziehen (maxi-
male Differenzierung).  Jeder bietet in einer mehr oder weniger großen Nische an, 
deren Breite positiv mit der Größe des Marktes und negativ mit den Fixkosten ver-
knüpft ist. 

Stehen jedoch zwei und mehr Merkmale zur Differenzierung  bereit, lohnt es 
sich für die Anbieter, das erste Merkmal (oder eben ein Teil der Merkmale) zur 
Differenzierung,  das zweite Merkmal (eben der andere Teil) zur Gewinnung von 
Absatz einzusetzen, also sich mit dem zweiten Merkmal dort anzusiedeln, wo sich 
die Nachfrage häuft (minimale Differenzierung)  und die Preiskonkurrenz groß ist 
(vgl. auch Neven/Thisse,  1990). 

Geschäftszentren sind ein Beispiel für diesen Fall. Es lohnt sich, die Differenzie-
rung nach Lage durch Wahl eines Standorts zu minimieren, indem der Abstand zur 
Konkurrenz auf Null zu gedrückt wird. Der Preiswettbewerb wird erträglich, weil 
über die Wahl von Qualitäts- und anderen Varietätsparametern genügend Raum zur 
Differenzierung  bleibt. Die Nähe zur Konkurrenz sichert allen Anbietern einen so 
großen Umfang des Marktes, daß trotz der tendenziell hohen Substitutionselastizi-
tät der Güter diese im Sinne von Hicks-Allen zu komplementären Gütern werden 
CMatsuyama,  1995, S. 721). 

3. Differenzierung  des Standards 

Mit einem analogen Argumentationsmuster wie bei der Standardisierung läßt 
sich anschaulich machen, wie Anbieter ihr Standardgut differenzieren.  Die Anbie-
ter unterbreiten einzelnen Nachfragern  und Nachfragergruppen  ein auf ihre Wün-
sche zugeschnittenes Angebot ihres Standardgutes. Die Differenzierung  zeigt sich 
in einem nach Nachfragern  differenzierten  Preis (siehe McLeod/Norman/Thisse, 
o.J.). 

Der Anbieter bietet dem Nachfrager  an, den von ihm gestalteten Standard so zu 
formen, daß er seinen speziellen Wünschen näher kommt. Statt eines einfachen 
VW-Golf z. B., kann der Kunde nun zwischen mehreren Varianten mit unterschied-
licher Ausstattung wählen. Er hat dann dafür einen Aufpreis zu zahlen. Es gilt 
nicht mehr ein einheitlicher Preis (ab Hersteller), sondern ein von den Kundenwün-
schen abhängiger (Liefer-)Preis.  Damit sind die Transportkosten nicht mehr der 
Nutzenverlust der Nachfrager,  die ihnen aus der Heterogenität ihrer Wünsche er-
wächst, sondern die Kosten der Entwicklung und Produktion der Differenzierung 
des Standards. 

Soweit die Produktentwicklung weitgehend in der Hand des einzelnen Anbieters 
liegt, kann man davon ausgehen, daß die Anbieter - soweit die Zahlungsbereit-
schaft dies zuläßt - die Differenzierung  in den Preisen weitergeben. Die Preise 
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richten sich also nach der Zahlungsbereitschaft  und den Preisen der Konkurrenz, 
nicht unmittelbar nach den Kosten der Entwicklung und Produktion des differen-
zierten Gutes. Unterstellen wir, daß eine unelastische, aber einheitliche Zahlungs-
bereitschaft ν vorliegt, dann werden sich die Preise des Anbieters in Abhängigkeit 
von der ,Entfernung' des Kunden von den konkurrierenden Unternehmen bilden 
und nicht höher sein als die Zahlungsbereitschaft ν - siehe Bild 2 (vgl. MacLeod / 
Norman/Thisse,  o.J., S. 7): 

Bild  2 
Preise des Anbieters i  im Gleichgewicht 

P r e i s 

i - I l + l L a g e 

4. Differenzierung  und endogenes Wachstum 

Welche Mischung von Standardisierung und Differenzierung  die Anbieter letzt-
lich wählen, dürfte einerseits von der Kostensituation abhängen. So begünstigen 
Größenvorteile sicher die Standardisierung, Verbundvorteile die Differenzierung. 
Andererseits wird sie von der Nachfrageentwicklung, vom Umfang des Marktes 
überhaupt, beeinflußt. 

Wenn die Konkurrenten beispielsweise das gleiche Merkmalsbündel wählen, 
realisieren sie den gleichen Preis. Er entspricht ihren identischen Grenzkosten c. 
Sie wählen das gleiche Bündel nur dann, wenn sich bei diesem Merkmalsbündel 
die Nachfrage häufen sollte (minimale Differenzierung),  sie also ansonsten zwar 
hohe, aber gemessen am geringen Absatz zu geringe Deckungsbeiträge erwirt-
schafteten. So dürfte es sich beispielsweise heute nicht mehr lohnen, nach der Zahl 
der Räder eines Personenfahrzeuges  zu differenzieren,  so wie es vor 50 Jahren 
noch gang und gäbe war und sowohl zwei-, drei-, und vierrädrige Personenfahrzeu-
ge für den allgemeinen Transportbedarf  anzubieten. Bezüglich der Merkmale Zahl 
der Räder, selbsttragende Karosserie, kW pro Kilo, Zuverlässigkeit etc. sind die 
Angebote der Automobilhersteller weitgehend vereinheitlicht. Diese Merkmale 
sind inzwischen zu den Merkmalen eines PKW geworden - zu einem allgemein 
anerkannten Standard. Sie nicht anzubieten, hieße, sich aus dem Markt zu katapul-
tieren. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



Produktgestaltung der deutschsprachigen Hochschule 265 

Unterstellen wir, daß bei steigendem Einkommen die Heterogenität unverändert 
bleibt, die Verteilung der Nachfrage aber immer stärker von der anfänglichen 
Gleichverteilung abweicht, weil die Besetzung der Merkmale mit Nachfragern 
unterschiedlich verläuft.  Dann wird die Vielfalt der Merkmalskombinationen ein-
geebnet. Eine derartige Verschiebung der Besetzung der Merkmale ist deshalb 
plausibel, weil sich mit dem säkularen Anstieg der Einkommen die Lebensverhält-
nisse angleichen. Nicht die Heterogenität der Präferenzen  geht per se zurück. Viel-
mehr wird sich bei vielen bedeutsamen Merkmalen die Besetzung der Idealvorstel-
lungen von Nachfragern  häufen, weil sich die Lebensumstände angleichen. Der 
Anstieg der Einkommen und die Abnahme der Einkommensspreizung begünstigt 
die Standardisierung der Produktwelt - zumindest soweit es um Güter zur Deckung 
des Bedarfs von Endverbrauchern geht. 

Damit wird die Strategie Standardisierung cum Differenzierung 4 auf Seiten der 
Unternehmen zur Grundlage einer sich selbst tragenden Expansion. Steigende Ein-
kommen führen zu einer Ausdehnung des Marktes, der teils mit einem Anstieg der 
Qualität beantwortet wird, teils zu einer Konzentration der Nachfrage auf standar-
disierte Güter führt.  Können wir mit Alfred Chandler (vgl. Chandler,  1990) unter-
stellen, daß die säkulare Expansion von economies of scale and scope begleitet ist, 
wird die gestiegene Qualität und Quantität zu sinkenden Preisen am Markt ver-
kauft. Damit steigt das Einkommen und es entsteht ein neuer Anreiz mit einem 
qualitativ hochwertigeren und differenzierten  Standardgut zu antworten. 

Das Wachstum ist weniger das Ergebnis der Zunahme an Inputs, sondern der 
Menge und Art der Produkte, die von Unternehmen generiert und am Markt durch-
gesetzt werden (Für intermediäre Güter läßt sich ein analoger Zusammenhang von 
monopolistischer Konkurrenz und Wachstum konstruieren - vgl. Matsuyama, 
1995, S. 722 f.). Mit Chandler läßt sich andererseits auch feststellen, daß es die be-
sonderen Organisationsleistungen waren, die es den Unternehmen erlaubten, Men-
gen- und Verbund vorteile auszunützen. Es waren die großen Unternehmen, die, 
von der zukünftigen weltumspannenden Nützlichkeit ihrer Produkte überzeugt, 
über die Standardisierung den ungeheuren Absatz an qualitativ hochwertigen Gü-
tern fanden. Er brachte ihren Staaten den Wohlstand. 

Das bedeutet aber auch, daß eine staatliche Politik, die auf Einebnung der 
Lebensverhältnisse zielt und die eine Wohlfahrtspolitik betreibt, die bei steigen-
dem Volkseinkommen die Einkommensspreizung verringert, bewußt oder unbe-
wußt die Produktwelt in ganz bestimmter Weise beeinflußt. Sie begünstigt die 
Vereinheitlichung bestimmter Produktmerkmale und zwingt die Unternehmen 
gleichzeitig, sich in anderen Merkmalen stark zu differenzieren.  Welche Merkmale 
dies tatsächlich sind, interessiert die Politik im allgemeinen nicht weiter. Jedenfalls 
bewirkt sie, daß der Umfang des Marktes groß genug wird, um Größenvorteile 
durch Standardisierung zu realisieren und um in Verbindung mit Verbundvorteilen 
die Differenzierung  dennoch voranzutreiben. 
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I I . Der Einfluß der Profession auf die 
Produktdifferenzierung  von wissenschaftlichen Informationsgütern 

Der Beitrag der Wissenschaft zu einer von der Produktentwicklung getragenen 
Expansion steht völlig außer Frage. Die von der Wissenschaft bereitgestellten In-
formationsgüter  haben über die Lehre und über die Forschung die Grundlagen für 
die Gestalt der heutigen Produktwelt geliefert.  Die Frage ist, ob auch hier die Stra-
tegie ,Standardisierung cum Differenzierung'  ähnlich bedeutsam für den Erfolg 
von Wissenschaft war und sein könnte. Bevor wir jedoch prüfen, ob das Verhalten 
und die Organisation der Hochschulen diese Strategie begünstigen, soll vorab das 
Verhalten eines wesentlichen Akteurs der Produktion von Informationsgütern  un-
tersucht werden: die Profession(en) der Wissenschaftler. 

1. Eigenheiten von Informationsgütern 

Informationsgüter  haben (mindestens) zwei Eigenschaften, die sie von materiel-
len Gütern deutlich abheben. Seit Arrow's 62er Artikel ist es Allgemeingut, daß 
Informationsgüter  öffentliche  Güter sein können. Sie werden durch Nutzung oft 
nicht nur nicht verbraucht, sondern sogar unentgeltlich vermehrt und oft genug 
lassen sich Andere nur unter erheblichem Aufwand vom Gebrauch ausschließen 
(Stephan,  1996). 

Neben dieser Eigenschaft müssen Informationsgüter  jedoch auch als extrem dif-
ferenzierbar  angesehen werden. Anders als materielle Güter, denen die Unnachgie-
bigkeit der Materie und die unmittelbar erlebbare Funktionalität im Gebrauch eine 
nur in Grenzen variierbare Form gibt, sind Informationsgüter  ungleich luftiger. 
Kleinste Änderungen der Wahrnehmungen und der Klassifikationen ergeben ein 
völlig anderes Signal. Die Stetigkeit des Produktraums und der Angebote ist also 
hier keineswegs so (scheinbar) natürlich gesichert, wie in der Welt der mengenmä-
ßig gehandelten materiellen Güter (Vgl. Beth Allen,  1990). 

Es ist deshalb nicht verwunderlich, daß die Produktion einer Fülle von Informa-
tionsgütern staatlich finanziert  wird. Auf diese Weise kann Informationsgütern  Ko-
härenz und Vergleichbarkeit gegeben werden. Zum einen führt  der Mangel an 
Preiswettbewerb - daraufhat schon Hotelling verwiesen (Vgl. Tirole,  1988, S. 633) 
- zu minimaler Differenzierung.  Bei staatlicher Finanzierung wird der Preis des 
Gutes an die Grenzkosten oder an die Durchschnittskosten oder falls das Gut wie 
häufig in der Ausbildung unentgeltlich abgegeben wird, an die Kosten der Aneig-
nung des Gutes durch den Nachfrager  gebunden, auf jeden Fall weitgehend fixiert. 
Daher müssen die Anbieter keine Angst haben, dort hin zu gehen, wo die größte 
Nachfrage vermutet wird. Es findet daher ein ausgeprägter Wettbewerb um den 
durchschnittlichen Nachfrager  bzw. um den geeigneten Standard statt. 

Zum anderen unterstützt der Staat die Standardisierung des Angebots (und die 
Herstellung standardkompatibler Komponenten) dadurch, daß er das Ausmaß sei-
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ner Unterstützung des einzelnen Wissensproduzenten in vielen Fällen an die Zu-
stimmung der Gemeinschaft aller Wissensproduzenten einer bestimmten Disziplin 
oder eines bestimmten Fachgebietes bindet. Der Staat fördert  in der Regel nur den, 
der sich einer Profession angeschlossen hat, die für die Qualität ihrer Mitglieder 
und deren Leistungen Gütesiegel vergibt oder glaubhaft vergeben kann. Wie immer 
die Vergabepraxis gestaltet ist (siehe unten), die Profession muß eine Basis für den 
Vergleich haben und sie hat ein Interesse an der Expansion ihres Einflußbereichs. 
Daher wird sie auch anders als die einzelnen Mitglieder ein Interesse an Einheit, 
Kohärenz und Vergleichbarkeit haben. 

Die Profession fördert  damit zugleich die Konkurrenz der Mitglieder unterei-
nander. Die Mitglieder können sich wiederum den dadurch erzeugten Wettbe-
werbsdruck gefallen lassen, wenn die Nachteile aus der Konkurrenz geringer sind 
als die Vorteile aus der Zugehörigkeit zur Profession, die durch hinreichende Ex-
pansion den Angeboten der Mitglieder hinreichende Nachfrage zuschanzt. Die 
Disziplin macht die Angebote der einzelnen Mitglieder zu Komplementären Gü-
tern (siehe oben). Die Disziplin bildet sozusagen das Einkaufszentrum und ihre 
Fachgebiete die verschiedenen Gewerke und Fachgeschäfte. Die einzelnen Mit-
glieder der Fachgebiete machen sich wiederum den Wettbewerbsdruck erträg-
licher, indem sie unterschiedliche Qualitäten anbieten. Preise in diesem Wett-
bewerb sind die potentiell zu vergebenden Einkommen, die mit der Anerkennung 
von Qualität verbunden sind (siehe unten). 

2. Die Profession als Patentamt 

Die disziplinierende Funktion der Profession war staatlicherseits seit jeher 
geschätzt. Schon die ersten Universitäten dienten der Ausbildung des Pfarrers,  des 
Mediziners und des Lehrers. Sie wurden deshalb vom Landesherrn gegründet und 
gefördert.  Aber erst mit dem Ende des letzten Jahrhunderts wurde ein anderer Vor-
zug der Fähigkeit der Profession zur Disziplinierung für die Zwecke der Gesell-
schaft systematisch eingesetzt. Spätestens seit dieser Zeit dient die Profession als 
Patentamt für die Produktion neuer  Informationsgüter. 

Die Profession eignet sich für diese Aufgabe, weil sie die Kohärenz des Wis-
sensbestandes zur Aufgabe macht. Je kohärenter ein Bestand an Informations-
gütern ausfällt, desto klarer kann ermittelt werden, ob ein Signal ein neues Infor-
mationsgut ist oder nur die beliebige Äußerung eines Anderen. Ohne gesicherten 
und flexibel anpaßbaren Altbestand an Wissen gibt es keine Neuheit, sondern nur 
idiosynkratische Andersartigkeit. 

Neue Informationsgüter  sind aber andererseits Güter, bei denen die Eigenschaft, 
öffentlich  zu sein, stark ausgeprägt ist. Sie sind um so ausgeprägter öffentlich,  je 
offensichtlicher  es ist, daß sie neu sind. Soll nun die Produktion neuer Informa-
tionsgüter gefördert  werden, dann muß derjenige der sie produziert hat, ein Recht 
an der Verwertung des Gutes erhalten. Die naheliegende Lösung eines Patentschut-
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zes, die ja auch für materialisierbare Informationsgüter  am Ende des letzten Jahr-
hunderts geschaffen  wurden, kann für die nicht oder noch nicht materialisierbaren 
Informationsgüter  nicht verwendet werden. Selbst eine Lösung wie bei den Rech-
ten an Musik - jeder der das Informationsgut professionell  verbreitet, muß einen 
Obulus an den Produzenten zahlen - , dürfte in Anbetracht der Technik der Aneig-
nung von wissenschaftlich bedeutsamen Informationsgütern  scheitern. 

Wie gelingt es, die Herstellung neuer Informationsgüter  auch dann zu belohnen, 
wenn für diese kein Patent vergeben werden kann und auch kein Patent vergeben 
werden soll? Es ist die Profession, die zwar kein Patent vergibt, wohl aber die 
Anerkennung des Produzenten des Neuen, daß er der Erste ist. Wie bekannt, wird 
bei den bedeutendsten Errungenschaften  eine ganze Epoche nach einem Forscher 
benannt, oder die entdeckte Eigenschaft eines Objekts mit dem Namen des Ent-
deckers belegt. Auch dort, wo für die Öffentlichkeit  weniger nachvollziehbar neue 
Erkenntnisse produziert werden, hat die Profession ein (meist) gut geführtes 
Archiv der erfolgreichen,  d. h. der erstmaligen Täterschaft  (siehe Stephan,  1996). 

Diese Art der Auszeichnung führt  unter den gegebenen Umständen zu einem ge-
sicherten und in der Regel auch überdurchschnittlichen Einkommen. Zuallererst 
bedeutet die Priorität zuerkannt bekommen zu haben, einen Gewinn an Reputation, 
der dann in Einkommen, Einfluß und Ansehen umgesetzt werden. Es ist also neben 
dem Genuß des Erfolges selbst dafür gesorgt, daß sich die Anstrengungen lohnen. 
Allerdings - darauf haben besonders Dasgupta/Maskin  (1987) aufmerksam ge-
macht - verliert der, der sich in unmittelbarer Konkurrenz zu dem Erfolgreichen 
um die Produktion des neuen Gutes bemüht hat, alles. Es handelt sich um ein ,Der 
Gewinner erhält Alles'-Rennen und hat damit eine noch extremere Entlohnungs-
struktur als ein Tennis-Turnier - bei dem bekanntlich die Endkampfteilnehmer des-
halb eine völlig überproportionale Prämie erhalten, weil sie sich sonst in der Ab-
folge der Wettbewerbe gerade beim letzten Wettkampf nicht mehr anstrengten (die 
Entlohnung im Finale enthält keine Option für weitere Kämpfe und zusätzliches 
Einkommen). Bei Entlohnung nach dem Patentrecht oder nach Priorität bekommen 
der oder die unterlegenen Finalisten den Spott oder das Mitleid. 

Wie gesagt, sind mit der Anerkennung, der Erste zu sein, anders als beim Patent, 
keine Verwertungsrechte, also die Möglichkeit, andere vom Genuß auszuschließen, 
verbunden. Ja, die Anerkennung ist an die unbedingte Offenbarung  der Erkenntnis 
geknüpft (Dasgupta/David,  1987). Nur wer sich seines Gutes entäußert, wird an-
erkannt. Dieser Sachverhalt deutet darauf hin, daß die Art der Belohnung jenseits 
der technischen Schwierigkeiten der Patenterteilung darauf zielt, neue Informati-
onsgüter möglichst schnell zu verbreiten. In Anlehnung an das Patentrecht könnte 
man sagen, daß das Prioritätsrecht in der Wissenschaft einem Patent mit ewiger 
Länge, aber einer Breite von Null (Denicolò,  1996) entspricht. Ein Patent gilt als 
unendlich breit, wenn es keine Möglichkeit gibt, das Patent zu umgehen, eine Brei-
te von Null gibt jedem das Recht, das Patent unentgeltlich zu nutzen - das Patent 
beliebig zu umgehen. 
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In Anbetracht der Art, wie wissenschaftliche Erkenntnisse in der Profession ver-
arbeitet werden, ist diese zwanghafte und unmittelbar unentgeltliche Entäußerung 
hilfreich, um die Qualität von Informationsgütern  zu sichern. Sie bedarf  aber der 
langlebigen und korrekten Buchhaltung der Profession. 

3. Die Profession als Teil des Qualitätssicherungssystems 
der Produktion von Informationsgütern 

Die Profession ist der freiwillige Zusammenschluß der Produzenten von Infor-
mationsgütern. Neue Mitglieder werden nur mit Zustimmung der alten aufgenom-
men (Selbstrekrutierungsrecht).  Die Professionen organisieren den Informations-
austausch ihrer Mitglieder. Professionen in der Wissenschaft zeichnen sich gegen-
über anderen dadurch aus (oder sollten sich auszeichnen), daß der von Ihnen orga-
nisierte Informationsaustausch besonders intensiv und besonders formalisiert  ist. 
Mit der Herausgabe von Zeitschriften durch die Profession oder einzelner Mitglie-
dergruppen, durch die Veranstaltung von Tagungen, die Herausgabe historisch 
bedeutsamer Werke, die Vergabe von Preisen für besondere Leistungen etc. werden 
durch die Profession Foren zur Verfügung gestellt, auf denen die Mitglieder ihre 
Informationsgüter  einem größeren oder kleineren Kreis anbieten können. 

Mit wachsender Bedeutung der Prioritätsregel und der technischen Möglichkei-
ten zur Verbreitung von Information wurde auch der Kreis der Mitglieder immer 
größer. Die Zunahme potentieller Produzenten erzwang eine abgestufte Auslese 
der Zulassung von zu verbreitenden Informationsgütern  und eine hohe Vielfalt 
nach Qualität und Themen. Von entscheidender Bedeutung blieb jedoch, daß jedes 
Mitglied die Informationen lesen konnte und jedes Mitglied der Profession, das 
sich hinreichend ausweisen kann, direkt oder indirekt zu den Informationen ande-
rer Mitglieder durch Kritik oder Verarbeitung der Information Stellung nehmen 
kann. Niemand kann - mit dem Verweis auf Eigentumsrechte - die Verarbeitung 
einer Information verhindern. Der Austausch der Information ist in der Regel 
extrem offen. 

Die Probleme stark anwendungsorientierter Forschung sind nicht zuletzt das 
Ergebnis des Mangels an Offenheit.  Daher verläuft  die Grenze zwischen akademi-
scher Wissenschaft und praktischer Wissenschaft traditionell entlang der Grenze 
der Möglichkeit durch Patente oder staatliche und private Unternehmen die Erträge 
zu internalisieren. 

Mit dieser extremen Offenheit  erweist die Profession der Gesellschaft den 
Dienst, qualitätsgesichert Informationsgüter  zu produzieren - soweit das in Anbe-
tracht der Art der Produktionsprozesse und Produkte überhaupt möglich ist. Um 
die Eigenschaft qualitätsgesicherter Produktion zu erläutern, sei darin erinnert, wie 
diese Idee zum ersten Mal in der Fließfertigung (also einer der Produktion von 
Wissenschaft diametral entgegengesetzten Produktionsweise) umgesetzt worden 
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ist. Den Arbeitern in der Fließfertigung wurde gestattet, in eigener Verantwortung 
das Band anzuhalten, wenn sie einen eigenen Fehler oder einen eingebauten Fehler 
zu erkennen glaubten. Diese bis dahin völlig undenkbare Eigenmächtigkeit, die 
mit sofortiger  Entlassung geahndet worden wäre, bewirkte, daß jeder befürchten 
mußte, daß sein Fehler oder ein von ihm übersehener Fehler dem Nächsten am 
Band auffallen  würde. Folglich stieg das Interesse an Fehlervermeidung sprung-
haft. Die Zahl fehlerhafter  oder nicht dauerhaft  funktionstüchtiger Teile nahm 
rapide ab. 

Übertragen wir diese Vorgehensweise auf die Produktion von Wissenschaft, 
dann hat sozusagen jeder Wissenschaftler die Reißleine in der Hand, mit der er die 
weitere Verarbeitung eines Informationsgutes stoppen, verlangsamen oder viel-
leicht beschleunigen kann. Da Informationsgüter  nicht am Band (also nicht konse-
kutiv) produziert werden, müssen alle von allen Seiten einen mehr oder weniger 
guten Blick auf alle übrigen haben, um erkennen zu können, ob hier fehlerhafte 
Teile produziert werden. Die Leistung der Profession besteht gerade darin, den 
Blickkontakt über das gesamte Netz von Informationen zu sichern und keiner 
Gruppe eine Nische frei  zu räumen, die sie den Blicken der Anderen entzieht. 

Je besser der Profession dies gelingt, desto eher kann sie ihre Mitglieder mit der 
gewünschten Reputation ausstatten. Die Mitglieder benötigen diese besonders des-
halb, weil die Nachfrager  oft erst nach langer Zeit und generell nur schwer kontrol-
lieren können, ob ein Produzent ein einwandfreies Informationsgut geliefert  hat. 
Der Produzent braucht kaum zu fürchten, vom Endverbraucher wegen seiner indi-
viduell schlechten Reputation von weiteren Geschäften ausgeschlossen zu werden. 
Das heißt aber auch, daß die Profession innere Druckmittel haben muß, um den-
jenigen zu bestrafen, der die Reputation der Profession gefährdet oder diejenigen 
besonders zu fördern,  die viel zum Aufbau der Reputation der Profession beitragen 
(vgl. Tirole,  1996). Das Druckmittel der Profession ist allerdings dort schwach, wo 
die Produzenten die Nachfrager  (zu Recht oder Unrecht) von der unzweifelhaften 
Vorteilhaftigkeit  ihrer Ware überzeugen können. Es kommt dann zu Abspaltungen 
und der Gründung neuer Disziplinen. 

4. Die Profession als Lieferant der Ranghierarchie 

Die Profession als wahrhaft  virtuelles Unternehmen kommt nur in Existenz, weil 
es reale Unternehmen gibt, in denen die Mitglieder der Profession die Informa-
tionsgüter in Studierstuben, Labors, Bibliotheken etc. produzieren und weil sie für 
diese Tätigkeit in den realen Unternehmen Hochschule bezahlt werden. Die Orga-
nisation dieser Tätigkeiten innerhalb der Hochschule zeichnet sich dadurch aus, 
daß sie in hohem Maße kollegial organisiert ist. In einigen Staaten wie etwa der 
Bundesrepublik Deutschland ist die Hochschule sogar in ihrer Verwaltung durch-
gängig kollegial organisiert. In anderen Staaten ist die hierarchische Über- und Un-
terordnung gemessen an sonstigen Unternehmen stark reduziert. 
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Mit Aoki  (1986) soll eine Informationsverarbeitung  dann horizontal genannt 
werden, wenn die Tätigkeiten so koordiniert sind, daß diejenigen, die vor Ort mit 
der Herstellung befaßt sind, auch alle die Aktivitäten ausführen und koordinieren, 
die bei Anpassung an veränderte Aufgaben und Möglichkeiten nötig erscheinen. 
Die zur Anpassung nötigen Informationen werden auf einer Ebene der Hierarchie 
(der jeweiligen Arbeitsebene) ausgetauscht, nicht an die nächst höhere Entschei-
dungsebene zur Lösung weitergereicht. Demgegenüber löst bei der vertikalen In-
formationsverarbeitung  die Notwendigkeit einer Anpassung einer Information an 
andere, nächsthöhere Entscheidungsebenen aus, die dann über eine Planänderung 
befinden. Die Tätigkeit wird erst nach Planänderung an die veränderten Ziele und 
Bedingungen angepaßt. 

Die vertikale Informationsverarbeitung  unterstellt die Existenz eines Planes, der 
mehr oder weniger weit in die Zukunft reicht. Die horizontale Verarbeitung unter-
stellt, daß Mittel und Fähigkeiten vorhanden sind, die Anpassung ohne Rückgriff 
auf zentralisierte Informationen zu bewerkstelligen. Grob gesprochen, ist die ver-
tikale Koordination dann im Vorteil, wenn es um die Reaktion auf,große' Störun-
gen geht, die horizontale, wenn die vielen »kleinen' Störungen behoben werden 
müssen. 

Große Störungen, z. B. eine rückläufige Nachfrage nach Ausbildung in be-
stimmten Fächern oder Finanzierungslücken, betreffen  viele oder alle Arbeitsein-
heiten einer Hochschule. Es wäre dann sicherlich mühsam und kostspielig, über 
direkte Koordination zwischen diesen Arbeitseinheiten zu reagieren. Außerdem 
dürften die Fähigkeiten auf eine solche Störung zu reagieren, auf der Arbeitsebene 
nicht sehr verbreitet sein. Noch weniger dürfte es sich lohnen, diese Fähigkeiten 
über ein Mindestmaß hinaus zu trainieren. Bei Störungen jedoch, die nur die Tätig-
keiten einzelner Arbeitseinheiten betreffen,  z. B. eine nicht funktionierende Ver-
suchsanordnung, Ausfälle bei einer statistischen Untersuchung, Widersprüche von 
Theorien etc., und die insoweit klein sind, sind die Bruttoerträge einer schnellen 
und gegenstandsgebundenen Reaktion groß. Auf der Arbeitsebene sind die Fähig-
keiten zur Reaktion eh vorhanden. Es lohnt sich, in diese Fähigkeit zur Koordina-
tion von Wissensproduktion zu investieren. 

In einer Welt der horizontalen Koordination gibt es keine Vorgesetzten, die ein 
Urteil abgeben können. Wie also sollen die Stellen besetzt werden? Wer soll die 
Leistung bewerten und wie belohnen? Die Mitarbeiter/Kollegen an der Hochschule 
können es nicht, weil sie ja bei der Vielfalt der Tätigkeiten immer nur einen Teil 
der Fähigkeit des Anderen wahrnehmen und weil sie nur sehr unzureichend moti-
viert sind, den Besten zu nehmen. Folglich braucht der Finanzier von Wissenschaft 
offenbar  Zugriff  auf eine Personalabteilung mit hoher Kompetenz, um Auswahl, 
Entlohnung und persönliche Ausstattung der Mitarbeiter der Hochschule zu 
bestimmen. In die Rolle dieser Personalabteilung ist ganz offensichtlich  die Pro-
fession geschlüpft. Sie liefert  dem, der die vertikale Koordination betreibt, die 
Ranghierarchie, sei es durch Ausweis der Wertigkeit von Publikationen, sei es 
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durch Gutachten zur Person, sei es durch Evaluation der Arbeitsergebnisse und der 
Vorhaben. 

Damit erhält die Profession jenen hohen, wenn auch stark gestreuten Einfluß, 
der es den Mitgliedern nahelegt, sich in der Profession zu bewähren und an den 
Wettbewerben teilzunehmen, die die Profession veranstaltet. Die Profession hat im 
übrigen um so mehr Einfluß, je virtueller sie ist, je weniger sie selbst planvoll (ver-
tikal koordiniert) handelt. Weil und insoweit der finanzierende Staat die Profession 
als Personalabteilung verwendet, kann diese die Reputation vergeben, die in einer 
Rang-Hierarchie unabhängig von der vertikalen Koordination mündet (vgl. Aoki, 
1990). Die Existenz von Rang-Hierarchien ist eine der Voraussetzungen einer effi-
zienten Verzahnung von Plan und horizontaler Koordination. 

Die vertikale Koordination verfährt  wiederum am besten, wenn sie sich auf die 
Aussagen der Ranghierarchie stützend den Plan so gestaltet, daß keiner der alimen-
tierten Wissenschaftler aus der Hochschule, ungebührlichen Einfluß ausüben kann. 

Die Wissenschaftler werden nach der Ranghierarchie entlohnt. Bezahlt werden 
sie jedoch aus zwei Quellen. Zum einen erhalten sie ein fixes Gehalt, das sowohl 
nach Seniorität als auch entsprechend der Ranghierarchie differiert.  Einkommens-
differenzen  stammen und stammten wesentlich aus der privaten Verwertung der 
Reputation in Forschung und Lehre. 

Mit dem garantierten Fixum wird das Risiko kompensiert, das aus der Teilnah-
me an den ,Alles oder Nichts4-Rennen resultiert (Stephan,  1996). Zusammen mit 
der absehbaren Festanstellung eines Wissenschaftlers sorgt die feste Entlohnung 
dafür,  daß das Wissen nicht zur sehr unter taktischen und strategischen Vorbehalten 
verbreitet wird. Die Lehrleistung ist vertraglich vereinbart. Andererseits hat jeder 
Wissenschaftler an der Hochschule das Recht, sein Wissen für spezielle Zwecke 
aufzubereiten und privat zu vermarkten. Insgesamt dürfte durch die Entlohnungs-
mixtur zusammen mit der festen Anstellung hinreichend gesichert sein, daß das 
qua Anerkennung der Priorität offenbarte  Wissen auch aktiv verbreitet wird -
durch die Lehre im Umfang der Lehrverpflichtung,  der wiederholten Teilnahme an 
Rennen oder durch private Verwertung schon gewonnener Rennen. 

Die feste Lebensstellung sichert den Wissenschaftler gegen eine Ausbeutung ex 
post, die in Anbetracht der Gefahr versunkener Kosten einer wissenschaftlichen 
Tätigkeit, nicht ganz unwahrscheinlich ist. Ohne das Versprechen lebenslanger 
Sicherheit müßte der Staat o.a. erhebliche Erfolgsprämien  unmittelbar nach dem 
Gewinn von Rennen auszahlen. Da scheint es besser, dem Sieger die gesicherte 
Chance der langfristigen Verwertung seines Erfolgs zu geben. Der Verlierer hat die 
Chance, bei gleichem ,Startkapitar an einem ganz anderen Rennen teilzunehmen. 
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I I I . Hochschule und Staat in der Bundesrepublik Deutschland* 

Die bundesrepublikanische Hochschulen sind fast ausnahmslos Anstalten des 
Öffentlichen  Rechts und unterliegen der Hoheit der Länder. Die Etats der Hoch-
schule werden als Teil des Allgemeinen Haushalts verwaltet, nur in der Kuratorial-
verfassung werden den Hochschulen die Mittel global zugewiesen. Die Professo-
ren sind Landesbeamte und nicht an den Hochschulen angestellt, an denen sie ar-
beiten. In der Regel verfügt die Hochschulleitung über eigene Mittel nur im Rah-
men nicht verfügter  Ausgaben. Die Lehre wird unentgeltlich abgegeben. Die 
Einnahmen der Hochschullehrer aus Tätigkeiten für Dritte gelten als deren Ein-
kommen (und nicht als das der sie beschäftigenden Hochschule). Die innere Orga-
nisation ist weitgehend als Selbstverwaltung organisiert. Die Hochschullehrer einer 
Fakultät haben seit der Weimarer Republik ein faktisches Kooptationsrecht. 

Die unvollständige Liste der Merkmale zeigt, daß die bundesdeutschen Hoch-
schulen gemessen an den Merkmalen eines durchschnittlichen Unternehmens oder 
an denen der Hochschulen der angelsächsischen Welt ganz ungewöhnliche Unter-
nehmen sind. Es dürfte sich um die schlankeste Produktion der Welt überhaupt 
handeln und es dürfte kaum eine Institution auf der Welt geben, die derart weite 
Freiräume genießt und zugleich nahezu perfekt vor den Rückwirkungen ihres Tuns 
geschützt ist. Um die Besonderheiten nachvollziehen, wollen wir die Koordina-
tionsmechanismen der bundesdeutschen Hochschule beschreiben. 

1. Horizontale und vertikale Koordination 
der bundesdeutschen Hochschule 

Betrachten wir zuerst die eigentliche Arbeitsebene, die Produktion neuer Infor-
mationsgüter. Auf dieser Arbeitsebene gibt es bei  gegebenen Mitteln  und insbeson-
dere  gegebenem Produktmix  nur geringe Koordinationsprobleme. Die Arbeitsein-
heiten sind klein, selbst große Institute haben keine 100 Mitarbeiter, und unterei-
nander sind die Einheiten arbeitstechnisch kaum verwoben. Die Arbeitseinheiten 
sind Klein- und Kleinstunternehmen, die sinnvollerweise und naturgemäß von der 
Persönlichkeit ihres ,Chefs' oder - in Ausnahmefällen - ihrer Chefs geprägt sind. 

Zwischen den Arbeitseinheiten gibt es vergleichsweise geringe Anläße sich ab-
zustimmen. Im wesentlichen sind es die Lehre und der gemeinsame Gebrauch von 
Standorten und großen Anlagen, der die Arbeitseinheiten zwingt sich zu koordinie-
ren. Die Hochschule ist eine Ansammlung selbständiger Kleinunternehmen. Die 
Leiter oder Leitungsteam dieser Kleinunternehmen sind in Hinblick auf ihre Arbeit 
weisungsungebunden. Es gibt auf jeden Fall keine Unter- und Überordnung der Lei-
ter zueinander. Die Hochschule ist, was die Leiter von Forschungseinheiten und de-

* Ich danke den Herren Rüdiger Dragendorf  und Guido Kalka für kritische Kommentare 
und hilfreiche Anregungen. Die Irrtümer gehen zu Lasten des Autors. 
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ren Rechte auf Arbeitsebene anbelangt, ein Unternehmen der Gleichen und Freien. 
Diese Aussage dürfte für die Hochschulen fast aller Staaten der Welt gültig sein. 

Die Besonderheit der bundesdeutschen Hochschule ist darin zu sehen, daß die 
Leitungsgremien oberhalb der Arbeitsebene fast vollständig und durchgehend hori-
zontal koordiniert werden. Die Allokation der Mittel, die Zuordnung von Wissens-
produzenten zu Organisationseinheiten und die Wahl des Produktmix der Einheiten 
und der Hochschule insgesamt wird scheinbar ohne vertikale Koordination, also 
ohne Hierarchie, bewältigt. 

Das Fehlen klassischer Merkmale vertikaler Koordination ist aber eine optische 
Täuschung. Im Rahmen der Wissensproduktion der Hochschulen der Bundesrepu-
blik sind die beiden Formen der Koordination auf zwei fast vollständig getrennte 
Verwaltungsebenen verteilt. Die primären Arbeitseinheiten (Zuordnung von Res-
sourcen zu Tätigkeiten) sind so zueinander in Beziehung gesetzt, daß die langfristi-
ge Ausstattung mit Ressourcen (Stellen, Betriebsmittel und Anlagen) und die Zu-
ordnung der Mittel zu den Produkten vertikal im Verhältnis Landesherr und Hoch-
schule koordiniert wird. Der Einsatz der Mittel bleibt den Arbeitseinheiten, genau-
er den Leitern der Arbeitseinheiten und den in ihnen  gebildeten Kollegialorganen 
überlassen. 

Die Kollegialorgane oberhalb  der Arbeitseinheiten verteilen die Mittel - wenn 
sie überhaupt darüber verfügen dürfen - bestenfalls gleich. Das heißt, hier agiert 
die der Idee nach hierarchiefreie  Gemeinschaft der Wissensproduzenten, dort die 
an strikte Über- und Unterordnung gebundene Beamtenschaft des Landes, die sich 
gemeinsam auf einen Plan einigen müssen. 

Dieses ungewöhnlich dichotomisch gestaltete Verhältnis von landesherrlicher 
Planung und kollegialer Selbstverwaltung sorgt einerseits dafür,  daß die Hoch-
schulverwaltung eben eine Verwaltung, aber mit Sicherheit keine Leitung ist. 
Letztlich verhandelt die Bürokratie nur leicht vermittelt durch die Hochschullei-
tung direkt mit den Professoren  und den durch sie und von ihnen vertretenen Pro-
fessionen. Der Professor  ist nicht nur formal und historisch zufällig Landesbeam-
ter. Die Hochschule ist allen Beteiligten eine geographische Landmarke, die weder 
zum Gelingen noch zum Scheitern etwas beiträgt, allenfalls mehr oder weniger 
hinderlich ist. Das finanzwirtschaftliche  Korrelat dieses Verhältnisses ist die steu-
erfinanzierte  Lehre und Forschung. 

In dem Zusammenspiel von Profession, Wissensproduzenten und Staat war die 
Hochschule daher bislang eine eher vernachlässigbare Größe. Weder die Fach-
bereiche noch die Senate waren in der Lage allokativ bedeutsame Entscheidungen 
zu fällen. Bestenfalls konnten Verhandlungen mit der Universitätsspitze, die als 
Mittler zum Landesherrn auftrat,  den Wissensproduzenten in ihrem Kampf um 
Ressourcen weiterhelfen. Die erst durch das Hochschulrahmengesetz von 1968 
entstandenen Fachbereiche sind - abgesehen von ihren funktionslos nach Gruppen 
gebildeten Entscheidungsorganen - völlig überfordert.  Wenn der Fachbereich 
funktionierte,  dann deshalb, weil die Professoren  sich weitgehend in Ruhe ließen, 
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unter sich den Minimalkonsens suchten und unangenehme Entscheidungen gerne 
der Ministerialbürokratie oder einem starken Kollegen überließen. Ein bedeutsa-
mer Spieler war die Hochschule als Institution jedenfalls nicht. Wie erläutert, war 
dies auch weder notwendig noch erwünscht. 

2. Ratio der traditionellen bundesdeutschen Hochschule 

Die Reputation der deutschsprachigen Hochschule einerseits wie das lange 
Leben dieser Organisationsform andererseits sprechen dafür,  daß die Irrelevanz der 
Hochschulorganisation effizient  war. Wann wurde der Ruf begründet? Welche Wir-
kung hat die dichotomische Gegenüberstellung horizontaler und vertikaler Koordi-
nation? Zur ersten Frage soll hier an einem historischen Detail die These vertreten 
werden, daß der Ruf vor allem einer funktionierenden Ministerialbürokrate zu dan-
ken war. Die zweite Frage soll mit dem Verweis auf die Bedeutung qualitativ hoher 
Inputs für die Deutsche Industrie beantwortet werden. 

Die deutsche Hochschule verdankt ihren Ruf nicht zuletzt dem Umstand, daß 
ihr mit Friedrich Althoff  am Beginn wissenschaftlich begründeter Produktionspro-
zesse und Produkte ein viertel Jahrhundert lang (1882-1907) ein Beamter vor-
stand, der keine Skrupel hatte, seine ministeriale Macht einzusetzen. Er nahm sein 
Rolle als Leiter der Hochschulabteilung des preußischen Kultusministeriums ernst. 
Althoff  nützte die ihm verliehene landesherrliche Macht (direktes Vortragsrecht 
bei Kaiserin Auguste-Viktoria z. B.) und seine Kenntnisse der wissenschaftlichen 
Welt (er war Juraprofessor  im preußischen Straßburg) um den Borniertheiten von 
Kollegialorganen und ihrer Vertreter Einhalt zu gebieten. Er setzte beispielsweise 
auch gegen den Willen solcher Götter wie Virchow u.a. durch, daß jüdische Wis-
senschaftler wie Ehrlich und Behring berufen wurden oder daß Hebammen eine 
(akademische) Ausbildung erhielten. 

Entscheidend war jedoch, daß er in dem Prozeß der sich akademisierenden 
Naturwissenschaften jene Mittel freimachen half, die eine den alten Fakultäten ver-
pflichtete deutsche Hochschule niemals bewilligt hätte. Die Naturwissenschaften 
mit ihrem für damalige Verhältnisse riesigen Bedarf an Mitteln konnten im Zweifel 
nur in der Industrie selbst erforscht  werden. Noch vor dem 1. Weltkrieg hatten gut 
gehende Apotheken bessere Labore als die meisten Pharmazeuten und Chemiker 
an den Hochschulen. Die Entscheidung, der Hochschule ein neues Produktpro-
gramm zu geben, konnte in Anbetracht des starken Einflusses der Professionen an 
den Hochschulen nur über eine starke Bürokratie erzwungen werden. 

Nicht zuletzt hatte Althoff  keine Hemmung, bei Berufungen nach Verdienst und 
nicht nach akademischem Werdegang zu entscheiden, der gemessen an den rasch 
wandelnden Notwendigkeiten im Zweifelsfall  eh völlig ungeeignet war. Eine von 
hoher Autorität und Anspruch getragene Bürokratie sicherte im Wechselspiel mit 
der Kollegialverwaltung der Universität die Freiheit und Lebendigkeit der Wissen-
schaft. 

18* 
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Im Ergebnis zeigten die deutschen Universitäten und Technischen Hochschulen 
eine allgemein bewunderte Breite und Qualität ihrer Produktpalette. Dank födera-
ler Struktur und dem Wettstreit um qualifizierte Personen war eine Einheitlichkeit 
der Ausbildung und zugleich eine Forschungsqualität gesichert, die ihresgleichen 
suchte. Weder das angelsächsische Modell der USA oder Großbritanniens, noch 
gar das französiche konnten an Breite und Tiefe mithalten. Das Deutsche Reich 
setzte im Wettbewerb ihrer Unternehmen um den Weltmarkt von vorne herein auf 
die Bereitstellung einer überragenden Infrastruktur  und hoch qualifizierter Inputs. 
Der Überschuß an Qualifikation z. B. in der akademischen, aber auch der Berufs-
ausbildung wurde bewußt in Kauf genommen. Die Qualität der Produkte wurde 
über die Qualität der Inputs gesichert. Der Überschuß machte die Ausgebildeten 
überall einsetzbar und der Überschuß an Forschungsqualität machte die Ergebnisse 
vielen Unternehmen brauchbar. 

Im übrigen brauchte kein Steuerzahler befürchten, daß seine Steuergelder ihm 
nicht zugute kämen. Die Arbeitsmärkte waren national abgeschlossen, der Besatz 
der Länder mit Hochschulen einigermaßen ausgeglichen und Ergebnisse der For-
schung konnten am besten von denen verarbeitet werden, die räumlich den Hoch-
schulen am nächsten standen. Soweit die Hochschulen in Ausbildung und For-
schung unmittelbar den großen Firmen - wie in der Chemie - zuarbeiteten, konnte 
der Steuerzahler sicher sein, daß das was gut war für Hoechst, Bayer und BASF 
auch für Deutschland gut war. Die überragende Stellung dieser Unternehmen auf 
den Weltmärkten sicherten den Rückfluß der Erträge einer steuerfinanzierten  For-
schung und Ausbildung. 

3. Ratio einer Reorganisation der bundesdeutschen Hochschule 

Mit der Zunahme der Studierenden und der Zahl der Professoren  und der 
wissenschaftlichen wie nicht-wissenschaftlichen Mitarbeiter einerseits und der mit 
der Expansion einhergehenden verstärkten Nachfrage nach wissenschaftlichen 
Leistungen andererseits stellt sich die Frage der Arbeitsteilung zwischen Wissens-
produzenten, Staat, Hochschule und Profession neu. Die Zahl möglicher Aufgaben 
und die Zahl möglicher Produkte steigt bei einer tendenziell 100%igen Akademi-
sierung steil an. Insbesondere ist nicht erkennbar, wie die mit dem mengenmäßigen 
Wachstum verbundene Produktvielfalt  erzeugt und gesteuert werden soll. In kei-
nem Fall können die Professionen oder weitere Ableger von diesen in gleicher 
Weise in Anspruch genommen werden wie bisher. Der notwendigen weiteren 
Differenzierung  kann keine weitere horizontale Zergliederung der Hochschulen 
entsprechen. Ansonsten landen wir bei der Fakultät für Tourismuswirtschaft  oder 
dem Fachbereich Grabes Wissenschaften. 

Damit fehlt der Ministerialbürokratie jener Partner, der ihr erlaubte, als Ent-
wicklungsabteilung der Wissensproduzenten zu agieren. Mangels kompententem 
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Partner reicht der Planungshorizont der Bürokratie nicht mehr aus, um den lokalen 
Adaptationen hinreichend Raum zu geben. Es müßten zu oft und zu frühzeitig 
Pläne geändert werden. Zwar hat der Ausbau der finanziellen Zuwendungen über 
die Forschungsgemeinschaft  die vertikale Koordination entlastet. Die Planung mit 
Ausstattung (Finanzierung über Institute) konnte stabilisiert werden. Da aber 
gleichzeitig die Forschung noch privat finanziert  wurde, kann die Bürokratie nur 
noch mühsam ermitteln, mit welchen Mitteln welchen Zwecken gedient wird. Ihre 
Steuerungskapazität ist erschöpft. 

Der augenblickliche Mangel an finanziellen Mittel ist dabei nur das Symptom 
für diese Schwäche, nicht die Ursache. Den Finanzministern als Sachwalter des 
Steuerzahlers fehlt der Glaube, daß die Erträge in der alten Organisationsstruktur 
ausreichen, die Kosten zu decken. Die Wissenschaft liefert  für den gestiegenen Be-
darf  an Vielfalt nicht mehr genügend Differenzierung.  Der Preisdruck ist einerseits 
zu gering. Die Ausbildungsangebote der Hochschule sind abgesehen von der staat-
licherseits erzwungenen Differenzierung  in Universitäten und Fachhochschulen in 
der Ausbildung nahezu gleich. Andererseits liefert  die Profession durch ihre Veran-
kerung in der Hochschule mehr als genug Nachfrage, um eine maximale Differen-
zierung zu verhindern oder doch nicht weiter zu fördern. 

Wenn die Bürokratie grundsätzlich überfordert  ist, die Profession nicht mehr lei-
sten kann, bleibt als Gegenstand reformerischer  Bemühungen nur die Hochschule. 
Die Hochschule muß zu einem eigenständigen Spieler werden und einen (wesent-
lichen) Teil der Aufgaben übernehmen, die bislang von der Bürokratie erledigt 
wurden. 

Das Problem einer derartigen Substitution ist die damit einhergehende Durch-
dringung von horizontaler und vertikaler Koordination. Wie kann die Funktionsfä-
higkeit beider gesichert werden, ohne daß die eine durch die andere ursurpiert 
wird? Beließe man es bei der jetztigen Organisationsform der Hochschule und stat-
tete sie z. B. mit dem Budgetrecht aus, wäre die Leitung vollständig überfordert. 
Sie wäre als gewählte Vertretung viel zu schwach, um eine andere Verteilung 
durchzusetzen also die, die dem Kräfteverhältnis  der Professionen in der Hoch-
schule entspräche. Die Liberalisierung eines subventionierten und horizontal koor-
dinierten Systems führt  zur Transformation  der Ausgaben in private Erträge. Die 
Übertragung des Budgetrechts, die selbständige Planung der Mittelzuweisungen 
erfordert  eine Organisationsreform. 

Ziel jeder Organisationsreform  der Hochschule muß es sein, die Hochschule mit 
dem Recht und der Pflicht auszustatten, eine eigene Ranghierarchie zu entwickeln. 
Es versteht sich, daß diese zwar mit der der Profession relativ hoch korreliert ist, 
aber dennoch vordringlich auf die Bedürfnisse der Hochschule zugeschnitten ist. 
Um der Hochschulleitung diese Macht zu geben, muß das Kollegialprinzip auf die 
Leitung der Institute und auf die Pflege der in einem Fachbereich vertetenen Diszi-
plin und zurückgedrängt werden. Die zweite Organisationeinheit oberhalb der 
Arbeitsebene kann der Fachbereich bleiben. Die Kompetenz des Kollegialorgans 
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des Fachbereichs ist jedoch auf die Aufgabe der Pflege des Faches zu konzentrie-
ren. Damit erhält die Hochschulleitung den Freiraum, die Hochschule im Auftrag 
des Staates und der Gesellschaft planvoll zu leiten. Die Ministerialbiirokratie kann 
sich auf die Ordnungspolitik konzentrieren. 

4. Skizze der zukünftigen Organisation der bundesdeutschen Hochschule 

Der Rektor/Präsident werden von der Landesbehörde vorgeschlagen und von 
einem Hochschulrat/Kuratorium oder dem Senat gewählt. Die mit dem Vorschlags-
recht. versehene Institution etabliert eine Findungskommission, die 1 (i.W. einen) 
Kandidaten benennt. Ähnliches gilt für die Dekane. Die Hochschulleitung schlägt 
den Kandidaten vor, der Fachbereichsrat wählt ihn. Der Senat berät die Hochschul-
leitung, so wie der Fachbereichsrat den Dekan berät. Senat wie Fachbereichsrat 
werden in Urwahl bestimmt. Die Dekane sind damit eher der Hochschulleitung 
zuzurechnen als den Fachbereichen, die sie leiten. 

Die Professoren  werden wie alle anderen Mitarbeiter auch von der Hochschule 
ein- und angestellt. Die Professoren  werden nicht länger als Beamte, schon gar 
nicht als Landesbeamte beschäftigt. Folglich wird sich auch die Entlohnungsform 
an die die Usancen der Unternehmen anpassen. Wie bisher wird es eine Seniori-
tätsentlohnung geben. Prämien können durch gelungene oder zusätzliche Erledi-
gung von Aufgaben verdient werden. 

Der Hochschulleitung obliegt das Verfügungsrecht.  Die Professoren  werden den 
Fachbereichen zugeordnet. Die Fachbereiche vertreten eine Disziplin (ohne Diszi-
plin kein Fachbereich). Die Fachbereiche haben die Aufgabe, die Disziplin und die 
ihr zugehörigen oder kooptierten Fächer zu pflegen. Zur Erfüllung der Aufgabe er-
halten sie das Selbstergänzungsrecht und können das Recht zur Ausbildung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses erwerben. Die Fachbereiche können das Recht 
haben, Prüfungsordnungen zu erlassen, soweit darin vollständige Erst-Ausbildun-
gen in der den Fachbereich konstituierenden Disziplin geregelt werden. 

Beide Rechte können von der Landesbehörde in Abstimmung mit der Hoch-
schulleitung gegeben und entzogen werden. Vergabe wie Entzug des Rechts basie-
ren auf dem Prüfvermerk  eine von der Behörde zu benennende Zertifizierungs-
gesellschaft. Die Zertifizierungsgesellschaft  prüft,  ob die fachlichen und organi-
satorischen Vorkehrungen ausreichen, die den Studenten versprochene Dienst-
leistung zu erstellen. Statt Inputsicherheit wird also Verfahrenssicherheit  erzeugt. 

Das Recht der Landesbehörde die Studiengänge mit Titeln auszustatten, gilt für 
alle von der Hochschule angebotenen Studiengänge. Damit soll trotz der Freiräume 
der Hochschulen die Einheitlichkeit des Studiums gesichert werden. Eine eigent-
liche Genehmigung der Prüfungsordnungen ist nicht notwendig. Wichtig ist allein, 
ob die inneren Zustände der Hochschule geeignet sind, die Erwerber der Titel 
angemessen auszubilden. Statt Prüfungsordnungen werden eher Handbücher der 
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Qualitätssicherung erstellt und auditiert. Es ist nach dieser Philosophie auch nicht 
ausgeschlossen, daß das Handbuch nur einen Satz enthält: Die Ausbildung wird 
von Frau/Herrn Nobel geleistet. Auf jeden Fall wird das Handbuch zum Teil völlig 
andere Dinge regeln (z. B. Vertretungen von Lehrpersonen) als die bisherigen Prü-
fungs- und Studienordnungen. 

Generell wird bei wesentlich erhöhter Produktvielfalt  die Aufmerksamkeit  viel 
mehr darauf zu richten sein, die Qualität zu sichern, nicht eine bestimmte Höhe der 
Qualität. Es steht nicht das Ergebnis oder der Input im Vordergrund, sondern der 
Prozeß der Leistungserstellung. Daher ist sinnvoll neben den Fachbereichen orga-
nisatorisch selbständige Studienzentren und Leistungszentren der Forschung (siehe 
Buttler,  in diesem Band) zu bilden. 

Studienzentren können innerhalb und außerhalb der Fachbereiche gebildet wer-
den. Die Studienzentren werden von Studiendekanen geleitet. Die Fachbereiche 
haben eine Andienungspflicht ihrer Ausbildungen an die Studienzentren (außer der 
post-gradualen Ausbildung zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses). 
Die Studienzentren organisieren das Lehrangebot und sorgen für eine ordnungs-
gemäße Durchführung  der Lehre und der Prüfungen. Sie organisieren die Evalua-
tion der Lehrenden. Sie haben das Recht, der Hochschulleitung Ausbildungsange-
bote vorzuschlagen und sie werden von der Hochschulleitung beauftragt,  soweit 
nicht Fachbereiche zustimmen müssen. 

Leistungsszentren der Forschung können innerhalb wie außerhalb von Fachbe-
reichen gebildet werden. Sie werden von einem Forschungsdekan betreut. Es sollte 
hier weitgehende Organisationsfreiheit  gewährt werden. Einige Organisationsfor-
men sollten gesetzlich als Angebot formuliert,  aber nicht zur Pflicht gemacht wer-
den. Es muß gesichert werden, daß auch die Großforschung wieder Platz an der 
Hochschule findet. 

Ein nach Gruppen zusammengesetzter Fachbereichsrat ist als Regelfall weder 
sinnvoll noch demokratisch. Als Vertreter gesellschaftlicher Interessen - wie viel-
leicht 1968 ursprünglich vermutet - kommen weder die Studenten noch die wis-
senschaftlichen und nicht-wissenschaftlichen Mitarbeiter in Betracht. Den Studen-
ten ist viel mehr geholfen, wenn sie mit einem Studienzentrum eine auf ihre Inter-
essen bezogene Organisationseinheit und mit einem Studiendekan einen natürli-
chen Fürsprecher ihrer Interessen haben. Die Interessen der Dienstkräfte und 
wissenschaftlichen Mitarbeiter sind durch den Personal- bzw. Betriebsrat zu vertre-
ten, aber nicht einer der Pflege des Faches gewidmeten Organisationseinheit. Diese 
Interessen können im Betriebsrat auch viel besser vertreten werden, da sie nicht 
zugleich auf die Profession oder die Vorgesetzten schielen müssen. 

Nur die Professoren-Interessen  sind langfristig entweder an die Profession und / 
oder an den Zielen der Hochschule ausgerichtet. Daher gehören allein Professoren, 
d. h. alle Personen, die sich nach der Promotion dem Beruf Wissenschaft verschrie-
ben haben und an der Hochschule qua Stellenbeschreibung selbständig For-
schungsziele formulieren  dürfen, in den Fachbereichsrat. 
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5. Wettbewerb unter den Hochschulen 

Es versteht sich von selbst, daß eine unternehmerisch handelnde Hochschule ei-
gene Mittel ein werben können muß. Anderenfalls wäre die ihr zugewiesene Frei-
heit nur ein Freibrief  für verantwortungsloses Handeln. Daher wird hier ohne wei-
tere Diskussion vorausgesetzt, daß die Hochschulausbildung verkauft  werden muß. 
Welche der vielen Modelle der Preisbildung rsp. Finanzierung gewählt werden, 
kann hier unerörtert bleiben. Die Wirkung auf den von den Hochschulen gewählten 
Produktraum ist immer die gleiche: Das Produktangebot wird in jeder Hinsicht 
vielfältiger.  Die Hochschulen werden jede Nische, die hinreichend groß ist, bedie-
nen und dennoch die erforderliche  Einheitlichkeit und innere Konsistenz der Wis-
sensgebiete nicht gefährden. 

Allerdings werden sich damit auch die Hochschulen differenzieren.  Es wird 
Nischenanbieter geben und große Unternehmen, deren Produktpalette von der Aus-
bildung zum Nobelpreisträger bis zum Feuerwehrmann reicht und deren Leistun-
gen die Messung von Anti-Materie ebenso einschließt wie eine Beratung für die 
Gestaltung von Waschtischen. Es wird Hochschulen geben, die nur ausbilden und 
solche, in denen hauptsächlich geforscht wird. Auch in qualitativer Hinsicht wer-
den sich erhebliche Unterschiede ergeben: Von der Klippschule bis zur Hohen 
Schule. Die Unterschiede werden auch dokumentiert und von außen wahrgenom-
men werden. 

Eine solche Differenzierung  der Hochschullandschaft, die bisher eher qualvoll 
und wenig effizient  vom Staat beispielsweise durch die Bildung von Betriebsaka-
demien und Fachhochschulen betrieben wurde, ist - wenn auch für den deutsch-
sprachigen Raum ungewohnt - wünschenswert. Die Differenzierung  der Hoch-
schullandschaft erleichtert den Leistungsvergleich und ermöglicht erst eine wirk-
liche Differenzierung  des Produktraums. Warum sollte es nicht Hochschulen mit 
zweit- oder drittklassigen Abschlüssen geben? 

Auch für die Produkte von Hochschulen sollte in Zukunft gelten, daß die Ent-
scheidung über die Merkmale der Produkte dem anbietenden Unternehmen über-
lassen bleibt. Die Nachfrager  und die Gesellschaft wird viel mehr interessieren, ob 
die versprochenen Merkmale auch die gelieferten sind. Die Haltbarkeit und dauer-
hafte Brauchbarkeit der Produkte von Hochschulen ist oft erst nach vielen Jahren 
und erst im Vergleich zu erkennen. Daher liefert  ein breites Angebot unterschiedli-
cher Anbieter mit differenzierten  Produkten jene zusätzlichen Informationen, die 
zumindest eine Ahnung über den zukünftigen Wert der Leistungen geben. 

Die Differenzierung  sorgt zugleich dafür,  daß die Sortiervorgänge für den 
Zugang zum Beruf des Lehrenden und Forschenden an einer Hochschule etwas 
effizienter  gestaltet werden können. Das bisher übliche Verfahren  über Diplom, 
Promotion und Habilitation sicherte zwar einen Mindeststandard, vor allem jedoch 
die Regeneration einer im nationalen Rahmen geschützten Profession (deutsche 
Betriebswirtschaftslehre?)  oder einer Schule oder gar nur den Fortbestand der 
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Idiosynkrasien einzelner Hochschullehrer (siehe Backes-Gellner/Sadowski,  1991). 
Deshalb haben anspruchsvolle Fakultäten das Recht der Bewerbung um eine Stelle 
(explizit oder implizit) längst an die Veröffentlichung  in international referierten 
Zeitschriften gebunden. 

Die durch die Habilitation erzwungene lange Zeit des Eleven-Status sorgte auch 
deshalb faktisch eher für ein Pooling-Gleichgewicht (wenn auch auf hohem 
Niveau), weil es in vielen Fachgebieten an unterscheidbaren Turnierplätzen und an 
akzeptablen, dem je erworbenen Rang entsprechenden Arbeitsplätzen fehlte. Der 
Wettkampf der Personen, die die Ressourcen der Hochschule bilden, war eher auf 
einen langen Wettkampf, denn auf eine Abfolge von Wettkämpfen ausgerichtet. 
Wie auch in der sonstigen Ausbildung wurde in der Bildung des wissenschaft-
lichen Nachwuchses eher auf Durchschnitt sortiert und nicht auf Vielfalt. Die Ab-
schaffung  der Habilitation als Zugangsvoraussetzung und ihre Substitution durch 
eine formal ausgewiesene postgraduale Ausbildung, die mit der Promotion ab-
schließt, ist eine zur Verselbständigung der Hochschule komplementäre Strategie. 

Einerseits wird damit der wissenschaftliche Nachwuchs vor Ausbeutung und 
Fehl-Selektion auf der Arbeitsebene geschützt. Er braucht deshalb auch keinen 
Schutz durch eine Vertretung im Fachbereichsrat. Die Konkurrenz der Professoren 
bis zum Abschluß der Promotion einerseits und der Verlust des formalen Eleven-
status und die vergleichsweise eigenständige Forschung danach garantieren den 
frühen Einsatz und die Mobilität des Nachwuchses über Regionen, Schulen und 
Hochschulen hinweg. Die Hochschule und der Fachbereich können insoweit die 
Personalentwicklungsarbeit ergänzen, die bislang vorwiegend dem einzelnen 
Hochschullehrer oblag. 

IV. Abschließende Bemerkungen und Zusammenfassung 

Die Geschichte der deutschsprachigen Hochschule ist geprägt von ihren groß-
artigen Erfolgen vor und nach der Jahrhundertwende. Die Organisation der Hoch-
schulausbildung und -forschung war auf eine nationale Strategie der Wohlfahrts-
steigerung abgestimmt, die generell darauf setzte, mit hochwertigen Inputs die 
Qualität des Outputs zu sichern (Made in Germany). Die dazu erforderliche  Infra-
struktur (von der Hochschulausbildung, über die duale Berufsausbildung, über die 
normsetzenden Anstalten bis zur Sicherheit des Rechtsverkehrs) konnte ein Jahr-
hundert lang den Marktzutritt aufstrebender  Staaten und deren Produkte verhindern 
und lieferte die qualitativ hochwertigen Inputs. Der hohe Kapitaleinsatz zur Erstel-
lung dieser gewaltigen Infrastruktur  war andererseits finanzierbar,  weil die Unter-
nehmen dank dieser Strategie Monopolprofite und/oder deren Mitarbeiter hohe 
Einkommen erzielten, die eine Besteuerung in dieser Höhe ermöglichte. 

Die deutsche Strategie, das deutsche Modell ist am Ende, weil die meisten Güter 
in gleicher Qualität heute auch ohne eine solche Infrastruktur  in beinahe jedem 
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Land der Welt produziert werden können. Der Wettbewerb ist global, der Wett-
bewerb auf Unternehmensebene aber ,kleinteiliger\ weil ohne Schutz durch die 
Herkunft.  Die Produkträume sind vielfältiger miteinander verwoben. Die Strategie 
der Produktion des hohen Standards muß durch eine Strategie der Differenzierung 
ergänzt werden. Die Wissenschaft und die sie tragenden Organisationen müssen 
ihren Teil dazu beitragen. Die Reform der Hochschule ist überfällig. 

Ihr wesentlicher Inhalt ist in den folgenden Thesen zusammengefaßt: 

1. Die Expansion der Nachfrage nach wissenschaftlich gebildeter Arbeitskraft 
und nach Wissensgütern und -leistungen stellte die Hochschule nach 1960 vor neue 
Aufgaben. In ihrer bisherigen Form war und ist die deutschsprachige Hochschule 
der Vielfalt und Menge der neuen Aufgaben nicht gewachsen. Nach wie vor hat sie 
nicht die Organisation, die ihr gestattete, den Produktraum zu gestalten. Ihr Ange-
bot wird weitgehend von einer an Personen orientierten Forschung und den von ihr 
repräsentierten Fächern bestimmt. Die einzelnen Hochschulen sind keine unter-
scheidbaren Unternehmen, sondern Untergliederungen einer ideellen Hochschule. 
Die ideelle Hochschule funktioniert  als Kooperative von Personen, die zwar aus 
Länderhaushalten finanziert  werden, sich aber vordringlich ihrer Profession, nicht 
aber ihren Hochschulen, an denen sie tätig sind, verpflichtet fühlen. 

2. Alle bisherigen Reformen und Maßnahmen haben diese Tendenz eher ver-
stärkt, denn dem Unternehmen Hochschule jene Gestalt gegeben, die ihm erlaubt 
hätte, unternehmerisch tätig zu sein. Die Abschaffung  der Ordinarienuniversität 
und ihre Substitution durch kollegial verfaßte Fachbereiche sorgten und sorgen 
ebenso wie die Bildung von Fachhochschulen und neuer Max-Planck-Institute 
einerseits und der durch knappste Zuweisung an die Professoren  erzeugte Zwang 
zur Einwerbung von Drittmitteln und die verstärkte Hinwendung zum internationa-
len Standard andererseits für eine Renaissance einer vordringlich an der Profession 
orientierten Ausbildung und Forschung. Die Profession wird wieder verstärkt als 
Lieferant einer Ranghierarchie eingesetzt, die den finanzierenden Institutionen 
Maßstab der Einstellung von Personen, Vergabe von Mitteln und der herzustellen-
den Wissensgüter ist. 

3. So begrüßenswert der gestärkte Einfluß einer sich am internationalen Stan-
dard orientierenden Profession ist, so wenig reicht er für sich genommen, nun um-
gekehrt einen systematischen und einzelstaatlich gestützten Beitrag zum interna-
tionalen Standard zu liefern. Ebensowenig sind damit die Kosten einer derartigen 
allgemeinen Qualitätssteigerung schon geschultert, da offen  bleibt, wie die übrigen 
Aufgaben denn erledigt werden sollen. Deshalb müssen die Hochschulen der 
Ranghierarchie der Profession ihre eigene Ranghierarchie entgegensetzen. Diese 
kann sich eher an zu erbringenden Diensten für die Region oder an besonderen 
Lehrleistungen oder eben an besonderen Forschungsleistungen orientieren. In 
jedem Fall wird es eine die Hochschule als Einheit verpflichtende Bindung an ein 
Bild von sich selbst sein. Die Selektion der Wissensproduzenten und Lehrpersonen 
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wird sich wesentlich auch an hochschuleigenen Prioritäten und nicht nur an den 
Maßstäben der Profession ausrichten müssen. 

4. In Folge der Profilbildung werden sich die Hochschulen stark differenzie-
ren. In der Ivy league werden nur wenige spielen, viele werden sich auf einem 
wissenschaftlich gehobenen Fachhochschulniveau bewegen, einige werden sich 
als die Hohen Schulen Deutschlands und einige als Klippschulen der Nation oder 
noch als etwas ganz anderes verstehen. Diese Differenzierung  wird den Wett-
bewerb so weit fördern,  daß jene sich verstärkenden Prozesse in Gang kommen, 
an deren Ende wissenschaftliche Spitzenleistungen auf breiter Front zu erwarten 
sind. Von diesen Spitzenleistungen profitieren  dann auch die Personen und Insti-
tutionen, die ihre komparativen Vorteile eher in der Lehre, in wissenschaftlichen 
Dienstleistungen, in der Entwicklung von Techniken und im Management von 
Wissenschaft sehen. 

5. Es liegt nahe, die reformierten  Hochschulen mit einer Matrix-Organisation 
zu versehen. Auf Grund der Bedeutung der Disziplinen für jede Art von Hoch-
schule sollte jedoch daran festgehalten werden, die Professoren  grundsätzlich ihrer 
Disziplin nach zuzuordnen und damit die Fachbereiche bzw. Fakultäten als 2. Ebe-
ne nach den Arbeitsebenen zu belassen. Die Fachbereiche haben die Aufgabe der 
Pflege des Faches. Die Forschungsleistungen können innerhalb wie außerhalb des 
Fachbereichs erbracht werden. Die Ausbildungsleistungen werden mit Ausnahme 
der post-gradualen Ausbildung in eigenständigen, von den Fachbereichen formal 
getrennten Organisationseinheiten erbracht. 

6. Um die Profilbildung zu erzwingen, wird es notwendig sein, viele operative 
Aufgaben der Kulturbürokratie in die Hochschule zu verlagern und das Manage-
ment der Hochschule mit einer Autorität auszustatten, an der sich die ausschließ-
lich kollegiale Kooperation zwischen den Gleichen und Freien bricht. Dazu gehört, 
daß Professoren  nicht mehr Beamte des Landesherrn, sondern Angestellte der 
Hochschule werden und folglich auch ihre Nebeneinkünfte wie jeder Angestellte 
eines Unternehmens mit diesem teilen. Die Führung der Hochschule und der Fach-
bereiche werden auf Vorschlag der je nächsthöheren Instanz durch die Senate bzw. 
Fachbereichsräte auf fünf  Jahre gewählt. Es versteht sich von selbst, daß solche 
Hochschulen Studiengebühren (welcher Art auch immer) erheben werden, da sie 
sonst nicht unabhängig genug sind, ihre selbstgesetzten Pflichten zu erfüllen. Die 
Hochschulleitung muß die Ressourcen erhalten, die bislang den Kultusministerien 
zur Erledigung dieser Aufgaben zur Verfügung standen. Die Kulturbürokratie redu-
ziert ihre Aufgabe auf Ordnungspolitik. Die Hochschulleitung erhält weitgehende 
Freiheit, ihre Aufgaben professionell  zu erledigen. 

7. Unbeschadet der erheblichen und dauerhaften Unterschiede der Hochschulen 
wird die Personalstruktur sehr ähnlich sein. Die Professoren  werden ein - gemes-
sen an ihren Gesamterlösen und -einkünften - vergleichsweise geringes Fixum an 
Gehalt, Personalausstattung, Betriebsmitteln und Anlagen erhalten. Der Rest wird 
durch Leistungen in der Forschung, der Lehre und dem Service verdient. Hier setzt 
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das Management der Hochschule Prioritäten und versucht, den Wert der Profes-
soren zur Erfüllung der Prioritäten zu ermitteln und sie so zu allokieren, daß die 
gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt  gesteigert wird. Die Personalstruktur wird gene-
rell flacher.  Als formale Zugangs Voraussetzung zur Professur  gilt die Promotion. 
Nicht-Promovierte Mitglieder der Hochschule sind grundsätzlich Dienstkräfte,  die 
keinen Anspruch auf eigenständige Forschungsziele haben. Es gibt Assistenz-Pro-
fessuren (befristet)  und Professuren,  die befristet oder unbefristet sind und sich 
nach dem Grad der gesicherten Ausstattung unterscheiden. Die Habilitation kann 
gestrichen werden. An ihre Stelle tritt ein formal und inhaltlich gesicherte post-
graduale Ausbildung, die mit der Promotion abgeschlossen wird. 
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Die Hochschulpolitik der Wel tbank in Theorie und Praxis 

Von Klaus  Huftier,  Berlin 

Abstract 

Die Hochschulpolitik der Weltbank (IBRD und IDA) ist im Zeitablauf einem deutlichen 
Wandel unterworfen  gewesen. Anfangs wurden lediglich Kredite zu unterschiedlichen Bedin-
gungen für den Bau von Bildungseinrichtungen gewährt, dann konzentrierte sich die Welt-
bank auf Kredite für die Ausbildung von hochqualifiziertem Personal für die Wirtschaft  und 
von Lehrkräften,  um die Expansion der unteren Bildungsstufen zu ermöglichen. 

Nicht zuletzt aufgrund von Berechnungen von Ertragsraten aus Bildungsinvestitionen im 
internationalen Vergleich, aber auch aufgrund der politischen Kompatibilität dieser Ergeb-
nisse mit dem Postulat der Chancengleichheit („Bildung als Menschenrecht") ist der Anteil 
der Bildungsinvestitionen im Primarbereich deutlich gestiegen. Demgegenüber hat sich die 
Weltbank bei abnehmenden Anteilen der Hochschulinvestitionen in den letzten Jahren einer-
seits auf die Unterstützung von Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten, die für das Wirt-
schaftswachstum von Bedeutung sind, an Universitäten und wissenschaftliche Einrichtungen 
konzentriert, andererseits durch vergleichende Analysen und Fallbeispiele konkrete Vorschlä-
ge zur Reform des Hochschulwesens gemacht. Die Weltbank ist heute der größte multilate-
rale Geldgeber für Bildungsinvestitionen weltweit; ihre Kredite machen rund 60 Prozent aller 
multilateralen Ausgaben aus. Bei steigendem Kreditvolumen im Zeitraum 1975-1996 von 
5,8 auf 21,5 Mrd. US-Dollar hat sich der Anteil von Bildungsdarlehen in etwa verdoppelt. 
Dies ist ein deutlicher Ausdruck für die zunehmende Priorität von Bildungsinvestitionen im 
Entwicklungsprozeß. 

Der Umfang der angewandten Bildungsforschung des Weltbank-Sekretariats ist beträcht-
lich und beeinflußt dementsprechend auch die Bildungsforschung und -politik der Mitglied-
staaten. Der Autor vertritt die Meinung, daß es im Prozeß der zunehmenden Globalisierung 
für die Industriestaaten wichtig ist, aus den Forschungsarbeiten und hochschulpolitischen 
Empfehlungen der Weltbank auch entsprechende Konsequenzen für die Lösung ihrer wirt-
schaftlichen und sozialen Probleme zu ziehen. 

I . Einleitung 

Nach der Renaissance des Human-Kapital-Konzeptes Anfang der 60er Jahre 
in den USA und den OECD-Staaten und entsprechenden Transfer-Versuchen  zur 
Lösung der wirtschaftlichen und sozialen Probleme der politisch unabhängig 
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gewordenen Entwicklungsländer werden seit Anfang der 90er Jahre in den inter-
nationalen Organisationen auf weltweiter Ebene - insbesondere Weltbank, UNDP 
und UNICEF - erneut Konzepte wie „human capital development", „human deve-
lopment", „human capacity development" und „human resources development" 
aus unterschiedlichen Blickwinkeln diskutiert. In diesen Konzepten wird der 
„human factor" mehr oder weniger umfassend diskutiert, sie sind aber eng mit-
einander verknüpft  und überlappen sich teilweise (vgl. UNDP [1990], 9-11, und 
Buchert  [1995a], 28-31). Insofern kann heute nicht von einer „Renaissance der 
Renaissance" des Human-Kapital-Konzeptes im engeren Sinne gesprochen wer-
den, sondern vielmehr von einer Einbettung des reinen neoklassischen Ansatzes 
in einen weit definierten Ansatz zu einer sozialen Wohlfahrtsstrategie.1 

Neu an der heutigen Diskussion ist die Tatsache, daß sie sich auf die Probleme 
der Entwicklungsländer konzentriert, was jedoch nicht ausschließt, daß sie - über 
die wirtschaftlichen Erfolge der Schwellenländer einerseits und die zunehmende 
Arbeitslosigkeit in der Mehrzahl der OECD-Staaten andererseits - Eingang in die 
wirtschaftlichen und sozialen Zukunftsperspektiven der Industriestaaten finden 
und damit einen „two-way learning process" auslösen wird. 

Ein möglicher „Süd-Nord"-Transfer  könnte im Herbst 1998 in Paris stattfinden, 
wenn die UNESCO eine Welthochschulkonferenz durchführt,  auf der die Rolle 
und Zukunft des Hochschulwesens auf weltweiter Ebene international verglei-
chend diskutiert werden sollen. 

Im folgenden soll zunächst kurz auf die Rolle der Weltbank eingegangen wer-
den, um dann die Entwicklung der externen Bildungsfinanzierung zu charakterisie-
ren. Daran schließt sich eine Analyse der Bildungs- und Hochschulaktivitäten der 
Weltbank seit 1963 an, in deren Mittelpunkt der Ertragsraten-Ansatz steht. 

Im fünften  Abschnitt soll ausführlich auf den Weltbank-Bericht zum Hochschul-
wesen aus dem Jahr 1994 eingegangen werden. Im abschließenden Abschnitt 
erfolgt  eine Einschätzung der Hochschulpolitik der Weltbank in „Theorie und 
Praxis", die auch Einfluß auf die gegenwärtige Hochschuldiskussion in Deutsch-
land haben könnte. 

I I . Die Weltbank 

„Die Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (IBRD) und die 
Internationale Entwicklungsorganisation (IDA) bilden zusammen die Weltbank, 
deren wichtigste Aufgabe darin besteht, den wirtschaftlichen und sozialen Fort-
schritt in den Entwicklungsländern zu fördern  und die Produktivität mit dem Ziel 
zu steigern, den Menschen zu besseren Lebensbedingungen zu verhelfen." So lau-

1 Ähnlich verlief  übrigens die bildungspolitische Debatte in den 60er Jahren in der Bun-
desrepublik Deutschland, als der ökonomische Human-Kapital-Ansatz mit dem sozialen 
Chancengleichheits-Ansatz eng verknüpft  wurde. 
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tet der einführende Satz zum Jahresbericht 1996 der Weltbank, der bereits implizit 
deutlich macht, daß IBRD und IDA zwar die Weltbank ausmachen, jedoch eigent-
lich zwei juristisch und finanziell eigenständige Institutionen sind (Weltbank 
[1996a], 6). 

Die IBRD, 1945 gegründet, gilt als die „Mutter"-Organisation; ihr gehören 
heute 180 Staaten an (Stand: 30. Juni 1996), die Kapitalzeichnungen der IBRD 
übernommen haben. Mitglied der IBRD können nur Staaten werden, die bereits 
eine Mitgliedschaft beim Internationalen Währungsfonds (IWF) erworben haben. 
Die Kapitalzeichnungen der IBRD-Mitglieder richten sich nach den Quoten eines 
jeden Staates beim IWF, welche die relative Wirtschaftskraft  widerspiegeln sollen. 

Der IDA, 1960 gegründet, um den ärmeren Entwicklungsländern (zur Zeit etwa 
70 mit einem jährlichen Pro-Kopf-Einkommen von weniger als 865 US-Dollar in 
Preisen von 1994) zu helfen, können nur Staaten beitreten, die bereits Mitglied der 
Weltbank sind (am 30. Juni 1996: 159 Staaten). 

Beide Institutionen sind sogenannte geschichtete Organisationen; d. h. in ihnen 
werden sämtliche Entscheidungen nicht nach dem „One state - one vote" - Prinzip 
getroffen,  sondern nach einem gewichteten Stimmrecht, orientiert an den oben ge-
nannten Quoten. 

Diese Ausführungen wurden gemacht, um einen wichtigen entwicklungspoliti-
schen Unterschied zu betonen, wenn es um die vergleichende Analyse von multila-
teraler Entwicklungshilfe internationaler staatlicher Organisationen geht. Dieser 
Unterschied wird noch deutlicher, wenn die unterschiedliche Beschaffung  und Ver-
wendung von finanziellen Ressourcen für die Aufgabenerfüllung  beider Organisa-
tionen erläutert wird. 

Während die IBRD ihre mittel- und langfristigen Gelder überwiegend auf 
den Kapitalmärkten in Europa, Japan und den USA aufnimmt, werden der IDA in 
- mehr oder weniger - regelmäßigen Wiederauffüllungsrunden  überwiegend von 
den reichen Industriestaaten staatliche Finanzmittel zur Verfügung gestellt. 

Dementsprechend unterschiedlich sind die Vergabe-Bedingungen: Während die 
IBRD ihre Mittel als kurz- und mittelfristige Darlehen mit einer Laufzeit von 
15-20 Jahren zu kommerziellen, d. h. nicht-konzessionären Bedingungen vergibt, 
erhalten die sehr armen Entwicklungsländer langfristige IDA-Kredite mit einer 
Laufzeit von 35 - 40 Jahren zu nicht-kommerziellen, d. h. konzessionären Bedin-
gungen (die Kredite sind zinslos, allerdings wird auf den nicht-ausgezahlten 
Kreditbetrag eine jährliche Bearbeitungsgebühr von 0,5 Prozent erhoben). 

Da nach den Kriterien für öffentliche  Entwicklungshilfe (ÖEH; ODA) des 
Development Assistance Committee (DAC) der OECD die Darlehen ein Zuschuß-
element von mindestens 25 Prozent aufweisen müssen, gehören IBRD-Darlehen 
nicht in diese Kategorie, sondern lediglich IDA-Kredite, die ein Zuschußelement 
von etwa 80 Prozent aufweisen. 

19 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 262 
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Die jährlichen Auszahlungen der IBRD insgesamt sind beträchtlich; sie liegen 
seit 1992 jährlich bei über zehn Mrd US-Dollar. Vergleicht man sie mit den Netto-
Auszahlungen an sämtliche Darlehensnehmer, d. h. nach Abzug der Zinszahlungen 
und Tilgungen, ergibt sich ein anderes Bild; diese lagen im Zeitraum 1992-1996 
deutlich niedriger und schwankten zwischen 2,331 im Jahre 1993 und -0,731 Mrd 
US-Dollar im Jahre 1994 (1996: 1,213 Mrd US-Dollar). Demgegenüber wies die 
IDA in diesem Zeitraum jährlich steigende Netto-Auszahlungen auf; sie stiegen 
von 4,441 (1992) auf 5,884 Mrd US-Dollar (1996). 

I I I . Externe Bildungsfinanzierung 

Wenn im folgenden von „externer Bildungsfinanzierung" die Rede ist, soll der 
Begriff  „externe Bildungshilfe" nicht verwendet werden, um eine Analogie zu 
„Entwicklungshilfe" zu vermeiden. Denn, wie bereits oben erwähnt, kann nur die 
IDA-Komponente als Teil der öffentlichen  Entwicklungshilfe berücksichtigt wer-
den (in den Veröffentlichungen  der Weltbank zur Bildungs- bzw. Hochschulfinan-
zierung wird diese Unterscheidung allerdings selten getroffen). 

Der Begriff  „externe Bildungsfinanzierung" bedeutet, daß es sich um externe 
Quellen der Bildungsfinanzierung aus der Sicht der Entwicklungsländer ( = Emp-
fängerländer)  handelt. 

Insgesamt hat die externe Bildungsfinanzierung deutlich zugenommen; sie hat 
sich zwischen 1975 und 1985 von 2,0 auf 4,3 Mrd US-Dollar mehr als verdoppelt 
und betrug 1990 über 6,0 Mrd US-Dollar (vgl. Tabelle 1). Der multilaterale Anteil 
ist in diesem Zeitraum absolut von 0,5 auf 2,4 Mrd US-Dollar gestiegen. Während 
die UNESCO als die eigentlich zuständige Sonderorganisation der Vereinten 
Nationen einen äußerst bescheidenen, tendenziell stagnierenden Beitrag leistete, 
der stets unter 100 Mio US-Dollar im Jahr blieb, stieg der Beitrag der Vereinten 
Nationen, genauer: Ihrer Spezialorgane UNICEF, UNDP, UNRWA, UNHCR und 
WFP, von 132 auf 240 Mio US-Dollar. Bei sämtlichen Leistungen der UNESCO 
und der VN-Spezialorgane handelte es sich um reine Zuschüsse.2 

Demgegenüber ist die Rolle der Weltbank als externe Quelle der Bildungsfinan-
zierung weitaus bedeutender. Die Weltbank ist derzeit die größte externe Finanzie-
rungsquelle für Entwicklungsländer; 1990 betrug ihr Anteil 22 Prozent an der 
gesamten externen Bildungsfinanzierung bzw. 56 Prozent an der multilateralen 
Bildungsfinanzierung (vgl. Tabelle 1). 

Seit 1980 hat die Weltbank ihr Finanzierungsvolumen für den Sektor Schule 
und Ausbildung deutlich erhöht. Ihre Mittelvergabe (Zusagen) hatte 1989 fast 

2 Leider liegen noch keine vergleichenden Analysen über 1990 hinaus vor. Der Autor 
bemüht sich zur Zeit, eine umfassende Analyse der externen Bildungsfinanzierung durch das 
VN-System für den Zeitraum 1971-1995 zu erstellen. Erste Analysen zeigen auf, daß der 
Anteil der VN-Spezialorgane deutlich höher liegt als bisher ausgewiesen wurde. 
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die Grenze von einer Mrd US-Dollar erreicht, lag 1996 bei 1,7 Mrd US-Dollar 
und hatte in den Jahren 1991, 1994 und 1995 sogar die Grenze von zwei Mrd US-
Dollar überschritten (vgl. Abbildung 1). Der Anteil des Bildungsbereichs an der 
gesamten Mittelvergabe ist jedoch deutlichen Schwankungen unterworfen,  weist 
aber tendenziell einen steigenden Anteil auf; im Zeitraum 1975-1990 lag er mit 
Ausnahme von 1987 zwischen 4 und 6,5 Prozent, seit 1990 bei 8 Prozent und über-
schritt 1994 sogar die 10-Prozent-Marke (vgl. Abbildung 2). 

Tabelle  1 
Externe Bildungsfinanzierung, 1975 - 90 (in Mrd. US-Dollar) 

1975 1980 1985 1986 1987 1988 1989 1990 

insgesamt 2,018 4,496 4,255 4,644 4,584 5,528 5,838 6,035 
bilateral 1,490 3,595 2,679 3,169 3,512 3,695 3,790 3,640 
multilateral 0,528 0,901 1,576 1,475 1,072 1,578 2,048 2,395 

davon Weltbank 0,224 0,440 0,937 0,840 0,440 0,864 0,992 1,338 
davon IBRD 0,127 0,360 0,515 0,578 0,174 0,655 0,543 0,381 

IDA 0,097 0,080 0,422 0,262 0,266 0,209 0,449 0,957 
VN 0,132 0,171 0,174 0,115 0,205 0,246 0,169 0,240 
UNESCO 0,057 0,078 0,088 0,080 0,080 0,078 0,078 0,073 

Anteil der Weltbank (in %) 
insgesamt 11 10 22 18 10 16 17 22 
multilateral 42 49 59 57 41 55 48 56 

Quellen:  UNESCO:  World Education Report 1993, Paris; UNESCO,  1993, 42, Briefwech-
sel mit „Education - The World Bank Advisory Service", Washington, D.C. 

Für den Bildungsbereich wies die Mittel vergäbe der Weltbank absolut gesehen 
in den Geschäftsjahren 1994 bis 1996 eine sinkende Tendenz auf: sie betrug 1994 
2,158 Mrd US-Dollar und sank dann auf 2,097 Mrd im Jahr 1995 bzw. 1,706 Mrd 
US-Dollar im Jahr 1996. Auch anteilsmäßig war eine sinkende Tendenz zu beob-
achten, nämlich von 10,4 auf 7,9 Prozent zwischen 1994 und 1996. Allerdings 
stieg der Anteil der IDA-Kredite an den Bildungsdarlehen der Weltbank deutlich; 
er betrug 1994 30,5 Prozent und stieg dann 1995 auf 38,9 und 1996 auf 46,0 Pro-
zent. 

Dies wird auch deutlich, wenn zwischen den IBRD- und IDA-Aktivitäten im 
Bildungsbereich unterschieden wird: 1979, 1981 und 1993 waren die Mittel-Zusa-
gen etwa gleich groß, 1987 und 1990 lagen die IDA-Zusagen deutlich über denen 
der IBRD (vgl. Abbildung 1); in allen anderen Jahren lagen zwar die IBRD-Zusa-
gen höher als die der IDA, aber unter dem Aspekt der „Bildungshilfe" weist die 
IDA ohne Zweifel den höchsten Anteil an der öffentlichen  Bildungshilfe im VN-
System auf. 
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In Tabelle 3 werden die kumulierten Ausleihungen von IBRD und IDA für den 
Bildungsbereich und insgesamt nach Regionen differenziert  dargestellt. Im Falle 
der IBRD machten die Ausleihungen nach Ostasien und Lateinamerika mit ins-
gesamt 10,2 Mrd US-Dollar den größten Anteil aus (= 74,5 Prozent aller Darlehen 
für den Bildungsbereich). Anders sieht die Situation bei der IDA aus, hier liegt der 
Anteil der Darlehen für den Bildungsbereich mit Ausnahme der Region Europa 
und Mittelasien in allen Regionen deutlich höher. Absolut gesehen erhielten Afrika 
und Südasien den größten Anteil, nämlich 6,796 von insgesamt 9,156 Mrd US-
Dollar für den Bildungsbereich (= 74,22 Prozent). Der Anteil der IDA an sämt-
lichen Weltbank-Darlehen für den Bildungsbereich betrug 39,9 Prozent. 

Die hier angeführten Zahlen machen deutlich, daß die Weltbank über den größten 
„ökonomischen Hebel·' unter den internationalen Organisationen des VN-Systems 
verfügt.  Dennoch muß hervorgehoben werden, daß die externe Bildungsfinanzie-
rung nur einen Bruchteil der gesamten Bildungsfinanzierung in den Entwicklungs-
ländern ausmacht, die deutlich über 90 % der gesamten Bildungskosten selbst zu 
finanzieren haben. Aber das „seed money" der Weltbank kann für einzelne Bil-
dungsbereiche von großer Bedeutung sein und zugleich einen „Multiplikator"-
Effekt,  u.a. für die Beschaffung  zusätzlicher externer Ressourcen, hervorrufen. 

IV. Ertragsraten-Ansatz als bildungspolitische 
Entscheidungsgrundlage 

Im Mittelpunkt der Bildungs- und Hochschulpolitik der Weltbank steht ohne 
Zweifel weiterhin ein Modell des vollkommenen Wettbewerbs mit dem Ertrags-
raten-Ansatz als Entscheidungsregel für zu tätigende Bildungsinvestitionen von 
privaten und staatlichen Entscheidungsträgern. So heißt es bereits im „Executive 
Summary" auf der ersten Seite: „Estimated social rates of return of 10 percent or 
more in many developing countries also indicate that investments in higher edu-
cation contribute to increases in labor productivity and to higher long-term econo-
mic growth, which are essential for poverty alleviation" {World  Bank  [1994], 1). 

Unter Zugrundelegung der vor allem von Psacharopoulos zusammengestellten 
Daten (vgl. Tabelle 2) einerseits sowie sozialpolitischer Argumente andererseits 
kam die Weltbank zu folgenden Schlußfolgerungen : 

(1) beim Vergleich der drei Bildungsstufen weist der Hochschulbereich soziale Er-
tragsraten auf, die niedriger sind als im Primär- und Sekundarbereich ; 

(2) Investitionen in Grundbildung wirken sich direkter auf die Armutsbekämpfung 
aus, weil sie die Einkommensverteilung verbessern; 

(3) „ . . . primary and secondary education will continue to be the highest priority 
subsectors in the Bank's education lending to countries that have not yet achie-
ved universal literacy and adequate access, equity, and quality at primary and 
secondary levels. In these countries, our involvement in higher education will 
continue to be mainly to make its financing more equitable and cost-effective, 
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so that primary and secondary education can receive increased attention at the 
margin" (World  Bank  [1994], 12; vgl. auch World  Bank  [1994], 25 und 85). 

Tabelle  2 
Ertragsraten aus Bildungsinvestitionen, nach Regionen und Bildungsstufen 

Region 

Soziale Ertragsraten Private Ertragsraten 

Region 
Primär-
bereich 

Sekundär-
bereich 

Hochschul-
bereich 

Primär-
bereich 

Sekundär-
bereich 

Hochschul-
bereich 

Sub-
Saharan 
Africa 24,3 18,2 11,2 41,3 26,6 27,8 
Asia * 19,9 13,3 11,7 39,0 18,9 19,9 
Europe/ 
Middle 
East/North 
Africa* 15,5 11,2 10,6 17,4 15,9 21,7 
Latin 
America/ 
Caribbean 17,9 12,8 12,3 26,2 16,8 19,7 
OECD 14,4 10,2 8,7 21,7 12,4 12,3 

World 18,4 13,1 10,9 29,1 18,1 20,3 

* ohne OECD-Staaten 
Quelle:  Psacharopoulos,  George (1994): Returns to Investments in Education: A Global 

Update. In: World Development 22/9: 1328. 

Tabelle  3 
Kumulierte Ausleihungen von IBRD und IDA für Schule und Ausbildung 

zum 30. Juni 1996, nach Regionen 
(in Mrd US-Dollar und in Prozent der Gesamtleistungen) 

Verwendungs-
zweck Afrika 

Ostasien 
und 
Pazifik 

Süd-
asien 

Europa 
und 
Mittel-
asien 

Latein-
amerika 
und 
Karibik 

Naher 
Osten 
und Nord-
afrika Insgesamt 

IBRD 

Schule und 
Ausbildung 0,559 5,117 0,055 0,978 5,083 1,992 13,783 

Anteil in % 3,28 7,39 0,18 2,09 5,54 7,65 4,91 

insgesamt 17,021 69,218 30,005 46,734 91,715 26,047 280,739 
IDA 

Schule und 
Ausbildung 3,377 1,622 3,419 0,015 0,308 0,416 9,156 

Anteil in % 9,32 12,04 8,73 0,97 9,03 13,44 9,44 

Insgesamt 36,249 13,476 39,175 1,539 3,409 3,095 96,942 

Quelle:  Weltbank  (1996): Jahresbericht 1996, Washington, D.C.: Weltbank, Anlage 11, 263. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY-NC-ND 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-49724-9 | Generated on 2025-03-30 15:45:33



296 Klaus Hüfner 

Diese Argumentation ist nicht neu. Bereits 1973 hat Mark Blaug gesagt „that al-
most all less developed countries suffer  from persistent underinvestment in pri-
mary education, hand in hand with persistent overinvestment in higher education" 
{Blaug  [1973], 15). Auch die Ergebnisse des „Globalisierungs"-Ansatzes von 
Psacharopoulos zeigten eine Bestätigung. Die Ertragsraten im Primarbereich 
waren deutlich höher als im Sekundär- und Hochschulbereich, so daß diesem 
Bereich höchste bildungspolitische Priorität gewährt werden sollte. 

Allerdings hat eine entsprechende Umsetzung durch die Weltbank weitaus län-
ger gedauert. Bezogen auf die Ausleihungen insgesamt lag der Anteil des Hoch-
schulbereichs (ohne Lehrerausbildung) in der ersten Hälfte der 70er Jahre bei 31,6 
Prozent, sank dann um etwa neun Prozentpunkte, stieg dann auf etwa 35,6 Prozent, 
um danach wiederum um etwa zehn Prozentpunkte in der ersten Hälfte der 90er 
Jahre zu sinken (vgl. Abbildung 3). Demgegenüber stieg der Anteil der Primär-
schulbildung seit 1964-69 zwar kontinuierlich von 4,4 auf 30,6 Prozent im Zeit-
raum 1990-1994, lag allerdings erst in der zweiten Hälfte der 80er Jahre bei über 
20 Prozent. 

Es bleibt die Frage zu klären, ob sich die Bildungs- und Hochschulpolitik der 
Weltbank tatsächlich nach statistisch-empirischen Ergebnissen des Ertragsraten-
Ansatzes richtet, oder ob es sich lediglich um ein politisches Instrument in internen 
Weltbank-Auseinandersetzungen handelt. 

Wenn man die hochaggregierten Ergebnisse aus nationalen Ertragsraten-Berech-
nungen nimmt, dann geht es offensichtlich  zunächst um eine Verbesserung der 
Argumentationsbasis der „social accountants'4 gegenüber den „economic accoun-
tants" in den Abteilungen des Weltbank-Sekretariats. Wenn Investitionen in Pri-
marschulbildung eine höhere Ertragsrate als Investitionen in die Landwirtschaft, 
Industrie oder Infrastruktur  aufweisen, dann stärkt es die Position der Bildungs-
politiker in der Weltbank, die außerdem darauf aufmerksam machen können, daß 

- die Ertragsraten positive externe Effekte  außer acht lassen, und daß 

- zwischen Humankapital- und Sachkapital-Investitionen komplementäre Bezie-
hungen bestehen. 

Sämtliche oben genannten Argumente sprechen also dafür,  daß in der Weltbank 
ausschließlich in Kategorien von Erträgen alternativer Investitionsmöglichkeiten 
gesprochen und gehandelt wird. Aber offensichtlich  ist die bildungsökonomische 
Diskussion seit den 60er Jahren zum Ertragsratenansatz doch kritisch genug gewe-
sen, um auch die Weltbank zu einem methodologischen Anhang über „Practical 
Difficulties in Applying Economic Analysis to Education" zu bewegen {World 
Bank  [1995], 113-114). Auch im Hochschulbericht der Weltbank taucht am Ende 
ein kurzer Appendix auf („Findings of the World Bank's Operations Evaluation 
Departments") ; im Zusammenhang mit der Hochschulpolitik der Weltbank in den 
Staaten südlich der Sahara wird der Ertragsraten-Ansatz kritisch bewertet: „The 
report noted that too much faith has been put in the results of conventional rates of 
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return analysis, which led to the recommendation to reallocate resources from hig-
her education to the lower levels of education. Given the methodological limitati-
ons of that approach, and the importance of higher education for producing the 
professional and technical specialists required by each country, the report called 
for increased Bank attention to the needs of African higher education institutions" 
(World  Bank [  1994], 94). 

Vor diesem Hintergrund erscheint eine ökonomisch begründete Hochschulpoli-
tik der Weltbank nicht einfach: einerseits sprechen nämlich Ertragsratenberech-
nungen gegen Hochschulen als Priorität, andererseits mehren sich die Bedenken, 
den „konventionellen" Ertragsraten-Ansatz als Entscheidungsregel für alternative 
Optionen im Bildungsbereich einzusetzen. 

V. Die Hochschulpolitik der Weltbank 

Im Mittelpunkt der folgenden Diskussion steht die jüngste Weltbank-Studie zum 
Hochschulwesen (World  Bank  1994). Sie ist nach einer fünfjährigen  Vorbereitungs-
zeit entstanden und zu einem Zeitpunkt veröffentlicht  worden, wo in der externen 
Bildungsfinanzierung eine Priorität für Grundbildung (Jomtien Education for All 
Strategy, formuliert  gemeinsam von UNESCO, UNICEF, UNDP und Weltbank) zu 
Lasten des Hochschulbereichs sowohl bi- als auch multilateral festzustellen ist. 
Der Weltbank-Bericht „Higher Education: The Lessons of Experience", im folgen-
den kurz „Hochschulbericht" genannt, befaßt sich mit der gegenwärtigen Krise im 
Hochschulbereich in den Entwicklungsländern und macht - vor dem Hintergrund 
eigener Erfahrungen - Vorschläge zu einer erfolgversprechenden Reform. Im Vor-
dergrund stehen vier Reform-Ziele, die im folgenden diskutiert werden sollen: 

1. Eine stärkere Differenzierung  im Hochschulbereich einschließlich Gründung 
von privaten Institutionen; 

2. eine Diversifizierung  von Finanzierungsquellen für den öffentlichen  Hoch-
schulbereich; 

3. eine neue Funktionsbestimmung im Hochschulbereich in Richtung auf eine 
stärkere institutionelle Autonomie und Leistungsbewertbarkeit („accountabil-
ity") ; und 

4. eine explizite politische Prioritätsbestimmung von Qualitätsstandards und 
Chancengleichheit („quality and equity objectives"). 

Jedem dieser vier Punkte ist im Hochschulbericht ein gesondertes Kapitel 
gewidmet. 

In Kapitel 3 plädiert die Weltbank für eine Vielzahl unterschiedlicher Arten von 
Hochschulbildung und legt dabei größten Wert auf den Aufbau von sowohl nicht-
universitären als auch privaten Einrichtungen, um einerseits der steigenden sozia-
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len Nachfrage nach Hochschulbildung gerecht zu werden, andererseits die Flexibi-
lität der Hochschulsysteme gegenüber sich rasch verändernden Bedürfnissen des 
Arbeitsmarktes zu erhöhen. „Some countries have succeeded in this regard, deve-
loping a scope of institutions with a variety of missions, such as short-cycle pro-
grams and open learning systems, and promoting private institutions to comple-
ment the public network" (World  Bank  [1994], 28). Als Vorbilder werden asiati-
sche Staaten, u.a. Thailand, China, Korea und die Philippinen, genannt. 

Interessant ist, daß die Rolle des Staates keineswegs verringert, sondern viel-
mehr dessen Aufgabenbestimmung neu definiert  werden soll. Es wird u.a. ein 
„appropriate legal and policy framework" gefordert,  um u.a. „appropriate accredi-
tation and program evaluation mechanisms" sowie technische Hilfe bei der Curri-
culum-Entwicklung und dem institutionellen Management für Privateinrichtungen 
zu ermöglichen. Auf der ökonomischen Ebene werden beispielhaft zur Entwick-
lung von privaten Hochschuleinrichtungen genannt: Steuerbefreiung  (Brasilien, 
Mexiko), direkte Finanzbeihilfen (Chile, Italien), subventionierte Beihilfen für den 
Landerwerb (Iran, Kenia, Uganda); allerdings sollen dies nur finanzielle Anreize 
sein, um die Expansion des relativen Hochschulbereichs zu niedrigeren öffent-
lichen Kosten als im Fall einer Erhöhung des Studienangebots an öffentlichen  Ein-
richtungen zu ermöglichen. Einerseits soll staatlich geregelt sein, daß Privatinstitu-
tionen die Höhe ihrer Studiengebühren selbst bestimmen, andererseits soll der 
Staat Darlehen und Stipendien zum Besuch dieser Privateinrichtungen zur Ver-
fügung stellen. 

Was die unterschiedlichen Finanzierungsquellen für öffentliche  Hochschul-
einrichtungen anbetrifft,  so steht an erster Stelle die Mobilisierung von privaten 
Finanzmitteln durch 

(1) Einführung von Studiengebühren3 und Abbau von indirekten Subventionen für 
Wohnheime, Mensa-Essen, etc. ( = „cost-sharing with students"); 

(2) Finanzierung durch Schenkungen, Treuhandfonds und Stiftungen (Ehemalige, 
Privatwirtschaft)  ; 

(3) Einkommenschaffende  Aktivitäten (berufsorientierte  Kurzzeit-Kurse, Kon-
trakt-Forschung, Consulting-Dienstleistungen). 

Einerseits plädiert die Weltbank dafür,  daß Studierende (und deren Eltern) in 
etwa 25-30 Prozent der durchschnittlichen öffentlichen  Hochschulkosten pro 
Student zahlen, gleichzeitig fordert  sie Programme für Studiendarlehen mit alter-
nativen Rückzahlungsmodi. 

Kapitel 4 steht unter dem Titel „Redefining the Role of Government" und for-
dert grundlegende Änderungen in den Beziehungen zwischen Regierung und 
Hochschulsystem vor dem Hintergrund der oben genannten Reform-Ziele. Dabei 

3 Gegenwärtig decken Studiengebühren 10% und mehr der laufenden Ausgaben lediglich 
in 20 Staaten ab (World  Bank  [1994], 41). 
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wird jedoch auf zwei „important economic justifications for government support 
of higher education" hingewiesen {World  Bank  [1994], 55): 

(1) Hochschulinvestitionen schaffen  externe Erträge, die für die wirtschaftliche 
Entwicklung von Bedeutung sind (z. B. langfristige Erträge aus der Grundla-
genforschung und der Technologie-Entwicklung): „because these benefits can-
not be explored by individuals, private investment done in higher education 
would be socially suboptimal" (World  Bank  [1994], 55). 

(2) Die Existenz unvollkommener Kapitalmärkte schränkt die Möglichkeiten von 
Individuen - insbesondere aus den wirtschaftlich benachteiligten Schichten -
ein, Anleihen für Bildungsinvestitionen aufzunehmen. 

Außerdem wird auf die Komplementaritäten zwischen Lehre und Forschung, 
zwischen Diplom- und Promotionsstudium hingewiesen, die eine isolierte Betrach-
tung der Forschungskomponente schwierig gestalten („joint product nature of 
modern universities"). 

Vor diesem Hintergrund wird jedoch postuliert, daß in der Mehrzahl der Entwick-
lungsländer die Rolle des Staates im Hochschulbereich weit über das hinausgeht, 
was als ökonomisch effizient  zu betrachten ist. Die Forderung der Weltbank lautet 
daher, von direkten staatlichen Kontrollen abzusehen, sondern vielmehr einen kohä-
renten politischen Bezugsrahmen für öffentliche  und private Hochschuleinrichtun-
gen zu schaffen,  öffentlichen  Hochschuleinrichtungen einen höheren Grad an Fi-
nanz- und Management-Autonomie zu gewähren und stärker ökonomischen Anrei-
zen und markt-orientierten Instrumenten zur Politik-Durchführung  zu vertrauen. In 
diesem Zusammenhang wird u.a. auf die Erfahrungen in den OECD-Staaten Frank-
reich, Japan und Niederlande sowie in Chile, Thailand und Vietnam verwiesen. 

Mit einer erhöhten Finanz- und Management-Autonomie zum Zwecke einer in-
ternen Ressourcen-Allokation eng verbunden steht die Forderung nach einer Ein-
führung von Performanz-Indikatoren  als Entscheidungshilfen: „Autonomy and ac-
countability also have implications for the governance structure and management 
culture of institutions. An independent governance structure could include an as-
sembly consisting of members of the university community; a lay governing board 
with board representation from the wider community, and a vice chancellor or rec-
tor with proven management skills appointed by the board on the advice of the as-
sembly" {World  Bank  [1994], 65). 

Kapitel 5 beschäftigt sich mit Fragen einer verbesserten Qualität von Lehre und 
Forschung, einer erhöhten Flexibilität der Hochschuleinrichtungen, auf veränderte 
Arbeitsmarktbedingungen zu reagieren, sowie einem höheren Maß an Gleichheit. 
Dementsprechend wird u.a. kritisiert, daß in vielen Ländern die Hochschuleinrich-
tungen geringen oder keinen Einfluß auf die Zulassung von Studierenden haben, 
die Gehälter für das Lehrpersonal an die Gehaltsstruktur des öffentlichen  Dienstes 
gebunden sind, die oftmals niedriger als im privaten Beschäftigungssystem sind 
und Alter anstelle von Leistung belohnen. 
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Empfohlen werden verstärkte Evaluierungsmechanismen: „As illustrated by the 
recent experience of Western European countries, the most effective  evaluation 
mechanisms emphasize self-evaluation on institutional mission and performance 
combined with external assessment procedures, whether by professional associa-
tions or a government oversight agency" ( World  Bank  [1994], 70). 

VI. Aus Erfahrung lernen? 

Die Erarbeitung des Hochschulberichtes hat etwa fünf  Jahre und erhebliche fi-
nanzielle und personelle Ressourcen in Anspruch genommen. Entwürfe wurden als 
Ergebnisse von Fallstudien und zahlreicher Studien von externen Fachleuten auf 
regionalen Konferenzen diskutiert und verändert (zur Entstehungsgeschichte vgl. 
Girdwood  [1995], 41-74). Herausgekommen ist ein klassisches politisches Kom-
promiß-Papier, wobei der Rückgriff  auf eigene Fallstudien stets zu knapp ausfällt. 
Es ist keii>„Policy-Paper on Higher Education" geworden, sondern ein „,Best 
Practice' Paper", das interne Konflikte im Weltbank-Sekretariat, die nicht ausdis-
kutiert werden, oftmals erahnen läßt, was insbesondere an der Diskussion um den 
Stellenwert des Ertragsraten-Ansatzes deutlich wird. 

Intra-organisatorische Untersuchungen über die Machtkämpfe innerhalb des 
Weltbank-Sekretariats zwischen den „economic accountants" und den „social/edu-
cational accountants" existieren nicht und könnten nur von Insidern geschrieben 
werden. Dabei wäre vor allem die gegenwärtige Praxis einer sehr engen Verzah-
nung von Entwicklungs- bzw. Bildungsforschung und -politik einzugehen, die 
typisch ist für die Publikationspolitik dieser Organisation, näher zu untersuchen. 

Der Hochschulbericht wendet sich in erster Linie an Entwicklungs- und Trans-
formationsländer;  die Beispiele für innovatives hochschulpolitisches Handeln 
kommen aber auch aus den OECD-Staaten. Allerdings ist dem Autor an keiner 
Stelle aufgefallen,  daß Deutschland explizit genannt worden ist. Dies wiederum 
legt den Vorschlag nahe, die von der Weltbank vorgeschlagenen vier Hauptrichtun-
gen einer Hochschulreform auf ihre Umsetzung bzw. Umsetzbarkeit in Deutsch-
land näher zu untersuchen. 

Die Weltbank mit gegenwärtig rund 4000 festangestellten Mitarbeiter(innen) im 
höheren Dienst beschäftigt davon allein etwa 300 plus 200 Berater(innen) im 
Bereich der angewandten Entwicklungsforschung und stellt mit einem jährlichen 
Etat von rund 100 Mio US-Dollar warscheinlich die größte „development research 
university" der Welt dar. Ihr politischer Einfluß ist daher beträchtlich. 

Vor diesem Hintergrund ist der in der Einleitung genannte gegenseitige Lern-
prozeß sehr ernst zu nehmen. Die klassische Dichotomie zwischen „Geber"- und 
„Nehmer"-Ländern existiert angesichts der zunehmenden Zahl von Schwellenlän-
dern nur noch bedingt und beschränkt sich auf den finanziellen Ressourcentransfer. 
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Was die Inhalte und alternativen Organisationsformen der Hochschulbildung anbe-
trifft,  so können heute die Industriestaaten auch von den Erfahrungen der Entwick-
lungsländer lernen. 
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Anhang 

Tabelle  4 
IBRD: Entwicklung der Mittel vergäbe für den Sektor Schule und Ausbildung, 

1975 -1996 (in Mio. US-Dollar) 

Sektor Insgesamt Anteil in % 
1975 126,7 4231,7 3,0 
1976 244,9 4925,1 5,0 
1977 210,1 5713,3 3,7 
1978 268,9 5978,7 4,5 
1979 245,5 6954,0 3,5 
1980 360,1 7604,2 4,7 
1981 374,6 8808,9 4,3 
1982 428,4 10 289,0 4,2 
1983 320,4 11 136,3 2,9 
1984 491,2 11 854,6 4,1 
1985 514,9 11 349,3 4,5 
1986 577,7 13 171,3 4,4 
1987 173,5 14 139,2 1,2 
1988 654,9 14 762,0 4,4 
1989 542,6 16 433,2 3,3 
1990 381,0 15 095,7 2,5 
1991 1355,5 16 281,7 8,3 
1992 1110,6 15 019,5 7,4 
1993 901,0 16 904,5 5,3 
1994 1499,9 14218,9 10,5 
1995 1280,6 16 813,6 7,6 
1996 920,8 14 655,9 6,3 

Quelle:  Briefwechsel mit „Education - The World Bank Advisory Service", Washington, 
D.C. 
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Tabelle  5 
IDA: Entwicklung der Mittel vergäbe für den Sektor Schule und Ausbildung, 

1975 -1996 (in Mio. US-Dollar) 

Sektor Insgesamt Anteil in % 
1975 97,1 1576,2 6,2 
1976 76,4 1655,3 4,6 
1977 78,5 1275,5 6,2 
1978 83,0 2273,5 3,7 
1979 250,5 2961,5 8,5 
1980 80,0 3785,5 2,1 
1981 372,2 3376,6 11,0 
1982 98,0 2653,3 3,7 
1983 251,5 3325,7 7,6 
1984 210,7 3573,0 5,9 
1985 421,9 2919,5 14,5 
1986 261,8 3115,6 8,4 
1987 266,3 3442,8 7,7 
1988 209,1 4449,4 4,7 
1989 449,1 4805,2 9,3 
1990 956,5 5495,3 17,4 
1991 736,2 6116,2 12,0 
1992 584,1 6426,2 9,1 
1993 982,7 6568,9 15,0 
1994 658,1 6527,6 10,1 
1995 816,2 5560,0 14,7 
1996 784,9 6864,1 11,4 

Quelle:  Briefwechsel mit „Education - The World Bank Advisory Service", Washington, 
D.C. 

20 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 262 
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Tabelle  6 
IBRD und IDA: Entwicklung der Mittel vergäbe für den Sektor Schule und Ausbildung, 

1975 -1996 (in Mio. US-Dollar) 

Sektor Insgesamt Anteil in % 
1975 223,8 5807,9 3,9 
1976 321,3 6580,4 4,9 
1977 288,6 6988,8 4,1 
1978 351,9 8252,2 4,3 
1979 496,0 9915,5 5,0 
1980 440,1 11 389,7 3,9 
1981 746,8 12 185,5 6,1 
1982 526,4 12 942,3 4,1 
1983 571,9 14 462,0 4,0 
1984 701,9 15 427,6 4,5 
1985 936,8 14 268,8 6,6 
1986 839,5 16 286,9 5,2 
1987 439,8 17 582,0 2,5 
1988 864,0 19211,4 4,5 
1989 991,7 21 238,4 4,7 
1990 1337,5 20 591,0 6,5 
1991 2091,7 22 397,9 9,3 
1992 1694,7 21 445,7 7,9 
1993 1883,7 23 473,4 8,0 
1994 2158,0 20 746,5 10,4 
1995 2096,8 22 373,6 9,4 
1996 1705,7 21 520,0 7,9 

Quelle:  Briefwechsel mit „Education - The World Bank Advisory Service", Washington, 
D.C. 
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IV. Weiterbildung 
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Pro und Contra von Regulierungen 
im Weiterbildungsbereich 

Neue Impulse und Konturen für die berufliche Weiterbildung 

Von Edgar  Sauter,  Berlin 

Wie kein anderer Bildungsbereich ist die Weiterbildung durch eine starke politi-
sche Prägung und durch ordnungspolitische Konflikte gekennzeichnet. Während in 
der Berufsausbildung längst ein pragmatisches Handeln dominiert und das duale 
System durch staatliche Ordnung und Anerkennung ein klares Profil  gewonnen 
hat, laufen die Diskussionen in der beruflichen Weiterbildung noch häufig unter 
dem Gegensatzpaar „Staatliche Regulierung" versus „Marktkonforme Deregulie-
rung". In nahezu allen Schlüsselfragen der beruflichen Weiterbildung, wie z. B. 
der Weiterbildungsstatistik, der Freistellung von der Arbeit für Bildungszwecke, 
der Professionalisierung  des Weiterbildungspersonals, der bundesweiten Fortbil-
dungsberufe oder der Zertifizierung  und Qualitätssicherung prallen die gegensätz-
lichen Positionen nach dem klassischen Regulierungs-/ Deregulierungsmuster auf-
einander und führen insbesondere in der Diskussion zwischen Arbeitgebern und 
Gewerkschaften vielfach zu Blockierungen (vgl. Ehrke,  M. /Heimann,  K. 1995). 

Zugleich wird aber auch deutlich, daß schon angesichts der Differenziertheit  der 
Weiterbildung und ihrer vielfältigen Aufgaben keine „einfachen", d. h. polarisierten 
Lösungen möglich und sinnvoll sind. Mit dem Instrument verstärkter staatlicher 
Kontrolle und Intervention wären die Aufgabenstellungen der Weiterbildung nur 
um den Preis zu lösen, daß der Weiterbildungsbereich seine ihn auszeichnende 
Fähigkeit, sich flexibel und dynamisch zu verhalten, verlöre. Umgekehrt würde eine 
ausschließlich auf einer Steuerung über den Markt basierende Weiterbildung ins-
besondere längerfristig  in zahlreichen Bereichen zu Defiziten führen, die sich z. B. 
dahingehend auswirken können, daß Personengruppen tendenziell von der Teilnah-
me an Weiterbildung ausgeschlossen und finanzielle Mittel fehlgeleitet werden. 

Die Alternative zu diesen wenig attraktiven Polarisierungen war und ist, die 
Strukturen und Verfahren  der Weiterbildung auf der Grundlage konsensorientierter 
Entscheidungsfindung zu gestalten. Insbesondere bei der praktischen Problem-
lösung „vor Ort" zeigt sich der Zwang zu solchen für alle Seiten produktiven Kom-
promissen. Nicht zuletzt deshalb wurden z. B. Weiterbildungsabschlüsse auf der 
Grundlage des Berufsbildungsgesetz (BBiG) und der Handwerksordnung (HwO) 
vor allem auf der regionalen Ebene der zuständigen Stellen geregelt. 
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Mit zuletzt 2.600 regionalen Weiterbildungsabschlüssen bei 370 Fortbildungs-
profilen wurde allerdings die Ambivalenz dieser Entwicklung deutlich: Die hohe 
Anzahl der Abschlüsse ging letztlich auf Kosten der Transparenz der Regelungen 
und auf Kosten der überregionalen Verwertung und Anerkennung der Qualifikatio-
nen. 

Es ist insbesondere der Bereich der Fortbildung und hier wiederum die in der 
Terminologie des BBiG und des Arbeitsförderungsgesetz  (AFG) sogenannte Auf-
stiegsfortbildung, um die die Grundsatzdebatte von Regulierung vs. Deregulierung 
in der Weiterbildung geführt  wird. Ausgangspunkt sind dabei die im BBiG und in 
der HwO enthaltenen Möglichkeiten für die Regelung der beruflichen Fortbil-
dungsabschlüsse: 

• Nach § 46, 1 BBiG (bzw. § 42, 1 HwO) können die zuständigen Stellen, das sind 
im wesentlichen die Kammern, Ziele, Inhalte und Voraussetzungen von Fortbil-
dungsprüfungen für ihren regionalen Zuständigkeitsbereich regeln (Beispiele: 
Bankfachwirt,  Werbefachwirt); 

• nach § 46, 2 BBiG (bzw. 42, 2 HwO) hat der Bund - „als Grundlage für eine 
geordnete und einheitliche berufliche Fortbildung" - die Möglichkeit, auf dem 
Verordnungswege bundesweite Fortbildungsordnungen zu erlassen, die eben-
falls Ziele, Inhalte, Verfahren  und Voraussetzungen für Prüfungen bestimmen 
(Beispiele: Fachagrarwirt, geprüfter  Industriemeister). 

Die Teilnahme an der so in BBiG und HwO verankerten Aufstiegsfortbildung 
wurde durch das gleichzeitig und in engem sachlichen Zusammenhang entstandene 
AFG von 1969 gefördert.  In erster Linie stammten diese finanziellen Mittel aus 
den Beiträgen zur Arbeitslosenversicherung, die nur im Falle von Defiziten im 
Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit durch Bundeszuschüsse ausgeglichen wur-
den. Diese AFG-finanzierte Aufstiegsfortbildung  war nicht nur als ein Kernstück 
aktiver Arbeitsmarktpolitik, sondern auch - in ihren BBiG-Bestimmungen - als 
eine wesentliche Grundlage für ein Weiterbildungssystem konzipiert, das das duale 
System der Ausbildung ergänzen und weiterführen  sollte. 

Vor diesem Hintergrund sind im Jahr 1996 zwei für die Gestaltung der berufli-
chen Weiterbildung wichtige Entscheidungen getroffen  worden: 

- Im April wurde das Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz  (AFBG) verabschie-
det, nach dessen Bestimmungen die Vorbereitung auf öffentlich-rechtliche  und 
staatliche Weiterbildungsabschlüsse erstmals aus Steuermitteln gefördert  wird; 
die AFG-Förderung der Aufstiegsfortbildung  war bereits 1994 weggefallen. 

- Im Dezember schlossen die Sozialparteien eine Vereinbarung zur beruflichen 
Fortbildung gemäß § 46 BBiG/§ 42 HwO, die die bundesweiten Regelungs-
möglichkeiten der Weiterbildung „im Interesse der Fortentwicklung der Weiter-
bildung'4 nutzen sollen, indem das Verfahren  der Überführung  von regionalen 
Fortbildungsregelungen in bundesweite Verordnungen an Kriterien und Verfah-
ren der Sozialparteien gebunden wird. 
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Mit diesen beiden Entscheidungen, die Regulierungen bzw. Vorgriffe  auf staat-
liche Regulierungen darstellen, ist auch eine qualitative Bewegung in einen Be-
reich gekommen, der sich seit Jahren vor allem durch quantitative Dynamik aus-
zeichnet. 

Das sogenannte „Meister-BAföG" räumt den beruflich qualifizierten Fachkräf-
ten einen gesetzlich verankerten Rechtsanspruch auf staatliche Förderung ein. Mit 
dieser für Studenten vergleichbaren Förderung wird ein Beitrag zur Gleichwertig-
keit von allgemeiner und beruflicher  Bildung signalisiert. Materiell handelt es sich 
um eine Mischfinanzierung, bei der der private Anteil in der Regel weit über dem 
staatlichen Anteil der Finanzierung liegt. Auch bei den Gesamtaufwendungen (Pri-
vatwirtschaft,  Bundesanstalt, Privatpersonen, öffentliche  Hand) von insgesamt 
rund 60 Mrd. DM jährlich für die berufliche Weiterbildung liegt der Anteil der 
öffentlichen  Hand im übrigen bei nur rund 7 %. 

Übersicht 

Finanzielle Aufwendungen für die berufliche Weiterbildung nach 
Finanzierungsträgern 1992/1993 (in Mrd. DM) 

(1) Betriebe / Arbeitgeber (ohne Landwirtschaft  und freie Berufe) 24,7 υ 

(2) Bundesanstalt für Arbeit Fortbildung, Umschulung, Einarbeitung 
(ohne Rehabilitation, Eingliederung von Aussiedlern) 19,02) 

(3) Öffentliche  Hand (ohne Förderprogramme,  Steuerreduzierung, 
Weiterbildung im öffentlichen  Dienst) 4,53) 

(4) Weiterbildungsteilnehmer 9,84) 

Quellen: l ) Grünewald/Moraal,  1995, 2 ) Bundesanstalt  für  Arbeit,  1993, 3 ) Bundesministe-
rium  für  Bildung  und Wissenschaft  (BMBW), 1995, 4 ) von Bardeleben/Sauter,  1995. 

Die neue finanzielle Förderung dürfte auch ein wichtiger Grund sein, daß die er-
wartete Akzeptanz bei den Adressaten bisher nicht eingetreten ist: Ein Jahr nach 
Inkrafttreten  der neuen Finanzierung lagen 55.000 Anträge auf Förderung vor, aus-
gegangen war man von 90.000 Teilnehmern im Jahresdurchschnitt. Diese Nachfra-
gelücke dürfte vor allem zwei Gründe haben: Die finanzielle Ausstattung ist weni-
ger attraktiv als die weggefallene AFG-Förderung und die administrative Durch-
führung des Gesetzes durch die Länder leidet an Anlaufschwierigkeiten,  da von 
Land zu Land unterschiedliche Einrichtungen mit der Durchführung  des Gesetzes 
beauftragt sind (z. B. Landesämter für Ausbildungsförderung,  Kammern, Landes-
verwaltungsamt). Ein weiterer und möglicherweise entscheidender Grund für einen 
Attraktivitätsverlust der Aufstiegsfortbildung  (und damit einer verringerten Inan-
spruchnahme der finanziellen Förderung) ist in den verminderten Aufstiegschan-
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cen für beruflich Qualifizierte zu sehen, die bereits heute durch weitgehend enthie-
rarchisierte Arbeitsstrukturen verursacht werden. 

Bei der neuen Vereinbarung der Tarifparteien  zur Regelung der bundesweiten 
Aufstiegsfortbildung  handelt es sich insofern um einen „Durchbruch4', als dem 
Konsens ein jahrelanger Konflikt voranging, der zu einem Regelungs- und Re-
formstau im Bereich der bundesweiten Fortbildungsberufe  geführt  hat. Die neue 
Vereinbarung der Sozialparteien sieht nun Kriterien vor, nach denen in Zukunft die 
sogenannten Kammerregelungen nach § 46, 1 BBiG in bundesweite Fortbildungs-
ordnungen nach § 46, 2 BBiG überführt  werden können. Wenn die Kammerrege-
lungen sich nach Zeitdauer  (mindestens fünf  Jahre), regionaler  Verbreitung  (min-
destens fünf  Bundesländer) und quantitativer  Bedeutung  (500 Prüfungsteilnehmer 
in den letzten drei Jahren) durchgesetzt haben, sollen künftig bundesweite Fortbil-
dungsordnungen entwickelt werden, die die Kammerregelungen ersetzen. 

Mit der Umsetzung der Vereinbarung werden also mehrere Ziele verfolgt:  Zu-
nächst einmal können die sogenannten „Altlasten" aufgelöst werden, die durch den 
Regelungs- und Reformstau in den letzten Jahrzehnten entstanden sind. Konkret 
bedeutet das: Die Anzahl der regionalen Fortbildungsregelungen, die zuletzt auf 
2.608 (1996) angewachsen war, kann auf ein für alle Beteiligten überschaubares 
Volumen reduziert werden. In einer ersten Umsetzungsphase sollen 15 bundes-
weite Fortbildungsberufe  vorbereitet und erlassen werden (wie z. B. der Bankfach-
wirt, der Versicherungsfachwirt  und der Personalfachkaufmann),  die pro Abschluß-
typ zahlreiche regionale Regelungen aufweisen; auf den Bankfachwirt  entfallen 
z. B. 76, auf den Versicherungsfachwirt  51 und auf den Personalfachkaufmann  75 
Regelungen. Durch die Zusammenfassung in bundeseinheitliche Abschlüsse wird 
es möglich, daß ca. 900 regionale Regelungen der Kammern aufgehoben werden 
können, für zwei Drittel der Fortbildungsteilnehmer gelten dann bundeseinheitli-
che Abschlüsse. Nach Abbau der „Altlasten" erlauben die vereinbarten Kriterien 
eine kontinuierliche Entwicklung der Abschlüsse auf beiden Ebenen. Das bedeutet 
zum einen, daß das Spektrum der bundesweiten Weiterbildungsabschlüsse voraus-
sichtlich auch auf die neuen Dienstleistungsbereiche ausgedehnt werden kann (wie 
z. B. Gesundheit, Pflege, Sicherheit, Tourismus), die bisher nicht ausreichend 
durch bundesweite Abschlüsse für die Teilnehmer erschlossen sind. Zum anderen 
können die regionalen Abschlüsse auf ihre eigentliche Funktion konzentriert wer-
den, nämlich für den zuerst regional entstehenden Weiterbildungsbedarf  neue Qua-
lifizierungs- und Beschäftigungsfelder  zu erschließen. Die Kammern können damit 
ihre innovative Aufgabe, Impulse für neue Qualifikationen und Berufe zu geben, 
verstärken. 

Schließlich besteht die Chance, daß sich das triparitätische Handeln von Staat 
und Sozialparteien auch im Bereich der beruflichen Weiterbildung „normalisiert", 
denn im Bereich der bundesweiten Fortbildungsregelungen war dieser Konsens 
zwischen den Sozialparteien bisher eher die Ausnahme als die Regel. Weil sich der 
Bund aber an das Konsensprinzip  hielt, nämlich keine Weiterbildungsregelung ge-
gen den erklärten Willen einer der Sozialparteien zu erlassen, war die Handlungs-
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abstinenz des Bundes bei anhaltendem Dissens der Sozialparteien letztlich der ent-
scheidende Faktor für den eingetretenen Regelungs- und Reformstau. Durch die 
Vereinbarung wird der Bund als Verordnungsgeber in die Pflicht genommen, die 
anstehenden Arbeiten für die Entwicklung der Fortbildung voranzutreiben; das gilt 
nicht nur für die Entwicklung und Vorbereitung der Rechtsverordnungen durch das 
Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), sondern auch für die Hilfen zur Erarbei-
tung von Lehrgangsempfehlungen und für die Dienstleistungen im Bereich der In-
formation und Dokumentation der Fortbildungsregelungen auf allen Ebenen für 
alle Beteiligten. 

Je nach Standpunkt wird man die beiden Entscheidungen (AFBG und die Ver-
einbarung der Tarifparteien)  unterschiedlich interpretieren können: Einmal als Ein-
geständnis, daß der Markt allein in der Weiterbildung nicht alles für alle zum be-
sten regelt, sondern daß es vielmehr der Regulierung bedarf,  um die Weiterbildung 
im Interesse aller beteiligten Personengruppen zu fördern.  Zum anderen wird man 
die beiden Entscheidungen aber auch als Setzung von wichtigen Rahmenbedingun-
gen sehen können, die Fehlentwicklungen des Marktes verhindern, bzw. korrigie-
ren. Insofern sind sie als Ausdruck einer weitgehend deregulierten Weiterbildung 
und eines sehr stark eingeschränkten Staatsmonopols in diesem Bereich zu be-
trachten; denn schließlich waren es die Sozialparteien, die den Orientierungsrah-
men vereinbarten. 

Gleichgültig welcher Sichtweise man zuneigt, symptomatisch für die Weiterbil-
dung ist, daß ihre Entwicklung in den letzten 25 Jahren von einer Grundsatzdiskus-
sion über Regulierung / Reglementierung vs. Deregulierung / Marktorganisation 
begleitet und z.T. bestimmt wurde. Zugleich wurde inzwischen aber auch deutlich, 
daß sich unterhalb der Grundsatzpositionen produktive pragmatische Lösungen 
und Perspektiven abzeichnen, die das klassische Regulierungs-/ Deregulierungs-
schema partiell überwinden und überflüssig machen. 

Die Vereinbarung und ihre Umsetzung sind ein gutes Beispiel dafür,  daß Weiter-
bildung als öffentliche  Aufgabe und offener  Weiterbildungsmarkt sich nicht gegen-
seitig ausschließen müssen. Voraussetzung dazu ist allerdings, daß öffentliche  Ver-
antwortung für die Weiterbildung nicht notwendigerweise mit der Einordnung in 
die Staatsverwaltung gleichgesetzt wird. Sie dürfte nur eine von mehreren Mög-
lichkeiten sein, öffentliche  Verantwortung in der Weiterbildung durchzusetzen; 
wirksamere Möglichkeiten sind z. B. darin zu sehen, daß Infrastrukturhilfen  für die 
Förderung der Markttransparenz oder die Qualitätssicherung der Weiterbildung 
angeboten und umgesetzt werden. Genau dieses wird mit der Vereinbarung der 
Sozialparteien ebenso intendiert wie mit dem steuerfinanzierten  Erwerb von Wei-
terbildungsabschlüssen: Es werden z. B. Rahmenbedingungen gesetzt, um 

• ein breites Spektrum von bundeseinheitlichen, staatlich anerkannten Weiterbil-
dungsabschlüssen zu ermöglichen - bei gleichzeitigem Abbau einer Überregu-
lierung auf regionaler Ebene; 
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• mit Hilfe von einheitlichen Berufsstandards  die Qualität des Angebots und der 
Prüfungen zu sichern; 

• durch die Dokumentations- und Informationspflichten  des Β IB Β die Transpa-
renz des Marktes für Fortbildungsregelungen herzustellen sowie 

• durch einen gesetzlich festgelegten Rechtsanspruch auf finanzielle Förderung 
den Zugang für beruflich Qualifizierte zu anspruchsvollen Weiterbildungsab-
schlüssen zu erleichtern. 

Die genannten Rahmenbedingungen für die Entwicklung von Weiterbildungsab-
schlüssen und deren erleichterter Erwerb aufgrund finanzieller Hilfen stellen 
Grundlagen für die Weiterbildung dar, die langfristig die Entwicklung eines eigen-
ständigen dualen Weiterbildungssystems in Deutschland erlauben (vgl. Schmidt,  H. 
1997, S. 2). 

Die skizzierten Entscheidungen (Vereinbarung der Sozialparteien und das 
AFBG) beziehen sich zwar nur auf den quantitativ relativ schmalen Sektor der 
Aufstiegsweiterbildung, aber die so geschaffenen  Konturen dürften längerfristig 
auch für die gesamte berufliche Weiterbildung eine strukturierende Bedeutung ha-
ben. Nicht zuletzt dürfte dazu auch die seit Mitte der 80er Jahre zu beobachtende 
Erosion der Aufstiegs Weiterbildung beitragen. Im Rahmen der weiter vordringen-
den enthierarchisierten Arbeits- und Organisationsstrukturen büßt die traditionelle 
Aufstiegs Weiterbildung mit anerkannten Weiterbildungsabschlüssen ihre Bedeu-
tung als Vehikel des Aufstiegs immer mehr ein. Dies dürfte sich für die betroffenen 
unterschiedlichen Tätigkeitsbereiche, wie ζ. B. Handwerk, Industrie, neue Dienst-
leistungen in unterschiedlichen Formen und Geschwindigkeiten vollziehen; länger-
fristig dürften sich damit aber auch die Grenzen der traditionellen Unterscheidung 
von Anpassungs- und Aufstiegsfortbildung  verwischen. Vieles spricht dafür,  daß 
die traditionellen Formen und Funktionen der Weiterbildung in der Perspektive des 
lebenslangen Lernens neu zu gestalten sind. 

Wie andere Bereiche der Gesellschaft befindet sich die Weiterbildung in einem 
Prozeß, der bereits erkennen läßt, was keinen Bestand haben wird, wenig präzise 
ist jedoch, wohin im einzelnen die Entwicklung geht. Arbeits- bzw. Berufs struktu-
ren und -anforderungen ändern sich laufend. Angesichts des systembedingten Pro-
gnosedefizits in marktwirtschaftlichen  Strukturen sind deshalb genaue Vorgaben 
und Regelungen für Qualifizierungsnotwendigkeiten nicht möglich oder haben ein 
kurzfristiges  Verfallsdatum. Vorgaben und Regelungen müssen vor diesem Hinter-
grund den Charakter von Rahmenbedingungen haben, den einzelnen, insbesondere 
den Erwerbstätigen bzw. -fähigen, in die Lage zu versetzen, rasch und flexibel auf 
die ihn betreffenden  Veränderungen in Arbeit und Beruf zu reagieren. Von daher 
haben die skizzierten Entscheidungen für öffentlich  verantwortete Regelungen die 
Funktion, den einzelnen als Regelungsinstanz zu stärken. Möglicherweise wird 
diese Reform auch bewirken, daß die Interessen der Individuen und ihre Wahlfrei-
heit mehr als bisher zur Geltung kommen (vgl. Edding  1988). 
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In den folgenden sieben Thesen werden Aspekte und Phasen der ordnungspoli-
tischen Entwicklungen hervorgehoben. Leitend ist dabei der Gesichtspunkt, daß 
sich jenseits des grundsätzlichen Konflikts von „staatlicher Regulierung" und 
„marktkonformer  Deregulierung" pragmatische Handlungsmuster durchsetzen, die 
in öffentlich  verantworteten Rahmenbedingungen (z. B. Fortbildungsregelungen) 
die Voraussetzungen sehen, dem einzelnen Weiterbildungsinteressenten verstärkt 
steuernde Funktionen und Wahlfreiheit  in der Gestaltung „seiner" Weiterbildung 
einräumen. 

These 1 

Weiterbildung  ist  im Unterschied  zu anderen  Teilen  des Bildungssystems  ein Be-
reich  sui  generis , sie ist  eigentlich  kein  „System"  (keine  4. Säule),  sondern  eine 
Mischung  aus marktmäßig  organisierten  Elementen  und unkoordinierten,  punk-
tuellen  Staatsinterventionen.  Nur  ein kleiner  Teil  der  Weiterbildung  (insbesondere 
die  Aufstiegsfortbildung)  ist  dem klassischen  schulmäßig  organisierten  Bildungssy-
stem zuzurechnen.  Die Systembildung  insgesamt  hat bisher  nicht  stattgefunden  und 
muß als mißlungen  gelten,  sofern  sie angestrebt  wurde. 

Bis heute gehört die Feststellung, daß die Weiterbildung der quartäre Bereich 
bzw. die vierte Säule des Bildungswesens ist und als solche ausgebaut werden 
müsse, zu den Standardaussagen aller bildungspolitischen Seiten. Bei diesem An-
spruch werden die Realitäten weitgehend übersehen. Als die wichtigsten Unter-
scheidungsmerkmale der Weiterbildung im Unterschied zu anderen Teilen des Bil-
dungssystems haben sich vor allem der Pluralismus, d. h. das Nebeneinander unter-
schiedlicher Anbieter und Angebote, die marktwirtschaftliche  Organisation des 
Angebots sowie die subsidiäre Rolle des Staates herausgebildet. Im Spektrum der 
Anbieter ist - immer noch - nach primär beruflicher  oder primär nicht-beruflicher 
Orientierung (ζ. B. Akademien, VHS) zu unterscheiden. Insbesondere die beruf-
liche Weiterbildung hat sich zu einem Instrument in zahlreichen Politikfeldern ent-
wickelt, wie ζ. B. der betrieblichen Personal- und Organisationsentwicklung, der 
Arbeitsmarktpolitik und der regionalen Wirtschaftsförderung.  Für die Segmentie-
rung der Weiterbildung sind die Finanzierungsgesichtspunkte entscheidend. Trotz 
der dominanten Mischfinanzierung sind Teilbereiche mit spezifischen Anbieter-/ 
Nachfragestrukturen  entstanden, wie ζ. B. die betriebliche Weiterbildung, die 
AFG-geförderte  Weiterbildung, die staatlich finanzierte Aufstiegsfortbildungsför-
derung sowie die eigenfinanzierte Weiterbildung. 

Vor diesem Hintergrund ist der Gesamtbereich Weiterbildung rechtlich stark zer-
splittert: Die Zuständigkeitsverteilung zwischen Bund, Ländern und Kommunen 
ist durch ein Nebeneinander von unverbundenen Gesetzen und rechtlichen Rege-
lungen gekennzeichnet. Die Loseblattsammlung des Weiterbildungsrechts umfaßt 
inzwischen vier Bände (Grundlagen der Weiterbildung 1994). Neben den wichtig-
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sten Gesetzen auf Bundesebene, wie ζ. Β. dem BBiG, dem AFG, dem AFBG, dem 
Fernunterrichtsschutzgesetz (FernUSG) sowie den Erwachsenenbildungs-/ Weiter-
bildungsgesetzen und Bildungsurlaubsgesetzen auf Länderebene gibt es eine kaum 
noch zu überschauende Anzahl von rechtlichen Regelungen für Weiterbildungs-
bzw. Fortbildungsberufe:  Neben den 2.600 Prüfungsregelungen auf der regionalen 
Ebene der zuständigen Stellen (§ 46, 1 BBiG bzw. § 42, 1 HwO), sind rd. 120 lan-
desrechtliche Regelungen für Weiterbildungsabschlüsse (insbesondere Techniker-
abschlüsse) sowie 183 bundesweite Fortbildungsordnungen festzustellen, von 
denen allein 160 Regelungen auf den Meisterbereich entfallen; 

Insgesamt hat sich die Weiterbildung also eher zu einem Regelungsdschungel 
als zu einem System entwickelt. 

Die Forderung einer Integration der Weiterbildung in das Bildungswesen wird 
seit dem Strukturplan des Deutschen Bildungsrates (1970) mit der Konsequenz 
verknüpft,  daß die Weiterbildung, „wie alle anderen Teile des Bildungssystems" 
der öffentlichen  Verantwortung unterliege. Dieser Anspruch hat in der Vergangen-
heit nicht selten dazu geführt,  daß die Weiterbildung auf den schulmäßig orga-
nisierten Teil (wie ζ. B. die Fachschulen) reduziert wurde. Die Perspektive des 
lebensbegleitenden Lernens ging bei dieser reduzierten Betrachtung weitgehend 
verloren. F.  Edding  (1988) hat dieses falsche Verständnis von Integration kritisiert, 
in dem er darauf verwies, daß es bei der Integration der Weiterbildung nicht 
um eine neue Stufe oder eine Säule alter Art im Aufbau des Bildungswesens gehe, 
„ ... sondern um das Konzept einer Neuordnung von Lebensverlauf,  Lern- und 
Berufslaufbahn,  von Studier-, Erwerbs- und Familientätigkeit4'. Dieses integrative 
Konzept umfaßt - neben dem Lernen in Weiterbildungseinrichtungen - selbstorga-
nisiertes Lernen in der Arbeitszeit und der Freizeit. 

These 2 

Zahlreiche  „ Wenden  "  und Brüche  kennzeichnen  die  Entwicklung  der  Weiterbil-
dung in den letzten  Jahrzehnten.  Die ordnungspolitischen  Vorstellungen  haben sich 
gewandelt  - bis hin zum Transformationsprozeß  in den neuen Ländern.  Die quanti-
tative  Dynamik  der  Weiterbildung,  insbesondere  im beruflichen  Bereich,  wird  je-
doch weniger  durch  politische  Intentionen  als durch  die  Veränderungen  in den Ar-
beits-  und Qualifikationsstrukturen  geprägt.  Die Entwicklung  der  Weiterbildung  ist 
von unterschiedlichen  ordnungspolitischen  Phasen geprägt: 

Bis Mitte der 60er Jahre dominierte der eher „okkasionelle" Charakter der 
Erwachsenenbildung mit ihrem sozial-kulturellen Angebot, das vor allem in den 
Volkshochschulen durchgeführt  wurde; berufliche Qualifizierung blieb im Hinter-
grund; unter internationalem Einfluß entstanden jedoch die ersten Management-
schulen und -kurse. 
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Mit der „realistischen Wende" der Erwachsenenbildung Ende der 60er Jahre, die 
mit dem Gutachten des Deutschen Ausschusses für das Erziehungs- und Bildungs-
wesen (1966) „Zur Situation und Aufgabe der deutschen Erwachsenenbildung" 
von 1960 eingeleitet wurde, setzt sich ein verändertes Selbstverständnis der Er-
wachsenenbildung durch. Es schlägt sich in Modellen und Vorschlägen für eine 
stärkere Systematisierung, Abschlußbezogenheit und berufliche Orientierung der 
Erwachsenenbildung nieder (z. B. als „Dritter" Bildungsweg); berufliche Fortbil-
dung und Umschulung wird zum Instrument aktiver Arbeitsmarktpolitik und inter-
national wurden die ersten life-long-learning-Strategien  im OECD-Rahmen ent-
wickelt („recurrent education"). 

Mit dem vom Deutschen Bildungsrat initiierten Schritt von der Erwachsenen-
bildung zur Weiterbildung Anfang der 70er Jahre wird das Ordnungskonzept der 
„öffentlichen  Verantwortung" entwickelt, das sich in ersten (länder)gesetzlichen 
Regelungen zur Weiterbildung / Erwachsenenbildung und in Bildungsurlaubsgeset-
zen niederschlägt. Inzwischen gibt es in 10 Bundesländern solche Freistellungs-
gesetze, deren Inanspruchnahme jedoch relativ gering geblieben ist (ca. 2 - 3 % der 
Anspruchsberechtigten nutzen diese Freistellungsmöglichkeiten für Lernzwecke). 

Seit den 80er Jahren dominiert ein Ordnungskonzept, das von marktwirtschaft-
lichen Vorstellungen geprägt ist; die betriebliche Qualifizierung wird zum quanti-
tativ bedeutendsten Segment der Weiterbildung. Im Transformationsprozeß  vom 
Plan zum Markt wird dieses Konzept Anfang der 90er Jahre in die neuen Länder 
übertragen. In der damit verbundenen „Maßstabsvergrößerung" werden allerdings 
auch zahlreiche Mängel und Defizite deutlich (z. B. unzureichende Verbraucher-
schutzregelungen) . 

Die Gegenwart ist - nicht zuletzt unter dem Diktat „leerer Kassen" - von einer 
Rückverlagerung vergesellschafteter  Formen des Lernens in die Familie und in die 
Freizeit geprägt; das informelle selbstorganisierte Lernen wird wiederentdeckt und 
im Rahmen multimedialer Lernarrangements als „zukunftsträchtig" betont (vgl. 
Dohmen 1996). 

Angesichts der Zurückhaltung des Staates bleibt der ordnungspolitische Hand-
lungsrahmen wenig ausgeprägt. Die Strukturen sind dort am deutlichsten, wo, wie 
in der AFG-finanzierten Weiterbildung, Einfluß auf Inhalte, Ziele, Qualitätsstan-
dards und damit auf die gesamte Weiterbildungsinfrastruktur  ausgeübt werden 
kann. Das gilt auch für den gesamten Bereich der klassischen Aufstiegsweiterbil-
dung, der an staatlich anerkannten Abschlüssen orientiert ist. Alle Ansätze jedoch, 
die auf Regelungen der betrieblichen Weiterbildung abzielten, wie z. B. die Frei-
stellungsgesetze der 70er Jahre oder die tarifvertraglichen  Regelungen zur Qualifi-
zierung in den 80er Jahren sind weitgehend Stückwerk geblieben. 

Die betriebliche Weiterbildung als der quantitativ bedeutendste Teil der Weiter-
bildung entwickelte sich immer stärker zu einem Instrument der unternehmensin-
ternen Personal- und Organisationsentwicklung. 
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These 3 

Die Qualifikationsanforderungen  und -strukturen  verändern  sich  unter  dem Ein-
fluß  neuer  schlanker  Arbeits-  und Organisationsstrukturen  (wie  z. B. Gruppenar-
beit,  flachere  Hierarchien,  Qualitätsmanagement).  Es wachsen  die  Ansprüche  an 
das Kontextwissen  und stärker  noch die  an Sozialkompetenzen,  die  vor  allem  durch 
arbeitsplatznahes  und arbeitsintegriertes  Lernen  zu erwerben  sind.  Erwerb  und 
Anwendung  von Qualifikationen  /Kompetenzen  fallen  tendenziell  zusammen. 

Die unter Kostendruck eingeführten neuen Organisations- und Arbeitsstrukturen 
bestätigen nicht nur den Trend zur ganzheitlichen beruflichen Handlungskompe-
tenz (Integration von Fach-, Methoden- und Sozialkompetenz); es wird auch deut-
lich, daß diese Anforderungen  tendenziell für alle Mitarbeiter gelten, unabhängig 
von Qualifikation und Hierarchieebene. Lebenslanges Lernen ist nicht länger auf 
Arbeitsplätze für akademisch Vorgebildete beschränkt. 

Da bei der Entwicklung der (ganzheitlichen) Handlungskompetenz die Selbstor-
ganisationsfähigkeit des Individuums eine besondere Rolle spielt, wird auch bestä-
tigt, daß die Verhaltensdispositionen und ihre Umsetzung am besten in der Lebens-
und Arbeitspraxis erlernt und entwickelt werden können. Angesichts der zuneh-
menden Verdichtung von Arbeitsprozessen gibt es aber auch ambivalente Folgen 
dieses Trends: Lernchancen im Arbeitsprozeß nehmen ab und/oder es kommt zu 
Überforderungen  und Demotivation der Betroffenen. 

Ende der 80er Jahre rückt die betriebliche Weiterbildung in den Brennpunkt des 
Interesses. War sie bis dahin noch weitgehend eine „black box" (vgl. BMBF 
1990), werden nun der Lernort Betrieb und die Betriebe als Bildungsträger zum 
bevorzugten Forschungsfeld. Im Mittelpunkt stehen dabei Themen des Lernens in 
der Arbeit, die ΒildungsWirksamkeit der Arbeit und die Gestaltung der Arbeit als 
Lernumgebung sowie die Fragen der Umsetzung des Gelernten in der Praxis 
(Transferproblem). 

These 4 

Der  Trend  zum gruppen-  und selbstorganisierten  Lernen  in der  Arbeit  macht  for-
malisierte  Lehrgänge  (mit  anerkannten  Abschlüssen)  nicht  überflüssig,  zeigt  je-
doch deren  Grenzen  auf  und macht  mögliche  Fehlentwicklungen  und Mängel  der 
traditionellen,  überwiegend  schulisch  organisierten  Weiterbildung  im Hinblick  auf 
das erforderliche  lebensbegleitende  Lernen  deutlich.  Die Disfunktionalität  des 
traditionellen  Bildungssystems  wächst. 

Ergebnisse aus empirischen Erhebungen zeigen (ζ. B. FORCE-Erhebung des 
Statistischen Bundesamtes und des Bundesinstituts für Berufsbildung),  daß bereits 
heute ein großer Anteil der Unternehmen über differenzierte  Formen des arbeits-
platznahen und arbeitsintegrierten Lernens verfügt (ζ. B. Coaching, Qualitäts-
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zirkel, Gruppenarbeit) (vgl. Grünewald,  U./Moraal,  D. 1996). Die Lerneffekte 
dieses arbeitsintegrierten Lernens können durch außerbetriebliche Lehrgänge nicht 
oder nicht angemessen erreicht werden. Es handelt sich vor allem um fachübergrei-
fende Problemlösungskompetenzen, die wechselnde Lebenssituationen und Auf-
gabenkonstellationen benötigen, um sich zu entwickeln. 

Bei einer einseitigen Ausrichtung auf die klassischen außerbetrieblichen Lehr-
gänge mit z.T. fixierten Curricula besteht die Gefahr von Fehlentwicklungen: 

- Das Auseinanderfallen von „Lernfeld" und „Funktionsfeld" macht viele Weiter-
bildungsanstrengungen zunichte, 

- Arbeitslose werden z. B. von einer für ihre Reintegration wichtigen Kompetenz-
entwicklung in der Praxis ausgeschlossen, 

- es kommt weder zu den für das lebenslange Lernen wichtigen Effekten  des 
„recurrent education" noch des „recurrent work", 

- die effiziente  Verteilung der Bildungsaktivitäten auf Ausbildung und Weiterbil-
dung wird vernachlässigt, d. h. eine Integration von Aus- und Weiterbildung 
wird erschwert. 

Von daher wird eine „Gewichtsverlagerung" in den Lernprozessen erforderlich: 
Weg von schulisch organisiertem Lernen mit formellen Curricula und hin zu einem 
offenen,  situationsbezogenen Lernen. Anstelle einer Zuteilung von Kursen wird 
damit auch die freie Wahl der Individuen gefördert.  Im Sinne des „self-directed 
learning" entscheidet der einzelne Lerner über das Angebot und nutzt für das Errei-
chen seiner Lernziele sowohl informelle als auch institutionalisierte Lernhilfen. 
Gegenüber einem solchen integrativen life-long-learning-Konzept wird das tradi-
tionelle Bildungssystem, das sich einseitig auf fixierte Curricula in institutionali-
sierten Lernorganisationen stützt, disfunktional, d. h. zentrale Kompetenzen für die 
Bewältigung des Wandels werden nicht erreicht. 

These 5 

Angesichts  der  neuen Herausforderungen  und der  Differenzierungen  des Weiter-
bildungsbereichs  sind  die  alten  Ordnungs-  und Politikmuster,  die  sich  in dem 
Gegensatzpaar  Regulierung/Deregulierung  erschöpfen,  nicht  (mehr)  angemessen. 
Weiterbildung  als öffentliche  Aufgabe  und offener  Weiterbildungsmarkt  schließen 
sich  gegenseitig  nicht  aus. Öffentliche  Verantwortung  für  die  Weiterbildung  bedeu-
tet  nicht  notwendigerweise  Einordnung  in die  Staatsverwaltung,  öffentliche  Auf-
gabe kann z. B. auch darin  bestehen, daß Infrastrukturhilfen  für  die  Förderung 
der  Markttransparenz  oder  die  Qualitätssicherung  der  Weiterbildung  angeboten 
werden. 
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In der Regel wird unterstellt, daß öffentliche  Verantwortung nur als staatliche 
Veranstaltung möglich ist und mit staatlicher Reglementierung gleichzusetzen ist. 
Auch die Rede von der Weiterbildung als Teil des Bildungssystems assoziiert aus-
schließlich staatliche Trägerschaft  der Weiterbildung. Vor diesem Hintergrund ist 
das Gegensatzpaar Regulierung vs. Deregulierung eindeutig besetzt. 

Die Wahrnehmung öffentlicher  Verantwortung als staatliche Rahmengesetz-
gebung (in Form von Gesetzen und staatlicher Administration) ist jedoch nur eine 
von mehreren Möglichkeiten, öffentliche  Verantwortung für Weiterbildung durch-
zusetzen, wobei die Durchführung  dem privaten Sektor ermöglicht wird (vgl. Rich-
ter,  I. 1970, 1994; Buttler,  F. 1994). Angesichts der Differenziertheit  von Weiterbil-
dung gibt es ein weites Spektrum mit Teilbereichen, die unterschiedliche Träger-
schaften aufweisen (z. B. privat, staatlich, kommunal, verbandlich). Entscheidend 
für die Wahrung öffentlicher  Verantwortung ist in einem solchen heterogenen 
Bereich nicht die Trägerschaft,  sondern inwieweit der Weiterbildungsinteressent in 
die Lage versetzt wird, an einem Angebot zu partizipieren, d. h. inwieweit also 
Zugang, Transparenz, Qualität und Finanzierung gewährleistet sind. Angesichts 
der Gefahr von staatlichen Steuerungsdefiziten ist öffentliche  Verantwortung sogar 
eher durch öffentlich  legitimierte Verfahren  gewährleistet, an denen Vertreter 
gesellschaftlicher Gruppen beteiligt sind (vgl. Faulstich,  R 1995). Ansätze für 
produktive Kompromiß- oder Zwischenlösungen im Rahmen eines differenzierten 
Netzwerks für lebenslanges Lernen sind z. B. eine Förderung ohne öffentliche 
Trägerschaft  (Beispiel: AFG-geförderte  Weiterbildung), staatliche Qualitätskon-
trolle bei privatwirtschaftlicher  Trägerschaft  (z. B. Fernunterricht) oder die 
Gewährleistung von Berufsstandards  (z. B. bei Weiterbildungsregelungen) im 
Konsens von Staat und gesellschaftlichen Gruppen. Unverzichtbare Bestandteile 
für öffentliche  Verantwortung sind z. B. Rahmenbedingungen, um 

- den Zugang zur Weiterbildung für alle zu gewährleisten (z. B. mit Finanzie-
rungshilfen), 

- die Standards und den Teilnehmerschutz des Angebots zu sichern und 

- die Transparenz des Marktes herzustellen. 

Die eingangs skizzierten aktuellen Entscheidungen für eine steuerfinanzierte 
Förderung des Erwerbs von Weiterbildungsabschlüssen mit Hilfe des „Meister-
BAföG" sowie die Weiterentwicklung und der Ausbau von Weiterbildungs-
abschlüssen im Konsens von Staat und Sozialparteien markieren solche Fixpunkte 
bzw. „Knoten" der öffentlichen  Verantwortung im „Netzwerk" einer Weiterbil-
dung, die Arbeit, Freizeit und Mediennutzung mit Lernen verbinden. 
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These 6 

Das Subsidiaritätsprinzip  des Staates  einerseits  und das Konsensprinzip  im 
staatlichen  Handeln  mit  den Sozialparteien  andererseits  sind  die  wichtigsten 
Regeln  für  Entscheidungen  des Staates  in einem Bildungsbereich,  der  auch privat 
gestaltet  werden  kann.  Beide  Prinzipien  werden  in der  Interessenauseinander-
setzung  der  Sozialparteien  instrumentalisiert.  Die Interessen  der  (potentiellen) 
Teilnehmer  bleiben  unberücksichtigt,  wenn es anstelle  eines Interessenausgleichs 
zu gegenseitiger  Blockade  kommt. 

Das Subsidiaritätsprinzip, nach dem der Staat nur dann eingreifen soll, wenn 
eine Aufgabe durch Individuen und /oder gesellschaftliche Gruppen nicht bewäl-
tigt werden kann, hat bisher nicht zu einem (rechtlichen) Ordnungsrahmen für die 
Weiterbildung geführt,  der mehrheitlich akzeptiert wird. 

Die Auseinandersetzung zwischen den Sozialparteien über die Umsetzung der 
ordnungspolitischen Vorstellungen des Berufsbildungsgesetzes (insbesondere § 46 
BBiG) hat von Anfang an immer wieder zu gegenseitiger Blockierung und Stag-
nation in der Entwicklung der Ausgestaltung eines Ordnungsrahmens geführt. 
Nicht zuletzt deshalb, weil der Staat das Konsensprinzip nur eingeschränkt prak-
tizierte, denn das richtig angewendete Konsensprinzip zwingt den Staat zum 
Handeln, wenn sich die Sozialparteien gegenseitig blockieren. 

Während die Arbeitgeberseite im Interesse von Dynamik, Anpassungsfähigkeit 
und Flexibilität gegen Regulierung und staatliche Intervention im Weiterbildungs-
bereich argumentiert, wurde von Seiten der Gewerkschaften Regulierung und staat-
liche Intervention im Weiterbildungsbereich im Interesse einer Transparenz des 
Weiterbildungsmarktes, überbetrieblicher Mobilität und Verwertbarkeit der erwor-
benen Berufsqualifikationen  vertreten. 

Angesichts dieser Situation hat das Konsensprinzip, nach dem der Staat nur tätig 
wird (z. B. bei dem Erlaß von Verordnungen für Weiterbildungsberufe),  wenn sich 
die Sozialparteien geeinigt haben, nur dann Erfolg, wenn von Seiten des Staates 
auch alles getan worden ist, um den Interessenausgleich herbeizuführen.  Die neue, 
oben skizzierte Vereinbarung der Sozialparteien, die auf diese Weise zustande 
kam, läßt sogar hoffen,  daß eine Trendwende zugunsten neuer Konturen für die 
Weiterbildung eingetreten ist. Nach wie vor bleibt jedoch die Frage offen,  wie die-
ser Konsens bei aktuellen Problemlagen (immer wieder) so rechtzeitig zustande 
kommt, daß er die Funktion öffentlicher  Verantwortung wahrnehmen kann; denn 
in der Vergangenheit wirkte sich die Handlungsabstinenz des Staates bei Dissens 
der Sozialparteien in der Regel zu Lasten der (potentiellen) Teilnehmer der Weiter-
bildung aus. 

21 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 262 
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These 7 

Im Rahmen eines konkreten  Konzepts  für  die  lebensbegleitende  Weiterbildung, 
das duale  Merkmale  besitzt,  besteht  die  Möglichkeit  einer  produktiven  „Zwischen-
lösung"  für  die  Alternative  „Regulierung/Deregulierung".  In einer  durchgängig 
dualen  Lösung bzw.  in einer  Netzwerklösung  ist  auch ein Verbund  öffentlich-recht-
licher  Korporationen,  staatlicher  Einrichtungen  und privater  Organisationen 
- und damit  öffentliche  Verantwortung  - als aussichtsreich  anzusehen. 

Die Positionen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern schließen sich in der 
Praxis nicht vollständig gegenseitig aus; dies zeigt die neue Vereinbarung vom De-
zember 1996, durch die „im Interesse der Fortentwicklung der Weiterbildung" ein 
Verfahren  zur Überführung  von regionalen Fortbildungsregelungen in bundesweite 
Verordnungen eingerichtet wird. Der gemeinsame Regelungsbedarf  in der beruf-
lichen Weiterbildung ist - so zeigt es die bisherige Entwicklung - eher punktuell 
und auf solche Zusammenhänge bezogen, in denen die Gefahr von Verstaatlichung 
und Verschulung von vornherein gering ist. Fortbildungsordnungen z. B. kommen 
diesen Wünschen entgegen, denn es handelt sich um Prüfungsregelungen ohne 
fixierte Curricula. Es geht in den von den zuständigen Stellen (überwiegend Kam-
mern) durchgeführten  Prüfungen um den Nachweis von Kompetenzen, unabhängig 
davon, wie und wo diese Kompetenzen erworben wurden. Es kommt zu einem 
Zusammenwirken von privaten Organisationen, öffentlich-rechtlichen  Einrichtun-
gen und staatlicher Verwaltung, d. h. ein Verbund, auf dem öffentliche  Verantwor-
tung im Sinne der „Triparität" beruht. 

Eine vergleichbare Konstellation ist beim dualen System vorhanden, das sich 
gegen alle Verschulungs- und Verstaatlichungsabsichten durchsetzte, weil es 
Praxisbezug und Beschäftigungsrelevanz gewährleistet. Von daher sind auch für 
die Weiterbildung immer wieder duale Lösungen angeregt worden (vgl. Schmidt, 
H. 1997a). Unter dem Aspekt der wachsenden Bedeutung integrati ver Konzepte 
für das lebensbegleitende Lernen umfassen die neueren Vorschläge nicht die Aus-
und Weiterbildung, sondern beziehen in berufsintegrierenden  Studiengängen (vgl. 
Bildungskommission  NRW  1995) auch den tertiären Bereich ein. So wird z. B. im 
„Reformprojekt  Berufliche Bildung" des BMBF von April 1997 der „Ausbau dua-
ler Aus- und Weiterbildung in Zusammenarbeit von Betrieben und Fachhochschu-
len" gefordert.  Konkrete Pläne für ein Pilotprojekt zu einem dualen Ausbildungs-
und Studiengang liegen bereits vor: In Zusammenarbeit zwischen der Hochschule 
für Technik und Wirtschaft,  der IHK des Saarlandes und des Berufsförderungs-
werks Saarland ist ein integrierter Ausbildungs- und Studiengang im Fachbereich 
Elektrotechnik entwickelt worden, der in einem dreistufigen Bildungsgang eine 
duale Erstausbildung, einen darauf aufbauenden Weiterbildungsabschluß und einen 
Fachhochschulabschluß umfaßt. 

Auch das BIBB hat einen umfassenden Vorschlag zu dieser Thematik vorge-
legt. 
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Der Β IB Β-Vorschlag für ein „eigenständiges und gleichwertiges Berufsbil-
dungssystem" nimmt die Vorstellungen einer engen Verbindung der drei Quali-
fikationsebenen von Ausbildung, Aufstiegsfortbildung  und Fachhochschule auf: 
Dabei geht es nicht nur um eine Integration der drei Qualifikationsebenen im Rah-
men der Ausbildung mit dem Ziel, den Fachhochschul-Abschluß möglichst rasch 
zu erreichen; es geht auch um eine weitergehende Reformperspektive,  in der der 
Weiterbildung das entscheidende Gewicht zukommt (vgl. Dybowski,  G. u. a. 1994; 
Pütz,  H./ Sauten  E. 1996). 

Der Vorschlag umfaßt neben der (dualen) Ausbildung auch die Aufstiegsfortbil-
dung und eine Studienstufe mit dualen Komponenten im Rahmen einer  lebensbe-
gleitenden  Weiterbildung.  Die Reformperspektive  zielt insofern auf eine vollstän-
dige Alternative zum schulisch / akademischen Bildungssystem: Beschäftigungs-
relevanz und Praxisbezug sind durchgängig gewährleistet, denn die stärkere Ver-
bindung von Arbeit und Lernen wird auf allen Ebenen hergestellt. Zugleich geht es 
aber auch um eine stärkere Verbindung von Ausbildung und Aufstiegsfortbildung, 
die tendenziell als eine Gesamtheit angesehen werden müssen: 

• Die Gleichwertigkeit der beruflichen Bildung wird nicht - wie ζ. B. beim soge-
nannten „Dritten Bildungsweg" - durch die Einmündung der beruflich Quali-
fizierten in das traditionelle Studium hergestellt. Indem die Hochschule Weiter-
bildungsfunktionen übernimmt, ergeben sich auf der Studienstufe zwischen dem 
traditionellen Studium und dem Studium neuer Art, das mit Erwerbstätigkeit 
und Praktika verbunden ist oder diese voraussetzt, fließende Grenzen. 

• Den beruflich Qualifizierten wird nach der Ausbildung eine durchgängig dop-
pelte Option ermöglicht, die sich zum einen auf betriebliche Weiterentwicklung 
(ζ. B. Lernen im Prozeß der Arbeit) und/oder zum anderen auf den Erwerb for-
maler Abschlüsse und arbeitsmarktgängiger Zertifikate auf zwei Qualifikations-
ebenen (Fortbildungsabschluß, Fachhochschulabschluß) bezieht. 

• Die Bildungszeiten konzentrieren sich nicht auf die Ausbildung und einen mög-
lichst raschen Ausbildungsabschluß, sie sind vielmehr weiterbildungsorientiert 
und damit grundsätzlich auf das gesamte aktive Berufs- und Arbeitsleben bezo-
gen. Dies schließt auch die Möglichkeit längerer Unterbrechungen des formalen 
Bildungsganges ein. Eine wichtige Voraussetzung für eine solche Flexibilität 
der lebensbegleitenden Qualifizierung ist eine weitgehende Modularisierung des 
Weiterbildungsangebots (vgl. Sauter  1995). 

Resümee 

Die Grundsatzdebatte über Regulierung / Deregulierung der Weiterbildung, die 
bis heute die Entwicklung des Bereichs hemmt, hat in eine Sackgasse geführt.  Die 
berufliche Weiterbildung ist aufgrund ihrer Differenziertheit  und komplexen Auf-

21 
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gabenstellungen ein Bereich „sui generis4', für den weder die Integration in das 
Bildungssystem als Teil staatlicher Verwaltung noch eine reine Marktlösung ange-
messene Lösungen sind. Bei der Suche nach Alternativen ist zu berücksichtigen, 
daß die Weiterbildung über öffentlich  verantwortete Rahmenbedingungen, wie 
z. B. anerkannte Abschlüsse, Transparenz des Angebots oder offenen  Zugang ver-
fügt, um den Weiterbildungsinteressenten Einfluß und Wahlfreiheit  in der Gestal-
tung „ihrer" Weiterbildung einzuräumen. 

Die quantitative Entwicklung des Weiterbildungsbereichs in den letzten 25 
Jahren hat überdeckt, daß es unterhalb der Grundsatzpositionen pragmatische 
Lösungsansätze und Perspektiven für eine lebensbegleitende Weiterbildung in 
öffentlicher  Verantwortung gibt. Im einzelnen wird z. B. nach und nach deutlich, 
daß 

- öffentliche  Verantwortung für Weiterbildung nicht mit der Eingliederung der 
Weiterbildung in die staatliche Verwaltung und Trägerschaft  gleichzusetzen ist, 

- der unvollkommene Weiterbildungsmarkt durch öffentlich  verantwortete Rah-
menbedingungen, wie z. B. Qualitätskontrolle, Verbraucherschutz, Transparenz, 
Abschlußregelungen und anerkannte Zertifikate zu koordinieren ist, 

- die in der Regel auftretende Mischfinanzierung die verschränkten Kosten- und 
Nutzenaspekte der Beteiligten zum Ausdruck bringt, 

- die verstärkte Gewichtsverlagerung zugunsten der Lernprozesse in der Arbeits-
und Lebenspraxis, die nicht schulmäßig organisiert sind, integrative Lernkon-
zepte erfordert,  die Lernen in Kursen, im Prozeß der Arbeit, in der Freizeit so-
wie in der Mediennutzung netzwerkartig verbindet. 

Schließlich zeigt die neue Vereinbarung der Sozialparteien zur beruflichen Fort-
bildung, daß das zwischenzeitlich verschüttete Verständnis von öffentlicher  Verant-
wortung, die als Verbund öffentlich-rechtlichen,  staatlichen und privaten Handelns 
fungiert  revitalisiert wird. Diese neue „Triparität" in der Weiterbildung, die aus der 
Ausbildung stammt, läßt auch weitergehende Reformperspektiven  als aussichts-
reich erscheinen, die eine durchgängig duale Lösung für Ausbildung, Weiterbil-
dung und die Fachhochschule anstreben. Die neuen Konturen für die Weiterbil-
dung setzen bei der klassischen Aufstiegsweiterbildung an, wirken sich jedoch auf 
die Anpassungsfortbildung aus, zumal die Grenzen zwischen diesen traditionell 
unterschiedlichen Funktionen unter dem Einfluß vordringender enthierarchisierter 
Arbeitsstrukturen immer fließender werden. Es besteht die Hoffnung,  daß die alte 
Forderung nach der Gleichwertigkeit von beruflicher  und allgemeiner Bildung 
endlich über die „Vision von Arbeiten und Lernen" (Schmidt,  H. 1997 a) eingelöst 
wird. 
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